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Dieses Buch behandelt die Geschichte der 
Juden in Hamburg in der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts, in einer Zeit also, 
in der die Hamburger Gemeinde eine 
der größten und bedeutendsten jüdisphen 
Gemeinden in Deutschland war. Zwei 
eng miteinander zusammenhängende 
Themenkreise stehen hierbei im Mittel-
punkt: Zum einen ist es der Prozeß der 
Emanzipation als Folge und Vollzug der 
gesetzlich garantierten bürgerlichen 
Gleichsetzung, wie er sich in der Inte-
gration der Juden in die soziale Umwelt 
und das wirtschaftliche, kulturelle und 
politische Leben Hamburgs darstellte. 
Zum anderen sind es die Probleme und 
Entwicklungen, die sich aus der Emanzi-
pation für die jüdische Gemeinschaft als 
Organisation ergeben haben. In diesem 
Zusammenhang wird der besondere Auf-
bau der Hamburger Gemeinde mit ihren 
verschiedenen religiösen Vereinigungen 
untersucht. 
Die Arbeit bietet einen wichtigen Bei-
trag nicht nur zur hamburgischen Ge-
schichte in dem genannten Zeitraum, 
sondern auch zur Geschichte der deut-
schen Juden überhaupt. ' 

HANS CHRISTIANS VERLAG 
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Vorwort 

Die vorliegende Studie ist die Überarbeitung und Erweiterung meiner 1969 
der Philosophischen Fakultät der Universität Hamburg vorgelegten Dis-
sertation, die 1970 als fotomechanische Reproduktion erschienen ist. Sie 
gründet sich vor allem auf Archivmaterial und auf sekundäre Quellen. 
Von dem Aktenmaterial des Hamburger Staatsarchivs habe ich die Se-
natsakten durchgesehen, die sich mit der rechtlichen Stellung der Juden 
und mit jüdischen Einrichtungen befassen, die Akten der politischen Poli-
zei Hamburgs über Antisemitismus und über antisemitische Vereinigungen 
und Schriften, einige Personalakten und Familienarchive. 

Die sehr umfangreichen Akten der jüdischen Gemeinde, die leider nicht 
mehr vollständig erhalten sind, konnte ich zum Teil in Jerusalem in «The 
Central Archives for the History of the Jewish People», zum anderen Teil 
im Hamburger Staatsarchiv einsehen. In ihnen findet sich das Material 
über die Emanzipation, die Neugestaltung der Gemeinde, die Kultusver-
bände, die Schulen, die jüdischen Vereine. Im Zionistischen Zentralarchiv 
in Jerusalem konnte ich einige Hinweise über die zionistische Tätigkeit 
in Hamburg finden, obwohl das wichtigste Quellenmaterial, die Unterla-
gen der zionistischen Ortsgruppe Hamburg, verloren gegangen ist. Unter 
den sekundären Quellen stehen zeitgenössische Zeitungsaufsätze, Briefe, 
Erinnerungen und Festschriften an erster Stelle. Ganz besonders wertvoll 
waren mündliche und briefliche Aussagen von Hamburger Juden, die bis 
in die Zeit des Nationalsozialismus in Hamburg gelebt haben. 

Verwertbare Sekundärliteratur hat mir nur für Einzelfragen oder Ein-
zelpersonen zur Verfügung gestanden. Eine Untersuchung über die Ent-
wicklung der Juden in Hamburg im späteren 19. Jahrhundert liegt nicht 
vor, wenn man von den in vieler Hinsicht sehr oberflächlichen Darstel-
lungen über die Rechtsstellung der Juden von Levy und Schwabacher ab-
sieht. 

Mein Dank gilt dem Staatsarchiv Hamburg und dem Zentralarchiv in 
Jerusalem für die Hilfe bei der Beschaffung von Akten und Literatur. Des 
weiteren habe ich dem damaligen Leiter des Instituts für die Geschichte 
der deutschen Juden in Hamburg, Herrn Professor Dr. H. M. Graupe, und 
den Mitgliedern des Kuratoriums, darunter besonders den Herren Dr. J. 
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Bolland, H. W. Hertz und Dr. M. Plaut, für ihre Hilfe und Beratung zu 
danken. Mein besonderer Dank gilt den vielen Juden, die vor dem Dritten 
Reich in Hamburg gelebt haben und mir mit zahlreichen Informationen 
geholfen haben. 

Danken möchte ich schließlich allen, die nach dem Erscheinen des Dis-
sertationsdruckes mit Anregungen, Hinweisen und Ratschlägen zu der nun 
vorgelegten Erweiterung und Neubearbeitung des Themas beigetragen ha-
ben. Jüdische Gelehrte und Historiker, vor allem die Herren Dr. B. Bril-
ling, Münster, Dr. E. Rosenbaum, London, und Professor Dr. J. Toury, Tel 
Aviv, haben durch viele Anregungen und Hinweise diese Neubearbeitung 
gefördert; ihnen gilt hierfür mein persönlicher Dank. Dem Leiter des In-
stituts für die Geschichte der deutschen Juden, Herrn Dr. P. Freimark, 
danke ich für verschiedene Anregungen und die Aufnahme der Arbeit in 
die Reihe «Hamburger Beiträge zur Geschichte der deutschen Juden». 
Frankfurt, April 1973 	 Helga Krohn 
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I. Einführung und Problemstellung 

Wie in anderen deutschen Staaten führte die Entwicklung in der ersten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts auch in Hamburg zur Emanzipation der Ju-
den, also zur Beseitigung ihrer rechtlichen, wirtschaftlichen und kulturel-
len Beschränkungen und zu ihrer bürgerlichen und politischen Gleichbe-
rechtigung. 

Das Streben nach Emanzipation und Assimilation, das heißt die Inte-
gration in die jeweilige Kultur und Gesellschaft, wurde von der jüdischen 
Reformbewegung getragen und von der politischen liberalen Bewegung 
aufgenommen und vorangetrieben. Die Reformbewegung trat in Hamburg 
nicht so sehr als eine theoretische, sondern vielmehr als eine praktische Be-
wegung in Erscheinung. Probleme wie die Durchbrechung der religiös-na-
tionalen Einheit, die Trennung von religiösen und nationalen Elementen 
und die Beschränkung des Judentums auf eine Religion bedurften weniger 
vorheriger systematisch-gedanklicher Lösungen, sondern wurden im Laufe 
der praktischen Verwirklichung der Assimilation überwunden. Liberale 
Juden — Kaufleute, Finanzmänner, Akademiker — übernahmen um die 
Jahrhundertwerde die Führung der Hamburger Judenschaft. Sie sahen 
sich vor die Aufgabe gestellt, aus fremden Juden jüdische Hamburger oder 
jüdische Deutsche zu machen, und bemühten sich zielstrebig, die korporati-
ve Eigenstellung und die wirtschaftliche, politische und kulturelle Sonder-
stellung der Juden zu überwinden. Durch Erziehung, Unterricht und eine 
gezielte Berufspolitik wurde in der Jugend — und zwar in erster Linie in 
der Jugend der unteren Schichten — die Bereitschaft geweckt, in alle Be-
reiche des deutschen Kultur-, Wirtschafts- und Staatslebens einzutreten. 
In andauernden Bemühungen verbesserten die Juden Schritt um Schritt ih-
re wirtschaftliche und soziale Position. 

Der Beginn der Assimilation lag in Hamburg später als in vielen anderen 
deutschen Staaten. Sie trat als bewußter und planmäßig betriebener Vor-
gang erst nach der Franzosenherrschaft, also nach 1814, in Erscheinung. Zu 
dieser Zeit hatte außerhalb Hamburgs schon eine innerjüdische Erneuerung 
begonnen, so daß sich in Hamburg beide Bewegungen ohne zeitliche Diffe-
renz verbinden konnten. Die Hamburger Reformer betrachteten neben der 
Assimilation immer als zweite Aufgabe ihrer Erziehung, den Juden Selbst- 

9 



achtung und geistige Sicherheit im Judentum zu geben, damit die Religion 
sie wirklich verbinde und sie sich nicht durch Verleugnung ihres Juden-
tums sonst versagte Rechte und Möglichkeiten erkauften. Eine Reform des 
synagogalen Gottesdienstes und damit zusammenhängende Veränderun-
gen des religiösen Lebens sollten dem assimilationswilligen Juden die Bin-
dung an die Gemeinde zugleich erleichtern und erhalten. Die Synagogen-
reform und die Gründung des liberalen Tempelverbandes warfen die Frage 
nach der Grenze der Assimilation in ihrer vollen Schärfe auf. Obwohl 
keine Einigung in dieser Frage erreicht werden konnte, kam es nicht zur 
Unterdrückung der einen oder anderen Richtung: vielmehr entstand auf 
dem Boden einer toleranten Haltung eine fruchtbare Zusammenarbeit zwi-
schen orthodoxen und liberalen Juden. 

Die Hamburger Juden verstanden die Assimilation nicht nur als inner-
jüdische Befreiung, als Öffnung der Juden zur Umwelt, sondern als be-
wußtes Hinwirken auf die Gleichstellung: Sie wollten durch die Assimila-
tion ihren Beitrag zur Lösung der Judenfrage, nämlich zur Integration 
einer Minderheit, leisten und erwarteten die Emanzipation als gerechte 
Gegenleistung für ihre Bemühungen. Diese Einschätzung und Zielsetzung 
änderte sich in den dreißiger Jahren unter dem Einfluß Gabriel Riessers.z 
Es hatte sich gezeigt, daß die Assimilation nicht in der Lage war, die außer-
jüdischen Faktoren, die den Abbau der Sonderstellung und die Einglie-
derung in Staat und Gesellschaft hemmten, zu verringern. Deshalb be-
schleunigten die Juden nach 1830 wieder die legislative Entwicklung, die 
dann 1849 mit der gesetzlichen Gleichstellung zu dem erwünschten Ab-
schluß kam. 

Das Streben der Juden nach sozialer und politischer Gleichstellung be-
gegnete in Staat und Gesellschaft hemmenden und fördernden Kräften, 
wobei in den ersten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts die hemmenden 
überwogen. Die starre, traditionsgebundene, berufsständische Hamburger 
Gesellschaft und die überaus enge Verbindung zwischen Kirche und Staat 
haben sich tiefgreifenden Änderungen widersetzt. Dem Widerstand, der 
einer vollen oder teilweisen Emanzipation entgegengebracht wurde, la-
gen unterschiedliche Motive zugrunde: Die Ämter (Zünfte) und mit ihnen 
das Kleinbürgertum widersetzten sich aus wirtschaftlichen Gründen jeder 
rechtlichen Verbesserung der Stellung der Juden; sie fürchteten die jüdi-
sche Konkurrenz. Bei den Kaufleuten spielten wirtschaftliche Motive keine 
Rolle; infolge ihrer politischen Indifferenz und aus Abneigung gegen das 
Eindringen von Juden in ihre Gesellschaftskreise unterstützten sie nicht 
aktiv die Emanzipationsbestrebungen. Die Hüter der alten Hamburger 

x Einzelheiten zu Riesser s. u. Seite 16 ff. 
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Verfassung, besonders das Gremium der Oberalten, lehnten eine Emanzi-
pation aus von ihrer Religion geprägten und ideologisch ausgeformten 
Gründen ab. Die Theorie vom christlichen Staat gebot ihnen, die enge Ver-
bindung zwischen Kirche und Staat zu erhalten. Der Rat forderte seit 1854 
eine Verbesserung der Stellung der Juden im Rahmen der bestehenden Ver-
fassung; aus Rücksicht auf die widerstrebenden Kräfte ließ er aber dreißig 
Jahre lang das Problem unerledigt. Wie unterschiedlich die gesellschaftli-
chen Gruppen auch die Ablehnung der Gleichstellung begründeten, das 
Recht, sie politisch durchsetzen zu dürfen, leiteten letztlich alle aus dem 
verschiedenen Religionsbekenntnis ab. Während die Juden sich bemühten, 
politische und bürgerliche Rechte als von der Religion unabhängige Rechte 
zu bestimmen, behielt ihre christliche Umgebung die Verbindung Volk, Na-
tion und Religion bei: Staat, Gesellschaft, Wirtschaft und bürgerliches Le-
ben sollten weiterhin in der christlichen Religion «ihr Lebens-Element und 
ihre festen Wurzeln»2 haben. Diese Grundauffassung ließ zwar eine Ver-
besserung der rechtlichen Stellung der Juden zu, wenn auch keine Gleich-
stellung, aber sie verstärkte gleichzeitig die Auffassung von dem «Anders-
sein» der Juden und hemmte damit die Bereitschaft, die Integration der 
Juden zu betreiben. 

Gefördert wurde die Emanzipation durch die liberalen Kräfte. Die li-
berale Bewegung forderte die Trennung von Kirche und Staat und die 
Freiheit des Glaubens und Gewissens. Diese Programmpunkte führten eine 
Zusammenarbeit zwischen liberaler Bewegung und jüdischer Reformbe-
wegung herbei. Sie hatte zur Folge, daß einerseits die Emanzipation ein in-
tegrierender Bestandteil der liberalen Forderung wurde, andererseits die 
jüdische Reformbewegung die übrigen liberalen Forderungen unterstützte. 
In Hamburg gewann die liberale Bewegung in den vierziger Jahren an Be-
deutung. In den Vordergrund traten diese Kräfte unter dem Eindruck der 
französischen Februarrevolution und der Bestrebungen der deutschen Na-
tionalversammlung 1848/1849. Das Frankfurter Parlament betrachtete die 
Gleichstellung der Juden als unabdingbaren Bestandteil des zu schaffenden 
Verfassungsstaates, der ein Rechtsstaat sein und den Individuen ein größt-
mögliches Maß an Gleichheit einräumen sollte. Nur einmal wurde in Frank-
furt über die Emanzipation der Juden gesprochen, als der Stuttgarter Ab-
geordnete Moritz Mohl bei der Beratung der Grundrechte einen Zusatz zu 
§ 13 beantragte. § 133 lautete: «Durch das religiöse Bekenntnis wird der 
Genuß der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte weder bedingt noch 
beschränkt. Den staatsbürgerlichen Pflichten darf dasselbe keinen Ab- 

Schreiben der Oberalten an den Senat vom 13. Januar 1845. Cl VII Lit. Lb 
No. 18 Fasc. 12 II, Nr. 71. 

3 Der § 13 hatte denselben Wortlaut wie später § 146 der Verfassung. 
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bruch tun.» Mohl beantragte folgenden Zusatz: «Die eigentümlichen 
Verhältnisse des israelitischen Volksstammes sind Gegenstand besonderer 
Gesetzgebung und können vom Reich geordnet werden. Den israelitischen 
Angehörigen Deutschlands werden die aktiven und passiven Wahlrechte 
gewährleistet.»4 Mohl hatte in der Begründung seines Antrags nicht über-
zeugen können, und nach einer eindringlichen Rede des Hamburger jüdi-
schen Notars Gabriel Riesser wurde der Antrag fast einstimmig abgelehnt. 
Artikel 13 der Grundrechte wurde unverändert in die Verfassung über-
nommen, und jede Ausnahmeregelung für Juden war damit aufgehoben 
und unmöglich gemacht. Aber die liberale Bewegung und die deutsche Ein-
heitsbewegung scheiterten: 1851 wurden von der deutschen Bundesver-
sammlung die am 21. Dezember 1848 als Gesetz verkündeten Grundrech-
te aufgehoben. Dadurch waren wieder die einzelnen deutschen Staaten zu-
ständig für die Frage der Emanzipation der Juden, und in den folgenden 
Jahrzehnten war die Emanzipation eng verknüpft mit der verfassungs-
mäßigen, politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Entwicklung der 
Einzelstaaten. Diese enge Verbindung blieb auch nach der Gründung des 
deutschen Reichs bestehen. 

Hierin liegt die eine Berechtigung für die lokale Begrenzung des The-
mas dieser Arbeit. 

Die andere liegt in der Tatsache, daß auch in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts die einzelnen jüdischen Gemeinden kaum miteinander in 
organisatorischer Verbindung standen. Mit dem Aufkommen des Antise-
mitismus und des Zionismus setzte zwar zwischen 1880 und 1900 eine jü-
dische Sammlungsbewegung ein, aber auch dann behielten sich die Einzel-
gemeinden — und besonders die Großgemeinden wie Frankfurt, Hamburg, 
Berlin und Breslau — ihre Autonomie vor. Die ersten Versuche, auf Rabbi-
nerversammlungen und später auf Synoden allgemein verbindliche Ent-
scheidungen über aktuelle jüdische Fragen zu fällen, scheiterten an inneren 
Gegensätzen. Erst in dem 1869 gegründeten Deutsch-Israelitischen Ge-
meindebund (DIGB) wurde eine begrenzte Zusammenarbeit der Gemein-
den erreicht. Im DIGB begann unter den bisher isolierten Gemeinden ein 
Erfahrungsaustausch z. B. über Verwaltungsfragen, Religionsunterricht, 
Armen- und Wohlfahrtswesen und Schulfragen. Der Bund breitete sich 
stark aus, und ihm gehörten um die Jahrhundertwende alle liberalen Ge-
meinden in Deutschland an. In Hamburg und in den anderen Großge-
meinden hat er zunächst kaum Auswirkungen gehabt. Dort wurden nach 
wie vor alle Entscheidungen unabhängig getroffen. Auch dem 1893 gegrün- 

4 Sten. Bericht über die Verhandlungen der deutschen konstituierenden Na-
tionalversammlung zu Frankfurt a. M. III, S. 75o. 
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deten «Centralverein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens» (C.V.), 
dem es in erster Linie um die Sicherung der gesetzlichen Gleichstellung der 
Juden ging, und dem 1904 gegründeten «Verband der deutschen Juden», 
der eine Exekutive der bestehenden jüdischen Organisationen in Deutsch-
land sein wollte und wiederholt vor Behörden im Interesse der Gesamtju-
denschaft auftrat, stand die Hamburger Gemeinde reserviert gegenüber. 

Erst nach dem ersten Weltkrieg traten auch die Großgemeinden aus 
ihrer Isolierung heraus. Der wachsende Antisemitismus und die zionistische 
Arbeit für Palästina, die neuen Aufgaben der Wohlfahrtspflege und das 
Problem der Ostjuden forderten eine zweckmäßige und zielsichere Orga-
nisierung aller Kräfte, und der «Hunger nach jüdischer Bildung», der um 
die Jahrhundertwende immer größer wurde, konnte in den Einzelgemein-
den nicht mehr befriedigend gestillt werden. 

Berlin wurde im Laufe des 19. Jahrhunderts die größte jüdische Ge-
meinde und entwickelte sich zu einem geistigen und einem Verwaltungs-
zentrum. Nach dem ersten Weltkrieg orientierten sich auch die Hambur-
ger Juden nach Berlin, so daß es nicht mehr gerechtfertigt erscheint, für 
die Zeit der Weimarer Republik eine lokale Gemeindegeschichte zu schrei-
ben. Der Einschnitt, den das Jahr 1918/19 in die soziale und geistige Ent-
wicklung der Juden brachte, war tief, aber er war nicht so radikal und 
nachwirkend, daß er die Entwicklung der jüdischen Gemeinden in andere 
Bahnen gelenkt hat. Ich habe mich deshalb bemüht, durch Ausziehen ver-
schiedener Linien Hinweise auf die Entwicklung der Hamburger Juden 
in der Zeit der Weimarer Republik zu geben. 

Die vorliegende Studie knüpft an meine Magisterarbeit an, in der die 
Entwicklung der Hamburger Juden von 1800-1850 dargestellt ist.5 Diese 
Arbeit endet mit dem Zeitpunkt, an dem die Hamburger Juden zu gleich-
berechtigten Staatsbürgern erklärt und ihnen die Beendigung aller konfes-
sionellen Sonderrechte in Aussicht gestellt wurde. In der vorliegenden Stu-
die wird nun der Prozeß der Durchführung der rechtlichen Gleichstellung 
mit seinen Auswirkungen beobachtet, die Erwartungen von Juden und 
Nichtjuden an die Emanzipation untersucht, und die Verflechtung der 
Juden mit der Umwelt, wie sie sich im politischen, wirtschaftlichen und 
kulturellen Bereich darstellt, analysiert. 

Ein zweiter Themenkreis beschäftigt sich mit den praktischen und gei-
stigen Problemen, die sich für die jüdische Gemeinde als Organisation einer 
Minderheit aus der Emanzipation ergaben. Die Emanzipation löste die in 
einem historischen Prozeß zwangsweise gebildete Gruppe «Juden» auf. 

5 H. Krohn, Die Juden in Hamburg i800-185o. Ihre soziale, kulturelle und 
politische Entwicklung während der Emanzipationszeit. Hamburger Studien zur 
neueren Geschichte, hrsg. v. Fritz Fischer, Bd. 9, Frankfurt 1967. 
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Diese Auflösung legte zentrifugale und zentripetale Kräfte frei, die es auf 
der einen Seite dem Individuum erlaubten, seinen eigenen Weg zu gehen, 
auf der anderen Seite zur Neuorganisation der Gemeinde mit einem viel-
fältigen Eigenleben führten. Beide Themenkreise berühren sich häufig und 
sind zeitweise ineinander verwoben, denn die Emanzipation der Juden fiel 
in eine Zeit beschleunigter sozialer Mobilität, in der die politischen, wirt-
schaftlichen, rechtlichen und gesellschaftlichen Strukturen der Hamburger 
Bevölkerung eine weitreichende Umgestaltung erfuhren. 

Es geht also in dieser Arbeit in erster Linie darum, die soziale Stellung 
und Entwicklung einer Minoritätsgruppe zu untersuchen und den Weg ein-
zelner Exponenten dieser Gruppe aufzuzeigen. Die Abgrenzung dieser so-
zialen Gruppe ist abhängig von der Begriffsbestimmung «Jude». Diese Be-
stimmung hat sich im Laufe des 19. und zo. Jahrhunderts vor allem im 
nichtjüdischen Verständnis gewandelt. Die Juden selbst und ihre Umwelt 
haben weder eine eindeutige noch eine allgemein verbindliche Definition 
dieses Begriffs gefunden. 

Die wichtigsten Kriterien, die für die Bestimmung angelegt wurden, 
sind: Geburt durch eine jüdische Mutter, Bekenntnis zum jüdischen Glau-
ben, Zugehörigkeit zum jüdischen Volkstum, Abstammung. Diesen Krite-
rien entsprachen als Kriterien für das Ausscheiden aus dem Judentum Tau-
fe und religiöse Indifferenz. Wie wenig übereinstimmend diese Kriterien 
waren, zeigte sich darin, daß zum Beispiel orthodoxe Juden nichtreligiösen 
Juden oder liberalen Glaubensjuden die Anerkennung als Juden versagen 
konnten, weil sie nicht die religiösen Bedingungen der Orthodoxen erfüll-
ten. Zionisten auf der anderen Seite konnten die Zugehörigkeit von Dissi-
denten oder von sogenannten Glaubensjuden, die das Wesentliche des Ju-
dentums allein in der Religion sahen, in Frage stellen, weil sie nicht zum jü-
dischen Volk gehören wollten. Das relevante Scheidungsmerkmal war für 
die Juden wie für die Nichtjuden die Taufe. Die Nichtjuden allerdings aner-
kannten die Taufe nicht immer als Abkehr oder nicht als vollkommene Ab-
wendung vom Judentum. Wenn sie zum Beispiel von getauften Juden 
sprachen, hielten sie die Herkunft der Einzelnen fest. Staatliche Stellen 
konnten Dissidenten, die sich nicht mehr dem Judentum verbunden fühl-
ten, zwingen, sich als Juden zu bezeichnen. Für die Antisemiten war dann 
nur noch die Abstammung entscheidend. Sie gaben den Juden keine Mög-
lichkeit mehr, sich von der Stammesgruppe zu lösen, wie sich besonders 
deutlich aus den späteren gesetzlichen Bestimmungen Hitlers entnehmen 
läßt. 

Wie es im Untertitel dieser Arbeit heißt, ist es meine Absicht, die Ent-
wicklung einer jüdischen Großstadtgemeinde aufzuzeigen. Dieser Absicht 
entsprechend liegt der Studie als wesentliches Bestimmungskriterium die 
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Zugehörigkeit zur jüdischen Gemeinde zugrunde, die durch die Geburt 

durch eine jüdische Mutter und das Bekenntnis zum Judentum gegeben wird. 

Trotz dieser Bestimmung erschien es mir gelegentlich gerechtfertigt, auch 

getaufte Juden und Dissidenten zu erwähnen, weil viele Nichtjuden wie 

auch einige Juden diese weiter als Juden betrachtet haben. Durch eine Einbe-

ziehung von Dissidenten und getauften Juden wird selbstverständlich 

weder dem später von Antisemiten und Nationalsozialisten verwendeten 

Argument der «rassischen Abstammung» das Wort geredet, noch sind die 

Vertreter dieser Gruppe im Sinne einer religiösen oder gesellschaftlichen 

Zugehörigkeit als «Hamburger Juden» anzusehen. 
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II. Die Entwicklung der gesetzlichen 
Gleichstellung der Juden 

Gabriel Riesser und die Ziele 
der Emanzipationsbestrebungen vor 1848 

Die Juliunruhen von 183o hatten die Diskussion über eine Emanzipation 
der Juden in vielen deutschen Staaten wieder in Gang gebracht. Von jü-
discher Seite wurde sie bestimmt von dem jungen Hamburger Juden Ga-
briel Riesser. Nachdem Riesser in Heidelberg und Jena als Privatdozent 
abgelehnt und ihm in Hamburg die Zulassung zur Advokatur verweigert 
worden war, stellte er sich als Lebensaufgabe, für die Emanzipation der 
Juden in Deutschland zu kämpfen. Riesser war Vertreter der jüdischen 
Reformbewegung und stand auf dem Boden des politischen Liberalismus; 
der Kampf für die Emanzipation bedeutete ihm einen Teil des Kampfes 
um Recht und Freiheit. Riessers Schriften liegen zwei grundsätzliche An-
nahmen zugrunde: i. Die Juden bilden keine Nation, sondern eine Reli-
gionsgemeinschaft. Sie wollen am deutschen Staat Anteil haben und for-
dern für sich nur Religions- und Gewissensfreiheit, 2. Der Staat hat nur 
das Recht, «die Erfüllung aller bürgerlichen Pflichten, das Tragen aller 
bürgerlichen Lasten als Bedingung an die Ertheilung bürgerlicher Rechte 
zu knüpfen ... Jedes Einschreiten der Staatsgewalt in das Gewissen und in 
die religiöse Überzeugung ihrer Unterthanen aber über jenes Ziel hinaus 
ist eine Thorheit und eine Ungerechtigkeit. Der Staat hat so wenig Recht, 
einen Glauben zu verbieten, als ihn zu erzwingen».6  

Riessers erste Schrift («über die Stellung der Bekertner des mosaischen 
Glaubens in Deutschland. An die Deutschen aller Confessionen», Altona 
5831) «bedeutete eine Epoche in der politischen Bildung und Entwick-
lung der Juden».7 Riesser rief die Juden auf, sich nicht länger mit Kon-
zessionen und Einzelrechten zufrieden zu geben, sondern die volle bür-
gerliche Gleichstellung als ein unabweisbares Recht zu fordern. Die Ju-
den sollen sich zusammenschließen, Vereine bilden, «deren Mitglieder 

6 G. Riesser, Über die Stellung der Bekenner des mosaischen Glaubens in 
Deutschland, in: Gesammelte Schriften Bd. Mt, S. 13. 

7 M. Isler, G. Riessers' Leben, S. 76. Die Schrift erschien nach 8 Wochen in ei-
ner zweiten Auflage. 
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ihren ernsten Willen aussprechen, alles zu thun, was nach ihrer besten Über- 

zeugung der Erwerbung der bürgerlichen Gleichheit für ihre Glaubens-

genossen förderlich sein kann, und, so lange der Verein besteht, d. h. so 

lange, bis dieser Zweck vollkommen erreicht ist, nicht ihren Glauben mit 

dem herrschenden vertauschen zu wollen».8  Wiederholt forderte Riesser 

die gebildeten Juden auf, nicht länger den Weg zu gehen, der kampflos 

zu einer behaglichen Existenz führt, und «den Glauben wie ein Gewand 

zu wechseln»9, sondern mitzukämpfen gegen Vorurteile, Haß, Unkennt- 

nis und Indifferenz. 
Neben das Ziel, die Juden aus ihrer demütigen und unpolitischen Hal-

tung zum Kampf zu rufen, stellte Riesser die Absicht, einsichtige Christen 

anzuregen, für die von den Juden geforderten Glaubens- und Menschen-

rechte tätig zu werden. Den Regierenden, besonders den Landtagen, legte 

er nahe, den Interessen von Einzelpersonen und Gruppen nicht länger 

nachzugeben, denn «man hat oft genug Gelegenheit, die Erfahrung zu 

machen, wie bei jedem Fortschritt, jeder Verbesserung ... einzelne Inter-

essen sich über Verletzung beklagen».i. Die Ursache für das «bei einzel- 

nen Klassen und Ständen sich offenbarende Mißbehagen gegen die Juden» 

sah er «gerade in dem unnatürlichen, verkehrten Rechts-Zustande der-

selben»=', und er war überzeugt, daß jeder einsehen wird, «daß die be- 

sondere Religion mit der bürgerlichen Thätigkeit nichts zu thun hat, ... 

wenn das einmal gesetzlich feststeht».=. 
Riessers Stimme fand ein weites Echo unter den Juden, besonders unter 

den Trägern der Reformbewegung, aber auch Orthodoxe schlossen sich 

ihm an, denn er forderte das Bürgerrecht nicht als Preis für die Assimila-

tion. Indem er den Juden Mut machte, die Emanzipation als ein ihnen 

zustehendes Recht zu fordern, für dessen Erlangung sie nichts von ihrem 

Judentum opfern durften, gab er ihnen Selbstsicherheit und Selbstachtung, 

die sie verloren hatten, aber für die beginnenden Verhandlungen in den 

Landtagen brauchten. Deshalb nannte er auch die von ihm herausgege-

bene Zeitschrift, mit der er alle Gemeinden in ihrem Kampf unterstützen 

wollte, «Der Jude»=3: der Name Jude, den viele Juden «nur recht leise 

8 G. Riesser, über die Stellung der Bekenner des mosaischen Glaubens in 
Deutschland, in: Gesammelte Schriften Bd. 11,1, S. 33. 

9 Ebenda, S. 6. 
o Ebenda, S. 67. 

Ebenda, S. 79. 
12 Ebenda, S. 79. 
13 Die Zeitschrift «Der Jude». Periodische Blätter für Religion und Gewissens-

freiheit, herausgegeben von Dr. G. Riesser, erschien 1832 und 1833 etwa vierzehn-
tägig mit Berichten und Analysen von der Behandlung der Emanzipationsfrage 
in den verschiedenen Ständeversammlungen (Baden, Kurhessen, Hannover, Preußen). 
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und immer leiser bis zur Unhörbarkeit» aussprachen, «als würde so am 
Ende alles Unrecht, alles Leiden, aller Haß, die sich daran geknüpft, ver-
gessen werden»4, sollte nicht länger verleugnet, sondern zu Ehren ge-
bracht werden. 

In Hamburg hat Riesser seine Forderungen und Vorschläge in die Tat 
umgesetzt, und er wurde dabei von Juden und Nichtjuden unterstützt. 
Seit 1834 wurden von den Vorstehern der jüdischen Gemeinde und von 
Gemeindemitgliedern unter der Mitarbeit von Riesser mehrere Denkschrif- 
ten, die Rat und bürgerliche Kollegien mit der Lage und den Wünschen 
der Juden vertraut machen sollten, sowie Gesuche um Gleichstellung beim 
Rat eingereicht. Die durch den Brand von 1842, bei dem weite Teile der 
Innenstadt zerstört wurden, aktivierte liberale Bewegung unterstützte die 
Juden mit ihren schriftlich eingereichten Reformvorschlägen. In ihnen ist 
zwar von der bürgerlichen Gleichstellung nicht die Rede, aber die staats- 
bürgerliche Stellung des Individiums wird grundsätzlich unabhängig von 
dem religiösen Bekenntnis gesehen. 

Unter dem Druck von jüdischer und nichtjüdischer Seite setzte der Rat 
die Judenfrage wieder auf die Tagesordnung. Die Ende 1844 vom Rat ge-
billigte Gesetzesvorlage sah die Zulassung zum Bürgerrecht, die Zunftfä-
higkeit, die Berechtigung zur Mitgliedschaft im Krameramt, die Zulas-
sung zu Ämtern und Ehrenämtern und die Bürgerschaftsfähigkeit für die 
Inhaber von bürgerlichen Ämtern vor. Damit war die im Rahmen der be- 
stehenden Verfassung',  mögliche Gleichstellung vorgeschlagen. Diese Ge-
setzesvorlage scheiterte am Widerspruch der Oberalten..6  «Was wollen 
die Juden?» schrieben sie dem Rat, «bürgerliche oder richtiger: politische 
Rechte, und Gleichstellung darin mit den christlichen Bürgern eines christ-
lichen Staats, herrschen, theilnehmen an der Regierung und Verwaltung 

14 Das schrieb Riesser im Vorwort zum zweiten Jahrgang seiner Zeitschrift als 
Antwort an einige Israeliten, die Anstoß an dem Namen «Der Jude» genommen 
hatten. 2. Bd., Nr. I, 2. April 1833, S. 3. 

15 Nach der bis 186o bestehenden Hamburgischen Verfassung waren die politi-
schen und die kirchlichen Verhältnisse eng miteinander verknüpft. Die Ver-
knüpfung bestand vor allem dadurch, daß alle Mitglieder der bürgerlichen Kol-
legien — Kollegien der Oberalten, der Sechziger und der Hundertachtziger —
Vertreter ihrer Kirchspiele waren und kirchliche Ämter inne hatten. Erst das 
Gesetz vom zo. Okt. 1814 hatte den Katholiken, Reformierten und Mennoniten 
die Zulassung zum vollen Bürgerrecht und damit zur Erbgesessenen Bürgerschaft 
gebracht. 1819 wurde die Wahlfähigkeit der Nicht-Lutheraner zu Mitgliedern 
des Rats beschlossen. Von den bürgerlichen Kollegien blieben sie bis 1860 ausge-
schlossen. 

16 Das Kollegium der Oberalten setzte sich aus je 3 Vertretern der 5 Kirchspiele 
zusammen; es war nach der alten Hamburgischen Verfassung das einflußreichste 
bürgerliche Kollegium. 
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des Staats, — das ist es, was überall jetzt die Juden erstreben. Sie wollen 

den christlichen Staat mitregieren, und doch Juden bleiben, wie in der Re-
ligion, so in ihrer (im Zusammenhang mit dieser Religion — sehr seltene 
Ausnahmen abgerechnet, — unzerstörbaren) Nationalität. E. E. Rath will 
zwar nur erst theilweise hierauf eingehen. Allein der National-Character 

der Juden, einmal ermuthigt, im halbbefriedigten Ehrgeiz leicht übermü-

thig, und unterstützt von überwiegender Geldmacht, wird bald das Ganze 
erstreben, und wenn es ihm gelingt, das Wesen, und die Form unseres Staa-
tes durchdringen, und nach wenigen Generazionen umgestalten ...». 

Dem Rat warfen die Oberalten vor, daß er sich «in den Augen des 

ephemeren Zeitgeistes günstig stellen wollte», zu dessen «Lieblingsforde-
rungen ... auch die sog. <Emancipation der Juden>» gehöre.0 

Diese Auseinandersetzung fand auf dem Hintergrund der Verfassungs-
kämpfe statt, und an der Einstellung zur Judenfrage trat die Einstellung 

zur Verfassungsreform deutlich hervor. Die Mehrzahl der Senatoren un-

terstützte eine gemäßigte Verfassungsreform, «eine Repräsentativverfas-

sung gemäßigten Charakters, eine gewählte Bürgerschaft mit angemesse-
ner Bevorzugung des Kaufmannsstandes, daneben ein starker Senat, das 

waren etwa ihre Verfassungsideale».18  Während die Stellung des Rats 

durch die gemäßigt liberalen Verfassungsreformvorschläge nicht grund-

sätzlich geändert werden sollte, war die Beibehaltung der bürgerlichen 
Kollegien von Anfang an in Frage gestellt. Dieser Umstand hat bewirkt, 

daß die Oberalten, obgleich sie — vor allem ihr Sekretär Dr. Ferdinand 

Beneke — seit 1818 reformfreudig waren, alle Vorschläge für eine Verfas-

sungsänderung ablehnten, weil sie aufgebaut seien, «auf den schwanken-
den Begriffen der Zeitideen».19 Der Rat war dieses Mal nicht bereit, die 

Judenfrage ruhen zu lassen. Seine weiteren Bemühungen sind durch die 
Ereignisse von 1848 überholt worden. 

Die Auswirkungen der Revolution von 1848 auf die Emanzipation 

Bei Ausbruch der Pariser Revolution und ihrer Ausbreitung nach Deutsch-

land hatte eine liberale Reformbewegung in Hamburg bereits weite Kreise 
erfaßt. Nach 1845 hatten sich ihre Forderungen verschärft, wobei eine all-

gemeine Politisierung einsetzte. Vereinigungen von wirtschaftlichem oder 

lokalem Charakter wie der «Verein der Grundeigentümer», der «Bür- 

57 Cl VII Lit. Lb No. 18 Vol 7a Fasc. 12 II Nr. 71 (Beilage zu Nr. 70). 
x8 H. Reincke, Die Kämpfe um die hamburgische Verfassung, S. '52. 
19 R. Kayser, Die Oberalten, S. 82, S. 89. 
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gerverein St. Pauli» und der «Verein zur Hebung des Gewerbestandes» 
wandten sich politischen Diskussionen zu. Neue Vereine wie der «Bil-
dungsverein für Arbeiter», der «Verein von Nichtgrundeigentümern» und 
der «Verein Hamburger Juristen» entstanden und wurden eine politische 
Macht. Die durch Mißernten hervorgerufenen Teuerungen und wirtschaft-
liche Schwierigkeiten verstärkten die Unzufriedenheit mit den bestehen-
den Zuständen. Sogar von der Erbgesessenen Bürgerschaft wurden Forde-
rungen gestellt und dem Senat Schwierigkeiten gemacht. Die Reformbe-
wegung war 1848 keine einheitliche Bewegung mehr, wie vielleicht noch 
1842, sondern die mehrjährigen Auseinandersetzungen hatten zu Parteien 
und zu Aufspaltungen in einzelne liberale Richtungen geführt. Zu den 
Punkten, in denen sich alle einig waren, gehörten die Forderungen, die in 
einem vom Kollegium der Hundertachtziger am 10. März 1848 dem Rat 
überreichten Reformprogramm folgendermaßen formuliert waren: «Po-
litische Gleichberechtigung für alle Steuerzahler. Gänzliche Trennung von 
Kirche und Staat, Unabhängigkeit der bürgerlichen und politischen Rech-
te von dem religiösen Bekenntnis».2. Die Frage der politischen Gleich-
stellung der Juden war damit enthalten in einer umfassenderen Forderung; 
selbständig tauchte sie nur vereinzelt in den Verfassungskämpfen der Re-
volutionszeit auf. Das entsprach den Vorstellungen der liberalen Ham-
burger Juden, die angeführt wurden durch G. Riesser. Sie wollten die bür-
gerliche Gleichstellung der Juden nicht durch ein selbständiges Gesetz, also 
durch eine Sonderregelung, sondern sie erstrebten grundsätzlich die Be-
freiung des Individuums von allen Vor- und Nachteilen, die Geburt und 
Religion bisher mit sich brachten. 

Bei den ersten Anzeichen des übergreifens der revolutionären Bewegung 
nach Hamburg gab der Senat der Stimmung der Bevölkerung nach; be-
reits am 1. März 1848 kündigte er die Einsetzung einer gemischten Re-
formdeputation für die Beratung der Reformen an. Am 1o. März erklärte 
er, daß er die in einer lebhaften Volksversammlung beschlossenen und von 
vielen Bürgern unterschriebenen 12 Reformpunkte zur Berücksichtigung 
empfehlen werde. Die Reformdeputation wurde am 13. März eingesetzt; 
da aber ihre Arbeiten nur sehr langsam voran gingen, wuchs die allgemei-
ne Unzufriedenheit. Seit den ersten Märztagen hatten sich wiederholt 
Straßenversammlungen und Tumulte ereignet. Viele sahen in der Einset-
zung einer Reformdeputation ein Verschleppungsmanöver und forderten 
beschleunigte Reformen. Andere äußerten ihren Unwillen über den nach-
träglich hinzugefügten 13. Reformpunkt, in dem eine zeitgemäße Umge-
staltung des Zunftwesens gefordert wurde. Diese Kreise waren es wahr- 

zo Zitiert bei H. G. Bergemann, Staat und Kirche, S. 47- 
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scheinlich auch, die vom 14. März an ihre Erregung an den Juden abrea-
gierten.== In der Stadt wurden Hetzschriften verteilt und jüdische Häu-
ser namhaft gemacht, die Geld ausgeteilt haben sollten, um die Annahme 
des 13. Reformpunktes zu erzwingen. «An dem Gerede, die Juden hät-
ten die liberale Bewegung angeregt»,22 fehlte es nicht, und von liberalen 
Politikern wurde behauptet, sie seien von Juden gekauft, um für die Eman-
zipation zu wirken.23 Die Anstifter der Judenunruhen kamen nicht nur 
aus kleinbürgerlichen Kreisen, sondern auch aus anderen konservativen 
Gruppen, die in der Gleichstellung der Juden ein «Symbol» für das Neue 
sahen.24 Aber die Angst vor einem «Straßen-Skandal»23 war zu allge-
mein, als daß die Straßenunruhen größeren Umfang angenommen hätten. 

In der revolutionären Bewegung standen einige Juden an hervorragen-
der Stelle, wie es nach ihrer Beteiligung an der liberalen Bewegung zu er-
warten war. Gabriel Riesser und Isaac Wolffson,26  beide Mitglieder des 
Juristenvereins und der «Patriotischen Gesellschaft», waren an der Aus-
arbeitung der Iz Punkte beteiligt,27 und traten in Zeitungen und Ver-
sammlungen für die Reformen ein. Riesser war in die Redaktion der 
«Neuen Hamburgischen Blätter» eingetreten, die seit 1841 als Organ der 
gemäßigten Reformpartei bestanden, und warb in ihnen für die liberale 
Bewegung.28  Nach der Aufhebung der Zensur am 9. März öffnete sich 
die Presse allen politischen Richtungen und wurde zu einem Kampfplatz 
der verschiedenen Meinungen. Auch über die Judenemanzipation setzte 
man sich nun in der Presse auseinander. Die Forderung nach Gleichstel-
lung aller, die im ersten Schwung der Revolution Ausdruck des Volks-
willens war, hatte sich sehr bald im Alltag als abstrakte Forderung erwie-
sen, so daß die Emanzipation nach wenigen Wochen bereits wieder ein dis-
kutierbares Einzelproblem geworden war. Emanzipationsfeindliche Äu-
ßerungen fielen in der Presse besonders von den Gegnern der Gewerbe-
freiheit. über die Gewerbefreiheit wurde in den Jahren 1848-5c) heftig 

21 Vgl. zum Folgenden die Tagebuchaufzeichnungen Haarbleichers J. G. 327a. 
22 G. Riesser an seinen Bruder, 19. März 1848; Ges. Schriften Bd. I, Brief Nr. 

106, S. 551. 
23 Zu ihnen gehörte der linksliberale Dr. Gallois, der in den «Hamburger Nach-

richten» die «freundliche Bitte» äußerte, ihm die Bestechungssumme, von der 
die Rede sei, endlich zuzustellen. Hamburger Nachrichten Nr. 67, 18 März 1848. 

24 Vgl. Riesser an seinen Bruder, 19. März 1848, Ges. Schriften Bd. I, Brief Nr. 
106, S. 551. 

25 Ebenda. 
26 Zu I. Wolffson s. u. S. 91. 
27 Vgl. die Schilderung Riessers im Brief an seinen Bruder vom 14. März 1848. 

Ges. Schriften Bd. I, Brief Nr. 505, S. 549. 
28 In den Nr. 14, 15 und 16 vom 5., 8. und 12 April 1848 schrieb er ein Pro-

gramm «Was wir wollen», das auch als Flugblatt verteilt wurde. 
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diskutiert. Hamburger Juden traten zusammen mit führenden Kaufleu-
ten für die Freihandelspolitik und die Gewerbefreiheit ein. Sie wollten die 
«Gleichheit der Chancen» schaffen und stießen damit auf den Widerstand 
der Zünfte und des Kramerarnts. 

Der Beschluß des Frankfurter Vorparlaments, daß zur Konstituieren-
den deutschen Nationalversammlung «jeder volljährige Deutsche ohne 
Bedingung des Standes, Vermögens und Glaubensbekenntnisses Wähler 
und wählbar sein» so11,29 gab den Hamburger Juden zum ersten Mal die 
Möglichkeit, eine aktive Rolle im politischen Leben zu spielen. Mit den 
etwa i 50o Juden3° erhielten 28 50o Hamburger das Wahlrecht. Der Se-
nat hatte zunächst allerdings eine Wahlordnung veröffentlicht, nach der 
er nur den Bürgern, Landbürgern, Schutzbürgern und Mitgliedern der is-
raelitischen Gemeinden das Wahlrecht zusprach.31 Interessanterweise 
wurden hier die Juden den Bürgern gleichgestellt, obwohl sie staatsrecht-
lich nur den Nexus des «Heimatsrechts» innehatten, wie viele andere 
Hamburger auch, die nicht Bürger waren.32 Gegen diese Wahlordnung er-
hob die öffentliche Meinung Widerspruch, weil die Nationalversammlung 
alle «volljährige(n) selbständige(n) Staatsangehörige(n)» für wahlberech-
tigt erklärt hatte. Am 16. April wurde daraufhin jedem volljährigen Ham-
burger Staatsangehörigen das Wahlrecht zuerkannt.33 Die Juden mach-
ten von dem aktiven und passiven Wahlrecht Gebrauch. G. Riesser ließ 
sich als Kandidat der Liberalen aufstellen, die Juden empfahlen ihn in 
Wahlversammlungen und Zeitungsaufrufen und wählten ihn. Riesser war 
einer der wenigen Juden, der sich in der Vormärzzeit für eine liberale deut-
sche Politik eingesetzt und dabei so viel Beachtung gefunden hatte, daß er 
in das Vorparlament berufen worden war.34 In der Wahl zur National-
versammlung konnte er in Hamburg nicht genügend Stimmen gewinnen; 
dort wurden die beiden Kaufleute Edgar Roß und Ernst Merck und der 
Jurist Dr. Moritz Heckscher, ein getaufter Jude, gewählt. Aber durch die 

29 M. Isler, G. Riessers Leben, S. 411. 
3o So viele jüdische Steuerzahler gab es 1848. Bericht über die finanziellen Ver-

hältnisse der Deutsch-Israelitischen Gemeinde in Hamburg, 1849, Tab. XXV. 
31 Lappenberg, Sammlung der Verordnungen Bd. 20 (1847-1848) S. 279 ff; 

Bekanntmachung vom 12. April 1848. 
32 Verordnungen über das Heimatsrecht v. to. Juli 1837 und 27. Februar 1843, 

Lappenberg, Sammlung der Verordnungen Bd. 15 (1837-1839), S. 94, und Bd. 
17 (1842-1843), S. 325. 

33 Lappenberg, Sammlung der Verordnungen Bd. 20 (1847-1848) S. 292/93- 
34 Außer Riesser wurden noch die Juden Berthold Auerbach (Württemberg), 

Julius Fürst (Posen—Leipzig) und Johann Jacoby (Königsberg) in das Vorpar-
lament berufen. Vgl. J. Toury, Die politischen Orientierungen der Juden in 
Deutschland, S. 62. 
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Hamburger Wahlbewegung war man im Wahlkreis Lauenburg auf Riesser 
aufmerksam geworden. Dort wurde er gewählt, in einem Gebiet, in dem 
Juden nicht einmal Wohnrecht hatten.31 

Das politische Programm, das Riesser seinen Wählern dargelegt hatte, 
war gemäßigt liberal. Seine wichtigsten Forderungen waren: Ein ständiges 
allgemeines deutsches Parlament, ein Bundeshaupt mit verantwortlichem 
Ministerium, eine deutsche Flotte und ein deutsches Heer, ein allgemeines 
Handels- und Zollsystem und ein deutsches Gesetzbuch. Dem Staatsbür- 
ger sollten persönliche Freiheiten verfassungsmäßig gesichert werden: Frei-
heit der Meinungsäußerung, Freiheit der Religion, Freiheit der Koalition 
für alle nicht strafbaren Zwecke, gleiches Wahlrecht ohne Unterschied 
des Glaubens und des Vermögens.36  In Frankfurt hielt Riesser sich zu- 
nächst zur linken Mitte, wandte sich nach den Septemberunruhen aber der 
rechten Mitte zu aus Ablehnung und Sorge vor der sich ausbreitenden ra-
dikal-demokratischen Bewegung. Er war im Verfassungsausschuß aktiv, 
denn in einer möglichst schnellen verfassungsmäßigen Festlegung der durch 
die Revolution erreichten oder erstrebten Rechte sah er die Gewähr für 
einen einheitlichen, freien deutschen Rechtsstaat.37 In der Frage des 
Staatsoberhauptes bekannte sich Riesser zum preußischen Erbkaisertum, 
und in seiner sogenannten «Kaiserrede» unterstützte er den Antrag, die 
Kaiserkrone Friedrich Wilhelm IV. zu übertragen. Er wurde zum Mit-
glied der Kaiserdeputation erwählt. Auch als sich das Scheitern der Revo- 
lution abzeichnete, blieb Riesser in Frankfurt. 

Von den Hamburger Abgeordneten in Frankfurt traten die beiden Kauf- 
leute vor allem für die Handelsinteressen Hamburgs ein, während Dr. 
Heckscher sich an der provisorischen Zentralregierung beteiligte, erst als 
Justiz-, dann als Außenminister. 

In Hamburg blieb es zunächst ruhig; man beobachtete die Entwicklung 
in Frankfurt und wartete auf die Ergebnisse der Reformdeputation. Da 
jedoch ihre Arbeiten nur sehr schleppend vorankamen, entstand neue Un-
ruhe, die sich in der Gründung zahlreicher politischer Clubs niederschlug. 
Als die Radikalen in einer Versammlung der demokratischen Vereine dem 
Senat und der Bürgerschaft den Gehorsam verweigerten, erreichte die Be-
wegung in Hamburg ihren Höhepunkt. Der Rat gestand am 17. August 

35 Einzelheiten bei Isler, Riessers Leben, S. 416/7. 
36 Zusammengefaßt bei R. Schay, Die Juden in der deutschen Politik, S. 166 f. 
37 Bezeichnend für die Entwicklung der Revolution ist, daß Riesser später, als 

die radikal-demokratische Bewegung weiter anwuchs, sogar erwog, ob es nicht 
besser sei, die politischen Rechte nach der Steuerkraft der Bürger zu verteilen. 
Vgl. seine Reden vom 19. Februar und 9. März 1849 gegen Eisenstuck, Ges. 
Schriften Bd. IV, S. 463 ff und 498 ff. 
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1848 die Einberufung einer frei gewählten konstituierenden Versammlung 
zu, und Rat und Bürgerschaft fanden sich bereit, dieser die Vollmacht zu 
erteilen, «unabhängig von Rat und Bürgerschaft die Verfassung festzustel-
len und endgültig zu beschließen».38  

In Hamburg begann nun der erste Wahlkampf; zwei Parteien standen 
sich gegenüber, der Patriotische Verein und der Liberale Wahlverein. Der 
Patriotische Verein war aus der Patriotischen Gesellschaft hervorgegangen, 
zu ihm gehörten alle Gruppen von den Konservativen bis hin zu den ge-
mäßigten Liberalen; er vertrat vor allem die Interessen des Handels und 
der Börse. Zum Liberalen Wahlverein hatten sich die gemäßigten Demokra-
ten zusammengeschlossen, die eine schnelle Verfassungsrevision forderten. 

Juden kandidierten in beiden Parteien, offenbar aber nicht bei den Ra-
dikalen; etwa 4o Juden hatten sich zur Wahl gestellt. Bezeichnend für das 
Aufgehen der Juden in der allgemeinen Bewegung ist, daß weder bei den in 
den Zeitungen veröffentlichten Kandidatenlisten, noch in der 1848 ver-
öffentlichen Schrift von Krausz, Die Wahlen zur Hamburger Constitu-
ante, Kandidaten als Juden bezeichnet sind. Während des Wahlkampfes 
hat anscheinend eine Werbung um jüdische Stimmen stattgefunden. Die am 
26. November 1848 einstimmig abgegebene Erklärung des Patriotischen 
Vereins, daß die hiesigen Juden unbedingt gleichberechtigt seien39, sollte 
wohl die Juden aufrufen, Kandidaten des Patriotischen Vereins zu wählen. 
Für die Demokraten war die Durchführung der Emanzipation Bestandteil 
ihres bereits im September veröffentlichten Wahlprogramms, in dem es u. a. 
hieß: «Wir verlangen 	2. Gleiche politische Berechtigung für alle Staats- 
Angehörigen, gleichviel welchen Standes, Glaubens und Vermögens».4° 
Aus einigen Stellungnahmen in der Presse zu der Erklärung des Patrioti-
schen Vereins geht deutlich hervor, daß viele Juden sich im klaren darüber 
waren, daß die Durchführung der Emanzipation trotz der vielen Ver-
sprechungen nicht selbstverständlich war. Sie wollten keine leeren Worte, 
sondern die Tat. So schrieb z. B. ein Jude: «Nun wohlan ihr Kaufleute 
aus dem Patriotischen Verein, leget in der Halle einen Bogen aus und unter-
zeichnet da die folgenden Worte: wir erklären hiermit, daß bei gleichen 
Fähigkeiten und Leistungen uns Lehrlinge und Commis von jüdischer Reli-
gion zur Anstellung auf unseren Comptoiren und Lagern völlig so will-
kommen sind, wie christliche».4i 

Der Ausgang der Wahl brachte dem Liberalen Wahlverein eine große 

38 H. Reincke, Die Kämpfe um die hamburgische Verfassung, ZVHG XXV, 
S. 155. 

39 M. M. Haarbleicher, Zwei Epochen, S. 324. 
40  Deutsches Reformblatt, Nr. 5o, zo. Sept. 1848. 
41 Hamburger Nachrichten Nr. 265, 6. Dez. 1848. 
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Mehrheit. Von 188 Mitgliedern der Konstituante waren 14 Juden, von 
denen einige bald eine bedeutende Stellung einnahmen. Dr. Isaac Wolffson 
stand an der Spitze des linken Zentrums; zu diesem Flügel hielt sich die 
Mehrzahl der Juden, unter ihnen die beiden Prediger des Hamburger Tern-
pelvereins, Dr. N. Frankfurter und Dr. G. Salomon, die Ärzte Dr. H. M. 
Cohen und Dr. M. A. Unna und H. S. Hertz. Führer der Linken war der 
Direktor der Israelitischen Freischule Dr. Anton R6e, der vor allem für 
die Beseitigung der Standesschulen und die Einführung der allgemeinen 
staatlichen Volksschule kämpfte. In der kleinen Gruppe der Radikalen 
war kein Jude.42 

Eine starke Aktivität der Juden in der Lokalpolitik läßt sich 1848/49 in 
allen Großgemeinden beobachten. In den ro jüdischen Großgemeinden43 
waren etwa 36o Juden politisch aktiv (im gesamten Deutschland etwa 600), 
davon kamen 63 Obo aus freien Berufen, 34 0/0 aus Bank, Handel und In-
dustrie und 3 aus anderen Berufen.44 Diese prozentuale berufliche Auf-
teilung wird etwa auch für Hamburg gelten, und zwar sowohl für die nicht- 
jüdische als auch für die jüdische Bevölkerung. Die führenden Köpfe in 
der revolutionären Bewegung waren Juristen, Ärzte, Lehrer und Kaufleute. 

Bevor die Konstituante einen Verfassungsentwurf vorlegen konnte, hat-
te die Frankfurter Nationalversammlung am 22. Dezember 1848 die 
«Grundrechte des deutschen Volkes» veröffentlicht und ihre Einführung 
den deutschen Staaten zur Pflicht gemacht. Durch Artikel 16: «Durch das 
religiöse Bekenntnis wird der Genuß der bürgerlichen und staatsbürger- 
lichen Rechte weder bedingt noch beschränkt», war die rechtliche Gleich-
stellung für ganz Deutschland beschlossen. In Hamburg wurden diese 
Grundrechte am 19. Januar 1849 durch ein «Publicandum» des Rats be-
kanntgegeben.4 Noch am gleichen Tag meldeten sich die ersten Juden, 
Dr. I. Wolffson und Dr. I. Lazarus, zum Erwerb des Bürgerrechts.46  Sie 
erhielten vom Rat, an den sie von der Wedde — der Behörde für Perso-
nenstandsangelegenheiten und die Annehmung der Bürger — verwiesen 
waren, eine ablehnende Antwort, weil er für die Zulassung der Israeliten 
zum Bürgerrecht «einige legislative Verfügungen für unerläßlich» hielt.47 
Gegen diese Meinung des Rats protestierten viele Liberale und Juden, die 

42 «Die Parteien in der constituierenden Versammlung» Reform Nr. 77, 1848. 
43 Breslau, Posen-Stadt, Königsberg, Hamburg-Altona, Köln, München, Fürth-

Nürnberg, Mannheim, Frankfurt und Berlin. 
44 J. Toury, Die politischen Orientierungen der Juden in Deutschland, S. 66/67. 
45 Hamburger Nachrichten Nr. 17 u. x8, 20. und 21. Januar 1849; Lappenberg, 

Sammlung der Verordnungen Bd. 21 (1849-1850) S. 13 f. 
46 Freischütz Nr. 7., 23. Januar 5849. 
47 Bemerkungen auf dem Gesuch von Wolffson und Lazarus an den Rat vom 

22. Jan. 1849. Cl VII Lit. Lb. Nr. 18 Vol. 7a, Fasc. 13. 
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der Ansicht waren, daß alle Artikel der Grundrechte bereits rechtsgültig 
seien. Riesser bestätigte von Frankfurt aus diese Meinung.48  Der Rat, der 
durch die immer radikaler werdende Konstituante beunruhigt war, ging 
nur sehr langsam an die Ausarbeitung der Ausführungsgesetze zu den 
«Grundrechten». Durch den Einsatz des Senators Hudtwalcker, der 
schon viele Jahre hindurch die Gleichstellung der Juden befürwortet hat-
te, wurde als einziges Ausführungsgesetz die «Provisorische Verordnung 
behufs Ausführung des § i6 der Grundrechte des deutschen Volkes in Be- 
zug auf die Israeliten» am 21. Februar 1849 durch Rat- und Bürgerbe-
schluß rechtsgültig.49 Dadurch wurde die Gleichstellung der Juden auf ver- 
fassungsgemäßem Wege im Hamburger Recht verankert und konnte nicht 
wieder rückgängig gemacht werden wie in vielen anderen deutschen Staa-
ten, als der Bundestag 1851 die Grundrechte liquidierte.s. Die «proviso-
rische Verordnung» bestimmte, daß die Mitglieder der israelitischen Ge-
meinden das Bürger-, Landbürger- und Schutzbürgerrecht gewinnen konn-
ten; sie mußten jedoch feste Vor- und Familiennamen annehmen und den 
Bürgereid leisten; sie erhielten die vollen bürgerlichen Rechte und gleichen 
politischen Rechte wie die nichtlutherischen Christen, d. h. sie konnten 
Erbgesessene Bürger werden und somit die Bürgerschaft besuchen, und sie 
konnten in den Senat gewählt werden, nicht aber in die bürgerlichen Kol- 
legien. Provisorisch war diese Verordnung in staatsrechtlicher Hinsicht 
deshalb, weil die Gleichstellung erst mit einer neuen Verfassung, die die 
bisherige Verbindung zwischen Staat und Kirche aufhob, vollkommen 
durchgeführt werden konnte. An den Gemeindeverhältnissen wurde nichts 
geändert. 

Die Konstituante beschloß ihre Verfassung am r r. Juli 1849, arbeitete 
die Ausführungsgesetze aus und legte das gesamte Material am 31. August 
dem Senat vor. Dieser Verfassung lagen die Grundrechte zugrunde und 
damit auch die Unabhängigkeit der Kirche vom Staat und die Gleichbe-
rechtigung aller Staatsangehörigen. 

48 Brief an J. A. v. Halle vom 3o. Jan. 1849. J. G. 260 b Fasc. 3 
49 Lappenberg, Sammlung der Verordnungen Bd. 2 (1849-1850) S. 27 ff. 
5o Am 22. Sept. 1851 wurde vom Senat die Bekanntmachung erlassen, daß die 

«Grundrechte des Deutschen Volkes» aufgehoben seien «insoferne nicht einzelne 
Bestimmungen derselben durch Rath- und Bürgerschlüsse für Stadt und Gebiet 
gesetzliche Kraft erlangt haben.» Lappenberg Sammlung der Verordnungen Bd. 
22 (1851/52), 5. zyi ff. 
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Die gesetzliche Entwicklung der Emanzipation bis zur 
Hamburgischen Verfassung von 186o 

Inzwischen war die Revolution gescheitert, und auch in Hamburg erstark-
te die Reaktion. Der Senat fühlte sich sicher genug, sein Wort zu brechen 
und die von der Konstituante vorgelegte weitgehende Verfassung abzu- 
lehnen. Als keine Verständigung mit den Vertretern der Konstituante her-
beigeführt werden konnte, wurde wieder eine gemischte Kommission von 
Rats- (4) und Bürgerschaftsmitgliedern (5) eingesetzt, die sogenannten 
«Neuner». Bereits am 3. November legten die «Neuner» einen revidier-
ten Verfassungsentwurf vor, der einen Kompromiß bildete zwischen kon-
servativen und radikalen Forderungen. Er legte im wesentlichen die Un-
abhängigkeit des Senats fest, beschränkte das allgemeine Wahlrecht auf 
die Bürger und setzte in die Bürgerschaft neben den aus allgemeiner Wahl 
hervorgegangenen Abgeordneten ständische Vertreter. Auch diese weit 
weniger radikale Verfassung hätte den Juden, sofern sie Bürger wurden, 
die vollen politischen Rechte zugestanden. Aber die Annahme der Ver- 
fassung wurde durch heftige Kritik aus konservativen Hamburger Krei- 
sen verzögert und dann verhindert, weil sich Österreich, Preußen und der 
Bundestag einschalteten und mit «warnender Freundesstimme» die Ab-
lehnung dieses Entwurfs und statt dessen «Einlenkung auf den heilsamen 
Weg zweckmäßiger Verbesserung der bestehenden altbewährten Verfas-
sung» forderten.st Daraufhin ruhte die Verfassungsfrage zunächst in 
Hamburg und konnte auch durch einige Anläufe 1855 und 1856 nicht 
wieder in Bewegung gebracht werden. 

Mit Beginn der «Neuen Ara» wurde die Forderung nach einer neuen 
Verfassung im Senat, in der Bürgerschaft und in den politischen Vereinen 
wieder erhoben. Eine Einigung konnte auch jetzt nicht erzielt werden. 
Deshalb wurde beschlossen, zunächst diejenigen Teile der neuen Verfas-
sung zu verabschieden, die sich mit der repräsentativen Bürgerschaft be- 
faßten, und dann der neuen Bürgerschaft und dem Senat die Ausarbei-
tung der vollständigen Verfassung zu überlassen. Damit traten die «Erb-
gesessenen» freiwillig ab. 

Hamburg erlebte seinen zweiten Wahlkampf. Wie in vielen deutschen 
Parlamenten stieg auch in Hamburg die Beteiligung der Juden stark an; 
von 185o bis zu dieser Wahl war ihnen, soweit sie nicht Erbgesessene ge-
worden waren, keine politische Betätigung möglich gewesen. 

H. Reincke, Die Kämpfe um die hamburgische Verfassung, ZVHG XXV 
(1924), S. 166. 
Der deutsche Bundestag vertrat den Standpunkt, daß auch in den freien Städten 
nach den Bundestagsgrundsätzen die gesamte Staatsgewalt in dem Oberhaupt, 
im Hamburger Fall also im Rat, vereinigt sein müßte. Ebenda. 
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In der Agitation der liberalen und demokratischen Vereine, die be-
stimmt war von den Forderungen nach einer freiheitlich demokratischen 
Verfassung und dem Hinstreben zur deutschen Nationaleinheit, standen 
Juden in der ersten Reihe. Am 6. Dezember 185.9 traten die 592 Mitglie- 
der der neuen Bürgerschaft zusammen, 84 waren in allgemeinen Wahlen 
gewählt, 48 vertraten die Grundeigentümer und 6o waren Notabeln, d. h. 
Vorsteher der Handwerkerämter und Bürger, die ehrenamtlich in Depu-
tationen und Gerichten arbeiteten. Unter den 84 aus allgemeiner Wahl 
hervorgegangenen Abgeordneten waren 9 Juden, ein zehnter, Ferdinand 
Jacobson, kam als Kommerzdeputierter in die Bürgerschaft. Alle hatten 
sich in den vergangenen Jahren unter Ausnutzung der neuen Möglichkei-
ten im Hamburger öffentlichen Leben einen Namen gemacht, vor allem 
im Bank- und Wirtschaftsleben und als Juristen.sz Drei dieser jüdischen 
Abgeordneten hatten das Vertrauen der Abgeordneten bereits so weit ge-
wonnen, daß sie in den zwanzigköpfigen Bürgerausschuß gewählt wur-
den, nämlich: Dr. G. Riesser, August Sanders und Hartwig Samson 
Hertz. 

Die umfangreiche Arbeit der Bürgerschaft wurde erleichtert durch eine 
allgemeine Kompromißbereitschaft. So konnte bereits am 28. September 
186o die neue Verfassung verkündet werden. Der für die bürgerliche und 
politische Gleichstellung der Juden und für die jüdische Religionsgemein- 
schaft entscheidende Artikel I o lautete: «Volle Glaubens- und Gewis-
sensfreiheit wird gewährleistet. — Durch das religiöse Bekenntnis wird 
der Genuß der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte weder bedingt 
noch beschränkt. Den bürgerlichen und staatsbürgerlichen Pflichten darf 
dasselbe keinen Abbruch tun. — Über die Bedingungen zur Bildung neuer 
religiöser Gemeinschaften entscheidet das Gesetz. — Die gesetzmäßig be-
stehenden und die künftig sich bildenden religiösen Gemeinschaften ver-
walten ihre Angelegenheiten selbständig, jedoch unter Oberaufsicht des 
Staates.» Damit war die legislative Entwicklung der Emanzipation zu ei-
nem Abschluß gekommen. An dem Ergebnis hatte nach 1848 niemand 
mehr gezweifelt, selbst in der Zeit der Reaktion wurde von keiner Seite 
die Aufhebung des Ausführungsgesetzes vom 29. Februar 1849 verlangt. 

In den langjährigen Verfassungskämpfen festigte sich der Anschluß der 
jüdischen Politiker an die liberalen Organisationen. Ihnen scheint die 
Mehrheit der jüdischen Gesamtbevölkerung gefolgt zu sein. J. Toury 
macht in seiner Untersuchung über den Wandel der politischen Orientie- 

52 Gewählt waren die Kaufleute: Adolph Alexander, Siegmund Robinow, Au-
gust Sanders, Samuel Israel, Hartwig Samson Hertz, die Juristen: Dr. Daniel 
Hertz, Dr. I. Wolffson, Dr. G. Riesser, der Schuldirektor A. Ree und der Kauf-
mann F. Jacobson als Kommerzdeputierter. 
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rungen der Juden für die Zeit der Reaktion und der «Neuen Ara» fol-
gende Angaben53: 

Jüdische 
Jüdische 	 Gesamt- 
Politiker 	 bevölkerung 

1850— 	1858— 	1850— 	1858- 
1858 	1866 	1858 	1866 

Konservative, Loyalisten 	3o 0/0 
Gemäßigte Liberale 	40 °/o 
Demokraten/Fortschritt 	s8 Obo 
Sozialisten 	 02 (VO 

00 °/o 
35 °/0  } 	0/  
42 °/o 77 to 
13 °/o 

6o 0/o 
35 °A,  
4 0/0  

0/0 

14 °/o 
so /o n  
35 0/0 	o5 o 

°/o 

Danach zählten sich also zwischen 1858 und 1866 77°/o aller jüdischen 
Politiker und 85 °/o der jüdischen Gesamtbevölkerung zu den gemäßigten 
Liberalen, Liberalen und Demokraten. 

Auch die Orthodoxen begrüßten die Gleichberechtigung. Sie waren 
dem geistesgeschichtlichen Prozeß der Konfessionalisierung des Judentums 
und der Identifizierung mit dem deutschen Volk nicht entgangen. Bereits 
1828 hatte der Rabbiner der Hamburger Gemeinde, Isaac Bernays, zur 
dritten Jahrhundertfeier der Verfassung ein Gesuch an den Senat ent-
worfen, in dem er die Juden folgendes stille Gebet sprechen läßt: «Leite 
den frommen menschenliebenden Sinn der väterlich verehrten irdisch dich 
vertretenden Obrigkeit dieser geliebten Stadt auch auf uns in Gnade und 
Huld, laß auch hier deinen Dienern bürgerliche Anerkennung zu Theile 
werden».54 Die Liebe zum deutschen Vaterland und die Freude darüber, 
sein Bürger werden zu dürfen, wurden «jüdisch-religiös» motiviert. Der 
Vers Jeremias 29,7 mit der Aufforderung an die in Babylon im Exil Le-
benden, sich dort niederzulassen und «der Stadt Bestes zu suchen»55 ge-
hört zu den am meisten zitierten Bibelversen jener Zeit. Anfang 1849 er-
schien im «Treuen Zionswächter», dem Organ der norddeutschen Ortho-
doxen, ein Aufsatz «Preußen und Deutschthum»56, in dem es u. a. heißt: 
«Wir haben also nun das Recht, unsere jüdische Nationalität, die nichts 
weiter ist als das religiöse Band zwischen allen Juden, die auf der ganzen 
Erde verstreut voneinander leben, zu wahren und zu schützen, und dabei 

53 J. Toury, Die politischen Orientierungen der Juden, S. 115. 

54 	G. 543 2- 
55 «Bauet Häuser und bewohnet sie, und pflanzet Gärten und esset ihre Frucht. 

Nehmet Weiber und zeuget Söhne und Töchter... und mehret euch dort und 
vermindert euch nicht, und suchet das Wohl der Stadt, dahin ich euch weggeführt 
habe, und betet um sie zum Ewigen, denn in ihrem Wohle wird euch wohl sein». 

56 5. Jg. 1849, Nr. I. Der «Treue Zionswächter» erschien von 1845-1849 in 
Hamburg, herausgegeben von dem Altonaer Rabbiner Enoch, von 1849-1855 in 
Altona, herausgegeben von Oberrabbiner Ettlinger. 
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zugleich als ein solcher Volksmann zu agiren, wie es unser Geburtsland er-
heischt. Unser religiöses Interesse liegt außerhalb unseres Bürgerthums ...» 
Am 6. Juli erschien der Leitartikel: «Des Vaterlandes Wohl zu befördern 
und für dasselbe zu Gott zu beten»57, in dem ausgeführt wurde: «Und 
fördert das Wohl des Ortes, wohin ich euch vertrieben haben bedeutet: 
a) Seid treue Anhänger eures väterlichen Glaubens, b) Wirket für des Va-
terlandes Ruhm, c) Strebet als seine Kinder anerkannt zu werden!» 

Die Durchführung der Gleichstellung 

Die praktische Ausführung der Emanzipation stand unter den Zeichen 
gegenseitiger Toleranz und hilfreichen Entgegenkommens, aber sie wurde 
durch das Hinauszögern der politischen Integrierung der Juden in die 
Hamburger Staatsangehörigen belastet. 

Zunächst einmal wurde am Sabbath nach der Verkündigung des Aus-
führungsgesetzes eine große Dankfeier der Juden veranstaltet. Außerdem 
wurde als «Denkmal... der Gleichberechtigung» ein Schillingsverein für 
Freiwohnungen gestiftet, der 1852 ein Haus mit 52 Freiwohnungen für 
«Angehörige des hamburgischen Staates ohne Unterschied der Konfes-
sion» einweihen konnte.s8  Im März 1849 öffneten sich die Hermann 
Heine- und Joseph Behrens-Stiftungen auch für Christen, wobei der Ban-
kier Carl Heine das Kapital der Hermann Heine-Stiftung um too 000 
Mark Banco erhöhte.59 

Die Juden machten von der Möglichkeit, Bürger zu werden, regen Ge-
brauch. Im Jahre 1849 erwarben 223 Juden das Großbürgerrecht und 166 
das Kleinbürgerrecht;6° bis Anfang 5852 waren etwa 600 Juden Bürger 
geworden61, also etwa 1/3  der steuerzahlenden Gemeindemitglieder. Bis 
Ende 1860 hatten 5357 Juden das Bürgerrecht beantragt 62 Darunter wa-
ren 6o8 Kaufleute, 170 Händler, 44 Lotterie-Kollekteure, 46 Agenten, 
98 Kommis, 44 Makler, 126 Handwerker (davon 59 Schneider und 54 
Schuster), 27 Fabrikanten, 25 Ärzte, 18 Advokaten und 12 Lehrer.63 

57 5. Jg. 1849 Nr. 27. 
58 Stiftungs-Artikel des am to. Juni 1849 constituierten Schillings-Vereins Art. 

: GI VII Lit. Qd. Nr. 22 Fasc. 1. 
59 M. M. Haarbleicher, Zwei Epochen S. 346. 
6o Beiträge zur Statistik Hamburgs S. 38/39. 
61 Bericht eines Weddebeamten vom 11. Mai 1852 CI VII Lit. Lb. Nr. 18, Fasc. 

14. 
62 Namen-Verzeichnis der Kommission für feste Familiennamen J. G. 368. 
63 Ebenda. 
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Voraussetzung für die Gewinnung des Bürgerrechts war, daß die Juden 
feste Vor- und Familiennamen annahmen. Sie hatten deshalb bei der Be-
antragung des Bürgerrechts zu erklären, ob sie ihren Namen beibehalten 
oder welchen neuen Namen sie annehmen wollten.64 Aus den Büchern 
der Wedde kann entnommen werden, daß die Nachnamen nur ganz selten 
verändert wurden: von den 413 Juden, die 1849 das Bürgerrecht bean-
tragt haben, haben nur 6 ihren Nachnamen geändert. Häufiger dagegen 
wurden Vornamen geändert: aus Moses wurde Moritz, aus Ruben Robert 
oder Rudolf, aus Abraham Adolph, aus Simon Siegmund, aus Josef Julius; 
manche suchten sich auch neue deutsche Vornamen; aber immerhin änderten 
von den 413 nur 51 die Vornamen, so daß die Bemerkung des Wedde- 
beamten, daß auf Grund «einer Art von Eitelkeit oder in dem Bestreben, 
die jüdische Abstammung zu verbergen»6s häufig Änderungen von Vor- 
namen vorkämen, nicht ganz zutrifft. Es deutet manches darauf hin, daß 
die Juden, die in der 1. Hälfte des 19. Jahrhunderts in ihre Umwelt hin-
eingewachsen sind, den äußeren Zeichen ihres Judeseins freier gegenüber- 
standen als ihre Väter. Dieses gilt auch für getaufte Juden. Interessante 
Dokumente für diesen Zusammenhang bietet ein Briefwechsel zwischen 
Abraham Mendelssohn-Bartholdy, der zum Christentum übergetreten 
war, und seinem getauften Sohn, dem Musiker Felix Mendelssohn-Bar-
tholdy. Der Vater machte seinem Sohn in mehreren Briefen Vorwürfe, 
weil er sich nur Mendelssohn nannte und sich auch in Zeitungen so nennen 
ließ; sogar den Vorschlag, seine Visitenkarte «Felix M. Bartholdy» druk- 
ken zu lassen, hatte der Sohn abgelehnt. In langen Abhandlungen sprach 
der Vater über die Bedeutung von Namen, und er erklärte dem Sohn: 
«Einen christlichen Mendelssohn kann es nicht geben, Mendelssohn ist 
und bleibt ewig das Judentum in der übergangsperiode».66  

Mit der Erlangung des Bürgerrechts fielen für die Juden verschiedene 
Ausschließungsklauseln: Die zahlenmäßige Beschränkung jüdischer No-
tare fiel weg.67 Die jüdischen Kaufleute waren fortan ebenfalls vom 

64  Senatsbeschluß vom 22. Jan. 1849: Cl VII Lit. Lb. Nr. 18, Vol. 7 a Fasc. 13; 
um eine derartige Bestimmung hatten die Juden selbst gebeten, da bis dahin bei 
der Namensgebung ziemliche Willkür herrschte. May gibt als Beispiel folgenden 
Fall an: der Vater heißt Jacob Moses, wobei Jacob sein und Moses seines Vaters 
Vorname ist; der eine Sohn nennt sich mit Nachnamen Moses, der 2.... Jacob, 
der 3.... Jacobsohn, der 4.... Jacobsen. (Brief vom 19. Jan. 1849. Cl VII Lit. 
Lb. Nr. 18, Vol 7 a Fasc 13) Aufs Ganze gesehen hatten die Juden bereits in der 
x. Hälfte des 19 Jahrhunderts feste Namen angenommen. 

65 Bericht eines Weddebeamten vom 11. Mai 1852, Cl VII Lit. Lb. Nr. x8, Vol. 
7 a Fasc. 14. 

66 Vgl. hierzu J. Jacobson, Von Mendelssohn zu Mendelssohn-Bartholdy. In: 
Leo Baeck Institute Year Book V (196o), S. 251-261; Zitat S. 258. 

67  Sammlung der Verordnungen der freyen Hansestadt Hamburg Bd. XVI, S. 
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Stader Zoll befreit.68  Am 22. Februar 1849 wurde im «Ehrbaren Kauf-
mann», der Standesorganisation der Kaufleute, mitgeteilt, daß künftig 
«die Beschränkung der bestehenden Börsensaals-Ordnung, wonach nicht-
christliche Kaufleute vom Besuche der Versammlung des E. K. (Ehrbaren 
Kaufmanns) ausgeschlossen seien, wegfalle.» Gegen diese Erklärung er-
hob sich kein Widerspruch wie bei den Anträgen in früheren Jahren.69 
Vier Wochen später wurden die ersten Juden in das Krameramt, dem 
zunftähnlichen Zusammenschluß des Kleinhandels, aufgenommen, denn 
ausgeschlossen vom Krameramt waren nur «diejenigen Religionsverwand-
ten, die das Bürgerrecht nicht erlangen können»?. Mit der im Mai 1849 
in Kraft getretenen neuen allgemeinen deutschen Wechselordnung fiel das 
Vorrecht der Hamburger Ordnung weg, daß Juden am Sonnabend keine 
Wechsel zu schreiben oder anzunehmen brauchten?' 

Schwierigkeiten bereitete die Aufnahme der Juden in die Zünfte. In der 
Kaufmannsschaft und unter den Juristen war die Zusammenarbeit mit 
jüdischen Kollegen bereits so gut und eng, daß es tatsächlich nur des ge-
setzlichen Drucks bedurfte, um die Aufnahme durchzuführen. Anders war 
es bei den Zünften. Die Konkurrenzangst der Handwerker und ihre Furcht 
vor Neuerungen hatte in dem Maße zugenommen, wie sich ihre wirt-
schaftliche Sicherheit verringert hatte. Die Bereitschaft der Zünfte, nun 

69: Rat- und Bürgerschluß vom 25. 5. 1840, betr. Erwählung von 1 oder 2 isra-
elitischen Notaren. 

68 Hamburger Bürgergut — das ist Gut «das bei Passirung der Zollinie eigen-
thümlich» Hamburger Bürgern gehört — auf Hamburger Bürgerschiffen — das 
sind Schiffe, die mindestens zu 5/8 im Besitz Hamburger Bürger sind — war vom 
Stader Zoll befreit. Gesuch der Elbe Humber-Dampfschiffahrtsgesellschaft an 
den Rat vom 18. Febr. 1848. Cl VII Lit. Lb. Nr. 18, Vol. 7 a Fasc. 12 II. 

69 Brief von Dr. Soetbeer an Hudtwalcker. Cl VI Lit. Lb. Nr. 18, Vol. 7 a 
Fasc. 13. 

7o General-Reglement für die Hamburgischen Amter und Bruderschaften § 37; 
1835 (1840). 

71 Allgemeine Deutsche Wechselordnung vom 24. Nov. 5848. Lappenberg, 
Sammlung der Verordnungen Band 20 (1847/48), 5. 500-539. In der alten 
Hamburger Wechselordnung lautete Art. 13: «Wann Wechsel-Briefe auf hiesi-
ge Juden an einem Sonnabend oder andern der Juden Fest Tage ankommen, sol-
len die Juden zwar an solchen Tagen unmolestiret bleiben, aber dennoch schul-
dig seyn, wann die Wechsel-Briefe nach Sicht lauten, von dem dato, daß sie hier 
angekommen, zu acceptiren» (Sammlung der Hamburgischen Gesetze und Verfas-
sungen, 6. Teil, 1768, S. 382). Jüdische Kaufleute hatten bereits 1844 erklärt, 
daß sie bereit seien, auf dieses Vorrecht zu verzichten, und viele machten keinen 
Gebrauch davon, aber der Gemeindevorstand bestand auf Beibehaltung, weil 
«es die bestehenden religiösen Gesetze nicht erlauben, daß ein Jude an Sabbath-
und Feiertagen schreibe und Zahlungen mache oder empfange» (Brief an den 
Rat vom 2. April 1844. Cl VII Lit. Lb. Nr. 18, Vol. 7 a Fasc. 12 I); er wollte da-
mit eine weitere Vorleistung der Juden verhindern. 

32 



Juden aufzunehmen, nachdem man sie sich so lange hatte fernhalten kön- 
nen, war nicht sehr groß. Hinzu kamen praktische Schwierigkeiten der 
jüdischen Handwerker, denen meistens das Geld für den Erwerb des Bür- 
gerrechts fehlte, und die oft nicht mehr in der Lage waren, das geforderte 
Meisterstück anzufertigen. In Art. 5 der «Provisorischen Verordnung» 
war verfügt, daß Juden bei Amtsmeistern eingeschrieben werden konn-
ten. Eine Regelung wegen des Arbeitens am Sabbath und an jüdischen 
Feiertagen sollte jeweils bei der Einschreibung erfolgen. Jüdische Gesellen 
konnten zugelassen werden, sie mußten dasselbe leisten wie christliche Ge-
sellen, die außerhalb des Amts gearbeitet hatten.72 Kein christlicher Mei-
ster konnte gezwungen werden, einen jüdischen Gesellen anzunehmen, 
und kein Jude konnte gezwungen werden, bei einem christlichen Meister 
zu arbeiten. Im übrigen sollten die Vorschriften des General-Reglements 
der Ämter und Zünfte auf jüdische Zunftgenossen Anwendung finden. 

Diese Übergangsregelung ist wahrscheinlich deshalb getroffen worden, 
weil die Juden noch nicht verpflichtet waren, das Bürgerrecht zu gewin-
nen. In den Überlegungen, die in dem Schriftstück «Forderungen, die der 
Staat zu machen haben würde, um das Verhältnis der Israeliten in Ham-
burg definitiv zu ordnen», festgehalten sind, wurde vorgesehen, daß jü- 
dische Gesellen zu christlichen Meistern in Arbeit gehen und von diesen in 
Arbeit genommen werden mußten.73 Gleichzeitig wurde vorgeschlagen, 
für die Israeliten, die schon ein zünftiges Gewerbe ausübten, Übergangs-
vereinbarungen mit den Zünften zu treffen. Dieser Vorschlag wurde von 
den Gemeindevorstehern sehr begrüßt, die große Schwierigkeiten für sol- 
che jüdischen Handwerker voraussahen, die mit jüdischen Gesellen arbei-
teten, aber keine Meister waren. Das waren in erster Linie Schneider und 
Schuster, und beide Amter machten denn auch Schwierigkeiten bei der 
Aufnahme, bis 18 54 unter Vermittlung von Senator Hudtwalcker, der 
Patron des Schneideramts war, ein Vergleich erreicht wurde, dem 1856 
ein ähnlicher mit dem Schusteramt folgte. Die Kosten für das Bürgerrecht 
wurden vom Senat und von der Kämmerei ermäßigt und zum größten 
Teil von der Gemeindekasse urid dem «Verein zur Beförderung nützli-
cher Gewerbe unter den Israeliten» getragen. Die jüdischen Schneider 
brauchten kein «eigentliches Meisterstück» anzufertigen, aber sie mußten 
«eine Probe ihrer Fähigkeit zur Schneider-Arbeit dadurch ablegen, daß 

72 Vgl. 5 64 des General — Reglements. 
73 Art. 4. Cl VII Lit Lb. No. 18, Vol. 7 a Fasc. 14. Dieses Schriftstück wurde 

aufgesetzt anläßlich der Einsetzung einer Kommission von 3 Ratsherren und 2 
Gemeindevorstehern zur Vorbereitung eines Gesetzes über die jüdischen Sepa-
ratverhältnisse. Es ist ohne Datum, muß aber 1852 entstanden sein. Haarbleicher, 
Zwei Epochen, S. 355 ff. 
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jeder von ihnen zwei Stunden lang an mitzubringender Schneiderarbeit 
arbeitet, welche Arbeit von dem dazu bestehenden Comite geprüft 
wird».74 In diesem Vergleich wurde ebenfalls festgelegt, daß «kein christ- 
licher Meister sich weigern darf, einen jüdischen, noch ein jüdischer Mei-
ster einen christlichen Gesellen in Arbeit zu nehmen.»7s Vereinbarungen 
über die Arbeit am Sabbath und an den Feiertagen blieben weiterhin den 
einzelnen überlassen.76  Infolge dieses Vergleichs wurden 52 jüdische 
Schneider und 1856 durch einen ähnlichen Vergleich 35 Schuster zünftige 
Meister.» Das Maleramt hatte schon Ende 1852 Juden aufgenommen.78  

Wie sich die Zusammenarbeit im einzelnen entwickelte, ist nicht be-
kannt. Die Aufnahme der Juden in die Zünfte fiel in eine Zeit, in der die 
Bedeutung der Zünfte sehr abgenommen hatte, und mit der Einführung 
der Gewerbefreiheit 1863 wurde ihre Exklusivität gesprengt. Die jüdi-
schen Handwerker werden auch weiterhin in erster Linie für Juden gearbei- 
tet und kaum einen wirtschaftlichen und sozialen Gewinn von der Auf-
nahme in die Zünfte gehabt haben. Ein Gesuch der jüdischen Maler an die 
Gemeindevorsteher mit der Bitte, bei Arbeiten, die die Gemeinde zu ver-
geben habe, zuerst Juden mit Aufträgen zu versehen, kann sicher für die 
Stellung der meisten jüdischen Handwerker stehen: «Wenn nun gleich 
die Emanzipation der Juden bereits erreicht worden ist, so würden den- 
noch die jetzt lebenden zünftigen Bauhandwerker, ohne das bestehende 
Wohlwollen ihrer Glaubensgenossen bald aufhören müssen, als solche zu 
existieren und die Freude über die gegenwärtige Errungenschaft kann 
sich bei uns nur in Hinblick auf unsere Kinder in dem Maße ändern, als 
wir zu hoffen berechtigt sind, daß dieselben in innigerer Verbrüderung 
mit unseren christlichen Mitbürgern leben werden, als dieses jetzt bei uns 
der Fall ist.»79 

In dem Zeitraum von der «Provisorischen Verordnung» 1849 bis zum 

74 Vergleich mit dem Schneideramt von i r. Aug. 1854 Art. 3. J.G. 26o c Fasc. r. 
Einzelheiten zu der Lage der jüdischen Schneider in Hamburg sind enthalten in 
dem Aufsatz von J. Toury, Die jüdischen Schneider Hamburgs 1848-1834-
Toury kommt aufgrund einer genauen Analyse der vorhandenen Listen des «Is-
raelitischen Kleidervereins» zu der Vermutung, daß ein Teil der jüdischen Schnei-
der für Großunternehmen arbeitet, von denen sie finanziert und mit Stoffen und 
Zutaten beliefert wurden. Diese standardisierte Tätigkeit im Konfektionswesen 
würde erklären, warum die Mehrzahl dieser Schneider sich nicht in der Lage sah, 
ein Meisterstück anzufertigen. 

75 Ebenda Art. 5. 
76 Ebenda. 
77 Vergleich mit dem Amt der Schuhmacher vom 17. Mai 1856. J. G. 260 c 

Fasc. r. 
78 J. G. 26o b Fasc. 3. 
79 Gesuch der jüdischen Maler vom Oktober 1849, J. G. 26o c. Fasc. 2. 
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Gesetz von 1864, das die Verhältnisse der Juden endgültig regelte, hatten 
sie in mancher Hinsicht gegenüber anderen Hamburger Einwohnern Vor-
teile: Sie konnten z. B. Grundstücke erwerben, ein Bankkonto eröffnen, 
ein selbständiges Geschäft einrichten und heiraten, ohne das Bürgerrecht 
zu erwerben. Diese bevorzugte Stellung hat zu manchen Angriffen Anlaß 
gegeben. Hauptangriffspunkt war das Recht der Gemeindevorsteher, 
über die Aufnahme fremder Juden zu entscheiden, und die Festlegung, 
daß die in die Gemeinde Aufgenommenen eo ipso Anrecht auf Bürger-
rechtsgewinnung hatten. Die Nichtjuden, besonders auch die Ämter und 
Zünfte, fürchteten eine verstärkte jüdische Zuwanderung nach Hamburg 
wegen dieser günstigen rechtlichen Stellung. Der Registrator May konnte 
nachweisen, daß diese Befürchtung unbegründet war und daß die Ge-
meindevorsteher nach wie vor die Vermögensverhältnisse derjenigen, 
die aufgenommen werden wollten, genau überprüften; gleichzeitig 
betonte er die wirtschaftliche Bedeutung vieler zugewanderter Fami-
lien.8. Die Gemeindeältesten sahen die Schwierigkeiten und waren bereit, 
ihr Recht aufzugeben, aber nicht bevor die Frage der Armenversorgung 
geregelt war. Die Gemeindeältesten waren 1734 und 1 754 ermächtigt wor-
den, Juden, die sich in Hamburg niederlassen wollten, auf ihre persön-
lichen Verhältnisse und ihre «Handthierung» hin zu prüfen.s. Da die 
Juden für die Versorgung ihrer Armen selbst verantwortlich waren, mach-
ten sie von diesem Recht regen Gebrauch und nahmen im allgemeinen nur 
Juden auf, die beruflich tätig waren und sich selbst ernähren konnten von 
einem Beruf, den sie in Hamburg ausüben konnten. Hudtwalcker wollte 
in dieser Frage keine Sonderregelung, wurde aber dazu gezwungen, weil 
der Senat die Gesamtregulierung zurückstellte.82 Nach fast zweijährigen 
Verhandlungen wurde endlich ein Kompromiß erreicht: Künftig mußten 
das Einverständnis der Wedde und des Gemeindevorstands bei der Auf-
nahme fremder Juden vorliegen und Gemeindemitgliedschaft und Bür-
gerrecht gleichzeitig erworben werden,83 wobei der Gemeindevorstand 
weiterhin die Vermögensverhältnisse prüfen durfte.84 Juden, die sich nur 

8o May weist u. a. auf Mecklenburger Familien hin, die sich in den 183oer Jah-
ren in Hamburg niederließen, den Wollhandel nach Hamburg zogen und in Auf-
schwung brachten; er nennt die Familien Arndt, Engel, Löwenthal, Arnold, Be-
rendt, Lippert. Brief an Hudtwalcker vom 26. Febr. 1852. Cl VII Lit. Lb. Nr. 18, 
Vol. 7 a, Fasc. 14. 

81 H. Levy, Die Entwicklung der Rechtsstellung der Hamburger Juden, S. 25. 
82 Senatsbeschluß vom 24. März 1852, Cl VII Lit. Lb. Nr. 18, Vol. 7 a, Fasc. 14. 
83 Regulativ vom 23. Januar 1854. Lappenberg, Sammlung der Verordnungen 

Bd. 24 (1854), S. 3 ff. 
84 Ergänzender Senatsbeschluß vom I 2. Aug. 1857. Cl VII Lit. Lb. Nr. 18, Vol. 

7 a Fasc. is. 
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zeitweilig in Hamburg aufhielten, kein eigenes Geschäft betrieben und 
nicht heiraten wollten (namentlich Handlungsgehilfen, Gesellen, Arbei-
ter, Dienstboten), wurden der allgemeinen Fremdenpolizei unterstellt. Seit 
dieser Regelung scheint die Aufnahme von Juden keine besonderen 
Schwierigkeiten mehr gemacht zu haben. Nach 1864 hatte die jüdische 
Gemeinde nichts mehr mit der Aufnahme fremder Juden zu tun, weil die 
Staatsangehörigkeit danach unabhängig von der Gemeindeangehörigkeit 
war. 

In vielen Gemeinden wurde der Grad der Verwirklichung der Emanzi- 
pation an zwei Punkten abgelesen: Der Eidesformel und der Zulassung 
von Mischehen. Bei der Gewinnung des Bürgerrechts sollten die Hambur- 
ger Juden den Bürgereid «more judaico» ablegen, d. h. mit der Formel 
«Bei dem wahren Gott Adonai», wobei sie die rechte Hand auf den De-
kalog (I° Gebote) einer hebräischen Bibel zu legen hatten. An dieser Ei- 
desformel haben viele Juden Anstoß genommen, und es wurde eine Be-
schwerde nach der anderen eingereicht. In der Konstituante hatten alle 
Abgeordneten, also auch die 14 Juden, den Eid mit der Formel: «So wahr 
mir Gott helfe» beschlossen, und diese Formel wollten die Juden nun auch 
für den Bürgereid und für sonstige Eide haben.8s Am 29. Juni 1849 wur- 
de ein Rat- und Bürgerschluß über die neue Eidesformel gefaßt, nach der 
die Eidesformel «ohne Rücksicht auf die Confession des Schwörenden, all- 
gemein lauten (soll): So wahr mit Gott helfe.»86  

Bei der Regelung der Mischehenfrage traten bei Juden und Christen 
größere Schwierigkeiten auf. Grundsätzlich war diese Frage schon vor 
1849 geklärt: Das Große Sanhedrin von Paris 1806/787 hatte erklärt, 
«daß das jüdische Gesetz die Ehe mit Monotheisten, namentlich Christen 
und Mohammedanern nicht verbietet, daß jedoch die Lehre der Rabbinen 
dagegen sei, weil zur kirchlichen Schließung der Ehe gewisse religiöse 

85 Briefe vom Febr. und März 1849, Cl VII Lit. Lb. Nr. 18, Vol. 7 a, Fasc. 13. 
86 Lappenberg, Sammlung der Verordnungen Bd. 22 (1849/50), S. 98 ff. Die-

sem Beschluß lag die liberale Idee von der religiösen Neutralität des Staates und 
der Gleichberechtigung aller zugrunde — Hudtwalcker äußerte scharf: «Wir 
haben, hauptsächlich ihnen (den Juden) zu Gefallen, in dieser Hinsicht den Cha-
rakter eines christlichen Staats aufgegeben» (Relation vor dem Senat, 25. Sept. 
1850, Cl VII Lit. Lb. Nr. 18, Vo. 7 a, Fasc. 14) —, trotzdem durften die Men-
noniten und Quäker weiterhin an Stelle des Eides mittels Handschlag und der 
Erklärung «bei Mannes Wahrheit» die Wahrheit bezeugen. 

87 Napoleon wollte die in einer jüdischen Notabeln-Versammlung 1806 gege-
bene Versicherung, daß die religiösen Gesetze des Judentums grundsätzlich mit 
denen des Staates zu vereinbaren seien, durch die jüdischen Geistlichen bestätigt 
haben. Deshalb berief er — anknüpfend an die altjüdische Tradition — das Gro-
ße Synhedrion (le grand Sanhedrin) nach Paris, das aus 46 Rabbinern und 25 
Laien bestand. W. Kampmann, Deutsche und Juden, S. 124/125. 
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Feierlichkeiten gehören, die nur für den Glaubensgenossen bindend sind. 
Dehalb könne zwar kein Rabbiner diese Ehe kirchlich einsegnen, aber auch 
denjenigen, der solche auf bürgerliche gültige Weise schließt, nicht aus der 
jüdischen Kirchengemeinschaft getreten erklären.88  Auf diese Entschei-
dung beriefen sich die liberalen Juden, und auch der Hamburger Rabbi-
ner Bernays teilte 1832 und 1843 in Gutachten mit, daß «bürgerliche 
Ehen zwischen Juden und Christen . . . in Folge dogmatischer Beschlüsse 
des vormals kaiserlichen Sanhedrin ... nichts jüdisch-ungesetzliches in-
volviren», daß sie aber ohne Zivilehe nicht durchführbar seien.89 Es 
wurde zwar nie die Bitte um Zulassung von Mischehen geäußert, aber bei 
jeder Diskussion über die Emanzipation wurde auch diese Frage berührt. 
Eigenartigerweise äußerten sich die Juden nirgends über das Bekenntnis 
der Kinder, obwohl gerade diese Frage Schwierigkeiten aufwarf. Nach 
rabbinischem Recht ist Jude, wer von einer jüdischen Mutter geboren ist. 
Deshalb waren die orthodoxen Juden nicht in der Lage, Kinder aus Misch-
ehen, in denen die Frau Christin war, als Juden anzuerkennen, auch wenn 
sie im jüdischen Glauben erzogen werden sollten. Der Senat holte für die 
Frage der Mischehen ein Gutachten des Geistlichen Ministeriums, der 
obersten Hamburger Kirchenbehörde, ein. Die Hamburger Geistlichen 
lehnten mehr aus praktischen Erwägungen als aus theologischen Gründen 
die Mischehe ab und forderten, wenn sie zugelassen würde, die christliche 
Erziehung für alle Kinder aus Mischehen.90  Hudtwalcker teilte die Mei-
nung des Geistlichen Ministeriums; er wollte dem Senat das Recht geben, 
in besonderen Fällen Mischehen zuzulassen,91  aber an der Bedingung der 
christlichen Erziehung im bestehenden christlichen Staat wollte er unbe-
dingt festhalten. Senator Gossler trat dafür ein, die Bedingung der christ-
lichen Erziehung fallenzulasen, «da kein Zwang ausgeübt werden soll 
und der Staat sich aus den Glaubensdingen möglichst weit heraushalten 
soll».91  Der Senat stimmte schließlich der Meinung Gosslers zu. 

So war die Lage 1849, als die Mischehenfrage wieder zur Debatte ge-
stellt werden mußte. Der Senat schickte dem Gemeindevorstand Anfang 

88 P. M. des Gemeindevorstands auf Anfrage von Hudtwalcker vom B. Dez. 
1843, J. G. 739 2,- 

89 Gutachten für das Vorsteher-Kollegium vom 3o. April 8832. J. G. 543 a. 
90 Gutachten vom 23. April 8844. Cl VII Lit. Lb. Nr. 18, Vol. 7 a, Fasc. 82 I. 

Der Taufzwang für Kinder aus Mischehen bestand in den meisten Ländern, in 
denen diese erlaubt waren, z. B. Weimar und Dänemark. 

98 8847 lebten in Hamburg 16 Ehepaare in Mischehe, die im Ausland geschlos-
sen waren und in Hamburg von staatlicher und kirchlicher Seite als illegal galten. 
Aufstellung der Registratur der jüdischen Gemeinde vom 19. Nov. 8847. Cl VII 
Lit. Lb. Nr. 18, Vol. 7 a, Fasc. 82 II. 

92 Mai 8844, Cl VII Lit. Lb. Nr. IS, Vol. 7 a, Fasc. 12 I. 
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Juni 185o einen Entwurf, der eine große Unruhe unter den Juden hervor-
rief. In ihm war festgesetzt, daß Kinder aus Mischehen nur auf die Erklä-
rung der Eltern hin, die Kinder im Judentum erziehen zu wollen, als Ju-
den in die Gemeinderegister eingetragen werden sollten, und daß eine 
Witwe christlichen Glaubens Mitglied der jüdischen Gemeinde bleiben 
sollte. In einem Gesuch mit ca. 700 Unterschriften baten die Juden, die 
jüdischen Gesetze stärker zu berücksichtigen; nur 165 Juden unterstützten 
in einem Brief den Senatsvorschlag. Der Senat gab den jüdischen Beden-
ken nach, denn seine Vorschläge waren weniger grundsätzlichen Erwä-
gungen entsprungen als dem Widerstand der Kirche, die auch nicht ohne 
Bedingungen Kinder aus bürgerlichen Mischehen aufnehmen wollte. Durch 
die Verordnung vom 25. September 1851 wurde die Mischehe zwischen 
Christen und Juden in Hamburg erlaubt. Die Kinder aus solchen Ehen 
wurden als eheliche Kinder anerkannt; über die religiöse Erziehung der 
Kinder wurde festgelegt, daß die Eltern bei der Geburt eines Kindes an-
geben müßten, in welchem Glauben es erzogen werden sollte.93 Von dem 
neuen Recht wurde zunächst nur zögernd, dann jedoch sehr intensiv Ge-
brauch gemacht. Es war für viele der höchste Ausdruck der Gleichstel-
lUng.94 

Die Zulassung der Ziviltrauung in Hamburg (Gesetz über Eheschlie-
ßung und Geburtsregister vom t. Juli 1861) und die Einführung von Zi-
vilstandsregistern (Gesetz über Civilstandsregister und Eheschließung 
vom 17. November 1865) beseitigten die letzten formalen Schwierigkei-
ten. 

Fast 15 Jahre hat sich die Durchführung der Emanzipation hingezo-
gen, und gerade diese Jahre haben die folgenden Worte des Gemeindese-
kretärs Haarbleicher bestätigt: «Es war eine während des damaligen Ge-
witters aus der Hülse gesprungene, übrigens schon völlig zeitige Frucht, 
ein ausgetragenes Kind, dessen Geburt, von unrichtiger Lage verzögert, 
durch einen heftigen Anstoß nur beschleunigt ward. Wäre das nicht der 
Fall, so hätte die neue Errungenschaft das Schicksal so mancher anderen 
geteilt.»93 Die Schwierigkeiten bei der Durchführung haben die staatli-
che und die jüdische Seite ernüchtert. Manches harte Wort ist im Senat 
gegen das Drängen der Juden und ihre Unzufriedenheit mit dem Erreich-
ten gefallen; die Juden haben sich über die Vorsicht des Senats beschwert, 
und Haarbleicher äußerte sich z. B. 1855 recht scharf darüber, daß noch 
kein Jude zu einem bürgerlichen Amt berufen sei: «Obwohl nun alle bür- 

93 Lappenberg, Sammlung der Verordnungen Bd. 22 (1851/52), S. 389 ff. 
94 Statistische Angaben s. Kapitel IV dieser Arbeit. 
95 M. M. Haarbleicher, Aufzeichnungen J. G. 260 b; ähnlich in: Zwei Epochen, 

S. 318. 
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gerlichen, ob mit Ehre, ob mit Gelde salarirten Aemter dem Juden offen 
standen, ist doch bis 1855 blos ein einziger Jude zu einem Ehrenamte, 
nämlich zum Commerzbürger gewählt ... Sonst ist weder der geringste, 
und sei es ein Nachtwächterdienst, noch die Charge eines Bürgeroffiziers 
einem Juden zu Theil geworden.»96  

Die Verfassungsverhandlungen 1859/6o riefen neue Begeisterung und 
neue Hoffnung hervor. Der Hamburger Verfassungsstaat nach 186o war 
festgelegt auf der Basis der Gleichheit aller Menschen und der Gleichstel- 
lung der Religionsbekenntnisse. Die Idee des christlichen Staats war aus 
der Verfassung verdrängt, und die langerstrebte Möglichkeit: «Freie Bahn 
dem Tüchtigen» schien rechtlich verankert. Alle jüdisch-deutschen Son-
derprobleme schienen ihre Existenzberechtigung verloren zu haben. Der 
1848 in der Deutschen Nationalversammlung von Riesser vertretenen The-
se, daß das Judentum «in bürgerlicher Hinsicht nichts will als in Deutsch-
land aufgehen»97, war eine rechtliche Möglichkeit eröffnet. 

Das Jahr 1849 war für die Hamburger Juden zu einem Wendepunkt 
ihrer sozialen Entwicklung geworden. Ihre Dankbarkeit und ihre Zu-
kunftshoffnung hat der Altonaer Arzt Salomon Ludwig Steinheim in ei-
nem Brief an Meyer Isler in Hamburg treffend zum Ausdruck gebracht: 
«Jetzt ist es doch eine Ehre und eine Freude, ein Deutscher zu heißen, 
wenigstens fängt es an eine zu sein. Sonst war es ja namentlich für unser- 
einen so ganz anders. Von einer Seite hatten wir ein Vaterland, großartig 
wie wenige. Ein Land, das unsere geistige Natur war, uns in den Wissen- 
schaften und Künsten frei auferzog, aber wir durften es nicht das unsere 
heißen ... Gottlob, daß sich das geändert hat. Wir sind vollständig adop-
tiert und demnächst hoffe ich von Ihrem Senate, daß er ein würdiges Mit-
glied der Judengemeinde in seiner Mitte zählt.»98  

96 M. M. Haarbleicher, Zwei Epochen, S. 396. 
97 G. Riessers Gesammelte Schriften Band IV, S. 404. 
98 Brief aus Rom vom 3o. Juni 1848, zitiert in: H. J. Schoeps, S. L. Steinheim, 

S. 21, Anm. 5o — Steinheim war jüdischer Arzt und Philosoph in Altona, er hat-
te sich insbesondere für die Emanzipation der Juden in Schleswig-Holstein ein-
gesetzt. 
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III. Die Neugestaltung der 
Deutsch-Israelitischen Gemeinde 
nach der Emanzipation 

Die gesetzliche Veränderung der Stellung des einzelnen Juden wirkte sich 
erheblich auf die Organisation der Gemeinde und die Haltung der eman-
zipierten Juden zu der jüdischen Gemeinde aus. 

In der Zeit der Auseinandersetzung über eine bürgerliche und politische 
Gleichstellung ist den jüdischen Gemeinden immer wieder vorgeworfen 
worden, daß sie die Stellung eines Staates im Staate innehätten. Der «Staat 
im Staate» wurde in Hamburg in erster Linie dadurch gebildet, daß die 
Judenältesten unabhängig von der Staatsgewalt über die Aufnahme frem-
der Juden bestimmen konnten, die Heiratserlaubnis erteilen durften, Steu-
ern einzogen, ein eigenes Schul- und Armenwesen unterhielten und in Ma-
trimonial- und Testamentssachen eine eigene Jurisdiktion unterhielten;99 
außerdem schloß die Gemeindemitgliedschaft das Heimatrecht ein... 
Die Gemeindeführer haben bis zu einem gewissen Grad die Berechtigung 
dieses Vorwurfs anerkannt und sind nicht müde geworden, darauf hinzu-
weisen, daß sie eine Änderung ihres Status wünschten. Der ständig wieder-
holten und immer breitere Kreise erfassenden Betonung: Wir sind keine 
Nation, korrespondierte die positive Selbstbestimmung: Wir sind eine Re-
ligionsgemeinschaft. Einer der leidenschaftlichsten Kämpfer für die An-
erkennung dieses Grundsatzes war G. Riesser. 1842 hatte er gegen den 
Entwurf über die neuen Judengesetze in Preußen unter anderem geschrie-
ben:•°• «Eben der Umstand, daß die Juden in Folge alter und neuer, 
widersinniger Veranlassungen hie und da noch statt einer Religions-Ge-
nossenschaft eine Corporation, statt eines durch ein geistiges, und daher 
freies Band gebildeten Vereins, eine Art von besonderer, administrativer 

99 Die wichtigsten Gesetze hierfür sind: Das Judenreglement von 171o; Klefe-
ker, Sammlung der Hamburgischen Gesetze Bd. II, S. 313 ff, 385 f; Gesetze von 
1734 und 1754. Durch das Reglement von 1710 waren die Juden in ein korpora-
tives Verhältnis zum Staat gesetzt, das allerdings im Laufe der t. Hälfte des 19. 
Jahrhunderts durch verschiedene Einzelgesetze bereits durchbrochen war. 

too Verordnungen über das Heimatsrecht v. to. Juli 1837 und 27. Febr. 1843, 
Lappenberg, Sammlung der Verordnungen Bd. 15 (1837-1839), 5. 94 und Bd. 
17 (1842-1843), S. 325. 

tot Besorgnisse und Hoffnungen für die künftige Stellung der Juden in Preu-
ßen 1842. Ges. Schriften Bd. III, S. 417-506; Zitat S. 444/445. 
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Ganzheit bilden, ist der Grund der meisten Mängel in ihren inneren Ver-
hältnissen, der Grund unnützer Vergeudung von Kräften, die nützlicher 
wirken könnten; der Grund eines tiefen Unbehagens, das alle Verhältnis-
se durchdringt, der Grund der meisten Hemmnisse für die Beförderung des 
religiösen, des gottesdienstlichen Wesens, das, anstatt der eigentliche und 
der einzige Mittelpunkt des Gemeindelebens zu sein, zu einer untergeord-
neten Stellung verurtheilt ist; der Grund, warum dem Gewissen Zwang 
angethan und in den meisten Fällen die fortschreitende, in einigen Fällen 
auch die dem Alten anhängende Meinung gewaltsam unterdrückt wird, 
weil Corporationsverhältnisse eine Einheit fordern, die in den Ansichten 
nicht immer vorhanden ist, und weil dem tiefsten religiösen Bedürfniß 
Gewalt angethan werden muß, um Interessen, die nichts mit ihm zu schaf-
fen haben, nicht zu verletzen.» 

Die sozialen Veränderungen innerhalb der Judenschaft in der 1. Hälfte 
des 19. Jahrhunderts hatten einen großen Teil der Juden unabhängig ge-
macht von ihrer Gemeinde, viele auch gleichgültig. Es ist deshalb nicht 
verwunderlich, daß 1848 in vielen Gemeinden die alten Gemeindeautori-
täten in Frage gestellt, eine Neugestaltung der Gemeinde als Religionsver-
band und eine Demokratisierung der Gemeindeleitung gefordert wur-
den.... Der «Orient», das Sprachrohr der liberalen Juden, schrieb 
1848'°3: «Unsere Geschichte ist abgeschlossen und aufgegangen in die 
allgemeine, das Judentum lebt nur noch in seiner Selbständigkeit in der 
Synagoge und in der Wissenschaft.» 

In Hamburg berief am 17. Februar 1849 ein junger Arzt (E. Ruben) eine 
öffentliche Versammlung von Juden und forderte auf Grund von § 14 
der Grundrechte."4 dazu auf, sich vom Gemeindeverband loszusagen. 
Laut Zeitungsberichten kam es zu tumultuarischen Auseinandersetzungen 
zwischen liberalen und orthodoxen Juden, aber dann scheint sich diese 
Aufregung wieder gelegt zu haben..'s In der «Gesellschaft für politische 
und soziale Interessen der Juden» waren bereits 1848 ähnliche Forderun-
gen erhoben worden, ebenfalls ohne weitere Folgen. Diese 1845 gegründe-
te Gesellschaft, der Juden und Nichtjuden angehörten, hatte sich neben 
der gesetzlichen Gleichstellung in erster Linie die soziale Aufnahme der 
Juden in die Gesellschaft als Ziel gesetzt. Sie schien nur möglich bei voller 
Durchsetzung des Prinzips der Gewissensfreiheit bei Christen und Juden. 

102 Vgl. für Einzelheiten: Salo W. Baron, Aspects of the Jewish Communal Cri-
sis in 1848. Jewish Social Studies 1952,  S.  99-144. 

103 Literaturblatt Nr. 28, Sp. 437. 
104 «Jeder Deutsche hat volle Glaubens- und Gewissensfreiheit. Niemand ist 

verpflichtet, seine religiöse Überzeugung zu offenbaren». 
tos Freischütz, a5. Jg. Nr. 15, 20. Febr. 1849. 
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In dem Programm heißt es: «i. Die Aufgabe, den trennenden Einfluß 
konfessioneller Verschiedenheiten auf das politische und soziale Leben zu 
beseitigen, macht in ihrer Anwendung auf die Verhältnisse der Juden den 
Inhalt der Judenfrage aus. 2. So weit sich die Judenfrage auf die Einräu-
mung der zur Zeit noch vorenthaltenen bürgerlichen und politischen Rech-
te bezieht, ist sie ein integrierender Teil der allgemeinen Frage der Gewis-
sensfreiheit. 3. So weit sie sich auf die Ausgleichung der auf dem Gebiete 
des Verkehrs und des geselligen Lebens noch vorhandenen Verschiedenhei-
ten bezieht, ist sie mit anderen nationalen Bestrebungen darauf gerichtet, 
durch Einigung in Geist, Gesinnung, Sprache und Sitte die Einheit des Ge-
samtvaterlandes zu fördern. 4. In der Judenfrage sind die beiden erwähn-
ten an sich selbständigen Aufgaben nicht ohne die lebendigste Wechsel-
wirkung. Die Vorenthaltung bürgerlicher Rechte setzt einer vollständi-
gen sozialen Ausgleichung unüberwindliche Hindernisse entgegen. And-
rerseits würde ein innigeres gegenseitiges Anschließen der Bekenner ver-
schiedener Religionen ein tieferes allseitiges Bedürfnis nach bürgerlicher 
Gleichstellung hervorrufen. 5. Die ohnehin einem wesentlich andern, und 
zwar durchaus selbständigen Gebiete angehörenden religiösen Fragen in-
nerhalb des Judentums sind im Interesse sowohl der Gewissensfreiheit, als 
der nationalen Einigung von der Judenfrage scharf zu sondern.»'.6  Die 
Mitglieder dieses Vereinsm und andere liberale Juden wollten in allen 
religiösen und privaten Angelegenheiten ausschließlich das Handeln nach 
dem Gewissen zulassen. Daraus ergab sich für sie notwendigerweise, daß 
der Gemeindeverband künftig nur noch eine freiwillige Religionsgemein-
schaft sein dürfe und daß dem einzelnen Juden keine religiösen Vorschrif-
ten mehr gemacht werden könnten. Während der revolutionären Bewe-
gung hat diese Gesellschaft kaum etwas Selbständiges unternommen, son-
dern ihre Mitglieder haben sich ganz in den Dienst der liberaldemokrati-
schen Arbeit gestellt;.08  später sind sie in dem 1858 gegründeten «Verein 
zur Förderung der Gewissensfreiheit» für die Verwirklichung ihrer Ideale 
eingetreten. 

Der Gemeindevorstand hatte um 1848/49 eine gemäßigt liberale Mehr- 

106 J. Feiner, Anton Ree, S. 33/34.  Die Satzungen und das Programm haben 
mir nicht im Original vorgelegen. Die Wiedergabe bei Feiner und Haarbleicher 
(Zwei Epochen, S. 261) weichen unwesentlich voneinander ab, u. a. ist in Punkt z 
das Wort Einzäunung, das bei Feiner steht, durch das Wort Einräumung, wie es 
bei Haarbleicher heißt, ersetzt worden. 

107 In dem I. Jahresbericht werden 388 Mitglieder erwähnt. J. Feiner, Anton 
Ree, S. 34- 

x 08 Die führenden Juden der Gesellschaft: Dr. Anton Ree, Dr. Isaac Wolffson 
und Dr. Unna waren z. B. Mitglieder der Konstituante; mehrere andere Mitglie-
der haben sich als Kandidaten aufstellen lassen. 
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heit,109 die die Neugestaltung der Gemeinde zu einem Religionsverband 
begrüßte und förderte. über den Weg und das Ziel des Weges bestanden 
aber doch unterschiedliche Meinungen. Im März 1847 war G. Riesser in 
den Gemeindevorstand gewählt worden. Er wurde trotz seiner langen Ab-
wesenheit von Hamburg Berater und Führer bei der Neugestaltung der 
Gemeinde, und seine gemäßigte, kompromißbereite Art hat es verstanden, 
zwischen den Parteien zu vermitteln. Am 3o. Jan. 1849, noch bevor die 
«Provisorische Verordnung» des Senats erlassen war, antwortete er dem 
Vorstand auf dessen Anfrage: «Diese Frage (wie weit eine provisorische 
Fortdauer des Gemeinde-Verbandes zulässig und erforderlich sei) kann 
meines Erachtens nicht nach einem allgemeinen Princip, sondern nur nach 
genauer thatsächlicher Ermittelung beantwortet werden. Daß jener Ge- 
meinde-Verband, der wesentlich auf der Verbindung bürgerlicher commu-
naler Beziehungen mit der Religions-Gesellschaft beruht, nicht definitiv als 
ein erzwingbarer fortbestehen kann, versteht sich von selbst. Es fragt sich 
nur, ob und wie weit sein Aufhören möglich ist, ohne daß vorher positi- 
ve Einrichtungen, Aenderungen und Anordnungen verschiedener Art auf 
dem Wege der Gesetzgebung oder der Verwaltung eingetreten sind, um 
die entstehenden Lücken auszufüllen. Soweit eine solche Nothwendigkeit 
vorhanden ist, muß der für, wenn auch nicht ganz gleichartige, doch ähn- 
liche Verhältnisse gegebene Artikel z des Einführungsgesetzes zu den 
Grundrechten analog angewandt werden [«In Bezug auf den in § 17 aus- 
gesprochenen Grundsatz der Selbständigkeit der Religionsgesellschaften 
sollen die organischen Einrichtungen und Gesetze, welche für die bestehen-
den Kirchen zur Durchführung dieses Princips erforderlich sind, in den 
Einzelstaaten möglichst bald getroffen werden»]. Ich denke dabei an die 
Armen- und Kranken-Pflege, an das Armen-Schulwesen, an das Beerdi- 

109 Der Vorstand wurde ergänzt, indem er für einen austretenden Vorsteher 
dem Rat zwei Kandidaten vorschlug, der einen davon ernannte. Durch diese 
eingeschränkte Selbstergänzung hatte der Vorstand es weitgehend in der Hand, 
seinen Charakter selbst zu bestimmen. 1843 — während der Streitigkeiten um 
die Neuauflage des Gebetbuches — beschwerten sich Mitglieder des Tempel-Ver-
bandes beim Senat, daß sie vom Vorstand ausgeschlossen wurden (Bericht des 
Gemeindevorstandes vom 13. Juli 1853. Cl VII Lit. Lb. Nr. 18, Vol. 7 b, Fasc. r 
Inv. 7). so Jahre später, anläßlich der Wahl von Dr. I. Wolf fson in den Vor-
stand, beschwerten sich dagegen orthodoxe Juden beim Senat, daß «es seit meh-
reren Jahren zum stillschweigenden Princip geworden ist, keines der religiös con-
servativen Richtung angehörigen Gemeindemitglieder zum Vorsteher vorzu-
schlagen, daher die Mehrzahl dieses Collegiums entschieden dem sogenannten 
freien Judenthum anhängt.» (Gehorsamste Vorstellung und Bitte abseiten der 
inwendig unterzeichneten Mitglieder der hiesigen deutsch-israelitischen Gemein-
de betr. Neuwahl eines Mitgliedes des Gemeinde-Vorstandes. r. Juli 1853. Cl VII 
Lit. Lb. Nr. 18, Vol. 7 b, Fasc. 1 Inv. 7). 
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gungs-Wesen, in gewisser Art auch an die Schulden-Verhältnisse der Ge- 
meinde, endlich auch an das gesonderte Fremden-Wesen, 	Meine Mei- 
nung geht im allgemeinen dahin, daß eine provisorische Fortdauer des Ge- 
samt-Verbandes nicht wohl wird entbehrt werden können 	Ich glaube 
vielmehr, daß das wahre Interesse der Betheiligten, mehr aber noch die 
Würde der Gemeinde, die ja als Religions-Gemeinde zu existieren nicht 
aufhört, es erfordert, daß die obwaltenden, ziemlich verwickelten Verhält-
nisse auf dem Wege besonderer Prüfung im Einverständniß mit den Behör-
den abgewickelt, nicht aber durch ein wildes Auseinander-Laufen mögli- 
cher Weise in eine Verwirrung gebracht werden, die am Ende doch ein 
Einschreiten der Behörden in einer oder der anderen Hinsicht nöthig ma- 
chen könnte.*". Damit bestimmte Riesser den Weg des Gemeindevor-
standes, Schritt für Schritt und in enger Zusammenarbeit mit dem Rat, 
eine Neugestaltung vorzunehmen. Die «Provisorische Verordnung» war 
auch insofern nur eine Übergangsbestimmung, als sie an den Kommunal-
verhältnissen der Juden nichts änderte. Das war gegen den Willen der 
Oberalten durchgesetzt worden, die zwar die Gleichstellung nicht mehr 
ablehnten, wie noch 1844, aber bei der Gleichstellung der Rechte auch die 
Gleichstellung der Pflichten forderten, d. h. sie verlangten die Aufhebung 
des jüdischen Erb- und Eherechts und die Verpflichtung, alle Handelsbü-
cher in deutscher Sprache zu führen;III auf den letzten Punkt haben sie 
dann verzichtet. Die Vorsteher der jüdischen Gemeinde, die fürchteten, 
daß es wieder zu langwierigen und ergebnislosen Verhandlungen zwischen 
dem Rat und den Oberalten kommen könnte, teilten sofort dem Rat mit, 
«daß nicht nur ein großer Theil der Mitglieder unserer Gemeinde, wie 
wir selbst, ganz abgesehen von der bürgerlichen Gleichstellung, eine Gleich-
stellung in Bezug auf die obigen Rechtsgebiete immer dringend gewünscht, 
und die letztem insbesondere für ganz unzertrennlich von der Erlangung 
der Bürgerrechte betrachtet haben, sondern daß wir uns auch für ver-
pflichten halten, Einem Hochedeln Rathe die feste Versicherung zu geben, 
daß auf die Beibehaltung dieser Gesetze allgemein kein solcher Werth ge-
setzt wird ...*=== Der Rat wollte an seinem Entwurf nichts mehr ändern, 
um das Ausführungsgesetz nicht zu verzögern.u3 In einer Antwort an 
die Oberalten steht die aufschlußreiche Bemerkung: «Bei dem früheren 
Vorschlage (1844) ging man von der Ansicht aus, daß alles angewandt 

to Brief aus Frankfurt an I. A. v. Halle vom 3o. Jan. 1849 J. G. 26o b Fasc. 3. 
x Antwort der Oberalten an den Senat vom 29. Jan. 1849. Cl VII Lit. Lb Nr. 

x8, Vol. 7 a, Fasc. 13. 
112 Vorsteher an den Rat am 9. Febr. 1849. Cl VII Lit. Lb. Nr. 18, Vol. 7 a, 

Fasc. 13. 
113 Antwort vom 12. Febr. 1849. Cl VII Lit. Lb. Nr. 18, Vol. 7 a, Fasc 13. 
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werden müsse, um die nationalen Eigenthümlichkeiten der Juden bald-
möglichst zu vernichten. Dies ist aber nicht der Geist der Grundrechte.»=i4 

Der Rat wollte also die Kommunalverhältnisse der Juden zunächst erhal-
ten wissen, und er hat auch in den nächsten Jahren trotz des Drängens 
der Gemeindevorsteher und Hudtwalckers keine Initiative ergriffen, um 
in Hinsicht auf die Gemeindeverhältnisse an Stelle der provisorischen end-
gültige Regelungen zu treffen. Sicher hat er, solange die Verfassungsfra-
gen noch in Bewegung waren, tiefgreifende Veränderungen gescheut. Es 
mögen aber auch ideelle Gründe eine Rolle gespielt haben. In diesem Zu-
sammenhang sind die verschiedenen Äußerungen von Senator Hudtwal-
ker von Interesse, dem «Judenexperten» des Rats. Als1 - 12  44 die Misch-
ehenfrage erörtert wurde, schlug Hudtwalcker vor, gemischte Ehen zu er-
lauben, aber Taufzwang für alle Kinder festzulegen. Er führte dazu die 
politische Begründung an: «Wir bilden einen christlichen Staat, müssen 
wünschen, daß die Zahl der Juden allmählich abnehme, da ihre vielen 
eigenthümlichen Einrichtungen manigfach hemmend und störend für die 
Mehrzahl der Bevölkerung und für den Verkehr sind. Gehen doch alle 
unsre Emancipationsvorschläge nicht von Humanität allein, sondern auch 
von dem Wunsche allmähliger Verschmelzung u(nd) Assimilierung aus» 
und fügte die religiöse Begründung hinzu, daß die christliche Religion 
vollkommener sei als die jüdische und er wünsche, daß «recht viele Juden 
aus Ueberzeugung Christen würden».=.5 In ähnlicher Weise äußerte er 
sich rückblickend 1852 vor dem Rat: «Dieser letzte Gesichtspunkt, die 
Juden nur als eine Religionsgenossenschaft fortbestehen zu lassen, den ich 
damals festhalten zu müssen glaubte, konnte in der That noch im Septem-
ber 185o der allein maaßgebende seyn, wo man die Grundrechte, wenig-
stens in ihrer Erfurter Modification nothwendig noch als principielle 
Grundlage ansehen mußte. Er involvirt die Zerstörung der jüdischen 
Volksthümlichkeit; eine Judenschaft, die einzig und allein noch als Reli-
gionsgesellschaft in Betracht käme, für deren Zusammenbleiben kein 
Zwang zulässig war, die schon jetzt durch den TempelvereinIx6  wesent- 

114  Rat an die Oberalten am 31. Jan. 1849 (Entwurf), Cl VII Lit. Lb. Nr. x8, 
Vol. 7 a, Pasc. 13. 

115 Rundschreiben Hudtwalckers an die Senatskommission für die Judenfrage, 
das am so. Jan. 1844 im Senat verlesen wurde. Es handelt sich um ein Begleit-
schreiben zu einer Darlegung über die Mischehe von G. Riesser. Cl VII Lit. Lb. 
Nr. i8 Vol. 7 a, Fasc. 12 I. 

116 Der «Neue Israelitische Tempelverein in Hamburg» war Ende 1817 ge-
gründet worden. Er bot einen stark reformierten Gottesdienst an, gab ein neues 
Gebetbuch heraus, ließ einen Teil der jüdischen Gesetzespraxis fallen und be-
einflußte stark die jüdische Reformbewegung. Er bestand als Verband inner-
halb der jüdischen Gemeinde, und ihm gehörte die Mehrzahl der assimilierten 
und liberalen Juden an. Vgl. S. 134 ff. 
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lich erschüttert und zerspalten war, würde aller Wahrscheinlichkeit nach 
in wenig Generationen den volksthümlichen Charakter des Judenthums 
verloren und keine andere Stellung erhalten haben als welche der katholi-
schen und reformirten Gemeinde in Hamburg beiwohnt, und in noch spä- 
terer Zeit, wenn auch auf dem Umwege des Indifferentismus, in der Ma-
jorität der christlichen Bevölkerung aufgegangen seyn, wozu die Misch- 
ehen allmählig das Ihrige beytragen müßten. Ich will es nicht in Abrede 
stellen, daß ich diese Idee nicht ungern verfolgte ....=i7 

Im Laufe der Verhandlungen über die Separatverhältnisse, die weiter 
unten im einzelnen geschildert werden sollen, hat Hudtwalcker seine An-
sicht geändert. Er äußert Bedenken, «ob man wohl thue, eine Commune 
aufzulösen, die offenbar noch so fest zusammenhält», und er schlug dem 
Senat vor, daß man «ihren Communalverband, mit neuer Gemeindeord-
nung für die deutschen Israeliten, im Wesentlichen unverändert festhalten 
muß, ohne ihnen auch hinsichtlich der Armenversorgung irgend zu Hülfe 
zu kommen». Sogar das Zugeständnis wollte er machen, «daß auch künf-
tig kein Jude hier das Bürgerrecht gewinnen und sich verheirathen dürfte 
ohne Zustimmung des Gemeindevorstandes»."5  Von dieser Haltung her 
ist die Bemerkung in seinen Erinnerungen zu verstehen, die er in dem Be-
richt über die Ausarbeitung der «Provisorischen Verordnung» macht: 
«Die vollen Bedenklichkeiten dieser Emanzipation werden erst dann ein- 
treten, wenn es der Demokratie gelingt, den jüdischen Gemeindeverband 
zu sprengen. Ich habe mit Rücksicht auf seine Festhaltung damals auch 
nicht die Abschaffung des mosaischen Erb- und Eherechts beantragt, mit 
der man jetzt (186z) umgeht..“9 

Der Rat hat Hudtwalcker trotz einiger Sympathien für seine Darle-
gung später nicht zugestimmt, weil er das Prinzip des gerade errichteten 
Rechtsstaates nicht durchlöchern wollte. Die Äußerungen Hudtwalckers 
sind deshalb so interessant, weil er zwei Dinge verbinden wollte, die nach 
den damaligen Anschauungen nicht vereinbar schienen: Er wollte dem ein- 
zelnen Juden volle bürgerliche und staatsbürgerliche Gleichstellung ge-
währen und gleichzeitig mehr als nur das religiöse Eigenleben der jüdi-
schen Gemeinde schützen, nämlich den korporativen Zusammenhalt durch 
die Verpflichtung zum Armen- und Schulwesen, die wiederum andere 
«bürgerliche Aufgaben» der Gemeindeleitung mit sich bringen würde, si- 
chern. 

Die Meinungsänderung gegenüber der jüdischen Gemeinde war sicher- 

117 Relation Hudtwalckers vor dem Senat vom 16. und zo. Febr. 1852, S. 6/7, 
Cl VII Lit. Lb. Nr. 18 Vol. 7 a, Fasc. 14. 

118 Ebenda S. 18 u. 19. 
119 Archiv der Familie Hudtwalker II, (1849). 
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lich beeinflußt durch Hudtwalckers damalige kirchliche Arbeit. Hudt-
walcker, der wie viele seiner Zeitgenossen unzufrieden war mit der beste-
henden Hamburger Staatskirche, trat nach 1848 in verschiedenen Gre-
mien für die Autonomie der Kirche ein, weil er «in der freien Organisa-
tion der Kirche von unten her eine Möglichkeit (sah), den Gemeinden neu-
es Leben zuzufiihren«.120 Ober das Zunehmen der indifferenten Chri-
sten war er sehr erschrocken, und 1849 hatte er «von einer Kirche des To-
des gesprochen, die die Menschen nicht über das Schulalter hinaus an sich 
zu binden wisse»12I; er hoffte nun, daß eine autonome und demokrati-
sche Kirche eine weitere Entkirchlichung der Bevölkerung verhindern 
würde. 

Ende 185o begannen in einer Kommission, der als Vertreter des Senats 
Hudtwalcker, Schröder und Binder angehörten und als Vertreter des Ge-
meindevorstandes Riesser und Isaac Jessel, die ersten Beratungen über eine 
Neugestaltung der Gemeinde. In den den Verhandlungen zu Grunde gelegten 
«Forderungen die der Staat zu machen haben würde, um das Verhältnis 
der Israeliten in Hamburg definitiv zu ordnen» hieß es in Art. 6, daß 
«der Gebrauch des jüdischen Erb- und Eherechts von einem gewissen 
Zeitpunkte an aufhören» müsse; und Art. 7 lautete: «Der jüdische Ge-
meindeverband würde lediglich den Charakter einer Religionsgenossen-
schaft anzunehmen haben, wobei alles, was sich auf den Kultus und damit 
zusammenhängende Verhältnisse bezieht, lediglich der Genossenschaft über-
lassen bliebe. Inwieweit sich dies auch auf Armenversorgung und Schul-
wesen zu erstrecken haben wird, bleibt weiterer Überlegung anheimge-
stellt. Eine neue Gemeindeordnung, vom Staat zu sanctioniren, so weit 
Letztres nöthig seyn wird, muß entworfen werden; wenn irgend möglich, 
muß dabei wie bisher eine Absonderung der sich zum Tempel haltenden 
Juden vermieden werden.»=22 Während über die Beendigung der bürger-
lichen Rechte der Gemeinde in Hinsicht auf die Rechtssprechung, die Auf-
nahme der Fremden und die Heiratserlaubnis Einigkeit unter den Vorste-
hern bestand, konnte über den vorgeschlagenen Artikel 7 keine Einigung 
erzielt werden. Die 6 liberalen Gemeindevorsteher wollten die freiwillige, 
autonome Religionsgesellschaft garantiert haben. Sie forderten die Been-
digung jeder zwangsweisen kommunalen Armen- und Krankenpflege und 

12o H. G. Bergemann, Staat und Kirche in Hamburg während des 19. Jahrhun-
derts, S. 5o. 

121 Ebenda, S. 82. 
122 Randbemerkung: «Oder ließe dies Verhältniß eine andere Auffassung zu? 

Dies hat vielleicht sehr seine zwei Seiten. Es könnte dies auf Litt. D. Einfluß ha-
ben.» Am 16. Febr. 1852 im Senat vorgetragen. Cl VII Lit. Lb. Nr. 18 Vol. 7 a, 
Fasc. 14. 
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die Versorgung der Juden durch die staatliche Armenanstalt. Die Unter-
haltung eines zusätzlichen jüdischen Armenwesens einschließlich eines ri-
tuell geführten Krankenhauses hielten sie für eine selbstverständliche mo- 
ralische Verpflichtung derjenigen Juden, die sich diesem Religionsverband 
anschließen würden. Über das Schulwesen wurde noch kein endgültiger 
Vorschlag gemacht, man hoffte, daß bald ein staatliches Schulwesen in 
der Lage sein würde, auch die jüdischen Kinder aufzunehmen,123 so daß 
die jüdische Gemeinde dann nur noch eine Religionsschule zu unterhalten 
brauchte. Ober die Frage, ob sich verschiedene unabhängige Kultusge-
meinden (also z. B. ein selbständiger liberaler Tempelverband und ein 
selbständiger orthodoxer Synagogenverband) bilden oder ob alle in Ver-
bindung bleiben sollten, müßte die Gemeinde später selber eine Entschei- 
dung treffen.124 Die drei orthodoxen Gemeindevorsteher wollten dage-
gen die «corporative Einheit der jüdischen Bevölkerung» mit einer obli-
gatorischen «separirten jüdischen Armenpflege» gesichert haben. Es sollte 
gesetzlich festgelegt werden, daß es nur eine jüdische (d. h. deutsch-israe-
litische) Gemeinde in Hamburg geben dürfe, zu der jeder in Hamburg 
wohnende Jude — mit Ausnahme der portugiesischen — gehören müsse. 
Eine Zersplitterung wurde hauptsächlich durch die Bildung vieler kleiner 
privater Gebetsgemeinden gefürchtet; außerdem rechnete man damit, daß 
viele Reiche und viele Einwandernde sich der Gemeinde nicht anschließen 
würden. «Es käme nunmehr darauf an», heißt es dann wörtlich, «nach-
zuweisen, daß das Zusammenhalten der gesammten jüdischen Bevölke- 
rung auch in Wahrheit nutzbringend, ihr Auseinandertreten nachtheilig 
sei. Wir sprechen unsere volle Überzeugung aus, daß der unverkennbare 
Fortschritt der Juden, zumal unserer Gemeinde, in bürgerlicher Tüchtig-
keit und vaterländischer Gesittung vor Allem der lebensvollen Wechsel-
wirkung der mehr fortgeschrittenen und der mehr zurückgebliebenen Mit-
glieder zu danken ist. Sagten diese beiden Richtungen sich los von einan-
der, oder vielmehr: blieben sie nicht in einem gemeinschaftlichen Verban-
de, so verfielen jene dem haltlosen Nihilismus und diese isolirten sich in 
der starrsten Abgeschlossenheit. Diese Klippen, diese Extreme sind bisher 
vermieden, Versöhnlichkeit und Verträglichkeit sind die hervortretenden 
Charaktere unserer Gemeinde, und wir möchten diesen segenreichen Zu-
stand nicht zerstört sehen, der auch direct dem Staate nützt, indem er und 

123 Bisher gab es nur wenige städtische Armenschulen, die überfüllt waren; die 
meisten Schulen waren Kirchen- oder Stiftungsschulen. Ober eine Verstaatli-
chung und Vereinheitlichung des Schulwesens wurde intensiv seit 1846 verhan-
delt. 

124 Majoritätsvotum der Gemeindevorsteher vom 57. Jan. x 85 x. Cl VII Lit. 
Lb. Nr. 18 Vol. 7 a, Fasc. 14. 
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nur er allein den Bestand einer Anzahl von Institutionen sichert, die der 
Verarmung und der Entsittlichung einer bedeutenden Zahl seiner Angehö- 
rigen entgegen arbeiten, welche ihm sonst auf mehr als eine Weise zur Last 
fallen würden.» Obgleich diese Gemeindevorsteher in der Beibehaltung 
einer kommunalen Armenpflege, die möglicherweise vom Staat finanziell 
unterstützt würde, keine Abweichung vom Prinzip der Religionsgemein-
schaft sahen, wünschten sie doch die «Aufhebung der alten Scheidewän-
de», d. h. die Beendigung der obligatorischen Armenpflege, aber erst nach 
einer längeren Übergangszeit — sie schlugen sechs Jahre vor —, weil der 
Charakter der vorbeugenden jüdischen Armenpflege sich wesentlich un- 
terscheide von der staatlichen helfenden Armenpflege.us 

Zwischen den Zeilen des Minoritätsvotums lassen sich Furcht und Sorge 
herauslesen, daß ein lediglich als Religion verstandenes Judentum nicht 
gemeinschaftsbildend sein werde, sondern daß die bereits sichtbaren zen-
trifugalen Kräfte eine Zersplitterung herbeiführen könnten. Die optimi- 
stische Einstellung, daß durch den freien Willen der jüdischen Bevölke-
rung die Gemeinschaft erhalten bleiben werde, konnten sie nicht teilen. 
Schon Ende September 1850 hatte der Registrator der Gemeinde Z. H. 
May, der aus der täglichen Arbeit die Gemeindemitglieder wohl am be- 
sten kannte, an Hudtwalcker geschrieben, daß «die Bestimmung dringend 
erforderlich sein (wird), daß officiell nur eine jüdische Religions-Gemeinde 
bestehen darf. Freiheit in dieser Beziehung würde eine Zerrüttung herbei-
führen, die unberechenbare nachtheilige Folgen haben würde.»x26  

Ähnliche Befürchtungen wurden damals von Geistlichen für die luthe-
rische Kirche geäußert, deren autonome Neugestaltung zu derselben Zeit 
beraten wurde. Auf der einen Seite erwarteten sie von der Trennung vom 
Staat eine Intensivierung des religiösen Kirchenlebens und eine verstärkte 
Mitarbeit der Laien, auf der anderen Seite fürchteten sie einen Zer- 
fa1l.u7 

Es erstaunt zunächst, daß gerade die Orthodoxen an der Einheit der 
Gemeinde festhalten wollten, denn sie hatten sich immer wieder über die 
zunehmende Liberalisierung der Gemeindeleitung und über die Vernach-
lässigung von orthodoxen Interessen beklagt. Jetzt hatten sie, zu denen 
sich sicher die Majorität der Gemeinde hielt, die Möglichkeit, die Tren-
nung von den Reformjuden und die Gründung eines eigenen Religions-
verbandes vorzuschlagen. Das wäre kein ungewöhnlicher Schritt gewesen. 

125 Minoritätsvotum der Gemeindevorsteher vorn 17. Jan. 185x. Cl VII Lit. 
Lb. Nr x8 Vol. 7 a, Fasc. 14. 

526 24. Sept. 185o; Cl VII Lit. Lb. Nr. 18 Vol. 7 a, Fasc. 14. 
527 H. G. Bergemann, Staat und Kirche in Hamburg während des 19. Jahr-

hunderts, S. 5o/55. 
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In Frankfurt a. M. z. B. hatte ein Teil der Orthodoxen, weil er sich in sei-
nen Interessen nicht ausreichend berücksichtigt fühlte, die 1851 ausge- 
arbeitete Gemeindeordnung abgelehnt und sich zur «Israelitischen Reli-
gionsgesellschaft» zusammengeschlossen, die 1864 die Rechte einer ju- 
ristischen Person erhielt und sich 1876 formal von der Gemeinde löste.128  
Diese extremen Schritte sind in Hamburg offensichtlich nicht gewollt 
worden. Bei der Einstellung der Orthodoxen hat ganz sicher auch der 
finanzielle Gesichtspunkt eine Rolle gespielt. Die Liberalen erbrachten 
etwa 3/5  des Steueraufkommens. Von dieser Steuer erhielten die ortho- 
doxen Einrichtungen, die Synagogen, die Schulen und das Krankenhaus 
einen beträchtlichen Zuschuß, während sich der Tempelverband und seine 
Einrichtungen weitgehend selbst unterhielten.i2.9 

Das Minoritätsvotum wurde nicht nur von Orthodoxen unterstützt, 
auch der Gemeindesekretär Haarbleicher z. B., der durchaus ein liberaler 
Jude war, schloß sich diesem Votum an.13. 

In ihren Stellungnahmen zu den Voten äußerten sich einzelne Senato-
ren bewundernd über das jüdische Armen- und Schulwesen, das seine Auf-
gabe besser erfülle als das staatliche. Auf Drängen Hudtwalckers befür- 
wortete der Senat die Beibehaltung der obligatorischen jüdischen Armen-
pflege, lehnte aber eine staatliche Subvention ab. Gleichzeitig wurde be-
schlossen, die ganze Angelegenheit ruhen zu lassen.131 Interessant ist, daß 
Senator F. Sieveking bei der Verhandlung dieser Frage noch einmal —
wenn auch in gemäßigter Form — die Prinzipien des christlichen Staates 
darlegte, die er gerade in der Armenunterstützung und im Schulwesen 
verwirklicht sehen wollte.132 

Die Juden haben sich mit der Interimslösung abgefunden; nur von Zeit 
zu Zeit wurden Beschwerden laut, so z. B. 1855 als Samuel Israel die An- 
nahme des Vorsteheramtes verweigerte. Israel verkörperte den neuen ra- 

128 Vgl. E. Schwarzschild, Die Gründung der Israelitischen Religionsgesell-
schaft, S. 22 ff. 

129 Vgl. hierzu einen Entwurf aus dem Gemeindevorstand, der sich auf die An-
klagen der Orthodoxen gegen die Neuwahl eines Liberalen in den Gemeindevor-
stand bezieht; (J. G. 278. ohne Tag 1853) dort heißt es sehr scharf: «Wenn die 
sogenannten Frommen den Gemeindeverband nur deswegen aufrecht erhalten 
mögen (und daß dies ihr Motiv ist, leugnen sie gar nicht) damit die Andern ewig 
für sie bezahlen, da ist an kein langes Bestehen zu denken». 

13o Brief an Senator Schröder vom r. Okt. 185i. Cl VII Lit. Lb. Nr. 18, Vol. 
7 a, Fasc. 14. 

131 Fludtwalcker vor dem Senat am 1.2. März 1852 und Senatsbeschluß vom 
25. März 1852. Cl VII Lit. Lb. Nr. 18, Vol. 7 a, Fasc. 14-- 

132 Sieveking hatte den wichtigsten Teil der Senatsakten über die Juden gele-
sen, bevor er seine Stellungnahme im Dez. 1851 festgelegt hat. Cl VII Lit. Lb. 
Nr. 18, Vol. 7 a, Fasc. 14. 
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dikal denkenden «Staatsbürger jüdischen Glaubens..r33 Vor der Wedde 
erklärte er: «Er sei immer seinen bürgerlichen Pflichten nachgekommen 
und habe immer für die Verbesserung des Zustandes der Juden nach Kräf-
ten gestrebt, aber es widerstrebe seinen Ansichten und seinen Gefühlen in 
das mit oligarchischer Macht ausgestattete Vorsteher-Collegium einzu-
treten.»134 An den Senat schrieb er, nachdem dieser ihm mitgeteilt hatte, 
daß eine Amtsverweigerung nicht zulässig sei: «Ich bin, ich sage es mit 
Stolz, Hamburger Bürger. Als solcher bin ich von der Willkür der Gemein- 
de unabhängig. Lebte ich früher unter ihren Gesetzen und ihren Strafen, 
so kenne ich als Bürger der Stadt nur die Gesetze der Stadt und diene nicht 
mehr mittelbar. Im Gehorsam gegen die hamburgischen Staatsgesetze zahle 
ich der Gemeinde meinen Geldbeitrag, zu mehr aber bin ich 	durch die 
Gesetze der Stadt nicht verpflichtet 	Daß die Juden die ihnen gesetzlich 
gewordenen Fähigkeiten benutzend, Staatsbürger werden, daß sie ihre alte 
Abgeschlossenheit, ihre früher von der Gewalt eingehegte Eigenthümlich-
keit in Sprache und Sitte aufgeben, daß sie aus der von ihrer wie von ande-
ren Religionen begünstigten Unwissenheit sich erheben, daß sie bürger-
liche Gewerbe und Handwerke ergreifen, daß sie Hamburger Bürger jüdi-
schen Glaubens aus palästinesischen Juden Hamburger Angehörigkeit wer- 
den, das war bisher das Ziel meines Strebens ... Nun ist aber das Bestehen 
einer abgesonderten jüdischen Gemeinde meiner festen Überzeugung nach 
ein Haupthinderniß dieser bürgerlichen Emancipation und ich sehe es als 
meine Pflicht an, wo und wie ich kann, das Aufhören derselben zu be- 
fürworten..r 35  

Die Jahre nach 1852 sind angefüllt mit Präzedenzfällen, die hervorge- 
rufen waren von Juden, die sich nicht länger dem jüdischen Gesetz in 
Ehe-, Beerdigungs- und Beschneidungsangelegenheiten unterwerfen woll-
ten. Manche dieser Fälle haben große Aufregung in der Gemeinde und 
immer neue Diskussionen über das Verhältnis von religiösem und bürger-
lichem Recht bei den Juden hervorgerufen. Die folgenden Fragen kehrten 
immer wieder: Muß ein unbeschnittener Jude, der von jüdischen Eltern 
abstammt, in die Gemeinderegister als Jude eingetragen werden; darf ein 
unbeschnittener Jude auf dem jüdischen Begräbnisplatz begraben werden, 

133 Samuel Israel war 1802 in London geboren. Er war Kaufmann, 1848 wurde 
er Mitglied der Konstituante, und von 1859-1865 war er Bürgerschaftsabge-
ordneter. Er gehörte 1862 zu der Gruppe, die die Gemeinde auflösen wollte und 
hat 1864 als einer der ersten den Austritt aus der Gemeinde erklärt. 

134 Bericht der Wedde vom 24. Aug. 1855. Cl VII Lit. Lb. Nr. 18, Vol. 7 b, 
Fasc. 1 Inv. so. 

135 Antwort Israels auf das Schreiben des Senats vom so. Sept. 1855. Cl VII 
Lit. Lb. Nr. 18, Vol. 7 b, Fasc. 1 Inv. so. 
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oder muß vor der Beerdigung die Beschneidung vorgenommen werden 
auch gegen seinen Willen, bzw. den seiner Angehörigen; darf ein Cohen, 
ein potentieller Priester, eine geschiedene Frau heiraten; kann eine Heirat 
mit einer gerichtlich geschiedenen Frau, die keinen jüdischen Scheidebrief 
hat, erlaubt werden? Unter Berufung auf die Gewissensfreiheit, die in den 
Grundrechten in S i 8 folgenden Ausdruck gefunden hatte: «Niemand 
soll zu einer kirchlichen Handlung oder Feierlichkeit gezwungen werden», 
lehnten viele Juden eine weitere Bindung an das jüdische Gesetz ab. Der 
Gemeindevorstand entschied nach dem Prinzip, daß er nur für die admi-
nistrativen Belange zuständig sei, nicht aber für die religiösen. Z. B. habe 
er zu prüfen, ob die Vermögensverhältnisse eines Heiratskandidaten in 
Ordnung seien, nicht aber, ob er den religiösen Vorschriften genüge. Er 
wollte bei allen religiösen Dingen völlige Gewissensfreiheit walten las-
sen..36  Der Gemeindevorstand konnte demnach z. B. die Wiederheirat 
einer nach jüdischem Recht nicht geschiedenen Frau zulassen,137 obwohl 
er zugab, «daß diese Frage nach dem orthodoxen System, welchem ein 
anderes aus eigener Machtvollkommenheit reformierend entgegen zu stel-
len wir keinen Beruf haben, verneint werden muß.; er war der Meinung, 
daß «die Befolgung der betreffenden religiösen Satzungen nur Gewissens-
sache» sei.139  Diese Haltung war dem Gemeindevorstand bzw. seiner li-
beralen Majorität deshalb möglich, weil sie innerhalb des jüdischen Rechts 
zwischen bürgerlichem und religiösem Recht trennte. «Es wird aber», 
heißt es in einer Stellungnahme der liberalen Gemeindevorsteher139 «von 
vielen ächt religiösen Israeliten unserer Zeit zur Erhaltung der Religion 
für nothwendig gehalten, das religiös jüdische von dem bürgerlich jüdi-
schen im Leben zu sondern, um das Erstere, das haltbare und ewige zu 
pflegen, das Letztere, als ein vergängliches, dem Untergange, dem es ver- 
fallen scheint, zu überlassen. Auf diesem Wege sind nun Viele zu der 

136 Brief einiger Gemeindevorsteher an den Senat vom 23. Okt. 1851, in dem 
der angegebene Standpunkt der Mehrheit der Gemeindevorsteher dargelegt ist. 
Am 6. Okt. 1851 hatten sich die beiden orthodoxen Kultusvorsteher beim Senat 
beschwert, daß der Gemeindevorstand die religiösen Interessen der Juden nicht 
ausreichend vertrete. Cl VII Lit. Lb. Nr. 18, Vol. 7 c Fasc. 3 Inv. 11. 

137 Diese Ausführungen beziehen sich auf den Fall Cohn (Cohen)/Heilbut 1851, 
der besondere Unruhe in der Gemeinde hervorgerufen hat. Die Ehe war vom 
Niedergericht geschieden worden infolge einer Klage der Frau gegen ihren Mann, 
der die Scheidung nicht wollte. Nach jüdischem Recht kann die Scheidung nur 
vom Mann eingereicht werden. J. G. 739 a und Cl VII Lit. Lb. Nr. 18, Vol. 7 c, 
Fasc. 3 Inv. 11. 

138 Antwort der Majorität (7) der Gemeindevorsteher an den Senat vom 23. 
Nov. 1851. Cl VII Lit. Lb. Nr. 18, Vol. 7 c, Fasc. 3 Inv. 1. 

139 23. Okt. 1851, Schreiben von G. Riesser, A. Sanders und A. Alexander an 
den Senat. Cl VII. Lit. Lb. Nr. 18, Vol. 7 c, Fasc. 3 Inv. II. 
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zeugung gelangt, daß vor allem Anderen jene jüdischen Ehescheidungs-
Formen auch nicht im entferntesten einen religiösen Character haben, 
vielmehr lediglich dem jüdisch bürgerlichen Recht angehören, daß also, 
ohne das religiöse Leben im mindesten zu verletzen, die Scheidung des gel-
tenden bürgerlichen Rechts mit vollster Wirksamkeit an die Stelle jener 
jüdisch bürgerlichen Scheidung treten kann.» Diese Trennung wurde in 
der Wissenschaft vor allem von dem Reform-Rabbiner Samuel Holdheim 
(18o6-186o) vertreten in dem Buch: «Über die Autonomie der Rabbi- 
ner und das Prinzip der jüdischen Ehe» (1843). Er forderte eine gründli-
che Trennung dem Ewig-Religiösen und dem Vergänglich-Nationalen. 
Das gesamte Zeremonialgesetz zählt Holdheim zu dem nationalen Ele-
ment, das Gott durch Veränderung der Zeitumstände und Lebensverhält- 
nisse abgeschafft habe. 

Der Gemeindevorstand kümmerte sich nicht darum, ob die Eltern ihre 
Kinder beschneiden ließenm° und forderte auch vor dem Begräbnis keine 
Beschneidung.mt Die Prüfung der religiösen Voraussetzungen wurden 
dem Rabbiner, der Kultuskommission oder den Predigern des Tempelver-
eins überlassen. Die Entscheidungen fielen je nach der religiösen Einstel-
lung verschieden aus. Die Orthodoxen lehnten jeden Eingriff in das Re- 
ligionsgesetz an. Der Altonaer Rabbiner Dr. Enoch nannte z. B. nach der 
neuen Eheschließung die nicht jüdisch geschiedene Frau öffentlich eine 
Ehebrecherin,m2 und er verweigerte ihren «in Blutschande erzeugten 
Kindern» die Anerkennung als Juden. Die Orthodoxen hätten es am lieb-
sten gesehen, wenn der Vorstand — wie der Gemeindevorstand dem Senat 
schrieb — «die Beschneidung für jeden Einzelnen zur unerläßlichen Be- 
dingung machen, die Einführung gemischter Ehen auf Tod und Leben be-
kämpfen, die Ehe eines angeblichen Aaroniden mit einer Geschiedenen 
verbieten, bei denen die Chaliza143 umgangen ist, oder bei denen ein Teil 
obrigkeitlich aber nicht kirchlich geschieden worden und, um das Neueste 

14o 1847 weigerte sich der erste Vater, sein Kind beschneiden zu lassen; er woll-
te aber die Gemeindemitgliedschaft beibehalten. Dieser Fall, der sich dann oft 
wiederholte, hat heftige und langwierige Diskussionen hervorgerufen. Entschie-
den worden ist nur, daß der unbeschnittene Sohn in die Gemeinderegister einge-
tragen werden mußte, weil sie keine kirchlichen, sondern bürgerliche Register 
waren. Cl VII Lit. Lb. Nr. 18, Vol. 7 b, Fasc. 3 Inv. 3; s. a. die ausführlichen Be-
richte in der Allgemeinen Zeitung des Judentums XI. Jg. No. 43 (18. 10. 47), 
48 (22. 11.47),  49 (29. 11. 47), und XII. Jg. No. 3 (io. 1. 1848). 

141 Siehe verschiedene Fälle und Gutachten des Oberrabbiners in Cl VII Lit. 
Lb. Nr. 18, Vol. 7 b Fasc. 3 Inv. 9. 

142 CI VII Lit. Lb. Nr. 18, Vol. 7 c, Fasc. 3 Inv. II. 
143 Eine rituelle Handlung, die den Bruder eines verstorbenen kinderlosen Man-

nes von der Pflicht zur Heirat der verwitweten Schwägerin befreit (Deuterono-
mium 25, 5 ff.). 
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zu nennen, die Mezizai44 zur unverbrüchlichen Vorschrift machen» wiir-
de..45 Die Liberalen ließen dem Einzelnen weitgehend Freiheit in seinen 
Entscheidungen. Sie erklärten einen Teil des Religionsgesetzes für veraltet 
und deshalb für nicht verpflichtend für die damalige Zeit: Z.B. hielten 
sie die Chaliza für unnötig, und sie ließen die Heirat zwischen einem Co-
hen, der als präsumptiver Priester keine Geschiedene heiraten durfte, und 
einer Geschiedenen zu, sie erlaubten den Übertritt zum Judentum und an-
erkannten auch Kinder christlicher Mütter als Juden, wenn die Eltern es 
wünschten.i46  Aber auch die Freiheit der Tempelprediger hatte ihre 
Grenzen, die allerdings nicht genau fixiert waren, z. B. mußten für die 
Aufnahme in das Judentum bestimmte rituelle Handlungen geleistet wer-
den, und es wurde die zweite Eheschließung verweigert, wenn der Schei- 
dungsbrief nicht vorlag. 

Auf Grund der unterschiedlichen Ansätze kam es innerhalb der Gemein- 
de zu keinen bindenden Entscheidungen, und regelmäßig wandten sich 
deshalb die Parteien an den Senat. Dieser stand den religiösen Fragen noch 
unsicherer gegenüber als der Vorstand; er hätte gern gesehen, daß der 
Vorstand sich ohne Einschränkungen entschieden hätte. Im allgemeinen 
hat der Senat, solange es keinen neutralen, kirchenfreien Raum gab, alle 
diejenigen als Juden betrachtet, die Juden sein wollten. Der Gemeinde-
vorstand hat sich diesen Entscheidungen immer gefügt, obwohl er hin und 
wieder darauf hingewiesen hat, daß der Staat sich nicht in religiöse Fra- 
gen einmischen und die Befolgung religiöser Satzungen nicht erzwingen 
dürfe.147 Nachdem der Senat wieder einmal Beerdigungen von Kindern 
aus Mischehen, die nicht in das Judentum aufgenommen waren, auf 
jüdischen Friedhöfen befohlen hatte, antwortete der Gemeindevorstand 
ungewöhnlich scharf: «Unsere Gemeinde bildet eine Minorität im Staate, 
ihre Mitglieder können, nach Aufhören des staatlichen Zwanges, ledig- 
lich durch das Gefühl der Zusammengehörigkeit verbunden bleiben, was 
nothwendig in manchen Fällen ein strengeres Abschließen nach außen be-
dingt, und das, was bei mächtigen Majoritäten als Intoleranz und Inhu- 
manität erscheinen könnte, zu einer Pflicht der Selbsterhaltung macht..148  

An diesen Beispielen wurde deutlich, daß an eine religiöse Einheit der 

144 Aussaugung der Beschneidungswunde zum Zweck der Blutstillung. 
145 Antwort der Vorsteher an den Senat (Entwurf) während der Streitigkeiten 

über die Ernennung I. Wolffsons zum Gemeindevorsteher 1853. J. G. 278. 
546 Vgl. hierzu die vielen Einzelfälle in Cl VII Lit. Lb. Nr. 18, Vol. 7 c Fasc. 

3 Inv. 8 und 9. 
547 Vgl. z. B. Rechtsgutachten G. Riessers zum Fall Cohn/Heilbut. Cl VII Lit. 

Lb. Nr. 18 Vol. 7 c Fasc. 3 Inv. 11. 
548 4. Juni 1866. J. G. 739 a. 
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Gemeinde nicht mehr zu denken war. Die liberalen Mitglieder der Gemein-
deführung gehörten dem Tempelverein an, und die Direktion und die Pre-
diger des Tempelvereins identifizierten sich mit den Ansichten dieser Li-
beralen. Die Orthodoxen fühlten sich damals an die Seite gedrängt, ähn-
lich wie in der Zeit nach / 8/4.149 

«Chacham» Bernays war am I. Mai 1849 gestorben, und den Ortho-
doxen fehlte nun der Rückhalt durch einen Rabbiner. Deshalb sorgten sie 
dafür, daß 1851 ein neuer Rabbiner gewählt wurde und setzten durch, 
daß er den Titel «Oberrabiner der Deutsch-Israelitischen Gemeinde» er- 
hielt. Vor der Wahl des Rabbiners wurden interessante Auseinanderset- 
zungen über die Qualifikation, die der Rabbiner haben sollte, geführt. Die 
orthodoxe Gruppe hatte in ihrem Gesuch gefordert, daß der Rabbiner ge- 
nügend theologische Kenntnisse, einen streng religiösen Lebenswandel und 
allgemeine wissenschaftliche Bildung nachweisen müsse..5. Sie wollten 
demnach einen Nachfolger, der die Arbeit Bernays weiterführen konnte. 
Der Gemeindevorstand wollte jedoch zunächst nur die praktischen rituel- 
len Bedürfnisse der Orthodoxen befriedigen und strich die «wissenschaft-
liche Bildung» aus den Bedingungen. Ihm lag nichts an einem einflußrei- 
chen Rabbiner, der die Liberalisierung der Gemeinde verhindern oder ver-
langsamen könnte. Gegen diese Einstellung protestierten Orthodoxe und 
Liberale. Haarbleicher hat den Protest in einem Referendum zusammen-
gefaßt und ausführlich begründet: Er hob hervor, daß es der Tätigkeit 
von Bernays in «Kirche und Schule» zu verdanken sei, wenn es eine brei- 
te, gebildete orthodoxe Schicht in Hamburg gäbe, und er betonte, daß es 
im Interesse der Liberalen liegen müsse, die allgemeine Bildung weiter aus- 
zubreiten und nicht hinter das Jahr 182.11“ zurückgehen. Was 1821 die 

149 Am i. Okt. 1851 schrieb Haarbleicher an Senator Schröder: «Sie haben ge-
sehen wie die Zionswächter immer gleich der Wolf! der Wolf! rufen, die Reli-
gion ist in Gefahr! Und je schwächer unsere hiesigen Orthodoxen sich in ihren 
eigenen Schuhen stehend fühlen, desto lauter schreien sie mit. Und was kann man 
im Judenthum nicht alles mit zur Religion rechnen!» Cl VII Lit. Lb. Nr. 18 Vol. 
7 a Fasc. 14. 

15o Gesuch an den Gemeindevorstand vom 20. Nov. 1849 mit 243 Unterschrif-
ten. J. G. 543 b Fasc. 1. 

151 1821 wurde der Rabbiner Isaac Bernays zum Oberrabbiner für Hamburg 
gewählt. Bernays war der erste «aufgeklärte» Rabbiner Deutschlands, denn er 
hatte sich nach dem Talmudstudium dem Studium der Philosophie an der Uni-
versität Würzburg zugewandt und dabei umfangreiche Kenntnisse in der euro-
päischen Bildung erworben. Von den Rabbinern, die wegen ihrer engstirnigen, 
streng orthodoxen Haltung in Verruf geraten waren, distanzierte er sich schon 
äußerlich dadurch, daß er anstelle des Titels «Rabbiner» den sephardischen Ti-
tel «Chacham» annahm. Bernays gilt als Begründer der sog. Neuorthodoxie, ei-
ner orthodoxen Reformbewegung, die sich Ende der 183oer Jahre in Deutsch- 
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Vorsteher gegen oder ohne den Willen der orthodoxen Gemeindeglieder 
erreichen wollten, indem sie Bernays nach Hamburg holten, sei nun 
Wunsch einer großen Gruppe innerhalb der Gemeinde..52 Aus den Argu- 
menten Haarbleichers spricht die Erfahrung aus der ersten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts, daß nämlich Bildung, Aufklärung und Toleranz korrespon- 
dieren. Der Gemeindevorstand hat sich dem Protest gefügt und die Wahl 
und Anstellungsbedingungen einem von allen steuerzahlenden Gemeinde-
mitgliedern gewählten Wahlkomitee überlassen, das die Forderung nach 
wissenschaftlicher Bildung stellte.I53 Gewählt wurde aus einer Liste von 
28 Bewerbernis4 Dr. Anselm Stern, der vorher Religionslehrer und Predi- 
ger in Bad Homburg war. 

Angesichts der versteiften Fronten gab es für die Gemeinde.die Alterna-
tive, sich entweder völlig aufzulösen oder den Kultus von der Verwaltung 
zu trennen und unter der Verwaltungseinheit eine religiöse Vielfalt zuzu-
lassen. Erst 1862 kamen die Diskussionen über die Neugestaltung der Ge-
meinde wieder in Gang. Inzwischen hatte die Verfassung endgültig die 
staatsbürgerliche Gleichstellung der Juden bestätigt und die Selbständig-
keit der religiösen Verbände festgelegt. Am 2o. Februar 1862 ging beim 
Vorstand ein langes Schreiben mit 169 Unterschriften ein, dessen Forde-
rungen in dem Satz zusammengefaßt waren: «Daß die deutsch-israeliti-
sche Gemeinde also solche aufgelöst werden möge». «Wir beantragen da- 
her», heißt es zum Schluß, «daß das verehrliche Vorsteher-Collegium die 
geeigneten Schritte thue um: 1) die Ausübung des jüdischen Gottesdien- 
stes und die Vornahme der mit demselben zusammenhängenden Handlun-
gen, einzelnen privaten religiösen Gemeinschaften zu überlassen; 2) die 
Liquidation des Vermögens der Gemeinde herbeizuführen . . . 3) die Über-
nahme unseres Armen- und 4) unseres Schulwesens durch den Staat zu be- 

land ausbreitete. In Hamburg hat Bernays die Reform des jüdischen Schul- und 
Erziehungswesens in der t. Hälfte des 19. Jahrhunderts wesentlich beeinflußt, 
indem er die Idee verfolgte, «tora im derech eretz» zu lehren, d. h. das Tora-
und Talmudstudium auf eine Berufsvorbildung, die sich notwendigerweise an 
dem Bildungssystem der Umgebung orientieren muß, auszudehnen. Als erster 
orthodoxer Rabbiner predigte Bernays in deutscher Sprache. 

552 P. M. Haarbleicher vom September 185o. J. G. 543 b Fasc. 1. 
153 Schema für die von den Bewerbern im Amte eines Hamburgischen More 

Zedek zu machenden Angaben. J. G. 543 b Fasc. t. Der Rabbiner sollte zu-
nächst den Titel More Zedek (Lehrer des Rechttuns) erhalten, der seine besonde-
re Zuständigkeit für die rituellen Angelegenheiten zum Ausdruck gebracht hätte. 
Das Wahlkomitee setzte den Titel Oberrabbiner durch, einen Titel, der immer 
umstritten war. Nach der Neuorganisation der Gemeinde wurde der Rabbiner 
vom Synagogen-Verband übernommen, und der Titel Oberrabbiner wurde sein 
persönlicher Titel. 

154 Bewerbungsunterlagen in J. G. 543 b Fasc. x. 
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wirken.»'55 Die Verfasser gingen davon aus, daß sich die «Stellung als 
Staat im Staate» nicht länger mit voller bürgerlicher Gleichstellung ver-
einbaren ließ und daß z. B. nach Art. 110 der neuen Verfassung die Be-
dingung, jeder Jude, der das Bürgerrecht gewinnen wolle, müsse Mitglied 
der Gemeinde sein, unrechtmäßig sei; außerdem sei es nicht länger vertret-
bar, derart heterogene religiöse Gruppen in einer Gemeinde zusammenzu-
fassen. In einem Promemoria hierzu wird angeführt, daß sich voraussicht-
lich zwei religiöse Gruppen bilden werden, der mitgliederstarke Synago-
gen-Verband und der kleinere Tempelverband, die sich dann ungehindert 
entfalten könnten..s6  459 Juden baten darauf in einem Schreiben den 
Gemeindevorstand, sofort eine Reorganisation der Gemeinde einzuleiten, 
aber die «totale Auflösung der Gemeinde» zu verhindern..57 Diese Bitte 
entsprach den Vorstellungen des Gemeindevorstands, der entsetzt war 
über das Ansinnen der 169. Er stimmte den 169 zu, daß die Gewinnung 
des Bürgerrechts unabhängig werden müsse von der Gemeindemitglied-
schaft, und daß das Armen- und Schulwesen vom Staat übernommen wer-
den solle, aber er sah keine Notwendigkeit, die völlige Auflösung der Ge-
meinde herbeizuführen.i58  «Wir finden die Auflösung der Gemeinde und 
eine materielle Liquidirung ihres Eigenthums weder nöthig noch nützlich, 
wir wollen unseren obligatorischen Verband in einen facultativen umge-
bildet wissen, und Ein- und Austritt sollen einem Juden unter billigen Be-
dingungen freistehen, da das Gemeinderecht aufhört Vorbedingung zum 
Bürgerrecht zu sein. Hierin glauben wir die Ansicht wohl sämmtlicher Ge-
meindeglieder auszusprechen», schrieb er an den Senat, an den sich inzwi-
schen die 169 gewandt hatten.is9 In derselben Weise hatte bereits der Vor-
stand der kleinen portugiesischen Gemeinde Stellung genommen..60 Wäh-
rend dieser Verhandlungen und Diskussionen kam es wieder zu einem 
Präzedenzfall, der erhebliches Aufsehen erregte. Dr. Emil Wohlwill, der 
spätere Erfinder der elektrolytischen Kupferraffination, beantragte am 
18. Januar 1863 das Bürgerrecht und trug in die Rubrik «Religion» ein: 
«Weigere ich mich zu bezeichnen.»=61 Die Wedde verweigerte ihm dar- 

155 Abschrift. Cl VII Lit. Lb. Nr. 18 Vol. 7 a Fasc. 18. 
156 Eingereicht am 7. März 1862. Cl VII Lit. Lb. Nr. x8, Vol. 7 a Fasc. 18. 
157 Schreiben vom 24. Febr. 1862 (Druck). Cl VII Lit. Lb. Nr. 18 Vol. 7 a Fasc. 

18. 
158 Antwort des Vorstands an die 169, 27. April 1862. Cl VII Lit. Lb. Nr. 18 

Vol. 7 a Fasc x8. 
159 Der Senat hatte den Gemeindevorstand aufgefordert, zu dem Gesuch der 

169 Stellung zu nehmen. Brief an den Senator Weber vom 27. März 1863. Cl VII 
Lit. Lb. Nr. 18 Vol. 7 a Fasc. 18. 

16o Ebenda. Brief an den Senat vom 27. Febr. 1863. 
161 Eine Zusammenfassung über diese Vorgänge gibt die Schrift «Gehorsamstes 
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aufhin das Bürgerrecht, und der Bürgerausschuß billigte diese Entschei-
dung, weil es «Jemandem, der von jüdischen Eltern abstamme, nicht ge-
stattet sein könne, sich durch einfache Erklärung vom Judenthume loszu-
sagen.»162 Diese Angelegenheit ist vor die Bürgschaft gekommen, und 
der «Verein für Gewissensfreiheit» hat in einem langen Schreiben an die 
Bürgerschaft die Verfassungswidrigkeit der Verweigerung des Bürger-
rechts dargelegt. «Gerade das ist ein Kriterium des modernen Staats im 
Vergleiche mit dem alten», schrieb er unter anderem, «daß der erstere die 
religiösen Verhältnisse des Individuums als einen nervös reizbaren Punkt, 
als ein noli me tangere gelten läßt, dem er mit seiner harten Hand nie und 
nimmer zu nahe kommen darf.»163 Die Sache zog sich hin, bis der Aus-
tritt aus der Gemeinde gesetzlich möglich wurde.'64 

In dieser Zeit häuften sich auch Weigerungen von Juden, ihre Kinder in 
die jüdischen Personenstandsregister eintragen zu lassen. 

Am 2. Nov. 186o beantragte Dr. A. Ree in der Bürgerschaft Einfüh-
rung der Zivilehe und des Zivilstandsregisters, um alle religiösen Schwie-
rigkeiten zu beseitigen. Der Gemeindevorstand sah nicht gern, daß «alle 
dergleichen auf Erschütterung des allgemeinen kirchlichen Zustands hin-
zielenden Versuche hier ausschließlich und immer von Juden ausgehen. 
Wir erlangen dadurch wenig Freunde und viel Feinde, die anderen kirch-
lichen Minoritäten im Staat benehmen sich in dieser Beziehung viel politi-
scher»'65, und er beeilte sich mit der Anfertigung eines Gutachtens über 
die Reorganisation der Gemeinde. Am 2 I. Juli I 863 konnte er dem Senat 
seine Vorschläge unterbreiten über die freiwillige Mitgliedschaft, die Aus-
trittsmöglichkeit, die Liquidation. über das Armen- und Schulwesen, das 
ja bereits 1850 bei der Neugestaltung die stärksten Meinungsverschieden-
heiten hervorgerufen hatte, wurde kein Beschluß erzielt, sondern wieder 
ein Majoritäts- und Minoritätsvotum abgegeben. Das Armenkollegium 
hatte in einem Bericht darauf hingewiesen, daß es «wünschenswerth und 
nothwendig sei, wie sich die Gemeinde-Verhältnisse auch gestalten mögen, 
die Armenpflege als ein Gemeinde-Institut zu erhalten». Das Armenkolle-
gium begründete seine Ansicht damit, daß die jüdische Armenpflege im 
Unterschied zur staatlichen präventive Unterstützung leisten wolle, und 
daß die jüdische Gemeinde als kleine Gemeinschaft individueller verfah-
ren könne als der Staat. Besonders durch die Armenschulen, die die Kin- 

Gesuch des Comit6 des Vereins zur Förderung der Gewissensfreiheit an die ham-
burgische Bürgerschaft, betr. die Angelegenheit des Dr. Wohlwill»; Sept. 1863 

162 Ebenda S. 4. 
163 Ebenda S. 14. 
164 Vgl. hierzu M. W. Schütt, Emil Wohlwill, S. 16-17. 
165 Generalbericht des Gemeindevorstands 1863 J. G. 408 q. 
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der befähigten, sich selbst zu ernähren, sei es bisher gelungen, die Entste-
hung eines jüdischen Proletariats zu verhindern.'" Die Mehrheit des Vor-
steherkollegiums (6) schloß sich diesen Ausführungen an und forderte ei-
nen staatlichen Zuschuß für eine gesonderte jüdische Armenpflege. Etwa 
3 Jahre nach Darlegung der erwähnten Majoritäts- und Minoritätsvoten 

(1 8 5o) sah die Mehrzahl der Gemeindevorstands — und, wie bereits ge-
sagt, mit ihr sicher ein sehr großer Teil der Gemeinde — in einer obligato-
rischen Armenpflege für die Gemeindemitglieder nicht mehr eine «bür-
gerliche Aufgabe», die von einer reinen Religionsgemeinschaft nicht wahr-
genommen werden durfte. Im Senat dagegen hatte sich die Meinung ent- 
gegengesetzt geändert; er kam zu dem Beschluß, daß «die zu gewähren-
den Unterstützungen durch die öffentlichen Behörden nach gleichen 
Grundsätzen und in der gleichen Modalität an alle zum Empfange von 
Hülfeleistungen qualificirten Staatsangehörigen, gleichviel welcher reli-
giösen Gemeinschaft sei angehören, ertheilt werden.».67 In der Bürger-
schaft kam es bei der Beratung dieser Senatsvorlage zu der ersten Ausein-
andersetzung zwischen jüdischen Bürgerschaftsmitgliedern: Hartwig Sam- 
son Hertz vertrat die Ansichten der israelitischen Armenanstalt und be-
fürwortete eine getrennte christliche und jüdische Armenpflege. Ihm wi-
dersprachen Dr. Anton Rae und Julius Horwitz. «Wenn Herr Hertz mei- 
ne, daß die christlichen Armen nicht gut genug behandelt würden, so mö-
ge er denn überhaupt eine Verbesserung der Armenpflege beantragen, 
nicht aber nur die armen Juden dagegen schützen wollen. — Die Gleich- 
stellung Aller sei gerade der Zweck des vorliegenden Gesetzes (lebhafter 
Beifall)», sagte Rae; und Horwitz fügte noch schärfer hinzu: «Bis jetzt 
hätten die Juden weniger Rechte als die Christen, Herr Hertz wolle ihnen 
mehr Rechte geben. Es handele sich aber gerade darum, gleiche Rechte und 
Pflichten für Alle zu schaffen (Beifall).»168  Die Gesetzesvorlage wurde 
von der Bürgerschaft angenommen, und das Vorsteherkollegium äußerte 
sich enttäuscht darüber, daß nicht einmal bis zur Errichtung ausreichen-
der Staatsschulen für das jüdische Armenschulwesen eine staatliche Sub-
vention bewilligt worden war.i69 In dieser Verhandlung waren die libe-
ralen Prinzipien, für die gerade auch viele Juden sich eingesetzt hatten, 

166 Armenkollegium an das Vorsteher-Kollegium; als Manuskript gedruckt. 15. 
April 1863. Cl VII Lit. Lb. Nr. x8 Vol. 7 a Fasc. 58. 

567 Gesetz über die Verhältnisse der hiesigen Israelitischen Gemeinde, Bemer-
kungen zu § 9 bei der Vorlage an die Bürgerschaft am x8. Dez. 1863. Mittheilung 
des Senats an die Bürgerschaft No. 503, 58. Dez. 5863, S. 501. Cl VII Lit. Lb. 
Nr. 18 Vol. 7 a Fasc. 58. 

168 Verhandl. der Bürgerschaft am S.  April 1864, Bericht in den Hamburger 
Nachrichten No. 91, x6. April 5864. 

169 Brief an den Senat, 6. Mai 1864; Cl VII Lit. Lb. Nr. x8 Vol. 7 a Fasc. 18. 
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zum Tragen gekommen, und sie ließ zugleich die Gefahren deutlich wer-
den, die sie für den Bestand der jüdischen Gemeinde haben konnten. 

Da der Gemeinde zugestanden wurde, weiterhin von ihren Mitgliedern 
einen jährlichen Beitrag — bis zu i 0/0 des Einkommens — zu erheben, 
war, wie der Senat in seinem Promemoria hervorhob, eine freiwillige jü- 
dische Armen- und Schulpflege sichergestellt. Außerdem sicherte z. B. Carl 
Heine, der Sohn von Salomon Heine, das Bestehen des Israelitischen Kran- 
kenhauses durch eine Schenkung von 400 000 Mark Bco.7. Durch das 
Testament Carl Heines und andere Legate von Christen und Juden wurde 
dann auch die Weiterarbeit der Schulen und anderer Anstalten auf eine 
sichere finanzielle Grundlage gestellt..7. Die staatliche Oberaufsicht über 
die Religionsgemeinschaften blieb bestehen. Sie wurde von den Juden be-
grüßt, wie übrigens auch von der Kirche, die die neue Behörde des Patro- 
nats schuf, in der die evangelischen Mitglieder des Senats die oberste Kir-
chenbehörde bildeten. Einzelne Bestimmungen wurden für das Oberauf-
sichtsrecht nicht festgelegt, und das Verhältnis zwischen Staat — seit 1875 
hieß es offiziell: Senat — und Gemeinde erfuhr keine wesentliche Verän-
derung. 

Ergänzt werden mußte dieses staatliche Gesetz durch Gemeindestatu-
ten, also eine Art Kirchenverfassung. Im Zusammenhang mit einer geplan-
ten Demokratisierung der Gemeindeleitungt72 wurde 1865 von den steu-
erzahlenden Gemeindemitgliedern ein Repräsentantenkollegium gewählt. 
In ihm hatten die Liberalen das Übergewicht: 9 Liberale standen 6 Ortho-
doxen gegenüber.173 An den Vorschlägen, die das Vorsteherkollegium 
den Repräsentanten machte, zeigte sich, welche Wandlung der Begriff 
«Religionsverband» seit 1848 durchgemacht hatte. Angesichts der Tatsa-
che, daß sich die religiösen Richtungen innerhalb der Hamburger Juden 
immer weiter getrennt haben, waren es «gerade die nichtreligiösen, die 
mehr politischen Institutionen», die den verschiedenen religiösen Richtun- 
gen die «Gemeinschaft der Israeliten Hamburgs wünschenswerth erschei-
nen lassen.»=74 Deshalb schlug der Gemeindevorstand vor, daß die Ge- 

17o Febr. 1865 M. M. Haarbleicher, Zwei Epochen, S. 487. 
171 Ebenda S. 487 und 492. 
172 Die Vorsteher hatten bereits wiederholt den Senat darauf hingewiesen, daß 

sie über die Neugestaltung der Gemeinde keine Entscheidung fällen könnten, weil 
sie nicht von der Gemeinde gewählt seien. Die Stellung der Vorsteher kann mit 
dem Senat verglichen werden, das Repräsentantenkollegium mit der Bürgerschaft. 

173 7 Liberale und nur 2 Orthodoxe waren frei gewählt worden, die übrigen 
waren deputiert: 2 vom Synagogenverband, 2 vom Tempelverband, 2 von der 
Armenanstalt. Mit den Bezeichnungen liberal und orthodox wurde der Wahl-
kampf geführt. J. G. 276. 

174 Mitteilung des Vorsteher-Collegiums der deutsch-israelitischen Gemeinde an 
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samtgemeinde zwei Verbände, den liberalen Tempelverband und den or-
thodoxen Synagogenverband mit der Wahrnehmung der religiösen Inter-
essen der Gemeindemitglieder beauftrage und ihnen «im Interesse der Ge-
wissensfreiheit und im Interesse des Friedens in der Gemeinde die voll-
ständigste Autonomie in allen ihren Angelegenheiten» gebe.m 

Für die Schulen, sozialen Einrichtungen und Begräbnisplätze sollte von 
der Gesamtgemeinde nach Maßgabe ihrer Kräfte und Mittel gesorgt wer-
den, wobei mit Rücksicht auf die Orthodoxen festgelegt wurde, daß die 
Institutionen der Armenanstalt rituell geführt werden müssen. Die Steuer 
wurde von der Gemeindeverwaltung eingezogen und verwaltet, aber je-
dem Gemeindemitglied stand frei, io 0/0 seines Steuerbeitrags für einen der 
Kultusverbände zu bestimmen. Durch diese Bestimmung — auf die die Or-
thodoxen sehr viel Wert legten — wurde vermieden, daß die Orthodo-
xen finanzielle Beiträge zu. liberalen Einrichtungen leisten mußten, die sie 
für verwerflich hielten.76  Mitglied der Gemeinde konnten alle in Ham-
burg ansässigen Israeliten werden. «Der Nachweis, daß die Betreffenden 
Israeliten sind, muß, sofern dies nicht notorisch ist, entweder durch ein 
Attest der Gemeinde, welcher sie bis dahin angehörten, oder durch ein 
Zeugniß eines der beiden Cultus-Verbände geführt werden.»97 Die Rech-
te, die sich aus der Gemeindezugehörigkeit ableiteten, waren: Das Recht 
auf Bestattung auf dem konfessionellen Friedhof, das Recht auf Benut-
zung der Synagogen, der Gemeindeschulen, des rituellen Tauchbades, so-
wie der Inanspruchnahme der Kultusbeamten. Die Pflichten bestanden 
nur in der Bezahlung der Gemeindesteuer, religiöse Pflichten wurden nicht 
auferlegt. Das Repräsentantenkollegium und der Senat haben diesen Sta-
tuten zugestimmt, die damit am 7. November 1867 in Kraft traten. 

Diese Gemeindeverfassung hat eine Organisation geschaffen, «durch 
welche die Hamburger Deutsch-Israelitische Gemeinde sich von allen jü-
dischen Gemeinden der Welt unterscheidet, nämlich in der Trennung des 
Kultus von den anderen Aufgaben der Gemeinde, dem Wohlfahrts-, Ar-
men-, Schul- und Begräbniswesen, sowie der Vertretung der Hamburger 
Juden gegenüber den staatlichen Behörden und den Körperschaften des 
deutschen Judentums»; es war der Ausweg, den man gefunden hatte, um 

das Repräsentanten-Collegium, betr. Grundzüge für ein Gemeindestatut, o. D., 
wahrscheinlich März öder April 1865 (Druck). J. G. 280. 

575 Ebenda S. 4. 
576 Die Gemeindesteuer hat in vielen jüdischen Gemeinden zu Streitigkeiten ge-

führt und spielte auch bei der Beantragung des preußischen Austrittsgesetzes eine 
Rolle. 

577 Satuten der Hamburger Deutsch-Israelitischen Gemeinde § 5 Hamburg 
5867. 
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«die Einheit der Gemeinde und den Frieden in ihrer Mitte für die Dauer 
zu bewahren.»78  

Mit dem Gesetz von 1864 und den Gemeindestatuten von 1867 war die 
Neugestaltung der Gemeinde zu einem Abschluß gekommen und die 
Grundlage gelegt für die weitere Entwicklung, die bis 1938 keine ein-
schneidende Veränderung erfahren hat. Die Umgestaltung der Gemeinde 
ist, das hat die langjährige Entwicklung deutlich gezeigt, von den libera-
len Juden vorangetrieben und entworfen worden. Sie sahen in Gabriel 
Riesser ihren Repräsentanten und die Verkörperung ihrer Vorstellungen 
vom «deutschen Staatsbürger jüdischen Glaubens». Riessers Schriften und 
seine persönliche Haltung blieben viele Jahrzehnte die geistige Waffen- 
kammer der Liberalen. Sie forderten vom Staat Religionsfreiheit, d. h. die 
Nichtbeeinträchtigung der staatsbürgerlichen Rechte durch das Glau- 
bensbekenntnis, und vom Judentum Gewissensfreiheit, d. h. die Freiheit 
vom Zwang zu bestimmten religiösen Handlungen. In der großen Mehr-
zahl waren sie bereit, in den verschiedenen Gruppen und Aufgaben Ham-
burgs und Deutschlands aufzugehen und gleichzeitig der «Religion ihrer 
Väter» treu zu bleiben. Die Taufe war für die meisten keine ehrliche 
Möglichkeit mehr;179 der Kampf um die Emanzipation hatte eine zu- 
nehmende jüdische Selbstachtung mit sich gebracht. Das schließt aller-
dings nicht aus, daß viele gern und weitgehend vermieden, ihr Bekenntnis 
zu offenbaren. Immerhin haben bis zum 7. Februar 1865 nur 5o Gemein-
demitglieder (für 15o Personen, d. s. 1,2 0/0 der jüdischen Bevölkerung 
und 2,2 °/0 der Steuerzahler) von ihrem Recht Gebrauch gemacht, aus der 
jüdischen Gemeinde auszutreten.t8. Diese Liberalen waren überzeugt von 
der Richtigkeit ihres Weges, und sie beschritten ihn mit großen Hoffnun-
gen. In bezug auf ihre religiöse Haltung gilt das Wort von Julius Fürst: 
«Wenn eine Religion nur durch die Knechtschaft bestehen kann, so mag 
sie fallen, da sie nicht göttlichen Ursprungs war.»18i Es muß selbstver- 
ständlich gefragt werden, ob diese liberalen Juden für die Gesamtheit der 
Hamburger Juden oder zumindest für eine Mehrheit handelten. Die Hal-
tung der «Masse» ist schwer zu erfassen, sie wird religiös-konservativ 
und religiös-liberal gewesen sein, während zu den extrem Orthodoxen 
und extrem Liberalen eine Minderheit gehörte. Die Konservativen kamen 
keineswegs nur aus den ärmeren, wenig gebildeten und noch abgeschlossen 
lebenden Schichten, sondern zu ihnen gehörten auch viele Großkaufleute, 

578 Dr. N. M. Nathan (Syndikus der Gemeinde): Zum 7. November. Ham-
burger Israelitisches Familien-Blatt, 57. Jg. Nr. 44, 2. November 1914. 

579 Siehe unten S. 68 ff. 
18o Generalbericht des Gemeindevorstandes 1865 J. G. 408 q. 
185 Orient Jg. IX Nr. 45, 1848, S. 322. 
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Lehrer, Juristen. Die Beharrung in den Überlieferungen und die Abhängig-

keit von den Kultusbeamten war bei den unteren Schichten größer, und 

das gab den Religiös-Konservativen ein zahlenmäßiges Übergewicht in 

der Gemeinde. Eine prinzipielle orthodoxe Opposition gegen die Umge-

staltung der Gemeinde in einen fakultativen Religionsverband und die 

Trennung von Kultus und Verwaltung ist nicht geäußert worden. Die Or-

thodoxen haben in dem erwähnten «Schreiben der 459» 1862 ausdrück-

lich den Fortbestand der Gemeinde gefordert. Sie haben sich besonders 

für das Armen- und Schulwesen eingesetzt und dafür gesorgt, daß alle 

Gemeindeinstitutionen einen orthodoxen Charakter behielten. Aber auch 

sie schritten in der Assimilation weiter voran, obwohl diese—wie im einzel-

nen noch zu schildern sein wird —, räumlich, wirtschaftlich und sozial be-

grenzt blieb. Bei dem Neubau einer Synagoge 1856 in den «Kohlhöfen» 

wurde erstmals in Hamburg ein jüdisches Gotteshaus so entworfen, daß es 

von der Straße aus sichtbar war. Nur eine Stimme erhob sich öffentlich 

gegen diese Sorglosigkeit. Der greise Literat Moses Mendelson warnte in 

einem Gutachten: «Wenn auch der jetzige Staat es genehmigt, und die 

Volksstimmung es zuläßt, daß die Fronte der Synagoge ganz der Straße 

zugekehrt wird, so darf es dennoch die Vorsicht nicht gut heißen, weil die 

Weltgeschichte dagegen protestirt. Denn, zugegeben, daß die jetzige 

Emancipation eine vollkommene sei, so kennt ja nur der Allwissende ihre 

Dauer? ... Sorgen wir daher bei einem Bau, der auf Jahrhunderte hinaus 

berechnet ist, daß nicht unsere Nachkommen die Kurzsichtigkeit ihrer 

Vorfahren zu beweinen haben, und weisen wir der neuen Synagoge ihren 

alten bescheidenen Platz an.»18. Die Angelegenheit wurde diskutiert, 

und schließlich kam man zu dem Vergleich, die Synagoge durch einen 

größeren Vorhof und eine Mauer von der Straße zu trennen. Es sei hier 

bereits vorweggenommen, daß 1906 bei dem Bau der Synagoge am Born-

platz keinerlei Bedenken mehr geäußert wurden. Die Synagoge wurde auf 

einem großen, freien Platz erbaut, und «die im orientalischen Stil erbaute 

Kuppel war weithin sichtbar mit dem vergoldeten Magen David auf der 

Spitze.»'83 1931 (!) sagte der orthodoxe Oberrabbiner Spitzer bei dem 

25jährigen Jubiläum der Bornplatz-Synagoge: «Die alte Synagoge in der 

Elbstraße (stand) in einem Gehöft versteckt. Die Synagoge an den «Kohl-

höfen» wurde schon an einem sichtbaren Platz gebaut, aber immerhin noch 

vor fremden Blicken verborgen. Erst unsere Synagoge wurde offen und 

weit sichtbar an einem freien Platz errichtet. Alle drei Gotteshäuser sym-

bolisieren ... die Stellung der Juden im Staate. Wir leben in dem Zeitalter 

.der Sicherheit und der unbedingten Gleichberechtigung, und in dieser Zu- 

82 22. Febr. 1856, J. G. 446  b. 
183 R. Maladii, Hamburger Synagogen, S. z. Magen David heißt Davidsstern. 
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versicht wurde unsere Synagoge hier errichtet.»184 Mit welcher geheimen 
Sorge auch mancher Religiös-Liberale in die Zukunft gesehen hat, kann 
man in einem Privatbrief Haarbleichers an Hudtwalcker lesen, in dem er 
sich gegen den Ruf wehrt, Anwalt der «kirchenwidrigen» Richtung zu sein 
und schreibt: «So bin ich denn genöthigt, Ihnen zu sagen, daß ich mit Leib 
und Seele auf die Beschneidungsceremonie halte, und so wenig ein Liebhaber 
der Mischehen bin, daß ich mich herzlich freute, als ich erfuhr, daß sowohl 
mein ältester, in England lebender Sohn, als meine noch bei mir lebende 
Tochter brillante Parthien dieser Art ausschlugen. Nur darf nach meiner 
überzeugung ... kein materieller Zwang, kein dominirender Einfluß auf 
irgend einem geistigen Gebiete und vor Allem nicht auf dem der Religion 
walten. Ich bin mit ganzem Herzen Israelit; doch wenn bei gleich getheil- 
tem Licht und Wind, im ehrlichen Kampfe das Christenthum das Juden-
thum überwältigt, so hat das nur der zu verantworten, von welchem beide 
sind.>085 

Hamburg war die einzige deutsche jüdische Gemeinde, die damals ein 
Religionsverband mit freiwilliger Mitgliedschaft wurde. Für die meisten 
Gemeinden wurde staatlicherseits festgelegt, daß «alle innerhalb eines 
Synagogenbezirks wohnende(n) Juden einer solchen Gemeinde angehö- 
ren.»=86  In Lübeck wurde i 868 die Möglichkeit des Austritts aus der Ge-
meinde gewährt. In Frankfurt wurde r85 z eine Gemeindeverfassung vorbe-
reitet, die sowohl die freiwillige Zugehörigkeit zur Gemeinde als auch die 
Bildung unabhängiger Kultusverbände vorsah; sie wurde aber von der 
Mehrheit der Juden abgelehnt. Auch nach der Einführung der Reichsver-
fassung wurde nirgends der Artikel über Glaubens- und Gewissensfreiheit 
so ausgelegt, daß eine Zwangsgemeinde verfassungswidrig sei. Bildete die 
Großstadt überhaupt schon eine Gefahr für die Fortexistenz des Juden-
tums wegen ihrer die Assimilation fördernden Struktur, so war die Gefahr 
nun durch die neue Gemeindeordnung erhöht. Zwar waren aus der Ge-
meinde in den ersten Jahren nur sehr wenige ausgetreten, aber das konnte 
sich in der nächsten Generation, die nicht mehr durch den Kampf um die 
Emanzipation und durch die Aufgaben der Assimilation zusammengehal-
ten war, leicht ändern. Für die Existenz des Judentums kam es darauf 
an, ob das religiöse Band stark genug sein würde, um einen inneren Zu- 
sammenhang zu gewährleisten. 

584 Ebenda S. 3. Diese Ansprache wurde von Malachi aus der Erinnerung nie-
dergeschrieben. 

185 Brief vom 3. März 1856. Cl VII Lit. Lb. Nr. 18 Vol. 7 b Fasc. 3 Inv. 9. 
186 So z. B. das preußische Gesetz vom 23. Juli 1847 35. J. Freund, Die Eman-

zipation der Juden in Preußen Bd. II., S. sto. 

64 



IV. Die demographische und wirtschaftliche 
Struktur der Hamburger Juden 

Eines der Ziele der liberalen Juden war die Auflösung, der «Schicht» oder 
«Gruppe» Juden durch Assimilation und durch Ausnutzung aller Mög-
lichkeiten nach der rechtlichen Emanzipation. Die Masse der Juden aber 
hat sich überall als eine von der Umwelt unterscheidbare Gruppe erhalten; 
und zwar lag das Unterscheidungsmerkmal nicht nur in der Religion (als 
Glaubensbekenntnis), sondern auch in anderen sozialen Faktoren, so daß 
es möglich und gerechtfertigt ist, ein demographisches Bild der Hambur-
ger Juden zu entwerfen. Die Ursachen für die Gruppenerhaltung sind in 
dem Beharrungsvermögen der Masse, in der sich nur langsam entwickeln-
den sozialen Emanzipation, in der bald nach der Emanzipation aufkom-
menden neuen Form des politischen Antisemitismus, dem daraus erwach-
senden Abwehrkampf der Juden und in der Entstehung des Zionismus zu 
sehen. Einzelnen Juden ist es gelungen, der «Gruppe» zu entkommen, 
aber ihre geringe Anzahl kann die statistischen Aussagen nicht wesentlich 
beeinflussen. 

Der Bevölkerungsanteil der Juden 

Während die Bevölkerung Hamburgs in der ersten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts kontinuierlich langsam zugenommen hatte, stieg sie im letzten 
Drittel des Jahrhunderts rapide an: Von 1870--1890 hat sie sich verdop-
ptelt, von 1870-1910 verdreifacht. Die jüdische Bevölkerung hat sich 
ebenso wie die Gesamtbevölkerung während der ersten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts verdoppelt, in der zweiten hat sie sich dagegen relativ lang-
sam vermehrt, so daß ihr prozentualer Bevölkerungsanteil erheblich ge-
sunken ist. Er wurde weit überholt von dem Anteil der Katholiken: Wäh-
rend die Juden 1871 4,1 °A der Gesamtbevölkerung ausmachten, war ihr 
Anteil i910 auf 1,90/0 gesunken; der Anteil der Katholiken ist in demsel-
ben Zeitraum von 2,3% auf 5,5 °/o gestiegen:'87 

187 D. Weigert, die jüdische Bevölkerung Hamburgs, ZDSJ, 1919, Heft 5-7, 
S. 67 (Auszug). 
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Jahre 
Ortsanw. 
Bevölk. 

Evang. 
abs. 	°/o 

Kath. 
abs. 	°/o 

Juden 
abs. 	°/o 

1871 338.974 306.553 91,2 7.771  2,3 13.796 4,1  
1880 453.869 420.003 92,5 12.063 2,7 16.024 3,5 
1890 622.53o 571.497 91,9 23.444 3,8 17.877 2,9 
two 768.349 712.388 92,7 30.903 4,0  17.949 2,3 
1910 1.013.443 930.071 91,7 50.514 5,1  18.932 1,9 

Im Diagramm sieht die relative Zunahme der Gesamtbevölkerung, der 
Katholiken und der Juden folgendermaßen aus: r88 
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Der prozentuale Bevölkerungsanteil der Juden ging im gesamten deut- 
schen Reich zurück: 0871 betrug ihr Anteil 1,250/0, 1900 1,000/0 und 
1910 0,95 °A.'s,  Durch die Bevölkerungsverschiebung innerhalb Deutsch- 
lands und die Einwanderung aus dem Osten ist dagegen in einigen Städ-
ten der Anteil der Juden erheblich gestiegen. In Berlin stieg er von 3,5 O/o 
186o auf 5,00/o 1890 und sank dann langsam auf 4,3 0/o 1925.'9° 1871 
lebten in Berlin 7,03 °A und 1900 15,71 °/o aller Juden in Deutschland..9t 
Der Anteil der Juden in Hamburg an der Gesamtzahl der deutschen Ju-
den stieg ebenfalls, aber nur von 2,70 °A 1871 auf 3,06 °/o 1900.192 

Die Zunahme der Hamburger Bevölkerung war eine Folge der Indu-
strialisierung. Die unterschiedliche Auswirkung dieser Entwicklung auf 

038 R. Seffrin, Die katholische Bevölkerungsgruppe im Staate Hamburg, S. 3. 
189 F. Theilhaber, Der Untergang der deutschen Juden, S. 48. 
190 A. Ruppin, Soziologie der Juden, Band I, S. 115. 
191 Verschiebungen in der örtlichen Verteilung der Juden in Deutschland seit 

1871. ZDSJ 1905 Heft 1, S. so. 
192 Ebenda. 
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Juden und Nichtjuden hat ihre Ursache in der abweichenden Berufs-
schichtung und in der örtlichen Verteilung der Gruppen. Die Hauptein-
zugsgebiete für Hamburg waren Schleswig-Holstein, die Provinz Hanno-
ver und die beiden Mecklenburg: 1890 waren 51,4 °/o der Hamburger Be-
völkerung in Hamburg geboren, 16,2 °A in Schleswig-Holstein, 7,6 0/o in 
Hannover und 7,4 0/o in Mecklenburg. 1905 sah das Bild ähnlich aus: 
52,6 °A waren in Hamburg geboren, 15,2 °A in Schleswig-Holstein, 6,7 Oto 
in Hannover und 6,7 °/o in Mecklenburg.193 Aus diesen Gebieten kamen 
auch die jüdischen Zuwanderer, aber in ihnen lebten damals nicht viele 
Juden: 1890 wohnten in Schleswig-Holstein 3571, in Mecklenburg 2671 
und in der Provinz Hannover 15 112 Juden, von denen aber allein ein 
Viertel in der Stadt Hannover lebten.194 Die wichtigsten Abwanderungs-
gebiete der Juden waren die östlichen Gebietsteile Deutschlands. 1871 
wohnten in den Provinzen Ostpreußen, Westpreußen, Pommern und Po-
sen noch 22,67 °/o aller Juden, 1900 nur noch 13,35 OA. Die abwandernden 
Juden zogen vor allem nach Berlin und in die westlichen preußischen Pro-
vinzen Hessen-Nassau und Rheinland. 1890 waren 56,9 0/o der in Ham-
burg lebenden Juden in Hamburg geboren; Angaben über die 43,1 0/o 
nicht in Hamburg Geborenen macht die staatliche Statistik nicht. Den 
Geburtsregistern der Gemeinde, die allerdings nur bis zur Einführung der 
staatlichen Zivilstandsregister geführt wurden, läßt sich entnehmen, daß 
1865 etwa so °/o der Väter und Mütter in Hamburg geboren waren, Io 0/o 
in Schleswig-Holstein (v. a. Altona, Wandsbek und Lübeck, das damals 
noch selbständig war), 7,2 °A in Hannover, 3,5 °/o in Oldenburg und 2,6 Obo 
in Posen.us Genaue Angaben stehen für das Jahr 1910 zur Verfü-
gung.'96  52,3 °A der Juden waren in Hamburg geboren; aus Schleswig-
Holstein zugezogen waren to 0/0 (1862 von 18 932 Juden in Hamburg), 
aus der Provinz Hannover 3,9 °/o (745), aus Berlin 4,1 °Ai (884). Höher 
als bei der Gesamtbevölkerung war die Einwanderung aus Usterreich-Un- 
garn (4,4 0/o). Daß der Anteil der russischen Jude- 	1,22 °/0 betrug, lag 
daran, daß man in Hamburg versuchte, die russischen Flüchtlinge sofort 
nach Amerika oder zunächst nach England weiterzuleiten. 

Die Zuwanderer kamen zum größten Teil als Arbeitssuchende nach 
Hamburg, weil sie in ihren landwirtschaftlichen oder handwerklichen Be- 

193 Statistisches Handbuch für den Hamburgischen Staat. Ausgabe 1920, aus 
Tab. 12, S. 26. 

194 Verschiebungen in der örtlichen Verteilung der Juden in Deutschland seit 
1871. ZDSJ 0905 Heft 1, S. Jo. 

095 Nach dem Geburtsregister von 1865. J. G. 696 f. 
196 D. Weigert, Die jüdische Bevölkerung Hamburgs. ZDSJ 1919 Heft 5-7, 

S. 79-81. 
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rufen oder auch als Kleinhändler in Dörfern und Kleinstädten den Le-
bensunterhalt nicht mehr verdienen konnten.197 Sie wurden in Hamburg 
Arbeiter und Unselbständige im Handelsgewerbe: 1907 waren fast 2/3  der 
Zugewanderten in diesen Berufen tätig.'92  Diese Gruppe der Arbeitssu-
chenden war innerhalb der jüdischen Bevölkerung im norddeutschen 
Raum klein. Die Juden, die nach Hamburg kamen, wurden gelockt von 
den neuen Möglichkeiten, die die Hafenstadt in Handel und Industrie 
bot. 

Der relative Rückgang der jüdischen Bevölkerung Hamburgs ist nicht 
nur auf ihren geringen Zuzug zurückzuführen, sondern auch auf ihre na- 
türliche Bevölkerungsbewegung. Die Geburtenhäufigkeit war bei der jüdi-
schen Bevölkerung beträchtlich geringer als bei der Gesamtbevölkerung: 
Auf r000 Einwohner entfielen im Durchschnitt der Jahre 19o1 bis 19o2:'99 

Geburten im Deutschen Reich: 	 36,5 
In der Stadt Hamburg: 	 25,2 
In der Stadt Hamburg b. d. luther. Bevölkerung: 	 24,1 
In der Stadt Hamburg b. d. jüdischen Bevölkerung: 	 16,2 

Dieses Mißverhältnis läßt sich durch die bessere soziale Lage der Juden ge-
genüber der Gesamtbevölkerung erklären. R. E. May hat an Hand von 
Hamburger Zahlen nachgewiesen, daß die Geburtenrate auch damals ab-
hängig war von Wohlstand und Bildung, z. B. entfielen in der inneren Stadt 
im Durchschnitt der Jahre 1901/02 auf loco Einwohner 41,9 Geburten, in 
dem reichen Viertel Harvestehude 13,8.2()° 

Die niedrigere Geburtenquote der Juden wurde teilweise ausgeglichen 
durch eine geringere Sterblichkeitsquote: Im Durchschnitt der Jahre 1901/05 
betrug sie in der Gesamtbevölkerung 16,2 °/o und bei den Juden 10,7 °/o. 

Die negative Bilanz der jüdischen Bevölkerungsentwicklung wurde da- 
durch erhöht, daß den Juden jährlich eine erhebliche Anzahl durch Taufen 
und Mischehen verlorengingen. Die Mischehen waren seit dem Gesetz r 851 
gestattet, und sie wurden immer häufiger eingegangen, wie die folgende 
Tabelle zeigt:20r 

197 340/0 der Katholiken, die um 1900 in Hamburg lebten, kamen aus Klein-
und Mittelstädten, 57 °/o vom Dorf. R. Seffrin, Die katholische Bevölkerungs-
gruppe im Staate Hamburg, S. 49. 

198 Errechnet aus den Angaben in: Statistische Mitteilungen über den Ham-
burgischen Staat Nr. 3 (1915), S. 8 ff. 

199 R. E. May, Konfessionelle Militärstatistik, S. 3o. 
200 Ebenda. 
201 D. Weigert, Die jüdische Bevölkerung Hamburgs. ZDSJ 1919 Heft 5-7, 

S. 85;1 A. Ruppin, Soziologie der Juden, Band I, S. 2 1 / 12 . 
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Jahre 

rein. 
jüd. 
Ehen Männer 

Mischehen 

Frauen überh. 

Es heirateten einen nichtj. Ehe-
partner v. je ioo Heiratenden 

Männer 	Frauen 	überh. 

1886/90 499 99 51 150 16,5 933 13,1 
1891/95 518 90 73 163 14,8 12,4 13,6 
1896/1900 5o8 114 91 205 18,3 15,2 16,8 
1901/05 490  126 133 259 20,5 21,3 20,9 
1906/10 505 181 144 325 26,4 22,3 2433 
19251 31,82 24353 28,83 
19271 30,00 
19281 33358  

Im Durchschnitt der Jahre 1906/01 war jede 4. Ehe eine Mischehe. 1925 
lebten 4 °/o der evangelischen Bevölkerung in Mischehe, 56 Obo der katholi-
schen und 11 0/o der jüdischen 2O2 Diejenigen Ehen, in denen ein Partner 
zu der Religion des anderen übergetreten oder zu den Konfessionslosen aus-
getreten war, sind dabei nicht mitgerechnet. Der Verlust für die jüdische 
Bevölkerung wurde dadurch vergrößert, daß mehr als 5o °/o der in Misch-
ehe geborenen Kinder als Kinder getauft wurden (Die Angaben von 1885 
bis 1910 schwanken zwischen 44 O/o und 63 0/O) ;2O3  1912 waren es 69 von 
78, also 88,50/o.2°4 In den Jahren 1900/05 wurden 15,4 0/o  aller in jüdi-
scher Ehe und in Mischehe geborenen Kinder getauft. Viele Kinder aus 
Mischehen, die als Kleinkinder nicht getauft wurden, ließen sich später tau-
fen oder wurden konfessionslos. Von Kindern aus rein jüdischen Ehen 
wurden 1900-1912 3,18 °A sofort nach der Geburt getauft.20s Die Er-
wachsenentaufen fielen dagegen nicht sehr ins Gewicht; sie betrugen durch-
schnittlich in den Jahren 1885-90 24, 1891-95 38, 1896-1900 41, 1901 
bis 1905 34 (das sind 1,8 auf too° Juden).206  Mit dem Prozentsatz der ge-
schlossenen Mischehen lagen die Hamburger Juden weit über dem Reichs-
durchschnitt, den Berliner und den Frankfurter Zahlen, wie die folgende 
Tabelle zeigt:207 

202 R. E. May, Mischehen und Ehescheidungen, S. 21 Maschinenschrift. J. G. 
754-- 

203 Hamburger Jüdische Nachrichten, 2. Jg. Nr. 2 21. Jan. 1914: Zur jüdischen 
Statistik Hamburgs. 

204 Ebenda. 
2o5 Ebenda. 
206 A. Ruppin, Soziologie der Juden, Band I, S. 305. 
207 A. Ruppin, Soziologie der Juden, Band I, S. 211/212, Auszug aus Tab. 

XXIX. 
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Es gingen eine 
Jahr o. Durchschnitt 	Mischehe ein von je to° 

Gebiet 	 d. Jahre 	 Heiratenden 

Deutschland 

Berlin 

1901/04 
1910/11 
1925/26 
1927 

1876/80 
1901/04 
1925 
1926 
1927 
1928 

7,95 
11,96 
19,70 
21,33 
13,88 
15,06 
24,75 
24,52  
27,43 
27,36 

Hamburg 

Frankfurt a. M. 

Köln 

Breslau 

1886/90 
1906/10 
1925 
1927 
1928 

1876/80 
1901/05 
1926/27 

1926 

1876/80 
1926 

13,10 
24,3o 
28,83 
30,00 
33,58  
6,78 

11,12 
14,00 

28,50 

4,27 
16,o8 

In den Großstädten war die Mischehe zu Beginn des 20. Jahrhunderts eine 
alltägliche Erscheinung geworden. Das Bild wird noch klarer, wenn man 
die auf je ioo rein jüdischen Ehen geschlossenen Mischehen betrachtet: 
1927 entfielen in Deutschland 53,94,  1926 in Berlin 64,23, 1900-1912 in 
Hamburg 56,o Mischehen auf je Ioo rein jüdische.2.8  

Die wirtschaftliche Stellung der Juden 

Nur die Berufsstatistiken von 1895 und 5907 sind nach Konfessionen ge-
gliedert. Ich muß mich deshalb darauf beschränken, nach diesen Statisti-
ken die Berufsausübung der Juden zu bestimmen. Aus ihnen ergibt sich über 
den prozentualen Anteil in den Hauptberufsgruppen folgende Aufstel-
lung:2.9 

208 A. Ruppin, Soziologie der Juden, Band I, S. 213 Hamburger Jüdische Nach-
richten, 2. Jg. Nr. 2, 25. Jan. 1914: Zur jüdischen Statistik Hamburgs. 

209 D. Weigert, Die jüdische Bevölkerung Hamburgs. ZDSJ 1919 Heft 5-7, 
S. 92. 
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Von je roo Erwerbstätigen der einzelnen Bekenntnisse fallen auf die 
verschiedenen Berufsabteilungen: 

A 	Landwirtschaft 

B 	Industrie 

C 	Handel, Verkehr 

D 	Häusliche Dienste 
u. wedis. Lohnarb. 

E 	Öffentl. Dienste 
u. freie Berufe 

F x Von Vermögen, Pensionen 
o. Renten Lebende 

F z Unterstützung empfangende 
Anstaltsinsassen 

G 	Dienstboten i. Hs. d. 
Herrschaft lebend 

Jahr 

1895 
1907 

1895 
1907 

1895 
1907 

1895 
1907 

1895 
1907 

1895 
1907 

1895 
1907 

1895 
1907 

Evang. 

3,50  

35,12  
35,11 

31,63 
34,74 
4,26 
3,54 

6,55 

4  6,9861  

4,96  
3,88  
9,52 
7,15 

2,574,64 

6,30 7,48  

Kathol. 

1,70 

43,79 
46,65 

26,54 
28,14 
3,032  
3,39 

143  

7,22 

2,742,95  

5,82 
3,45 

5,07 
3,66 

Juden 

0,05 
0,55 

17,25 
17,33 

55,48 
55,93 

o,86 

7,62 

110223,:,64954044  

4,26 
4,07 

1,76 

Das Ergebnis ist nicht überraschend, sondern bestätigt die Untersuchung 
für die erste Hälfte des 19. Jahrhunderts. Die Umwälzungen im späten 
19. Jahrhundert haben der Hamburger Wirtschaft keine neue Richtung ge-
geben; das Verhältnis, daß etwa ein Drittel der Gesamtbevölkerung in der 
Industrie und ein Drittel im Handel tätig waren, ist erhalten geblieben (in 
Berlin waren damals 5o,8 0/o, in Düsseldorf und Leipzig 52 0/0 der Bevöl-
kerung in der Gruppe Industrie tätig). Bei den Evangelischen hat die Ab-
wanderung aus der Landwirtschaft angehalten, die freien Arbeitsplätze 
wurden von Katholiken eingenommen. Der prozentuale Anteil der Juden 
ist fast konstant geblieben, ihre absolute Zahl in der Landwirtschaft ist von 
4 auf 56 gestiegen. Der Anteil der Evangelischen in der Berufsgruppe In-
dustrie ist bei 35,10/o konstant geblieben, der der Juden bei 17,2/17,3 0/o. 
Am stärksten waren die Juden im Handel vertreten. 1895 waren 2417 Ju-
den in der <Industrie> und 4557 in <Handel und Verkehr> beschäftigt. 1907 
war das Verhältnis 1759 : 5473, es waren also dreimal so viel Juden im 
Handel beschäftigt wie in der Industrie, mehr als die Hälfte aller erwerbs-
tätigen Juden. Eine weitere Aufgliederung dieser Berufsgruppen zeigt die 
Konzentration der Juden in bestimmten Handelszweigen :210  2907 lebten 

210 Statistische Mitteilungen über den Hamburgischen Staat Nr. 2 (Hamburg 
1913): Die Bevölkerung am 12. Juni 1907 nach Beruf und Religionsbekenntnis. 
Nach Tab. V, S. 173-240. 
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62,9 0/0 von allen im Handel beschäftigten Juden vom Waren- und Pro-
duktenhandel, 16,8 °/o von der Handelsvermittlung, 8,7 Obo vom Geld- und 
Kredithandel und 2 °/o vom Straßen- und Hausierhandel. Im Verkehrswe-
sen (Eisenbahn, Straßenbahn, Binnenschiffahrt) und in den Hilfsgewerben 
waren nur vereinzelt Juden vertreten. Eine weitere Aufgliederung gibt die 
Statistik nicht. Auch die Listen über die Erteilung von Gewerbescheinen an 
Juden geben keine genauen Aufschlüsselungen..ri Von den 792 Personen, 
die in den Jahren 1887, 1892 und 1897 einen Gewerbeschein erhalten ha-
ben, haben sich allein 332 allgemein als «Kaufmann» eintragen lassen. 37 
nannten sich Manufakturwarenhändler, 170 haben eine spezielle Waren-
gattung angegeben. Davon waren 16 Zigarrenhändler, io Weißwarenhänd-
ler und 115 diverse andere Warenhändler. Die Textilbranche war mit 65 
Händlern am stärksten vertreten. 

Trotz der Konzentration in einzelnen Handelszweigen hatten die Juden 
nirgends eine Monopolstellung inne. Ihr Anteil an allen im Handel Tätigen 
betrug 1907 3,8 °A, also etwas weniger als ihr doppelter Bevölkerungsan-
teil. Im Waren- und Produktenhandel lag ihr Anteil bei 5,1 °/o. Während 
62,9 0/0 der im Handel tätigen Juden in diesem Zweig beschäftigt waren, be-
trug der Anteil der gesamten im Handel tätigen Bevölkerung 46,o 0/0. Im 
Geld- und Kredithandel waren 8,7 °/o der Juden gegenüber nur 2,4 °/o der 
Gesamtbevölkerung tätig. 13,30/0 aller in diesem Zweig Beschäftigten wa-
ren Juden. In der Berufsgruppe <Handelsvermittlung> stellten die Juden 
13,4 °/o aller darin Tätigen. In den zuletzt genannten Gruppen war die 
Tätigkeit der Juden etwa sechsmal so hoch wie ihr Bevölkerungsanteil. Die-
ser Konzentration steht das Fehlen der Juden z. B. im <Hilfsgewerbe des 
Handels (Stauer, Schauerleute, Markthelfer etc.)> gegenüber, in dem 12,9 °/o 
der Gesamtbevölkerung, aber nur o,8 °/o der Juden beschäftigt waren. Die 
Juden waren also in den reinen Handelszweigen geblieben, während sie in 
das Verkehrsgewerbe und in das Hilfsgewerbe, die in erster Linie Arbeits-
leute beschäftigten, nicht eingedrungen sind. Während der Anteil der in 
<Handel und Verkehr> Tätigen in der Gesamtbevölkerung von 1895-1907 
leicht gestiegen ist, ist er in demselben Grad bei den Juden gesunken. Die 
Entwicklung des Genossenschaftswesens und der Warenhäuser hat gerade 
auch vielen jüdischen Detailhändlern die Existenzgrundlage genommen. 

In der Gruppe <Industrie> erreichten die Juden 1907 kaum die Hälfte des 
Bevölkerungsdurchschnitts (17,25 : 35,08). Von den 1759 in der <Industrie> 
tätigen Juden waren allein 533 (30,3 (VO im Bekleidungsgewerbe beschäf-
tigt als Näher und Näherinnen, Schneider und Schneiderinnen, Putzma- 

211 Diese Listen wurden der jüdischen Gemeinde jährlich zugestellt, damit sie 
ihre Gemeindesteuerlisten ergänzen konnte. J. G. 374- 
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cher, Kürschner u. a. m. 16,4 0/0 arbeiteten in der Industrie der Nahrungs-
und Genußmittel, vor allem in der Herstellung verschiedener Nahrungs-
mittel und in der Tabakfabrikation. 6,3 °/o waren in der Metallverarbei-
tung beschäftigt. Der Anteil der Juden an den in diesen Berufen Tätigen 
erreichte in den drei genannten Zweigen annähernd ihren Bevölkerungs-
anteil. In der Textilindustrie (Zubereitung von Spann- und Faserstoffen, 
Färberei u. a. m.) und im polygraphischen Gewerbe wurde der Bevölke-
rungsanteil überschritten: In der Textilindustrie waren zwar nur 5,6 Obo 
(i00) der Juden beschäftigt, aber das waren 4,9 O/o aller in dieser Branche 
Tätigen. Im polygraphischen Gewerbe, vor allem in der Buchdruckerei ar- 
beiteten 5,20/o (92) der Juden, und sie stellten 2,8% der darin Beschäftig-
ten. In handwerklichen Berufen waren nur wenig Juden tätig. Die Mehr- 
zahl war unter den Schneidern und Schneiderinnen, Schuhmachern, Putz-
machern, Mützenmachern, Juwelieren, Graveuren und Malern zu finden. 
Die Versuche, durch die Erziehung in der Israelitischen Freischule und 
durch den «Verein zur Förderung des Handwerks unter den Israeliten» 
mehr Juden dem Handwerk zuzuführen, hatten nur wenig Erfolg gehabt, 
weil sie der wirtschaftlichen Entwicklung zuwider liefen. 

Der geringe Anteil der Juden in den Gruppen <Häusliche Dienste und 
wechselnde Lohnarbeit> und Dienstboten im Hause der Herrschaft lebend>, 
ist mit der geringeren Erwerbstätigkeit der jüdischen Frau zu erklären: 
1895 war 15,9 0/o der jüdischen weiblichen Bevölkerung erwerbstätig ge- 
genüber 2 5,0 0/0 der Gesamtbevölkerung; 1907 war die Differenz zwar ver-
ringert, aber immer noch groß: 19,0 : 24,9 °/o. 

Der Prozentsatz der Juden in der Gruppe alffentliche Dienste> war mit 
7,5 und 7,6 bedeutend. Er resultiert aus der hohen Anzahl von jüdischen 
Rechtsanwälten, Notaren und Ärzten, Journalisten, Künstlern und Lehrern. 
Im Erziehungswesen stellten die Juden 5907 3,5 °/o aller darin Tätigen; 
Beamte hat es unter den Juden kaum gegeben.212  Die Zahl der Juden, 
die von ihrem Vermögen lebten, war sehr hoch; sie weist auf eine relativ 
große reiche Schicht hin. 

Die berufliche Gliederung der Hamburger Juden entsprach etwa derje-
nigen in anderen deutschen Städten. Die Konzentration im Handel be-
trug in den Großstädten zwischen 45 und 65 °/o aller erwerbstätigen Juden, 
in der Industrie zwischen 15 und 25 °/o. In den rheinischen Städten lagen 
die prozentualen Zahlen für die im Handel und für die in der Industrie 
Tätigen am höchsten: In Gelsenkirchen waren z.B. 65 °/o der Juden im 

252 Die Statistiken lassen keine exakte Aufschlüsselung zu, da z. B. bei den 
Lehrern nicht zwischen Privatlehrern und staatlich angestellten unterschieden 
wird und Höhere Beamte, Anwälte, Notare usw. in einer Gruppe zusammenge-
faßt sind. 
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Handel und 25 0/0 in der Industrie tätig, in Duisburg 66 °/o im Handel und 
22 0/0 in der Industrie. Aufbau von Industrie und Ausbau von Handel be- 
dingten einander; und in beide Zweige wanderten Juden ein.213 

Interessante Ergänzungen zu den staatlichen Statistiken können einer 
Mitgliederliste der jüdischen Gemeinde von 1895 entnommen werden, die 
nach Stadtteilen geordnet ist.214 In den ärmeren Stadtteilen der inneren 
Stadt läßt sich eine relativ große Berufsbreite unter den Juden feststellen. 
In allen Zweigen der Gruppe <Industrie und Handwerk> waren Juden tä-
tig; viele waren Handlungsgehilfen, kaufmännische Angestellte, Agenten, 
Reisende, Kleinhändler und viele auch Arbeiter. Von den Frauen waren 
die meisten Näherinnen und Verkäuferinnen und als Hauspersonal tätig. 
Diese Berufsbreite läßt für die weniger wohlhabenden Kreise auf eine be-
rufliche Assimilation in neu entstehenden Berufen schließen; das gilt be-
sonders auch für die Frauen. Dominierend waren allerdings auch in diesen 
Wohnvierteln Kleinhändler und Kaufleute, denn der Berufsbreite ent-
sprach nicht die Berufsstärke in den einzelnen Berufen. In den reichen 
Vierteln Rotherbaum und Harvestehude lebten dagegen fast nur Kaufleu-
te, Makler, Agenten, Juristen und Lehrer.21s  

Die soziale Schichtung 

Für die Bestimmung der sozialen Lage des Einzelnen und der Gruppe in-
teressieren in erster Linie die Stellung im Berufsleben, das Einkommen, die 
Wohnverhältnisse und der Bildungsstand. Diese Einzelheiten sollen im Fol-
genden untersucht werden. Die Statistiken von 1895 und 1907 unterschei-
den in der Berufsstellung zwischen Selbständigen (a), Angestellten (b) und 
Gehilfen und Arbeitern (c). Zu den Selbständigen werden auch die Mit-
eigentümer von Firmen und das leitende Personal gerechnet; zu den Ange-
stellten im Handelsgewerbe zählt das in Ladengeschäften tätige Verkaufs- 
personal. Diese Gliederung spiegelt also die soziale Stellung innerhalb der 
Betriebe und innerhalb der Gesellschaft wider, denn ein selbständiger Kauf- 
mann oder Handwerker war weit besser angesehen als ein kaufmännischer 
oder technischer Angestellter oder ein Arbeiter, und sie gibt relativ zuver-
lässig Auskunft über die Einkommensverhältnisse, denn vom Selbständi-
gen zum Arbeiter herrscht ein großes Einkommensgefälle. 

213 Vgl. die genaue Aufstellung bei Segall, Die beruflichen und sozialen Ver-
hältnisse der Juden in Deutschland, Berlin 1912, S. 63. 

214 J. G. 385. Die Datierung ist nicht ganz gesichert. 
215 S. Anhang Tab. I. 
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Die Statistiken geben folgendes Bild:2=6  

Bekenntnis a) 
Selbständige 

°/o 
m 	w 

b) 
Angestellte 

0/0 
In 	w 

c) 
Gehilfen, Arbeiter zus. 

°/o 	°/o 
m 	w 

Evang. 
1895 24,84 34,01  i2,08 1,98 62,48 64,01 ioo 
1907 21,5o 27,64 17,42 9,02 61,08 63,34 100 

Kathol. 
1895 25,33 36,59 11,61 2,36 63,06 61,05 ioo 
1907 16,50 27,78 12,03 5,94 71,47 66,z8 100 

Israel. 
1895 61,07 47,81  20,44 9,27 18,49 42,92 100 
1907 5558 42,85 26,3o 25,62 18,12 31,53 100 

Übrige 
1895 32,21 30,81 12,40 1,62 55,39 6757 100 
1907 19,76 26,62 20,57 11,57 59,67 61,81 Ioo 

Überhaupt 
1895 25,85 34,38 12,82 2,14 61,33 63,48 100 
0907 21,81 27,95 17,22 9,2I 60,97 62,48 I00 

In den einzelnen Berufsgruppen sahen die Berufsstellungen bei Nicht-
juden und Juden folgendermaßen aus 21 

Selbständ. 
abs. 	°/o 

Angest. 
abs. 	°/o 

Gehilf., Arb. 
abs. 	°/o 

A Landwirtschaft 
1895 Andersgl. 3297 30,5 144 1,3 7396 68,2 

Juden 3 75,0  - - 1 25,0 

0907 Andersgl. 3404 28,8 222 1,9 8194 69,3 
Juden 1,8 55 98,2  

B Industrie 
1895 Andersgl. 28585 25,2 3943 3,5 80708  71,3 

Juden 649 45,8 141 00,0 627 44,2 

1907 Andersgl. 33466  20,6 02070 7,9 117657 72,1 
Juden 769 43,7 298 16,9 692  39,4 

216 D. Weigert, Die jüdische Bevölkerung Hamburgs. ZDSJ 1919 Heft 5-7, 
Auszüge aus den Tabellen S. 107 und 108. 

217 Ebenda S. 110. 
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Selbständ. 
abs. 	°/o 

Angest. 
abs. 	Obo 

Gehilf., Arb. 
abs. 	°/o 

C Handel 
1895 Andersgl. 29216 29,2 15970 15,9 54899 54,9 

Juden 2732 59,9 1041 22,8 784 17,3 
1907 Andersgl. 36885 23,5 36248 23,1 83937 53,5 

Juden 2898 53,0 1788 32,7 787 14,3 
D Freie Berufe 

1895 Andersgl. 8075 38,6 8848  42,4 3972 19,0 
Juden 512 84,5 55 9,1  39 6,4 

1907 Andersgl. 11040 37,2 9307 31,3 9343 31,5 
Juden 656 84,9 46 6,0 71  9,1  

In der Gesamtbevölkerung läßt sich eine beträchtliche Verringerung des 
prozentualen Anteils der Selbständigen, eine kleinere des der Arbeiter und 
ein starkes Ansteigen des prozentualen Anteils der Angestellten von 2895 
bis 1907 beobachten; der Anteil der Angestellten steigt bei den Frauen stär-
ker als bei den Männern. Bei den jüdischen Erwerbstätigen lief die Ent-
wicklung bei den Selbständigen und Angestellten parallel zu der der Ge-
samtbevölkerung, der Anteil der Arbeiter ist bei ihnen stärker gesunken. 
Von der Zunahme der Erwerbstätigen sind bei den Evangelischen (die fast 
mit der Gesamtbevölkerung übereinstimmen) 13,3 °/o selbständig gewor-
den (1895 waren 26,8 °/o selbständig), 28,0 Obo wurden Angestellte (1895 
waren 24,40/o angestellt) und 58,6 °/o Arbeiter (1895 waren 62,8°/o Ar-
beiter). Bei den jüdischen Erwerbstätigen war das Verhältnis 28,1 °/o (1895 
58,7°/0) : 59,5 0/0 (5895 18,6°/0) : 12,3 0/0 (1895 22,7°/0). Während also 
die Entwicklung bei Juden und Nichtjuden dieselbe Tendenz zeigte, war 
die Ausgangsposition sehr unterschiedlich: Von allen jüdischen Erwerbs-
tätigen waren 1895 58,7 0/o und 1907 53,2 °/o Selbständige, 1895 18,6 Obo 
und 5907 26,2 'Mo Angestellte und 2895 22,7 Obo und 2907 20,7 Obo Arbeiter. 
Dagegen waren von den nichtjüdischen Erwerbstätigen nur 26,8 °/o 1895 
und 22,5 °/o 2907 Selbständige, 20,4 °/o 2895 und 15,3 °A 1907 Angestellte 
und 62,8 °/o 1895 und 62 °/o 2907 Arbeiter. Dieses sehr abweichende Ver-
hältnis ist bis in die Zeit des Dritten Reichs erhalten geblieben: 1925 betrug 
der Prozentsatz der selbständigen Juden 42 °/o gegen 14 °/o der Gesamtbe-
völkerung und der der Arbeiter 9 O/o gegenüber 460/o. Die Differenz hat 
sich in diesen Gruppen also noch vergrößert. Bei den Angestellten ist dage-
gen eine Annäherung erfolgt: 33 0/o der Juden und 28 °/o der Gesamtbe-
völkerung waren 1925 Angestellte.218  

218 Für 1925 vgl. R. E. May, Betrachtungen zur sozialen und Berufsgliede-
rung der jüdischen Bevölkerung Hamburgs. Gemeindeblatt 5 Jg. Nr. 52, 12. Dez. 
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Auf Grund der geringeren Bevölkerungszunahme der Juden ist ihr pro-
zentualer Anteil in den verschiedenen Berufsgruppen gesunken. 1895 wa-
ren 6,1 °/o aller Selbständigen Juden (bei einem Bevölkerungsanteil von 
2,5 °/o). 1907 5,5 0/o (bei einem Bevölkerungsanteil von 2,5 °/o), 1907 5,5 °To 
(bei einem Bevölkerungsanteil von 2,2 °/o); 4,1 Ob0 der Angestellten waren 
1895 und 3,2 °/o 1907 Juden; o,8 °A von den Arbeitern 1895 und o,6 °/o 
1907. Eine erhebliche Abweichung in einzelnen Berufsgruppen gegenüber 
dem Bevölkerungsanteil blieb also erhalten. 

Das Verhältnis zwischen erwerbstätigem und nichterwerbstätigem Teil 
bei nichtjüdischer und jüdischer Bevölkerung wies nur geringfügige Ab- 
weichungen auf, die vor allem aus einer geringeren Erwerbstätigkeit der 
jüdischen Frau und einer längeren Schulzeit der Kinder zu erklären ist: 
1895 betrug der Prozentsatz der erwerbstätigen Juden 40,6, 1907 44,4 ge- 
genüber 44,4 bzw. 47,1 der Gesamtbevölkerung. 1895 waren 15,9 °A der 

1929. In der Zeit der Weimarer Republik wuchs der Drang der Juden zur Selb-
ständigkeit, weil »die Stellung des jüdischen Arbeitnehmers im nichtjüdischen 
Betrieb eine besondere unerfreuliche ist.» (Ebenda). 

Die jüdische Berufsberatungsstelle der Berliner jüdischen Gemeinde hat für 
die Jahre 1924-1927 eine Statistik aufgestellt, in der die Berufe von 15oo Vä-
tern und Söhnen einander gegenübergestellt sind und die dadurch ein Bild von 
der Umschichtung gibt, die zwischen beiden Generationen stattgefunden hat: 

Väter °/o Söhne °/o 

Kaufmann 63,54 35,22 
Bekleidungsgewerbe 13,74 29,19  
Metallgewerbe 3,13 52,48  
Nahrungsmittelgewerbe 3,92  4,44 
Holzbearbeitung 1,33 3,99 
Landwirtschaft 0,19 3,33 
Lohnarbeiter 2,13 2,33 
Vervielfältigungsgewerbe 
Gesundheitspflege 

o,83 
0,47 

2,13 
1,59 

Andere Gewerbe 5,63 4,64 
Beruf unbekannt 2,23 

 
- 

Beamte 2,86 - 
Berufsunfähige - o,66 

100,00 100,00 

5928 gingen 31,o 0/0 der Juden in kaufmännische Berufe, 6o °/o in handwerkli-
che und 9 0/1) in freie. Von den handwerklichen Berufen wurden vorzugsweise je-
ne gewählt, die eine spätere Selbständigkeit gewährleisteten, also z. B. Schneider, 
Kürschner, Elektrotechniker u. a. - Diese Angaben werden bei May zitiert nach 
der Jugendbeilage der C. V. Zeitung vom 22. Nov. 1929: «über die Berufsaus-
sichten der jüdischen Jugend» von Lucie Zobel. 

77 



jüdischen weiblichen Bevölkerung berufstätig, 2907 19,0 °/o; von der Ge-
samtbevölkerung waren 2895 25 0/0 und 2907 24,90/o der Frauen berufs-
tätig. Die meisten von ihnen arbeiteten als Dienstboten im Haushalt, eine 
Tätigkeit, die nur wenige Jüdinnen ausübten. 

Die bisherigen Angaben lassen bereits auf eine relativ größere Wohl-
habenheit unter den Juden bzw. auf eine breitere Schicht von wohlhaben-
den Juden schließen. Diese Beobachtung wird durch eine Analyse des 
Steueraufkommens bestätigt. Leider gibt es für Hamburg keine Angaben 
über die Konfession der Steuerzahler und deren Einkommen. Auf Grund 
der vollständig erhaltenen Steuerrollen der jüdischen Gemeinde lassen sich 
aber Aussagen machen über die Einkommensverhältnisse der Gemeinde-
mitglieder. Die folgende Tabelle zeigt die prozentuale Verteilung der ge-
samten Hamburger Steuerzahler und der jüdischen in bestimmte Einkom-
mensgruppen für das Jahr 1871.219 

Von den persönlichen Steuerzahlern hatten das 
nebenstehende Einkommen: 

Juden 	Gesamtbevölkerung 
Gruppen des 	 abs. 	°/o 	°/o i. d. 	abs. 	oh, oh, i.  d.  
Einkommens 	 Haupt- 	 Haupt. 

	

steu- 	 steu- 

	

ergr. 	 ergr. 

v. ü. Rm. 
v. ii. Rm. 
V. Li. Rm. 
V. ü. Rm. 
V. Ü. Rm. 
V. Ü. Rm. 
V. II. Rm. 
v. ü. Rm. 

	

6o0— 	840 

	

84o— 	1200 

	

1200- 	3600 

	

3600— 	6000 
6000— 12000 

12000- 30000 
30000- 60000 
6000o-12000o 

120000 u. mehr 

58 

431  
703 
221 
148 
66 

3,6 
26,4 
43,2 
13,5 
9,1 
4,0 

30,0 

43,2  

z6,6 

22882 

1923 468208742  

:1494; 

363 

134 
64 

43,6 
18,5 
25,6 

5,3 
3,7 
2,2 
0 7 , 
0,3 
0,1 

} 
62,x 

25,6 

12,3 

1627 99,8 99,8 52444 500,0 	100,0 

220 

219 Erfaßt sind dabei die Juden nur soweit sie Mitglieder der Gemeinde wa-
ren. Steuerkontenbuch 1871 J. G. 427 Band 4. Ihre Einkommensverhältnisse 
sind aus den Steuerbeiträgen an die Gemeinde, die inklusive des Liquidationsbe-
trages nicht mehr als 2 °/0 des Einkommens betragen durften, errechnet worden. 
Da die Steuerbeiträge in Mark Courant angegeben sind, die Einkommen im Sta-
tistischen Handbuch für den Hamburgischen Staat 1874, S. 155 dagegen in 
Reichsmark, sind die Steuerbeiträge von mir in Reichsmark umgerechnet worden. 

Mark Cour. = 1,20 Reichsmark. 
zzo Dazu kommen 224 Steuerzahler, die xo Mk Cour. und weniger Steuern 
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Für 1897 wurden nach demselben Verfahren folgende Vergleichszahlen 
gefunden:22I 

Von je too persönlichen Steuerzahlern 
hatten das nebenstehende Einkommen: 

Klassen des 
Einkommens 

Juden2 
abs. 	°/o 

Gesamtbevölkerung' 
°/o 

800- 	1000 404 11,5 28,09 
1000- 	2000 1176 33,4 45,90  
2000- 	3000 750 21,3 10,33 
3000- 	4000 252 7,1 4742 
4000- 	5000 331  9,4 2,68 
5000- 	6000 528 3,6 1,58 
6000- 	7000 9 0,3 0,97 
7000- 	8000 115 3,2 07 84 
8000- t0000 16o 4,5 1,17 

10000- 25000 164 4,7 2,63 
25000- 50000 z8 o,8 0,81 
50000-100000 2 0,1 0,37 

I 00000-250000 2 0,1 0,17 

über 250000 0704 

3 521 	100,0 	 100,0 

Aus diesen Tabellen ergibt sich, daß das Einkommen der Juden höher 
war als das der Gesamtbevölkerung. Während bei den Juden und der Ge- 
samtbevölkerung etwa jeder 5. Einwohner Steuern zahlte (bei den Juden 
jeder 4,8., bei der Gesamtbevölkerung jeder 4,9.), betrug das Einkommen 
pro Hamburger Steuerzahler 1897 3192 Mark..., pro jüdischen Steuer-
zahler dagegen 4052 Mark.223 Wichtiger als diese Durchschnittswerte ist 
die prozentuale Verteilung der Steuerzahler in den Einkommensklassen: 
43,60/o aller Steuerzahler hatten 1871 ein Einkommen unter 84o Mark, 
während nur 3,60/0 der Juden in dieser Einkommensgruppe waren; 18,5 0/o 
aller Steuerzahler und 26,4 °/o der jüdischen Steuerzahler hatten ein Ein-
kommen zwischen 84o und 1200 Mark. Fast die Hälfte (43,2 °A) der Ju- 

an die Gemeinde zahlten und damit wahrscheinlich unter dem steuerpflichtigen 
Einkommen von 600 Rm lagen. 

221 I. Auszug aus der Tabelle über die Verteilung der persönlichen Steuerzah-
ler in den Jahren 1890 bis 1917 nach Klassen des Einkommens, Statistisches 
Handbuch für den Hamburgischen Staat /92o, S. 244. 

2. Errechnet aus dem Steuerschätzungsregister der jüdischen Gemeinde 1897-
1899. J. G. 428 Band I. 

222 Statistisches Handbuch 1920, S. 245- 
223 Errechnet aus der Steuerliste J. G. 428, Band r. 

79 



den bezogen ein Einkommen zwischen 1200 und 3600 Mark; diese Gruppe 
wurde dagegen nur von 1/4  (2 5 ,6 °/o) der Gesamtbevölkerung erreicht. In 
den höheren Einkommensklassen waren noch 26,6 0/0 der Juden vertre-
ten, dagegen nur 12,3 °/o der Gesamtbevölkerung. Auffallend und schwer 
zu erklären ist es, daß in den höchsten Steuergruppen keine Juden — je-
denfalls keine Gemeindemitglieder — vertreten waren. 

Zu einem ähnlichen Ergebnis führt die Aufstellung von 1897: 28,1 °/o 
der Gesamtbevölkerung empfingen das geringste steuerpflichtige Einkom-
men von 800 bis 1000Mark, nur 11,5 Obo der Juden gehörten in diese Grup-
pe. 33,4 °/o von ihnen hatten ein Einkommen von 1000-2000 Mark ge-
genüber 45,9 O/o der Gesamtbevölkerung. Insgesamt waren 73,99 0/o der 
Steuerzahler und 44,9 °/o der Juden in den unteren Einkommensgruppen. 
In den mittleren Einkommensgruppen hatten 21,1 °/o der Juden und 10,3 °La 
der Gesamtbevölkerung ein Einkommen von 2000 bis 3000 Mark und 
16,5 Obo der Juden und 7,1 °/o der Gesamtbevölkerung ein Einkommen von 
3000 bis 5000 Mark. 17,3 °/o der Juden und nur 8,6 °/o der Gesamtbevölke-
rung waren in den höheren Einkommensklassen. Die allgemeine Erhöhung 
des Einkommens, die im Vergleich der beiden Listen zu beobachten ist, ist 
auf eine Lohnerhöhung nach 187o zurückzuführen, die in den meisten Be-
rufen die Steigerung der Lebenskosten übertraf.2=4 
Das «Jahrbuch des Vermögens und Einkommens in den drei Hansestäd-
ten» (von Rudolf Martin) zählt 1912 unter den 67o Hamburger Millio-
nären etwa 132 Juden, das sind 19,6 °/o. Demnach waren 1912 minde-
stens 3,3 0/0 der jüdischen Steuerzahler Millionäre gegenüber 0,250/o der 
Gesamtbevölkerung. Zu den jüdischen Millionären gehörten die Bankiers 
der Familie Warburg, der Reeder Albert Ballin und die Warenhausbesitzer 
Tietz und Heilbuth. 

Als Gesamtergebnis der Untersuchung über die Steuerfähigkeit der Ju-
den muß also festgehalten werden, daß es eine breite wohlhabende Schicht 
mit einem mittleren Einkommen gab, eine kleine reiche Spitze und eine 
relativ geringe Schicht, die das untere steuerpflichtige Einkommen bezog. 

Ein ähnliches Bild wie Hamburg bot Frankfurt a. M., über dessen Ein-
kommensverhältnisse für 1900 eine genaue Aufstellung existiert225: Da-
nach hatten 68,1 0/o aller und 46,8 °/o der jüdischen Steuerzahler ein Ein-
kommen zwischen 900 und 3000 Mark. Zu den mittleren Einkommens-
gruppen mit einem Einkommen von 3000-6000 Mark gehörten 15,3 °/o 
der Gesamtbevölkerung und 20,7 °/o der Juden; in den höheren Steuerklas- 

224 Vgl. R. E. May, Kosten der Lebenshaltung und Entwicklung der Ein-
kommensverhältnisse in Hamburg seit 189o. 

225 ZDSJ igo5 Heft 4, S. 12. 

8o 



sen waren 16,6 0/0 aller Steuerzahler und 32,4 °AI der Juden. Auf einen 
evangelischen Steuerzahler fiel eine durchschnittliche Steuer von 121 Mark, 
auf einen katholischen eine von 59,40 Mark, auf einen jüdischen eine von 
427,50. Die Einkommensverhältnisse waren insgesamt in Frankfurt besser 
als in Hamburg. Wenn man das berücksichtigt, ergibt sich, daß im Ver-
gleich mit der Gesamtbevölkerung die Gruppe der Juden in den unteren 
Einkommensklassen geringfügig kleiner war als in Hamburg, die der mitt-
leren bedeutend kleiner und die in den oberen Einkommensklassen viel 
größer als in Hamburg. 

Den eben dargelegten überdurchschnittlichen Einkommensverhältnissen 
entspricht die örtliche Verteilung der Juden in den Hamburger Stadtge-
bieten. Sie sah folgendermaßen aus:226  

Stadtteile u. 
Vororte 

abs. 

1 885 r 

°/o d. 
°/o d. Hamb. 
Einw. Juden abs. 

19002  

°/o d. 
°/o d. Hamb. 
Einw. Juden abs. 

19252  

°/o d. 
0/0 d. Hamb. 
Einw. Juden 

Altstadt-Nord 63o 1,5 3,8 
Altstadt-Süd 
Neustadt-Nord 

497 
5764 

254 
20,5 

3,0  
34,4 

5211 3,75 29,2 2453 1,72 7,3 

Neustadt-Süd 2320 5,2 13,8 
St. Georg 764 1,0 4,5 778  o,8o 4,3 618 0,64 3,1 
St. Pauli 2424 3,7 14,4 1973 2,58 11,0 824 1,28 4,2 
Rotherbaum 2482 13,8 14,8 5515 27,8.7 28,6 4759 15,23 24,0 
Harvestehude 834 9,7 4,9 2512 13,93 14,0 4681 15,89 23,6 
Eimsbüttel 543 2,1 3,2 855 1,33 4,8  1334 2,03 6,7 
Eppendorf 47 o,8 0,3 341 1,11 1,9 3044 3,54 15,4 
Winterhude 3 0,1 o,oz 41 0,28 0,2 655 1,38 3,3 
Uhlenhorst 85 o,8 0,5 121 0,36 0,7 404 0,90 2,0 
Barmbek 119 0,5 0,7 244 0,51 1,4 544 0,36  2,7 
Eilbek 72 0,7 0,4 141 0,46 o,8 314 0,52 2,6 
Hohenfelde i66 1,1 1,0 246 o,88 2,4 507 1,50 2,6 
Borgfelde 18 0,2 0,1 95 0,42 0,5 146 0,43 0,7 
Hamm - - - 
Horn - - 32 0,13 0,2 348 2,76 1,8 

Billw. Ausschl. 9 0,1 o,6 75 0,21 0,4 6o 0,22 0,3 
Steinwerder 5 0,2 0,03 
Kl. Grasbrook 1 0,2 0,02 

16772 200,5 28280 99,4 19681 99,2  

226 2. Statistisches Handbuch für den Hamburgischen Staat 1891, S. 29 Tab. 
20. 

2. R. E. May, Der Auszug der Juden aus der inneren Stadt Hamburg. Gemein-
deblatt der Deutsch-Israelitischen Gemeinde 4. Jg. Nr. II, 22. Nov. 1928. 
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Man kann von einer innerhamburgischen Wanderung der Juden spre-
chen: Seit den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts wanderten sie 

aus dem inneren Stadtgebiet ab und konzentrierten sich in den Stadtvier-
teln Rotherbaum, Harvestehude, Eppendorf und Eimsbüttel. In diesen 

vier Vororten wohnten um 1885 23,2 °/o aller Juden, 1900 bereits 49,3 °/o 
und 1925 69,70/0. Der Zunahme in diesen Stadtteilen entspricht die Ab-

nahme in der Altstadt und Neustadt, vor allem in der Neustadt-Nord, in 
der 1885 allein noch 34,4 0/o aller Juden wohnten: 1900 wohnten 29,2 °/o 
in der Innenstadt, 1925 nur 7,3 °/o. Nach 1842, als den Juden der Grund- 

stückserwerb freigestellt wurde, und besonders nach der Emanzipation 

war die Möglichkeit gegeben, diese Art des Zusammenwohnens zu been- 
den. Nicht nur die ärmere Schicht, die in wirtschaftlicher Abhängigkeit 
voneinander stand, hat keinen Gebrauch von dieser Möglichkeit gemacht, 
sondern auch die Mehrzahl der Wohlhabenden. Geht man die Mitglieder- 

liste von 1895 durch, so findet man viele Straßen, die Haus für Haus von 
Juden bewohnt waren: Zum Beispiel in der Neustadt-Nord ABC-Straße, 
Colonnaden, Elbstraße, Neuer Steinweg, Wexstraße, Hütten und in der 

Vorstadt Rotherbaum Rothenbaumchaussee, Rutschbahn, Durchschnitt, 

Hallerstraße, Hochallee, Bundesstraße, Grindelallee. Verschiedene Grün-

de mögen für das Zusammenwohnen verantwortlich sein, so etwa die Nä-
he zur Synagoge, die am Sabbat und Festtagen nur zu Fuß aufgesucht wer- 

den durfte. Eine wichtige Ursache war sicher auch die geringe gesellschaft-
liche Integrierung der Juden in die Gesamtbevölkerung, zu der durch den 

beginnenden Antisemitismus in den neunziger Jahren ein Gefühl der Un- 

sicherheit hinzutrat. 
Stärker als in Hamburg war in Frankfurt a. M. die Konzentration der 

Juden in einige Bezirke: Im 14. Stadtbezirk waren 1900 von 8287 Ein- 

wohnern 3443 = 41,5 0/o jüdisch, im 8. Stadtbezirk von 5817 Einwoh-
nern 5889 = 32,47 °A. Beide Viertel lagen in der Nähe bzw. im Gebiet 
des ehemaligen Judenghettos und waren Zentrum des jüdischen Geschäfts-

verkehrs.227 Auch in Berlin haben die Juden in einigen Vierteln beson-
ders zusammengewohnt, 1925 bewohnten 8o 0/0 der 573 000 Juden sechs 

der zwanzig Berliner Verwaltungsbezirke, vor allem Charlottenburg, Wil-
mersdorf und Mitte.228  

Bei der Hamburger Gesamtbevölkerung läßt sich ebenfalls eine Bevöl- 

kerungsbewegung beobachten. Anders als bei den Juden ist sie nicht mit 

einem Rückgang der absoluten Bewohnerzahl in den einzelnen Stadtge- 

227 ZDSJ 1905 Heft 4, S. 12: Zahl und Altersgliederung der Juden in Frank-
furt a. M. 

228 E. Bennathan, Demographische und wirtschaftliche Struktur der Juden. 
In: Entscheidungsjahr 1932, S. 90 und 22. 
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bieten verbunden, so daß die Verschiebung mehr auf Grund der Zuwan-
derung als auf Grund einer innerhamburgischen Wanderung vor sich ge-
gangen ist. Altstadt und Neustadt, St. Georg und St. Pauli blieben die Haupt-
wohngebiete (1895 46,5 0/0 zusammen, 1905 37,90/0). Von den Vorstäd-
ten gewannen Eimsbüttel (1905 10,6 °/0), Barmbek (1905 8,5 0/0) und Ep-
pendorf (19o5 6,3 0/0), Eilbek (1905 5,3 0/o) und Billwärder-Ausschlag 
(Rothenburgsort) (1905 5,1 °A) die meisten Zuwanderer. Die Hauptwohn-
bezirke der Katholiken waren Altstadt und Neustadt (1895 263 5 0/o; 1905 
24,2 °A), St. Georg (1895 14,4 O/0; 1905 14,70/0), St. Pauli (1895 13,7 0/0; 
1905 9,7 °A), Eimsbüttel, Barmbek, Uhlenhorst und Billwärder-Ausschlag 
(1895 5,4 O/0, 5,2 °/o,  4,9  °A und 5,3 °/o; 1905 8,10/0, 5,3  0/0, 6,9 0/0 uns 
6,2 0/0).229  

Gemessen an der Steuerquote pro Einwohner waren Rotherbaum und 
Harvestehude die reichsten Viertel Hamburgs, Billwärder Ausschlag, Barm-
bek und Eimsbüttel die ärmsten. Die 3,86 °A der Hamburger Steuerzahler, 
die im Viertel Rotherbaum wohnten, brachten 1889 15,9 o/o des gesamten 
Steuereinkommens auf; auf jeden Steuerzahler fiel ein versteuertes Ein-
kommen von etwa 8234 Mark, auf jeden Einwohner eines von 1321 
Mark.230 Harvestehude war reicher: 2,14 % der Steuerzahler zahlten 
11,59 0/0 des Steuerertrags, auf jeden Steuerzahler fiel ein durchschnittli-
ches versteuertes Einkommen von To 390 Mark, auf jeden Einwohner ei-
nes von 2108,18 Mark. In beiden Vororten zahlte jeder fünfte Steuern. In 
Eimsbüttel lagen die Verhältnisse folgendermaßen: 6,14 0/o der Steuerzah-
ler erbrachten 4,97 0/o des Steueraufkommens; im Durchschnitt fiel auf 
jeden Steuerzahler ein versteuertes Einkommen von 2423 und auf jeden 
Einwohner eines von 419 Mark; in Billwärder-Ausschlag und Barmbek 
war die Differenz zwischen dem prozentualen Anteil der Steuerzahler und 
dem Steueraufkommen besonders groß: 3,13 0/o aller Steuerzahler lebten 
in Billwärder-Ausschlag und trugen 0,61 °A des Gesamtsteuereinkommens. 
4,180/0 lebten in Barmbek und brachten 1,51 0/0 auf. In Billwärder fielen 
auf jeden Steuerzahler 1163 Mark und auf jeden Einwohner 329 Mark 
versteuertes Einkommen, in Barmbek auf jeden Steuerzahler 1559 Mark 
und auf jeden Einwohner 221 Mark. In Eimsbüttel zahlte etwa jeder 

229 D. Weigert, Die jüdische Bevölkerung in Hamburg. ZDS J 1919 Heft 5-
7, S. 76/77. 

23o Die Angaben über die Zahl der persönlichen Steuerzahler, das versteuerte 
Einkommen und den Steuerbetrag sind dem Statistischen Handbuch für den 
Hamburgischen Staat 1891, Tab. 333, S. 313, entnommen; die Umlegung dieser 
Zahlen auf die Einwohner ist nicht exakt, weil die Einwohnerzahlen für die ein-
zelnen Stadtteile nur für das Jahr 1895 zur Verfügung stehen. Da es hier auf die 
Relation ankommt, sind die Ergebnisse hinreichend genau. 
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sechste, in Billwärder-Ausschlag jeder siebte Einwohner Steuern. Die Dif-
ferenz zwischen den Stadtteilen erhöht sich noch, wenn man berücksich-
tigt, daß der Anteil der erwerbstätigen Bevölkerung in den «armen» Stadt-
teilen bedeutend größer war als in den «reichen». In der Gesamtbevöl-
kerung entfielen auf jeden Einwohner 519 Mark versteuertes Einkom-
men, auf jeden Steuerzahler 2712 Mark. 

Die Juden waren also Ende des 19. Jahrhunderts überdurchschnittlich 
stark in den reichen Vierteln und unterdurchschnittlich schwach in den ar-
men Vierteln vertreten, und diese Differenz verstärkte sich noch im 2o. 
Jahrhundert. 

Eine der Ursachen für die Wohlhabenheit der Juden liegt in ihrer Be-
rufsgruppierung. Ihre überdurchschnittlich starke Beteiligung am Handel 
hat sie vor Verarmung und Existenzbedrohung bewahrt, die infolge von 
Industrialisierung und Rationalisierung die Handwerker und Kleingewer-
betreibenden trafen. Der Handel erlebte einen stetigen Aufschwung durch 
die Wandlung Deutschlands von einem Agrarland in eine Industriena-
tion. Ihre internationalen Beziehungen erleichterten es den Juden, neue 
Märkte zu nutzen und Handelszweige auf- und auszubauen. Nach einer 
Aufstellung von R. E. May verdiente um 1900 ein Handlungsgehilfe 3200 
bis 3400 Mark im Jahr231, ein unselbständiger Schuster und Schneider 
1400232, ein Friseurgehilfe 3040 Mark.233 Um 3933 betrug das durch-
schnittliche Einkommen eines Lehrlings 224 Mark, eines Volontärs 425, 
eines Gehilfen 3893, eines Geschäftsführers 3546, eines Prokuristen 5410.234 
May nimmt an, daß 3932 das versteuerte Einkommen über 3000 Mark, in 
«frühere(n) Jahre(n) auch schon dasjenige über 2000 Mark», ganz über-
wiegend Selbständigen gehörte.235 Diese nur sehr annähernden Angaben 
erklären teilweise den Wohlstand der Juden als Folge ihrer besonderen 
Berufsverteilung. 

Ein zweiter Grund für die Wohlhabenheit einer breiten jüdischen Schicht, 
der allerdings von dem ersten nicht zu trennen ist, ist der Bildungsstand 
der Juden. In einer Zeit, in der traditionelle Werdegänge durch zuneh-
mende Konkurrenz und durch ein sich stärker differenzierendes Aufstiegs-
system durchbrochen wurden, spielte die Leistungsfähigkeit des Einzelnen 
eine bedeutende Rolle im Existenzkampf. Diese war aber weitgehend 

231 R. E. May, Kosten der Lebenshaltung und Entwicklung der Einkommens-
verhältnisse in Hamburg seit 189o, S. 443- 

.232 Ebenda S. 371 und 372. 
233 Ebenda S. 449 Anm. 3. 
234 Ebenda S. 29o, nach einer Umfrage des «Vereins für Handlungskommis 

von 1858». 
235 Ebenda S. 456. 
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abhängig von der Schulbildung. In der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
boten die jüdischen Freischulen, d. h. Schulen für Kinder unbemittelter 
Eltern, eine Schuldbildung an, die über das Ziel der allgemeinen Kirchen-
und Stiftungsschulen und der staatlichen Armenschulen hinausging und 
sich dem Lehrziel der höheren Bürgerschulen näherte. Die höheren Bür-
gerschulen waren alle Privatschulen und verlangten Schulgeld von den 
Eltern, so daß sie nur Kindern wohlhabender Eltern zugänglich waren. Den 
unterschiedlichen Bildungsmöglichkeiten für reich und arm lag die Vor-
stellung zugrunde, daß jeder in seinem «Stand» bleiben sollte und des-
halb niemand mehr zu lernen brauchte, als seine soziale Stellung erforder- 
te.236  

Der Unterricht in den jüdischen Knabenschulen, in der liberalen Israe- 
litischen Freischule und der orthodoxen Talmud Tora-Schule, war so breit 
angelegt, daß er für den Handwerkerberuf, den kaufmännischen Beruf 
und für weiterbildende Schulen vorbereitete. Allerdings durchliefen nicht 
alle Kinder die Schulen bis zum Abschluß. Auch die Mädchenbildung 
wurde bereits in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts sehr gefördert 
und von dem übergewicht des Nähunterrichts befreit. Der Ruf dieser 
Freischulen war um 1830 so gut, daß sich auch Kinder wohlhabender El-
tern um die Aufnahme bewarben. Die meisten Kinder der Wohlhabenden 
besuchten allerdings christliche Privatschulen.237 Nach 1870 erhielten die 
Israelitische Freischule und die Talmud Tora-Realschule die Berechtigung 
zur Erteilung des Einjährigenscheins. Dadurch wurden besonders an der 
Talmud Tora-Realschule, die einen hohen Anteil an Freischülern behielt, 
Kindern armer Eltern breite Berufschancen gegeben. Zwei jüdische Mäd- 
chenschulen wurden 1912 als Lyzeen anerkannt.238  

Eine genaue Aufstellung über die Unterrichtsverhältnisse in Hamburg 
ist für das Jahr 3903 zusammengestellt. Danach besuchten im Schuljahr 
1902/3 :239 

236 Bis 1870 gab es keine allgemeine Schulpflicht in Hamburg, so daß viele 
Kinder nicht einmal das Nötigste lernten, nach dem Bericht der Reformdeputa-
tion von 1848 wuchsen etwa 3700 Kinder ohne Schulbesuch auf (R. Kayser, Die 
deutsch-katholische Bewegung in Hamburg, ZVHG Band XXVI (1925), S. 
158 Anm. 1). Dagegen ging jedes jüdische Kind zur Schule. Antwort des Gemein-
devorstands an den Senat vom 28. Juli 1846 während der Verhandlungen über 
die geplante Oberschulbehörde. J. G. 532. 

237 Nach den Angaben des Gemeindevorstands zwei Drittel der Jungen und 
alle Mädchen; jüdische höhere Privatschulen gab es nur für Jungen. P. P. des Ge-
meindevorstands aus dem Jahre 1845, Ohne Namen und ohne Datum J. G. 529. 

238 Einzelheiten zum jüdischen Schulwesen s. Kap. VII. 
239 ZDSJ 3905  Heft 4, S. 11. Nach dem Jahresbericht der freien und Hanse-

stadt Hamburg 3902, Hamburg 3903, Auszug. 
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öffentliche Volksschulen 
sonstige Schulen mit Volksschulziel 

Nichtjuden 
0/0 

Juden 
0/0 

Juden 
abs. 

82,46  
5,00 

4,29 
0,22 

157 
6 

Knaben-Mittelschulen 2,74 5,25 143 
mittlere u. höhere Mädchenschulen 
private u. halböffentliche 

höhere Knabenschulen 

6,99 

1,43 

46,81 

29,79 

1276 

812 
Realschulen 1,76 54 
Vorschulen zu Realschulen 0,92 33 
Oberrealschulen 0,87 68 
Vorschulen zu Oberrealschulen 0,44 

02555  ,:: 49323728: 

36 
Realgymnasien 0,48  1,54 42  
Vorschulen zu Realgymnasien 0,22 13 
Gymnasien 0,69 4,81  531 

500,00 100,00 2726 
abs. 122,611 

Dieser Tabelle ist zu entnehmen, daß etwa 95 0/0 der Juden eine höhere 
als die Volksschulbildung anstrebten. Nur 4,55 °/o der Juden gegenüber 
83,460/o der Nichtjuden gingen zur Volksschule; 43,43 0/o gegenüber 6,18 °/o 
bei den Nichtjuden besuchten Realschulen und Gymnasien und 52,06 °/o 
gegenüber 9,730/o mittlere und höhere Mädchenschulen. Diese auffallen-
de Differenz zwischen jüdischem und nichtjüdischem Bildungsstand war in 
Hamburg stärker als in anderen Großstädten: In Berlin erhielten 1902 
38,5 0/0 der jüdischen Kinder Volksschulbildung, 26,8 0/o besuchten Gym-
nasien, 12,2 °/o Realgymnasien und Oberrealschulen, 17,6 0/o Realschulen 
und Höhere Mädchenschulen.240 Der höhere Anteil der Volksschüler er-
klärt sich aus der relativ schlechten sozialen Lage der Masse der Berliner 
Juden, die durch Zuwanderung aus Kleinstädten und Dörfern östlicher 
Gebiete entstanden war. Der große Andrang zu den Gymnasien hat sei-
nen Grund darin, daß dieses der traditionelle Bildungsweg der Berliner 
Wohlhabenden und Fähigen war. Auch auf Reichsebene war die Diffe- 
renz zwischen dem Bildungsstand der Gesamtbevölkerung und dem der 
Juden sehr groß. Im Jahre 1911 besuchten im Deutschen Reich:242 

24o J. Segall, Schulbesuch der christlichen und jüdischen Kinder in Berlin von 
5897-1906. ZDSJ 5909 Heft 8, S. 113-121. 

245 R. E. May, Konfessionelle Militärstatistik, S. 26/27. Diese Angaben wur-
den von May zusammengestellt nach: Vierteljahreshefte zur Statistik des Deut-
schen Reichs, 1912, IV. 
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Volksschulen 
Mittelschulen 
Höhere Schulen 

für Knaben 
Höhere Schulen 

für Mädchen 

	

88,90 0/0 	94,50 0/0 	37,80 Vo 

	

4,10 0/0 	1,40 0/0 
	

13,10 Ob0 

4,70 0/0 	2,70 0/0 	29,30 0/0 

2,39 Obo 	1,40 I3/0 
	19,80 °/o 

90,75 °/o 

443 04  

347 °/o 

0,35 0/0  

Evang. 	Kathol. 	Israel. 	Sonstige 

ZUS. 	100,00 °/o 	100,00 °/o 	too,00 °/o 	000,00 °/o 

Der höhere Bildungsstand ermöglichte den Juden nicht nur einen schnel-

leren sozialen Aufstieg, bzw. überhaupt einen sozialen Aufstieg innerhalb 

des gewählten Berufs, sondern er verhalf ihnen — besonders auf Grund 

ihrer sprachlichen und mathematischen Kenntnisse — von Anfang an zu 

besser bezahlten Lehr- und Gehilfenstellungen. Die Hamburger Einjähri-

gen wandten sich weiterbildenden Schulen und dann dem Studium, dem 

Kaufmannsberuf, einigen technischen Berufen oder der Beamtenlaufbahn 

zu: Die 336 Schüler, die 1911 die Abschlußprüfung an einer öffentlichen 

Realschule ablegten, trafen folgende Berufswahl: io6 weiterer Schulbe-

such, 79 Beamter und Lehrer, r10 Kaufmann, 32 technisches Fach, 9 son-

stige Berufe242; von den 212 Schülern, die an halböffentlichen prüfungs-

berechtigten Schulen die Prüfung ablegten, wählten: 27 weiterer Schul-

besuch, 12 Beamter und Lehrer, 15o Kaufmann, ro technische Fächer, 13 

sonstige Berufe.243 Die Berufswahl der Abiturienten der Talmud Tora-

Realschule von 1890-1916 sah folgendermaßen aus: 406 Kaufmann, 37 

Studium, 6 Lehrer, 33 weiterer Schulbesuch, 8 sonstige Berufe.244 Die 

Volksschüler wurden Handwerker (1906 31,75 0/o), vor allem Klempner, 

Maurer, Maler, Schlosser und Tischler, im Handelsgewerbe (insgesamt 

27,5 °A) Handlungsbeflissene (3/4  davon), Kolonialwaren- und Detail-

händler und Arbeiter (12,4 0/0). Von den Mädchen wurden 35,9 0/0 Dienst-

mädchen, 35,80/o blieben im Haus und 6,80/0 wurden Kontoristinnen 

und Buchhalterinnen.245 

Die wirtschaftliche Ausgangsposition der Juden wurde gegenüber der 

Gesamtbevölkerung noch dadurch verbessert, daß Juden leicht in ver-

wandten oder befreundeten auswärtigen jüdischen Firmen eine Lehrstelle 

242 Jahresbericht der Oberschulbehörde to/ x , S. 71. 
243 Ebenda S. 74. 
244 Zusammengestellt aus den Schulberichten des Talmud Tora-Realschule. 

J. G. 534 C—e. 
245 Die Berufswahl der schulentlassenen Jugend in den Großstädten, Archiv 

für kaufmännische Sozialpolitik Bd. 5, 1908, S. 57/58 und Jahresbericht der 
Oberschulbehörde 1906/07, S. 82 ff. 



fanden. Sie mußten dort meistens hart arbeiten, lernten dabei sehr viel, 
erweiterten ihren Horizont und knüpften oft bereits schon dort erste ei-
gene Geschäftsbeziehungen an. Die Biographien vieler Juden berichten 
über auswärtige Lehrzeiten. M. M. Warburg z. B. war vor seinem Eintritt 
in die väterliche Firma als Lehrling im Bankhaus I. Dreyfus & Co in Frank-
furt a. M., dann im Bankhaus Wertheim & Gompertz in Amsterdam, bei 
der Banque Imperiale Ottomane in Paris und im Bankhaus Rothschild in 
London tätig.46  

Die aufgezeigte Wirtschafts- und Sozialstruktur der jüdischen Gruppe 
weist im Vergleich mit der Gesamtbevölkerung Hamburgs einen abwei-
chenden Charakter auf. Jede Anomalie und besonders eine positive Abwei-
chung kann Neid, Vorurteile und Angst schaffen, die das Zusammenleben 
zwischen Majorität und Minorität erschweren und belasten. Diese Mög-
lichkeit wurde verstärkt durch hervorragende Leistungen einzelner Juden 
in Wirtschaft und Gesellschaft, von denen im folgenden Kapitel die Rede 
sein wird. Beide Elemente — die von der Gesamtbevölkerung abweichen-
de Sozialstruktur der Juden und das Herausragen Einzelner — müssen ins 
Auge gefaßt werden, wenn man die nicht erfolgte soziale Integration der 
Minorität in die Majorität erklären will. Die Antisemiten haben die Be-
sonderheiten in der jüdischen Sozialstruktur schnell herausgefunden und 
ausgenutzt. 

In der Handelsstadt Hamburg, die insgesamt eine gewisse einseitige So-
zialstruktur hatte und in der länger als in anderen Gebieten ein freihänd-
lerisches und liberales Denken herrschte, wurden die abweichende Struk-
tur der Juden und die Leistungen einzelner Juden jedoch weniger ableh-
nend aufgenommen als in anderen Städten und auf Reichsebene. 

246 M. M. Warburg, Aus meinen Aufzeichnungen, S. so ff. 
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V. Die Tätigkeit von 
Hamburger Juden in Politik, Wirtschaft 
und Kultur während der «liberalen Ära» 
und während des Kaiserreichs 

Der gesellschaftliche und politische Einsatz 

Gabriel Riesser, der die Frage der Emanzipation im wesentlichen für eine 
Rechts- und Verfassungsfrage hielt, beurteilte seine Wahl in die Bürger-
schaft und zu ihrem Vizepräsidenten als «Fortschritt der allgemeinen Ge-
sinnung»,147 und seine Ernennung zum Rat am Hamburgischen Oberge-
richt betrachtete er als Förderung «der großen Sache der Religionsfrei-
heit»..48  Viele Liberale haben so wie Riesser gedacht; die Nachrufe bei 
Riessers Tod 1863 zeigen, daß in seiner Karriere ein Symbol für die deutsch-
jüdische Symbiose gesehen wurde. 

Eine Tätigkeit in allen Bereichen des öffentlichen Lebens, eine geistige, 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Durchdringung, schien um die Jahr-
hundertwende optimal möglich, weil gleichzeitig mit der Emanzipation 
eine Neuorientierung der bis dahin streng berufsständisch gegliederten Ge-
sellschaft sich anbahnte: So lief z. B. die Zulassung der Juden zu den Zünf-
ten («Ämtern») parallel mit der Bedeutungsminderung der Zünfte; die Er-
laubnis zur Gewinnung des Bürgerrechts kam wenige Jahre, bevor das Ge-
setz vom 7. November 1864 viele Vorteile des Bürgerseins aufhob; das 
Recht, die Bürgerschaft zu besuchen, wurde verbunden mit der Einführung 
einer repräsentativen Bürgervertretung; an die Stelle von exklusiven In-
teressenverbänden traten allmählich Parteien oder offene Wirtschaftsver-
bände; die in Angriff genommene Verstaatlichung des Schulwesens eröff-
nete neue Möglichkeiten der sozialen Integration. Auch in das Wirtschafts-
gefüge war durch Industrialisierung, Rationalisierung und Konzentration 
zu Großbetrieben starke Bewegung gekommen. 

Obwohl diese optimalen Chancen bestanden, zeigte sich sehr bald, daß 
sich Riesser und die liberalen Juden in einem Irrtum befanden: Die Lei-
stungen des einzelnen wurden anerkannt; die Tüchtigen wurden nicht nach 
Nation, Religion und Stand gefragt, aber der sozialen Integration der Ge-
samtheit der Juden half das nur wenig. In einem bekannten Wort Treitsch- 

247 Brief an Caroline und Henriette Blumenfeld vom r. April 186o, Riessers 
Gesammelte Schriften Band I, S. 602. 

248 Brief an dieselben vom 27. Okt. 186o, ebenda. 
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kes über Riesser ist dieser Irrtum prägnant ausgedrückt: «Wären alle deut-
schen Juden wirklich so gesinnt gewesen wie dieser begeisterte Patriot, dann 
hätte ihre Gleichberechtigung in unserem weitherzigen Volke keinen Wi- 
derstand gefunden«•249 

Die starke politische Tätigkeit der jüdischen Intellektuellen fiel zunächst 
am meisten auf. In die erste Repräsentativbürgerschaft 1859 wurden unter 
192 Abgeordneten ro Juden gewählt; seitdem waren in jeder Wahlperiode 
Juden in der Bürgerschaft vertreten, auch während der starken antise-
mitischen Bewegung in den 9oer Jahren. Die Zahl der jüdischen Abgeord- 
neten wurde allerdings im Laufe der Jahre geringer; das ist nicht auf eine 
antijüdische Einstellung der Wähler zurückzuführen, sondern darauf, daß 
die politisch interessierten Juden sich zunächst auf die Lokalpolitik und 
auf die Wahl in die Bürgerschaft konzentrierten, später dann aber eine brei-
tere politische Tätigkeit ausübten. Die politische Aktivität der Hambur-
ger Juden war relativ größer als in allen anderen Einzelstaaten, wie die 
Ergebnisse von E. Hamburger ausweisen.250 Das Hamburger Wahlrecht, 
das auf dem Bürgerrecht beruhte, begünstigte die Wohlhabenden und den 
Mittelstand und benachteiligte bis 1918 die Arbeiterschaft bzw. alle unte-
ren Einkommensschichten. Dadurch behielt die Bürgerschaft einen rechts- 
liberalen und großbürgerlichen Charakter. Da die Mehrzahl der Juden 
bürgerlichen und großbürgerlichen Schichten angehörte, waren sie also mit 
begünstigt. Manche Juden waren 20-30 Jahre Bürgerschaftsabgeordnete, 
und häufig saßen mehrere Mitglieder derselben Familie gleichzeitig in der 
Bürgerschaft oder folgten aufeinander. Die Juden weisen damit dasselbe 
Bild auf wie die Nichtjuden, und wie diese waren auch die jüdischen Ab-
geordneten vor allem Kaufleute und Anwälte. Jüdische Kandidaten sieg-
ten in den allgemeinen Wahlen, und Juden wurden von den Grundeigen- 
tümern, den Gerichten und Deputationen in die Bürgerschaft delegiert, 
bzw. nach 1879 von deren Mitgliedern, den «Notabeln» gewählt. 

Die Aufnahme von Juden in die sehr einflußreichen Deputationen ge-
schah erstaunlich schnell: 1854 wurde August Sanders Deputierter des Korn- 
merziums;25. bereits 1862 wurden die ersten Juden Steuerschätzungsbür- 

249 H. v. Treitschke, Deutsche Geschichte im neunzehnten Jahrhundert 5. 
Band, S. 632. Ähnlich äußerte sich Treitschke über den in Hamburg geborenen 
Felix Mendelssohn-Bartholdy: «Mendelssohn's edles und großes Wirken bewies 
für alle Zukunft, daß der deutsche Jude nur dann wahren Ruhm erringen kann, 
wenn er ganz und ohne Vorbehalt im deutschen Leben aufgeht.» Ebenda Band 4, 
S. 455. Vgl. auch die zeitgeschichtlich interessanten Ausführungen des Publizi-
sten und zeitweiligen Senatssekretärs Julius von Eckardt in seinen Lebenserinne-
rungen (Julius von Eckardt, Lebenserinnerungen, Band I, S. 202-204). 

25o E. Hamburger, Juden im öffentlichen Leben Deutschlands, S. 243. 
251 Bei Sanders muß noch hervorgehoben werden, daß er nicht einmal aus ei- 
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ger und erhielten damit einen Vertrauensposten. Andere kamen in eine lei-
tende Stellung im Verein der Grundeigentümer, wurden Mitglieder der 
Kommerzdeputation oder Handelsrichter. 

Die Leistungen jüdischer Bürgerschaftsabgeordneter sind vielfältig, eini-
ge Beispiele sollen im Folgenden aufgeführt werden. Gabriel Riesser (gest. 
1863) wurde zum Vizepräsidenten der Bürgerschaft gewählt und spielte 
eine führende Rolle bei der Ausarbeitung der Verfassung. 1859 war er als 
Richter im Handelsgericht in Aussicht genommen worden, unterlag aber 
bei der Wahl zwei anderen Kandidaten. Ende 186o, als das Obergericht 
vom Senat abgetrennt wurde, wurde Riesser als Rat in das Obergericht ge-
wählt.2s2 Er war der erste jüdische Richter in Deutschland. 

Nach dem Ausscheiden Riessers aus der Bürgerschaft wurde Dr. Isaac 
Wolffson ihr führendes jüdisches Mitglied..53 Schon 1848/49 war er Mit-
glied der Konstituante, deren rechtem Flügel er angehörte. Von 1859 bis 
1889 war er Mitglied der Bürgerschaft, 1861-63 ihr Präsident. Im Ge-
gensatz zu Riesser, der durch seine Reden und Schriften große Populari-
tät gewann, arbeitete Wolffson «in der Anonymität parlamentarischer Aus-
schüsse.»254 Er war Berichterstatter für wichtige Gesetze und Vorlagen, 
wie beispielsweise der Revision der Verfassung, der Umwandlung der Ham-
burger Valuta, der Aufhebung der Todesstrafe, des Verantwortlichkeits-
gesetzes, der Reform der Strafjustiz, der Kranken- und Sterbekassen, der 
Anlage eines Hafens in Cuxhaven u. a. m. An der Abfassung des Verwal- 

ner alteingesessenen jüdischen Familie stammte. Er kam 1823 aus Mecklenburg 
nach Hamburg, um in die kaufmännische Lehre zu treten; 1831 gründete er eine 
eigene Manufakturwarenfabrik, die bald großes Ansehen gewann, 1848 wurde er 
Mitglied des «Vereins für Handelsfreiheit» und nach 1848 betätigte er sich poli-
tisch. W. Heyden, Die Mitglieder der Hamburger Bürgerschaft, S. 118-1x9. An 
Sanders und anderen wird deutlich, daß in Hamburg damals weniger die Her-
kunft als Leistung und Fähigkeit ausschlaggebend waren. 

252 Cl VII Li. Ma No. to Vol. 2a Inv. 16, Obergericht. 
253 Wolffson war 1817 geboren, hatte die Israelitische Freischule und das Jo-

hanneum besucht, dann in Heidelberg, Göttingen und Berlin Jura studiert und 
promoviert. 1839 hatte er vergeblich versucht, die Erlaubnis «zur Ausübung der 
juristischen Praxis» zu erhalten (Obergericht BI b 4, A 269 — 125 Gesuch vom 
1. Febr. 1839); obwohl sich jüdische Juristen als Advokaten nicht immatrikulie-
ren durften — Voraussetzung war das Bürgerrecht — (Notification wegen Im-
matriculirung der hiesigen Advocaten vom 14.2. 1816, Sammlung der Verord-
nungen der Freyen Hanse-Stadt Hamburg, Bd. 3, 1816, S. 10 f.), waren einige in 
Hamburg tätig; sie arbeiteten selbständig, ihre Schriftstücke mußten aber, um 
vor Gericht gültig zu sein, die Unterschrift eines christlichen Advokaten tragen. 
Wolffson arbeitete auf diese Weise, und er hatte es um die Jahrhundertmitte zu 
großem Ansehen gebracht und betrieb eine der größten Anwaltspraxen in Ham-
burg. 

254 E. Lüth, Isaac Wolffson, S. 
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tungsgesetzes, der Einführungsgesetze für das Handelsgesetzbuch und der 
Wechselordnung und an den Hamburger Ausführungsgesetzen zu den 
Reichsjustizgesetzen war er maßgebend beteiligt.255 Zu handelsrechtlichen 
und öffentlich rechtlichen Fragen Hamburgs veröffentlichte er mehrere 
Schriften, und in dem großen «Handbuch des öffentlichen Rechts» von 
Marquardsen schrieb er den Beitrag «Das Staatsrecht der Freien und Hanse- 
stadt Hamburg». Als 1879 die Hanseatische Anwaltskammer für Ham-
burg, Lübeck und Bremen gegründet wurde, wählte man Wolffson mit 
135 von 142 Stimmen zu ihrem Vorsitzenden. Er wertete das als großen 
Vertrauensbeweis. 

Zu dieser umfangreichen Tätigkeit Wolffsons in Hamburg trat seine Ar-
beit im Reichstag, von der weiter unten die Rede sein wird. Das Urteil, 
Wolffson habe durch seine stetige und umfassende Arbeit bedeutend dazu 
beigetragen, in Hamburg «die neuen Methoden bürgerschaftlicher Mit- 
verantwortung und Staatskontrolle ins Institutionelle zu erheben», und da- 
bei gleichzeitig einen «jüdischen Beitrag zum Staatswohl 	einfach zur 
Selbstverständlichkeit» erhoben,256  scheint mir seine staatsbürgerliche Lei- 
stung zutreffend zu kennzeichnen. Im Nachruf des «Hamburgischen 
Correspondenten» hieß es denn auch 1895: «Nicht nur einen ihrer besten 
Bürger, sondern auch eine ihrer begabtesten Kräfte, einen ausgezeichneten 
Charakter und hochgeachteten Menschen, endlich einen um das Gemeinwe-
sen ganz außerordentlich verdienten Berather hat sie verloren, der seit etwa 
einem halben Jahrhundert im öffentlichen Leben stand und bei den ver-
schiedensten Anlässen berufen war und auserwählt wurde, in erster Reihe 
für das Wohl Hamburgs einzutreten.»257 

Auf anderen Gebieten und in anderer Weise als Wolffson war Dr. Anton 
Ree von 1859 bis 1871 in der Bürgerschaft tätig.258 Er gehörte, wie schon in 
der Konstituante, zum linken demokratischen Flügel der Bürgerschaft. Lei- 
denschaftlich trat er für eine Reform des Schulwesens ein. Er hielt es für 
eine demokratische Notwendigkeit, daß Reiche und Arme, Christen und 
Juden gemeinsam erzogen würden; deshalb bekämpfte er die Standes- und 
Konfessionsschule und forderte die allgemeine Volksschule.z59 Verschie-
dene Gesetze, die die Trennung von Kirche und Staat bewirken sollten, 

255 Deutsche Volksvertreter jüdischen Bekenntnisses: I. Wolffson. Im deut-
schen Reich 3. Jg. (1897), S. 361. 

256 E. Lüth, Isaac Wolffson, S. 25. 
257 Hamburgischer Correspondent 165. Jg. Nr. 713, 12. Okt. 1895, Abend-

ausgabe. 
258 Ree war 1815 in Hamburg geboren; er studierte Philosophie und Hebrä-

isch, promovierte 1835 und wurde Lehrer und 1848 Direktor an der Israeliti-
schen Freischule. 

259 S. auch S. 143 ff. 
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wurden von Ree in die Bürgerschaft eingebracht und z. T. auch begründet, 
so z. B. die Gesetze über die Einführung der Zivilehe und der staatlichen 
Zivilstandsregister. «Ein reiner Idealist und lauterer Charakter, war er 
von dem Fortschritt der bürgerlichen Gesellschaft auf der Grundlage reli-
giöser und politischer Toleranz und liberaler Anschauung überzeugt.»260 

Großes Ansehen in der Bürgerschaft gewann der Bankier und Groß-
kaufmann Siegmund Hinrichsen. Er war nach 1875 Mitglied der Bürger-
schaft, wurde 188o ihr Vizepräsident und von 1892 bis zu seinem Tod 1902 
ihr Präsident. Damit hatte die Bürgerschaft nach 29 Jahren wieder einen 
Juden als Präsidenten. Von 5889 bis 1891 war er Präses der Handelskam-
mer. Hinrichsen war vor allem als Verhandlungspartner geschätzt.26i Den 
jüdischen Zeitungen zufolge war «unter gleichen Ehrenbezeugungen in 
unserer Stadt noch nie ein Jude zu Grabe geleitet und getragen worden» 
wie Hinrichsen Ende 1902.262 

Der Großkaufmann Marcus Wolf Hinrichsen war 3o Jahre lang Mit-
glied der Bürgerschaft, 5871-1880 in den allgemeinen Wahlen, 5880-5905 
von den Notabeln gewählt. Seine Tätigkeit kreiste in erster Linie die Er-
haltung des Freihandels und die Förderung des Freihafens.263 

Unter den jüdischen Bürgerschaftsabgeordneten der späteren Jahre er-
langte Dr. Albert Wolffson, der Sohn von Isaac Wolffson, große Bedeu-
tung.264 Von 588o bis 5950 war er Bürgerschaftsabgeordneter; 5886, 5 892 
und 5898 würde er in den Bürgerausschuß gewählt. Außerdem war er Mit-
glied der Reichskommission zur Ausarbeitung einer neuen Strafprozeß- 

26o E. Hamburger, Juden im öffentlichen Leben Deutschlands, S. 247. 
261 Deutscher Nekrolog VII (1902), S. 221/222. 
262 Zitiert in der zionistischen .Jüdischen Rundschau» VII. Jg. Nr. 45, 7. 

Nov. 5902. Die Zionisten wollten den Stolz der liberalen Hamburger Juden 
dämpfen und schrieben weiter: .Wir konstatieren dem gegenüber, daß Hin-
richsen nach seiner Heirat mit einer Nichtjüdin seinen Zusammenhang mit seiner 
Nation dadurch gelöst hatte, daß er aus dem Judentum ausschied und Dissident 
wurde». Hinrichsen hatte sich keineswegs von der jüdischen Gemeinde gelöst, 
sondern arbeitete dort aktiv mit. 

263 Weitere Mitglieder der Bürgerschaft in der Zeit der .Liberalen Ara» sei-
en hier nur mit Namen erwähnt: Die Kaufleute Siegmund Robinow und seine 
Söhne Johannes Adolph und Hermann Moses, Adolph Alexander und Ferdinand 
Jacobson, August Sanders und Hartwig Samson Hertz, die Juristen Daniel Hertz, 
Dr. Johann Heinrich Steinthal, John Israel und Heymann Baruch Levy. Andere 
jüdische Bürgerschaftsabgeordnete in den Jahren vor 1919 waren der Kaufmann 
Carl Bunzel, die Juristen Dr. Julius Goldfeld und Dr. Max Cohen, die zu der 
Fraktion der Linken gehörten, der Sozialdemokrat Louis Gruenwaldt und der 
Großkaufmann Carl Cohn, der sich den Vereinigten Liberalen und später der 
Deutschen Demokratischen Partei anschloß. 

264 Geb. 1847 in Hamburg, er studierte Rechtswissenschaft und promovierte 
1868; er hatte eine der größten Anwaltspraxen in Hamburg. 
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ordnung. Er widmete den sozialen Aufgaben, der Verwaltungsreform und 
den Wahlrechtsänderungen265 viel Zeit. Wolffson galt als bester Redner in 
der Bürgerschaft; sein Beiname «König Albert»266  zeigt die Bedeutung, 
die ihm beigemessen wurde. 

Aus der Familie Warburg gehörte Siegmund Warburg von 1877 bis 1879 
der Bürgerschaft an, Paul Warburg als Notabel nur ein Jahr 1901/02, weil 
er dann nach New York übersiedelte, und Max M. Warburg von 1903 
bis 1919. Wolffson und Warburg waren bei ihrem Auftreten in der Bürger-
schaft von national-liberalen Anschauungen geprägt, obgleich es diese Par-
teiorientierung offiziell in der Bürgerschaft nicht gab. Max M. Warburg 
gehörte zu den entschiedenen Gegnern einer Politisierung der Bürgerschaft; 
die Politik gehörte nach seiner Meinung «nach Berlin».267 

Der Eintritt in den Senat blieb den Juden bis in die Zeit der Weimarer 
Republik verwehrt." Ideologische Gründe dafür, daß bis 1917 kein jü-
discher Kandidat vorgeschlagen wurde, lassen sich kaum finden.269 Der 
Senat hatte bis 186o das Prinzip des christlichen Staates vertreten. Die Ver-
fassung von 1860 bot die Möglichkeit, einen jüdischen Mitbürger als Kan-
didaten für den Senat aufzustellen, wovon jedoch Senat und Bürgerschaft 

265 Dazu s. S. 95 ff. 
266 Hamburger Fremdenblatt Nr. 296,18. Dez. 5913. 
267 J. Bolland, Die hamburgische Bürgerschaft in alter und neuer Zeit, S. 73. 

Nach dem I. Weltkrieg hat Warburg diesen Standpunkt als Irrtum zugegeben, 
1922 sagte er bei der Gründung des überseeklubs: «... Viel Unglück haben da-
bei die Nur-Politiker angerichtet, aber viel Unglück ist auch dadurch geschehen, 
daß die Kaufleute Nur-Kaufleute waren. Allzulange haben wir in der Auffassung 
gelebt, daß die Handelspolitik und die Politik im engeren Sinne getrennte Ma-
terien seien. Derselbe Fabrikant, der sich über die kleinste Anderung einer ihn be-
treffenden Position im Zolltarif aufs Schwerste erregen konnte, stand der großen 
Politik ohne jede Anteilnahme, oder doch nur eingeschworen auf die Thesen sei-
ner Partei, gegenüber ...» (Zur Gründung des überseeklubs, von M. M. War-
burg, 27. Juni 1922). 

268 Getaufte Juden hatte der Senat in seine Reihen aufgenommen: Dr. Nico-
laus Ferdinand Haller (geboren und getauft 1805, gest. 1876) war 1844 Senator, 
1863 Bürgermeister geworden. Dr. Gustav Ferdinand Hertz (1827-1914, ge-
tauft 1834 mit seinen Eltern in der Thomaskirche zu Leipzig), der Vater des Phy-
sikers Heinrich Hertz, gehörte zu den angesehensten Advokaten in Hamburg; 
von 1859-1877 war er Mitglied der Bürgerschaft. Er wurde 1877 Obergerichts-
rat, 1879 Rat am Hanseatischen Oberlandesgericht, 1887 Senator und Leiter der 
Justizverwaltung und des Gefängniswesens (vgl. W. Heyden, Die Mitglieder der 
Hamburger Bürgerschaft, S. 46/47). 

269 Die Wahl eines Senators wurde in der Weise vorgenommen, daß eine aus 
4 Senatoren und 4 Bürgerschaftsabgeordneten bestehende «gemischte Kommis-
sion» eine geheime Liste von 4 Kandidaten aufstellte, von denen der Senat in ge-
heimer Verhandlung 2 strich und die beiden restlichen Kandidaten der Bürger-
schaft zur Wahl stellte. Hamburger Verfassung von 1860, Art. 9. 
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bis 1917 keinen Gebrauch machten. Entscheidendes Hindernis war sicher-
lich der Religionsunterschied. Die «Neue Hamburger Zeitung» schrieb in 
einem Nachruf auf Albert Wolffson: «Daß Wolffson nicht Senator ge-
worden ist, erklärt sich einzig und allein aus dem charaktervollen Festhal-
ten an der Konfession, in der er geboren war und deren Verleugnung ihm 
auch diese Tür geöffnet haben würde.»27. 

1917 wollte der Senat Max M. Warburg als ersten Juden in den Senat ge-
wählt haben. Er beließ daher von den in der gemischten Kommission ge-
heim aufgestellten 4 Kandidaten verfassungsgemäß 2, nämlich Max M. 
Warburg und den vergleichsweise unbedeutenden Kohlenkaufmann L. G. 
Wiesinger, womit er deutlich zu erkennen gab, daß er die Wahl von Max M. 
Warburg wünschte. «Die Mehrheit der Bürgerschaft konnte sich jedoch 
nicht entschließen, von der bisherigen Praxis abzuweichen und einen un-
getauften Juden zum Senator zu wählen»z7.; mit 63 gegen 6o Stimmen 
wurde Wiesinger zum Senator gewählt272 In der Zeit der Weimarer Repu-
blik sind mit Louis Gruenwaldt (Sozialdemokratie) und Carl Cohn (Deut-
sche Demokratische Partei) Juden Senatoren geworden. Leo Lippmann 
wurde im März 1920 erster jüdischer Senatssekretär (Staatsrat). Er schreibt 
in seinen Erinnerungen, daß er 1907 Bedenken geäußert hatte, als ungetauf-
ter Jude die höhere Verwaltungslaufbahn einzuschlagen: «In Preußen sei 
bekanntlich ungetauften Juden die höhere Verwaltungslaufbahn so gut wie 
verschlossen.»273 Bürgermeister Mönckeberg versprach, sich für ihn zu ver-
wenden und sagte Lippmann, er «hätte doch wohl nie gehört, daß in Ham-
burg irgend jemand nur deshalb anders behandelt worden sei als andere, 
weil er Jude sei.».74 Das Versprechen wurde gehalten. «Und ich habe 
während meiner ganzen langen Amtszeit», berichtet Lippmann, «bei kei-
nem der entscheidenden oder mitarbeitenden Herren jemals etwas von An-
tisemitismus mir gegenüber gemerkt. So wurde ich — auch als ungetaufter 
Jude — hamburgischer Rat, Regierungsrat, Oberregierungsrat und später 
Senatssekretär und Staatsrat.»275 Am 28. Juni 1933 wurde Lippmann aus 
dem Staatsdienst entlassen. Er widersetzte sich zunächst der Entlassung, 

27o Nr. 59o, 17. Dez. 1913. Das «Hamburger Fremdenblatt» schrieb: Es 
hätte «dem Senat gegenüber nur eines Opfers des Intellekts bedurft, um auch 
ihm die Pforten des Senatsgeheges zu öffnen und den Staltmantel um seine Schul-
tern zu legen. Aber Dr. Wolffson brachte dieses Opfer nicht und stieg noch mehr 
in der Achtung seiner Mitbürger.» Nr. 296, 18. Dez. 5953. 

271 L. Lippmann, Mein Leben und meine amtliche Tätigkeit, S. 103. 
272 Sten. Berichte der Hamburger Bürgerschaft, 31. Sitzung, 7. Dez. 1917, 

S. 458- 
273 L. Lippmann, Mein Leben und meine amtliche Tätigkeit, S. 1so. 
274 Ebenda. 
275 Ebenda. 
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weil er die Idee des unpolitischen Beamten vertrat; er erkannte die kom- 
mende Gefahr nicht und war bereit, sogar unter den Nationalsozialisten 
als Beamter tätig zu bleiben.276  

Die Hamburger Verwaltung war um die Jahrhundertwende erst im Auf-
bau begriffen, und die Beamtenzahl war insgesamt klein. Jüdische Beamte 
hat es in Hamburg bis 1933 nur wenige gegeben. Nur unter den Richtern 
waren relativ viele Juden. Einer vom Gemeindevorstand aufgestellten Liste 
zufolge, waren 1906 in Hamburg 4 jüdische Amtsrichter, 5 Landrichter 
und 6 Gerichtsassessoren im Staatsdienst tätig.277 Einer von ihnen, Georg 
Schaps, wurde 1907 Landgerichtsdirektor, er hatte seine Kinder vorher 
taufen lassen, aber es ist nichts erwiesen, daß dies Einfluß auf seine Beför- 
derung hatte.278  1918, wenige Monate vor seinem Tod, wurde Schaps an 
das Reichsgericht berufen. Außer den Richtern werden ein Oberpostin- 
spektor, 4 Lehrer und 43 Lehrerinnen aufgeführt. Bis 1914 hatte es nur ein-
mal einen jüdischen Oberlehrer in Hamburg gegeben, Volksschullehrer und 
-lehrerinnen wurdenn dagegen ohne große Schwierigkeiten von der Schul-
behörde angestellt.279 Der Bibliothekar Dr. Meyer Isler wurde 1872 Direk-
tor der Hamburger Stadtbibliothek, an der er seit 1832 tätig war. 

Das politische Engagement der Juden in der Lokalpolitik wurde ergänzt 
durch ihre Tätigkeit in der Reichspolitik, in erster Linie im Reichstag. Die 
Gründung des deutschen Reichs und die Überwindung des Partikularismus 
gehörten zu den Hauptzielen der liberalen Juden. G. Riesser war 1849 Mit-
glied der «Kaiserdeputation», die Friedrich Wilhelm IV. die deutsche Kai-
serkorne anbieten sollte. Nach dem Scheitern der Revolution vertrat er 
Hamburg im Erfurter Parlament. 1859 war er bei der Gründung des «Deut- 
schen Nationalvereins» anwesend, wurde in das Präsidium gewählt und 
erklärte und verteidigte seine Ziele im neugegründeten «Hamburgischen 

276 Ebenda, besonders S. 624-625. 
277 Verzeichnis der in und bei Hamburg wohnenden Reichs- und Staatsbeam-

ten jüdischen Glaubens 1906. J. G. 866 a Fasc. I. Die Angaben beruhen z. T. nur 
auf Vermutungen, weil es keine Aufstellung über alle in Hamburg lebenden Ju-
den gab. In einem Begleitschreiben zu dieser Aufstellung an den «Verband der 
deutschen Juden» schrieb der Gemeindevorsteher L. Lion: «Übrigens können 
wir mit Recht sagen, daß im großen Ganzen, was den Richterstand betrifft, wir 
uns nicht zu beklagen haben. Wir haben eine verhältnismäßig recht große Zahl 
von Richtern jüdischen Glaubens aufzuweisen» Brief vom 22. November 1906. 

278 «Die Zurücksetzung der Juden im Justizdienst», Denkschrift i. A. des 
Verbandes der Deutschen Juden gefertigt von Justizrat Bernhard Breslauer, Ber-
lin 1907, S. 13/14, J. G. 866 a Fasc. r. Breslauer kommt in seiner Abhandlung zu 
dem Ergebnis, daß keine Juden in leitende Stellen, «in Dirigentenstellen bei den 
Justizverwaltungsbehörden», berufen werden, während überall die Taufe einen 
Aufstieg ermöglichte. 

279 S. auch S. 142 ff. 
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Wochenblatt.»28. Außer Riesser war noch der Hamburger Jude Dr. Gott-
fried Cohen anwesend. Auch an der Gründung des «Deutschen Reformver-
eins» 1862 beteiligte sich ein Hamburger Jude, Dr. Levy, einer der schärf-
sten Bismarckgegner in Hamburg.282 

Dem preußisch-österreichischen Krieg und der Gründung des Norddeut-
schen Bundes stand Hamburg zurückhaltend und mißtrauisch gegenüber. 
Erst die Zusicherung, daß der hamburgische Staat außerhalb des Bundes-
zollgebietes bleiben dürfe, machte Hamburg dem Beitritt geneigter. Reichs-
patriotische Begeisterung überkam Hamburg erst im deutsch-französischen 
Krieg. Zu den Abgeordneten, die Hamburg im konstituierenden und im 
ordentlichen Norddeutschen Reichstag vertraten, gehörten Dr. Anton R6e, 
der sich der Fortschrittspartei anschloß, und M. W. Hinrichsen, der sich der 
Nationalliberalen Partei anschloß.282 Nach der Reichsgründung war 
die Mehrheit des Hamburger Bürgertums nationalliberal gesinnt. Die Ma-
jorität der Juden und der jüdischen Politiker stimmte mit der politischen 
Orientierung des Hamburger Bürgertums überein und wechselte von libe-
raler zu nationalliberaler Haltung. J. Toury ist zu dem Ergebnis gekom-
men, daß die politischen Orientierungen der jüdischen Gesamtbevölkerung 
in den Jahren 1867-1878 etwa folgendermaßen ausgesehen haben:283 

Konservative und Freikonservative 	 4 Obo bis 5 °/o 
Zentrum und andere kath. Gruppen 	 1 Obo bis 2 °/o 
Nationalliberale 	 7o 0/0 bis 73 °/o 
Fortschritt u. Süddt. Volkspartei 	 19 °/o bis 20 °/o 
Sozialisten 	 1 0/o bis 2 °/o 

Dr. Isaac Wolffson wurde von 1871-1881 im 3. Hamburger Wahl-
kreis,284 der die Vorstädte und das Landgebiet umfaßte, als Nationallibe- 

28o Der Anteil der Juden bei der Gründung des «Deutschen Nationalvereins» 
war sehr hoch, von etwa 190 Mitgliedern der Gründerversammlung waren min-
destens 33 jüdischer Abstammung. Drei von ihnen wurden in das 12köpfige Prä-
sidium gewählt. «Später zeichneten sich durch ihre Tätigkeit für diesen Ver-
band besonders Berthold Auerbach, Levin Goldschmidt, Julius Benfey und Ra-
phael Kosch aus.» J. Toury, Die politischen Orientierungen der Juden in Deutsch-
land, S. 111. 

281 Unter den rund 600 Gründern waren etwa 15 Juden, von denen auffal-
lend viele aus der Gegend Frankfurt — Darmstadt — Hanau kamen. J. Toury, 
Die politischen Orientierungen der Juden in Deutschland, S. 111/112. 

282 Vgl. oben S. 93. 
283 J. Toury, Die politischen Orientierungen der Juden in Deutschland, S. 

138, Anm. 81. 
284 Hamburg hatte drei Reichstagssitze und war deshalb für die Reichstags-

wahlen in drei Wahlkreise geteilt. 
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raler in den Reichstag gewählt. 1881 gelang es dem freisinnigen Anton Ree, 
in einer Stichwahl mit den Stimmen der Sozialdemokraten diesen Wahl-
kreis zu erobern. 

Wolffson beteiligte sich im Reichstag besonders an der Beratung der 
Justizgesetze (1875/76), und er leistete Bismarcks Plan, Altona und den 
Hamburger Stadtteil St. Pauli durch einen Mehrheitsbeschluß des Bundes-
rats in das deutsche Zollgebiet einzubeziehen, erfolgreich Widerstand. In 
der Reichstagssitzung am 8. Mai 188o machte »er keinen Hehl daraus, daß 
die von Bismarck gegen Hamburg beantragten Zollmaßnahmen nichts an-
deres bezweckten, als Hamburg in die Notwendigkeit zu versetzen, zu 
(kapitulieren>..285 Nach dem Übergang Bismarcks zur Schutzzollpolitik 
schloß sich Wolffson den Sezessionisten an; er mußte es sich gefallen las-
sen, von den Gegnern der Freihandelspolitik, mit zur Firma «Lanker, Bam-
berger, Wolffson» gezählt zu werden.286  Große Anerkennung wurde 
Woffson zuteil, als er 1890 vom Bundesrat als einziger ständiger Vertreter 
der Rechtsanwaltschaft zum Mitglied der zehnköpfigen Kommission für 
die zweite Lesung des Bürgerlichen Gesetzbuches und dessen Einführungs- 
gesetze ernannt wurde. 

Die Errichtung des Norddeutschen Bundes und die Reichsgründung tra- 
fen die Hamburger am meisten auf handelspolitischem Gebiet. Die Frage 
des Zollanschlusses wurde von ihnen 1878 bis 1888 erregt diskutiert. Die 
Mehrzahl der Hamburger Kaufleute trat für die «Aufrechterhaltung der 
vollständigen Freihafenstellung Hamburgs» ein,287 aber es gab auch eine 
Zollanschlußpartei. Juden waren in beiden Gruppen vertreten. Der Kauf-
mann und Bürgerschaftsabgeordnete Adolph Alexander war schon in den 
vierziger Jahren für den Anschluß an den Zollverein eingetreten. 188o ge- 
hörte die Firma Alexander & Co zu den 32 Firmen, die eine Eingabe an 
Bismarck unterschrieben, in der sie sich für den Zollanschluß Hamburgs 
erklärten unter der Voraussetzung, daß Freihafenviertel gewährt werden 
würden.288  

Gustav Tuch war einer der aktivsten Vorkämpfer für die Bismarcksche 
Politik. Als Mitarbeiter der «Hamburger Nachrichten» vertrat er dort 
den Standpunkt des Zollanschlusses. Er gehörte am 25. Mai 188o zu den 
Mitgründern der «Hamburger Zollanschlußpartei* und gründete ein 

285 E. Baasch, Die Handelskammer zu Hamburg, Band II, t, S. 172. 
286 Artikel in der Norddeutschen Allgemeinen Zeitung, zitiert bei J. Toury, 

Die politischen Orientierungen der Juden in Deutschland, S. 179. 
287 Beschluß der Commerzdeputation vom 8. Dez. 1866, E. Baasch, Die Han-

delskammer zu Hamburg, Band II, 1, S. 153. 
288 E. Baasch, Geschichte Hamburgs, Band II, S. zoo: 173o Kaufleute spra-

chen sich gegen diese Eingabe aus. 
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eigenes Blatt mit dem Titel «Der Botschafter», um darin den Zollanschluß 
propagieren zu können. Tuch gehörte auch zu den Mitgründern des «Flot-
tenvereins für die deutsche Jugend.».89 Die Mehrzahl der jüdischen Kauf- 
leute gehörte mit der Majorität der Hamburger zu den Gegner des Zollan-
schlusses, und viele von ihnen stimmten nur ungern dem r 882. geschlossenen 
Kompromiß zu. Unterstützt vom Senat, von der Bürgerschaft und vom 
«Ehrbaren Kaufmann» sprach Wolffson für sie im Reichstag in der erwähn-
ten Interpellation und handelte Senator Versmann mit Erfolg einen gün- 
stigen Kompromiß aus. 

Im Zusammenhang mit der politischen Orientierung der Juden muß 
noch die Haltung zu der Arbeiterfrage erwähnt werden. Kaufleute und 
Fabrikanten taten manches, um die wirtschaftliche und soziale Lage der 
Arbeiter zu heben. Im Arbeiterbildungsvereinz90 bemühte man sich um 
Ausbildung und Weiterbildung von Arbeitern und um soziale Hilfe. Die 
Bürgerschaft, deren Mitglieder an der Idee des Freihandels und des Kon- 
kurrenzkampfes festhielten, erörterte sozialpolitische Fragen erst, nach-
dem sie im Reichstag verhandelt und in verschiedene Parteiprogramme 
aufgenommen worden waren. 

Von der Mitbestimmung in der Politik wollte die Mehrzahl der Ham- 
burger Bürger die Arbeiter fern halten. Nach 1877, als die Hamburger Ar-
beiterbewegung sich zum Gothaer Programm bekannt hatte, traten die bür- 
gerlichen Gruppen in den Reichtagswahlkämpfen zum Kampf gegen die 
Sozialdemokraten an. Juden waren in erster Linie auf seiten der bürger-
lichen Gruppen tätig; in allen liberalen Wahlvereinen, die sich jeweils vor 
den Reichstagswahlen bildeten, standen Juden an führender Stelle. In der 
sozialdemokratischen Parteiarbeit waren Hamburger Juden nicht führend, 
obgleich viele Juden mit der Arbeiterbewegung sympathisierten..91 L. 
Gruenwaldt war der einzige jüdische sozialdemokratische Abgeordnete in 
der Bürgerschaft vor dem I. Weltkrieg. 

289 Nachruf in der jüdischen Rundschau XIV. Jg., Nr. 7,12. Febr. 1909. 
290 Gegründet 1845, seit 1904 «Bildungsverein von 1845» genannt. Dort un-

terrichtete seit 1851 auch ein Jude, Hartwig Samson Hertz (1809-1877); Volks-
wirtschaftslehre und Geschichte. Er hatte sich die Aufgabe gestellt, die Volks-
wirtschaftslehre im Volk zu verbreiten. Hertz war ein «Selfmademan», der die 
Privatschule von Isler besucht hatte, danach im Engros-Handel, im Tapetenhan-
del, als Lotteriekollekteur und als Teilhaber der Pelzwarenfirma Fuchs & Hertz 
gearbeitet hatte. 1837 hatte er zusammen mit N. C. H. Creutzberg den Verein 
der Mützenmacher gegründet, war 1848 in die Konstituante gewählt und von 
1859-1877 Mitglied der Bürgerschaft. (W. Heyden, Die Mitglieder der Ham-
burger Bürgerschaft, S. 47-5o). 

291 Vgl. z. B. die Anmerkung bei E. Baasch, Geschichte Hamburgs Bd. 2, S. 
236 Anm. z. 
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Trotz der bürgerlichen Abwehr und einer schärferen Anwendung des So-
zialistengesetzes durch Ausrufen des «kleinen Belagerungszustandes» 188o 
gewannen die Sozialdemokraten, die bereits seit 1874 im 2. Wahlkreis die 
Mehrheit hatten, 1883 mit August Bebel im r. und 1890 auch im 3. 
Wahlkreis. In die Bürgerschaft, in die Sozialdemokraten seit 1877 ebenfalls 
einzudringen versuchten, konnten sie wegen des für sie ungünstigen Wahl- 
rechts.9. erst 1901 mit Otto Stolten ihren ersten Abgeordneten entsen-
den. Bis dahin war die Bürgerschaft eine Körperschaft, in der nur Großhan- 
del, Kleinhandel, Handwerk und Akademiker vertreten waren, und diese 
Zusammensetzung sollte erhalten bleiben, Es ist schwer zu sagen, ob Juden 
tatsächlich diesem traditionellen «Standesdenken» gegenüber freier waren 
oder ob es an der Persönlichkeit einzelner Juden lag, daß sie versuchten, 
starre Grenzen zu überschreiten. Immerhin ist auffallend, daß einige Ju- 
den sich leidenschaftlich für die Rechte der Arbeiter einsetzten. Dr. Albert 
Wolffson bekämpfte die Sozialdemokraten, aber er wollte dabei «wenig-
stens ein reines Gewissen haben, indem er ihnen die gebührenden Rechte» 
gewähren wollte.293 Deshalb trat er in der Bürgerschaft neben seiner so-
zialpolitischen Tätigkeit vor allem für eine Erweiterung des Wahlrechts 
ein 294 1883 legte er der Bürgerschaft einen Entwurf vor, nach dem jeder 
Bürgerrechtsberechtigte29s das Bürgerrecht kostenlos, statt wie bisher ge-
gen Zahlung von 3o Mark, erhalten sollte.296  In der Öffentlichkeit und 
in der Bürgerschaft traf diese Vorlage, die, obgleich sie nur geringfügige 
Anderungen enthielt, doch mit Traditionen brach, auf heftigen Wider-
spruch und wurde abgelehnt. Wolffson hat sich wiederholt gegen den Vor- 

292 Das Hamburger Wahlrecht war ein Ausfluß des Bürgerrechts und die mei-
sten Arbeiter waren keine Bürger und konnten keine Bürger werden, weil sie mit 
ihren Löhnen nicht die vorgeschriebene Einkommensgrenze erreichten. 

293 E. Baasch, Geschichte Hamburgs Band II, S. 1o2. 
294 1875 waren von 388 000 Einwohnern 33 700 Bürger, und 28 000 davon 

nahmen ihr Wahlrecht in Anspruch; 1880 waren von 454 000 Einwohnern nur 
30 500 Bürger und 19 800 hatten gewählt. J. Bolland, Die hamburgische Bür-
gerschaft, S. 61. 1894 waren 4,3 °/o aller Einwohner Bürger, diese 4,3 °/o waren 
21 °/o der Reichstagswähler. Ebenda S. 64. 

295 Nach dem Gesetz betr. die Staatsangehörigkeit und das Bürgerrecht vom 
7. 11. 1864 konnte jeder das Bürgerrecht gewinnen, der fünf Jahre ununterbro-
chen in Hamburg gelebt und ein ausreichendes Einkommen hatte. (Lappenberg, 
Sammlung der Verordnungen, Bd. 32 (1864), S. rso ff.) Für alle volljährigen 
Staatsangehörigen mit einem jährlichen Einkommen von mehr als 3000 M. Ctr. 
bestand die Verpflichtung zur Gewinnung des Bürgerrechts. Da nach diesem Ge-
setz für die Errichtung eines selbständigen Geschäfts und die Eheschließung der 
Erwerb des Bürgerrechts nicht mehr erforderlich war, fielen für viele die Haupt-
gründe zum Bürgerrechtserwerb weg. 

296 3o Mark waren mehr als der Wochenlohn eines Arbeiters und kleinen 
Handwerkers. 
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wurf verwahren müssen, daß es der Hauptzweck der Vorlage sei, die Ar-
beiterschaft in die Bürgerschaft zu bringen. Die Gegner führten an, daß die 
Arbeiterklasse nach dem Stand ihrer Bildung kein Recht auf das Bürger-
recht habe und daß man sich gegen die Arbeiter schützen müsse, solange 
sie die Grundlage des Staates bekämpften.297 Die Frage, wie die Diskre-
panz zwischen der geringen Zahl der Wahlberechtigten und der wachsen- 
den Zahl der Bevölkerung überwunden werden konnte, kam nicht wieder 
zur Ruhe. 1894 war es wieder Wolffson, der leidenschaftlich für eine grö- 
ßere Gerechtigkeit im politischen Leben eintrat: Den Antrag, jedem voll-
jährigen Staatsangehörigen das Recht zu verleihen, das Bürgerrecht ko-
stenlos zu erwerben, sofern er 5 Jahre lang in Hamburg gelebt und ein 
jährliches Einkommen von mindestens 1500 Mark versteuert hatte, ver-
schärfte er, in dem er den Antrag einbrachte, das Bürgerrecht ohne Steuer- 
grenze zu verleihen. Wieder fiel sein Antrag durch, aber die Bürgerschaft 
beschloß Ende 1896 — gegen den Antrag des Senats, der aber schließlich 
nachgab —, das Recht zur Gewinnung des Bürgerrechts auf ein versteuertes 
jährliches Einkommen von 1200 Mark und die Verpflichtung auf ein Ein-
kommen von 2000 Mark herabzusetzen. Damit war auch für minder- 
bemittelte Einwohner die Möglichkeit zur Gewinnung des Bürgerrechts 
gegeben. 

Die nun einsetzende Entwicklung, die damit begann, daß die Sozialde- 
mokraten ihre Wahlagitation verstärkten und Antisemiten in die Bürger-
schaft einzogen,298  war für das alte Hamburger Bürgertum bestürzend, 
einerseits weil es für seinen Einfluß fürchtete und andererseits weil es die 
Politisierung der Bürgerschaft und des Senats ablehnte: Nur das Staats-
interesse sollte für Entscheidungen und Beschlüsse ausschlaggebend sein. 
1905/6 wurde deshalb eine Änderung des Wahlgesetzes vorbereitet und an-
genommen, und mit ihr ein Klassenwahlrecht in Hamburg eingeführt.299 
Wolffson, unterstützt von Max M. Warburg und anderen, lehnte diese 
Wahlrechtsvorlage ab, weil sie eine Diskriminierung der Arbeiterschaft 
zugunsten der Wohlhabenden vorsah; er verneinte jede Gefahr für den 
Staat von seiten der Sozialdemokraten und hob hervor, daß sie sich red-
lich bemüht hätten, «sich hier auf den Boden unserer staatlichen Ordnung 

297 Sitzungen der Bürgerschaft am 31. Okt., 14. Nov. und 21. Nov. 1883. 
298 Vgl. Kapitel VII. 
299 Nach der Vorlage sollte die erste Gruppe die Bürger umfassen, die mehr 

als 6000 Mark, die 2. Gruppe diejenigen, die mehr als 3000 Mark versteuerten und 
die 3. Gruppe alle übrigen Wahlberechtigten. Beschlossen wurde ein Zweiklas-
senwahlrecht, nach dem im Stadtgebiet alle 3 Jahre 24 Abgeordnete durch die 
Bürger mit mehr als 2500 Mark Jahreseinkommen und 12 Abgeordnete durch 
die Bürger, die ein Jahreseinkommen von izoo bis 2500 Mark versteuerten, ge-
wählt wurden. 
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zu stellen.»3.0 Aus Protest gegen die Annahme der Wahlrechtsvorlage ist 
Wolffson 1906 aus der Fraktion der Rechten ausgeschieden und fraktions-
los geworden. Max M. Warburg bekämpfte bei dieser Wahlrechtsvorlage in 
erster Linie das Verhältniswahlrecht; um die Politisierung der Bürgerschaft 
zu verhindern, schlug er eine berufsständische Gliederung der Bürgerschaft 
vor. 

Auf andere Weise als Wolffson versuchte R. E. May, ein Hamburger 
Großkaufmann, den Arbeitern zu helfen. In verschiedenen volkswirt-
schaftlichen Artikeln in Hamburger Zeitungen und im Schmollerschen 
Jahrbuch legte May seine Meinung dar über das wachsende Volkseinkom-
men und dessen ungerechte Verteilung.3.1 Er vertrat die Theorie, daß von 
der Höhe der Löhne der Konsum und die Bedürfnisse abhingen und von 
diesen wieder die Arbeitsplätze und damit auch die Entwicklung der In-
dustrie. Um diesen Prozeß in Gang zu setzen und zu beeinflussen, forderte 
May die Arbeiter auf, die Investition ihres Geldes und ihren Konsum selbst 
zu organisieren. In Genossenschaften, die Konsum und Produktion regeln, 
sah May den besten Weg, um «zu gerechte(n), vernünftige(n), menschen-
würdige(n) Zuständen» zu kommen.3°2 Während des großen Hafenarbei-
terstreiks 1896 trat May in verschiedenen Aufsätzen auf die Seite der Strei-
kenden, und 5897 gründete er die Hamburger «Produktion»,3°3 die bald 
eine große Ladenkette in Hamburg aufzog, eine Bäckerei und eine Schlach- 

300 Stenogr. Berichte der Bürgerschaft 5905, 18. Sitzung, 24. Mai 1905, S. 
435. 

301 Vgl. hierzu z. B. die Schrift: «Die Kanone als Industriehebel nach natio-
nalsozialem Konzept. Ein Wort über die wahren Interessen der deutschen Indu-
strie und der deutschen Arbeiter», Zürich und Leipzig, o. J. 

302 Vortrag in der Hamburger Egidy-Vereinigung am 25. Mai 1899. Bericht 
in den Hamburger Nachrichten vom 59. Mai 1899. 

303 Die genaue Bezeichnung lautete: Konsum- Bau- und Sparverein «Pro-
duktion». Nach bisher unbekannten Aufzeichnungen von May scheint alles da-
für zu sprechen, daß May die «Produktion» gegründet hat. Die Hamburger Ge-
werkschaften haben seinen Plänen zunächst ablehnend gegenüber gestanden, v. 
a. weil sie bezweifelten, daß die Arbeiter viel konsumierten; sie waren der Mei-
nung, der Konsum läge bei den Wohlhabenden. Auf Drängen Mays sind dann 
aber schon bei der Gründung Gewerkschaftsführer in den Vordergrund getreten, 
weil ihr direkter Zugang zu den Arbeitern die Gewinnung von Mitgliedern er-
leichterte. Nach Mays Aussagen ist durch diese Gewerkschaftsführer bald die 
Gründungsgeschichte aus dogmatischen Gründen umgeschrieben worden: Die Be-
freiung der Arbeiter sollte das Werk der Arbeiter selbst sein. Vgl. die biographi-
schen Aufzeichnungen Mays vom 16. Febr. 1928 für die Preußische Bibliothek, 
Dokumentensammlung Darmstaedter (J. G. 754) mit der Schrift: Max Mendel, 
Josef Rieger: Die «Produktion» in Hamburg, Geschichte einer genossenschaftli-
chen Verbrauchervereinigung bis zum fünfundzwanzigsten Geschäftsabschluß 
5924. 

102 



terei einrichtete, eine rege Wohnungsbautätigkeit aufnahm, und einen Not-
fonds für Mitglieder einrichtete. Der rapide steigende Umsatz und die wach- 
sende Mitgliederzahl bewiesen die Berechtigung dieses Unternehmens. May 
selber gibt als eine der Hauptursachen für seine Initiative an, daß er die 
Arbeiter davon abbringen wollte, nur auf den Umsturz zu warten; er woll-
te sie anregen, mitzuarbeiten an der Gestaltung des sozialen Lebens. Die 
«Produktion» hat die gewerkschaftliche Arbeit der Sozialdemokraten ge-
stärkt und sich für die Gesamtarbeiterschaft als äußerst nützlich erwie- 
sen, während sie dem einzelnen Mitglied nur wenig wirtschaftlichen Ge-
winn gebracht hat.3°4 

Max Josephson, ein Führer der «freien Gewerkschaften» und Mitar- 
beiter in der «Produktion», hat 1897 in Hamburg den «Zentralverband 
der Handlungsgehilfen» gegründet, der in Verbindung mit den sozialde-
mokratischen Arbeitergewerkschaften stand. Dieser Verband, der die An-
gestellten zu den Proletariern zählte, konnte nicht so viele Mitglieder ge- 
winnen wie der Deutschnationale Handlungsgehilfenverband, der eine Mit-
telstandsideologie vertrat: 1911 hatte er annähernd 15 000 Mitglieder, wäh-
rend der Deutschnationale Handlungsgehilfenverband I I I 000 hatte.3.3 

Die Kolonialpolitik und der zunehmende Einfluß wirtschafts- und fi-
nanzpolitischer Faktoren auf die Reichspolitik gaben den Hamburgern 
neue Möglichkeiten zur Mitarbeit an der Reichspolitik. Von jüdischer Seite 
sind hier in erster Linie Max M. Warburg, Carl Melchior und Albert Bailin 
zu nennen. 

Chaim Weizmann hat sie in seinen Erinnerungen etwas verächtlich als 
«Kaiserjuden» bezeichnet, «more German than the Germans, obsequious, 
superpatriotic, eagerly anticipating the wishes and plans of the masters of 
Germany».306  In dieser Schärfe ist das Urteil sicherlich überspitzt, aber 
die Art und das Ausmaß der Unterstützung der Wirtschafts- und Finanz-
expansion in der wilhelminischen Zeit durch jüdische Firmen war erstaun- 
lich. 

Das Bankhaus Warburg war Mitglied des Reichsanleihe-Konsortiums3°7 
und arbeitete in enger Absprache mit dem Auswärtigen Amt. Besonders 

304 In der «Produktion» haben verhältnismäßig viele Juden mitgearbeitet: 
Ferdinand Wolff, Josef Rieger, Max Josephson, Max Mendel u. a. 

305 P. Massing, Die Vorgeschichte des politischen Antisemitismus, S. 148. 
306 C. Weizmann, Trial and Error, New York, 1966, S. 143. 
307 Ihm gehörten 5o Firmen an, von denen etwa ein Drittel jüdische waren. 

E. Rosenbaum, M. M. Warburg & Co, S. 139. 
Einzelheiten über die Firma s. u. Vgl. dazu: E. Rosenbaum, M. M. War-

burg & Co. Merchant Bankers of Hamburg. Leo Baeck Institute Year Book VII 
(1962), S. 121 ff; über die wirtschaftliche Tätigkeit vgl. A. Vagts: M. M. War-
burg & Co. Ein Bankhaus in der deutschen Weltpolitik 1905-1933. 
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deutlich trat die Zusammenarbeit in der Tätigkeit des Hauses Warburg in 
Marokko hervor. über die 1910 gegründete Hamburg-Marokko-Gesell-
schaft bemühte sich Max M. Warburg, die Realinteressen großer deutscher 
Firmen in Südmarokko auszubauen, und unterstützte damit wesentlich 
die gefährliche Marokko-Politik Kiderlen-Wächters. Warburg wußte von 
einem bestimmten Zeitpunkt an, daß er ohne finanziellen Gewinn in 
Marokko arbeitete, daß sein Einsatz für die kolonialpolitischen Interessen 
des Auswärtigen Amtes ihm sogar erhebliche Kosten verursachte. Seinen 
nach der Emigration 1938 geschriebenen Erinnerungen zufolge war War-
burg sich auch darüber im klaren, «daß die Gefahr eines europäischen Krie-
ges bestehe und im Wachsen sei»;308  «Die Marokko-Krise stellte den Frie-
den auf die gefährlichste Probe; nur durch ein Wunder wurde sie im letzten 
Augenblick beigelegt. »309 

Wie die Mehrzahl der Kaufleute und Bankiers war Warburg überzeugt, 
daß gute deutsch-englische Beziehungen die Voraussetzung für eine deut-
sche Wirtschaftsexpansion waren. Deshalb beteiligte er sich besonders bei 
den Verhandlungen über die Gründung einer anglo-deutschen Bank für 
Marokko und über eine internationale Anleihe für Brasilien unter Füh-
rung der Londoner Rothschilds. An den Bemühungen um den Erwerb von 
Kolonien durch Portugal in Afrika, die in Absprache mit England durch-
geführt wurden, war das Haus Warburg stärker engagiert und zugleich 
an finanziellem Gewinn weniger interessiert als andere deutsche Bankhäu-
ser. Warburg war überzeugt, daß Anfang 1914 die Beziehungen zwischen 
Deutschland und England besser waren als seit vielen Jahren, und während 
der Julikrise glaubte er Anzeichen dafür zu finden, daß England im Kriegs-
falle neutral bleiben würde.37. Während des Weltkrieges stellte sich Max 
M. Warburg mit wirtschaftlichen und finanziellen Ratschlägen bei Ver-
handlungen in den Dienst der Regierung, obwohl er die deutsche Kriegsziel-
politik nicht unterstützte. 

308 M. M. Warburg, Aus meinen Aufzeichnungen, S. 24. 
309 Ebenda, S. 25; Warburg berichtet in seinen Aufzeichnungen nicht über 

seine kolonialpolitische Arbeit; er sagt nur ganz allgemein: «Ich darf wohl sa-
gen, daß kein Bankhaus in Deutschland sich so zielbewußt für die Betätigung 
Deutschlands in den Kolonien interessiert hat wie das unserige. Durch meine Mit-
arbeit in der Handelskammer habe ich auch indirekt, wo immer es möglich schien, 
die kolonialen Bestrebungen unterstützt. Ich konnte manchen Beitrag leisten: das 
eine Mal mit der Gründung des Kolonialinstitutes in Hamburg, das andere Mal 
in der wiederholten Unterstützung des Tropenhygienischen Institutes in Ham-
burg, das durch unser Eingreifen zweimal aus finanziellen Schwierigkeiten geret-
tet wurde. Ich war mit dem Kolonialminister Dernburg freundschaftlich verbun-
den.» Ebenda S. 24. 

3ro Er vertritt diese Meinung noch in seinen Erinnerungen, Aus meinen Auf-
zeichnungen, S. 28. 
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Auch von der neuen Regierung Max von Baden wurde Warburg um 
Mitarbeit gebeten. Er stellte sich zur Verfügung, war aber vorsichtiger in- 
folge des gegen Kriegsende aufkommenden Antisemitismus.31' Warburg 
gehörte der nach Versailles entsandten Finanzkommission an, dann zog er 
sich aus dem politischen Leben zurück. 

Dr. Carl MelchiorP. trat erst während des Weltkrieges in der Reichs-
politik hervor, obwohl er schon zuvor die Kolonialpolitik — besonders als 
erster Vorsitzender der Hamburg-Marokko-Gesellschaft — unterstützt hat-
te. Nach seiner Verwundung zu Beginn des Krieges wurde Melchior vom 
Reichsamt des Innern in die Leitung der «Zentral-Einkaufs-Gesellschaft 
mbH» (ZEG) berufen.3.3 Die Getreideverträge mit Rumänien wurden 
von ihm ausgehandelt. 1916 trat Melchior von der Arbeit in der ZEG we-
gen der antisemitischen Angriffe zurück, die vom Hauptquartier aus gegen 
die große Zahl jüdischer Mitarbeiter in den Kriegsgesellschaften gerichtet 
wurden. Er war dann in der Ukraine für die Regierung tätig, bis er abbe-
rufen wurde, um Mitglied der Waffenstillstandskommission zu werden. In 
den Waffenstillstandsverhandlungen ging es Melchior in erster Linie um 
die Sicherstellung der Ernährung für die deutsche Bevölkerung. Auf Vor-
schlag von Max M. Warburg, der eigentlich für diese Aufgabe vorge- 
sehen war, wurde Melchior einer der sechs Hauptdelegierten für die Frie-
densverhandlungen. Er war wie alle anderen deutschen Delegierten tief 
enttäuscht über die gestellten Forderungen.3I4 Vergeblich hoffte er, mit 
seinem Vorschlag, eine deutsche Reparationszahlung in Höhe von I oo Milli- 
arden Goldmark anzubieten, die Alliierten zu Verhandlungen herausfor-
dern zu können. Die Delegierten beschlossen einstimmig, die Ablehnung des 
Friedensvertrags zu empfehlen. Obwohl der Vertrag also gegen seinen Wil-
len unterzeichnet wurde, zog sich Melchior nicht zurück, sondern nahm als 
deutscher Berater an allen wichtigen Reparationskonferenzen teil, bis er 
1932 auf der Lausanner Konferenz die Beendigung der Reparationszahlun- 
gen erreichte.3's Als Deutschland in den Völkerbund eintrat, wurde Mel- 

311 Einzelheiten S. Kapitel VI. 
312 Geb. 5871 in Hamburg, gest. 1933. Amtsrichter in Hamburg, nach 1902 

Syndikus bei M. M. Warburg & Co und seit 1917 Teilhaber. 
313 Vgl. dazu den Aufsatz von Frisch: In Freundschaft und Beruf verbunden, 

in dem Sammelband: Carl Melchior, S. 113-119. 
314 M.M. Warburg faßte die Enttäuschung damals in einem Brief an seine Frau 

zusammen: «Der Welt eine neue Zeit verkünden, von Liebe und Gerechtigkeit 
sprechen, und dann einen Weltraubzug unternehmen, den Keim zu neuen Kämp-
fen legen und den Glauben an eine bessere Zeit töten, heißt, die größte Weltsün-
de begehen, die in nächster Nähe zu erleben entsetzlich ist.» Brief vom 8. Mai 
1919. Aus meinen Aufzeichnungen, S. 79. 

315 Einzelheiten über die Einstellung und die Beratungen Melchiors gibt der 
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chior Mitglied des Finanzkomitees und im Jahre 1928/29 dessen Vorsitzen-
der. Durch seine sachliche, ruhige Art und sein bescheidenes Auftreten hat 
Melchior auch auf seiten der Alliierten viel Anerkennung gefunden, die 
seine undankbaren und schwierigen Aufgaben erleichtert hat.316  Ober die 
politische Einstellung Melchiors ist nur wenig bekannt. Den folgenden Satz 
Friedrich Lists soll er sehr oft zitiert haben: «Im Hintergrund aller meiner 
Gedanken steht Deutschland.»3'7 Nach 1919 trat er der Deutschen De-
mokratischen Partei bei, ohne in ihr besonders hervorzutreten. 

Stärker als Warburg und Melchior verkörperte Albert Ballin, der Direk-
tor der HAPAG, den «Kaiserjuden». Möglicherweise identifizierte Ballin 
sich mit dem Kaiserreich so weit, daß er am 8. November 1918 seinem Le-
ben ein Ende bereitete, weil er die Niederlage des Kaiserreichs und den 
Verlust seiner Handelsflotte nicht überwinden zu können glaubte.3's Eine 
umfassende Darstellung der wirtschaftlichen Tätigkeit und der politischen 
Einflußmöglichkeiten Ballins würden den Rahmen dieser Arbeit spren-
gen.3.9 

Bailin (geb. 1857) verkörperte die überaus enge Verbindung, die Wirt-
schaftsführer und Politiker in den Jahrzehnten vor dem ersten Weltkrieg 
eingegangen waren. Aus kleinen Anfängen hat er, der ein «outsider» der 
Hamburger kaufmännischen Oberschicht war, sich zu einem der einfluß-
reichsten Wirtschaftsführer Deutschlands emporgearbeitet. Als sein Vater 
1874 starb, erhielt Albert Ballin mit 18 Jahren die Prokura für die väter-
liche Firma, eine Auswandererexpedition.P. Die Firma lief nicht sehr gut, 

Aufsatz von H. Schaffer: Meine Zusammenarbeit mit Carl Melchior, in dem er-
wähnten Sammelband über Melchior S. 35-106. 

316 Vagts zitiert in seinem Aufsatz Äußerungen verschiedener einflußreicher 
Politiker, A. Vagts, M. M. Warburg & Co., S. 369 ff. 

317 Aussage von Siegmund Warburg in seinem Aufsatz: Der Meister im Maß-
halten, Sammelband Carl Melchior, S. 524. 

318 Es ist strittig, ob Ballin am 8. Nov. 1918 seinem Leben ein Ende bereiten 
wollte oder ob er durch einen unvorsichtigen Gebrauch von Schlaftabletten ge-
storben ist. Vgl. die Zusammenfassung der Indizien und Meinungen bei L. Cecil, 
Albert Ballin, S. 286/287. 

319 Für die politische Tätigkeit Ballins verweise ich auf den Aufsatz von E. 
Rosenbaum, Albert Ballin, A Note on the Style of his Economic and Political 
Activities. Leo Baeck Institute Year Book III (1958), S. 257-299 und die Bio-
graphie von L. Cecil, Albert Ballin, Wirtschaft und Politik im deutschen Kaiser-
reich 1888-1921, Hamburg 1969. 

32o Die Versuche seines Vaters, im Hamburger Wirtschaftsleben Fuß zu fassen, 
zeigen die Schwierigkeiten, mit denen ein nach Hamburg eingewanderter Jude 
zu kämpfen hatte, und die Wendigkeit, mit der er ihnen in der Regel begegnete. 
Ballins Vater, Samuel Joel Ballin, war etwa 1832 von Dänemark nach Hamburg 
gekommen. Er gründete die Firma Ballin & Co, eine Dekatierwerkstatt (Deka-
tieren ist ein Teil der Tuchbereitung). Unmittelbar nach dieser Firmengründung 
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weil die Hamburger Reedereien jede Zusammenarbeit mit den kleinen Ex-
pedienten ablehnten und diese so nur die indirekte Auswanderung über Eng- 
land vermitteln konnten. Als nach 1880 die Auswanderung über Hamburg 
erheblich anstieg, ergriff Ballin 1881 die Gelegenheit, zusammen mit Ed-
ward Carr (aus der Firma Robert M. Sloman jr.) eine neue Linie aufzu- 
bauen. Carr stellte die Dampfer, Ballin garantierte deren volle Besetzung 
mit Passagieren oder eine Entschädigung. Die neue Linie entwickelte sich 
zu einer gefährlichen Konkurrenz für die HAPAG, als sie 1886 mit der 
Sloman-Reederei zu der «Unions-Linie» verschmolz. 1886 kam es zu ei-
nem Abkommen zwischen beiden Gesellschaften, und Ballin wurde (mit 
30 Jahren) in den Vorstand der HAPAG gewählt, deren Generaldirek-
tor er 1899 wurde.321 Unter seiner Leitung wurde die HAPAG die Reede- 
rei, die die umfangreichste Handelsflotte der Welt unterhielt. 

über die wirtschaftlichen Interessen der HAPAG geriet Ballin in die 
Politik. Das besondere Interesse, das Wilhelm II. dem Aufbau der deut-
schen Handelsflotte entgegenbrachte, sicherte Ballin die Unterstützung des 
Kaisers bei den schwierigen internationalen Verhandlungen. 

Ballin förderte mit der HAPAG die wirtschaftliche Expansion Deutsch- 
lands. Er war sich im klaren darüber, daß sie auf die Dauer nur im Ein-
vernehmen mit England durchführbar war. Deshalb bemühte er sich um 
eine enge Zusammenarbeit mit englischen Reedereien und Werften, um 
«durch ein gewisses Mitinteresse der englischen Volkswirtschaft einer ten-
denziösen nationalistischen Ausbeutung des deutschen Handels- und Schiff- 
fahrtfortschritts vorzubeugen.»322 Die politische Verständigung mit Eng-
land wurde Ballins «stetes Sorgenkind»,323 nachdem Englands Kritik an 

geriet er mit der Zunft der Wandbereiter in Konflikt, die ihm aber dann doch 
das Dekatieren als «neue Kunst» erlaubte. Einige Jahre später erhielt er vom Se-
nat die Erlaubnis, eine Wollfärberei einzurichten. Ballin baute damals eine kleine 
Fabrik mit Dampfmaschinen auf, die zunächst recht gut ging, 1845 aber fallierte. 
Nachdem er einige Jahre lang einen Kohlenhandel betrieben hatte, gründete er 
1852 zusammen mit einem jüdischen Kompagnon die Firma Morris & Co, Aus-
wanderer-Expedienten. Die Commerzdeputation versuchte Ende der vierziger 
Jahre, den Senat zu bewegen, die Auswanderung über Hamburg zu erleichtern 
und zu beleben, damit Hamburg nicht von Bremen überflügelt würde; aber der 
Senat blieb zurückhaltend. 1847 wurde von Hamburger Kaufleuten die «Ham-
burg-Amerikanische-Paketfracht-Aktiengesellschaft» gegründet, die die Linien-
schiffahrt zwischen Hamburg und Amerika aufbaute. Ballin versuchte also, in 
einem zukunftsträchtigen Geschäft Fuß zu fassen. 

321 Vgl. 0. Mathies, Hamburgs Reederei 1814-1914, S. 93 ff. 
322 P. P. Stubmann, Mein Feld ist die Welt. Albert Ballin, Hamburg 196o, 

S. 89. 
323 Brief des Staatssekretärs des Auswärtigen Amtes von Jagow an Ballin vom 

15. Juli 1914, zitiert bei Rosenbaum, Albert Ballin, S. 293. 
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Deutschland und seine Annäherung an Frankreich und Rußland infolge 
der deutschen Flottenpolitik erheblich zugenommen hatten. In seinen un-
zähligen Unterredungen mir Sir Ernest Cassel arbeitete Ballin auf einen Aus-
gleich mit England hin. Sein größter politischer Erfolg war 1912 das Zu-
standekommen der sogenannten Haldane-Mission. Sie brachte Deutschland 
einer Verständigung mit England nahe, scheiterte aber doch an den fal-
schen Voraussetzungen, unter denen das Auswärtige Amt die Verhandlun-
gen führte. Noch während der «Julikrise» 1914 wurde Ballin mit einer Son-
dermission nach London geschickt, um die englische Neutralität zu errei-
chen. 

Ballins ehrliche Bemühungen um einen Ausgleich mit England scheiter-
ten an dem politischen Konzept führender Politiker im Auswärtigen Amt 
und an der einseitigen, unnachgiebigen Tirpitzschen Flottenpolitik, die 
Ballin nicht unterstützen konnte. Bis zuletzt war er überzeugt, daß sich 
ein Krieg verhindern lassen könnte. Später, während des Krieges, hat 
Ballin den Eindruck geäußert, daß er während der Julimission über die 
wirklichen deutschen Ziele durch von Jagow nicht informiert worden war, 
und 1916 hat Ballin an von Jagow geschrieben: «Ich habe jede Nachsicht 
für einen Mann, der wie E. E. so schwer belastet ist und die entsetzliche 
Verantwortung zu tragen hat für die Inscenierung dieses Krieges, der 
Deutschland Generationen prächtiger Männer kostet und es für roo Jahre 
zurückwirf t.»314 

Ballin hat sich wegen seiner zuversichtlichen Berichte aus London und 
seines «Mangels an Mut», den Kaiser eindringlicher vor der Gefährlich-
keit seiner Flottenpolitik zu warnen, mitschuldig gefühlt an dem Aus-
bruch des Krieges zwischen Deutschland und England.32s 

Unmittelbar nach Kriegsbeginn übernahm Ballin die Organisation des 
«Reichseinkaufs», der die Versorgung der Zivilbevölkerung und des Hee-
res sichern sollte. Diese Tätigkeit brachte ihn in enge Berührung mit den 
verschiedenen Wirtschaftsplänen, die während des Krieges aufgestellt 
wurden. Obwohl Ballin sich stets über die unrealistischen Forderungen 
der Alldeutschen erregte, trat er verschiedentlich für Machterweiterun-
gen Deutschlands in Europa und im Kolonialgebiet ein. Der politische 
Einfluß Ballins ließ während des Krieges nach, obwohl er nach wie vor 
vielfach um Rat gebeten wurde. Ende August 1918 wurde Ballin von 
Stinnes und anderen Schwerindustriellen und von Ludendorff beauftragt, 
den Kaiser über die verzweifelte militärische und politische Lage zu unter-
richten. Er fand den Kaiser «wieder sehr mißorientiert», und er empfahl 

324 F. Fischer, Griff nach der Weltmacht, 21962, S. 98/99. 
325 Vgl. die Belege bei L. Cecil, Albert Ballin, S. 184/185. 
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ihm, «so schnell wie möglich mit Wilson in Verbindung zu treten, der 
keinen Landgewinn in Europa anstrebt und ein Ideologe ist.»326  Seine 
letzte Tagebuchaufzeichnung vom 2. November 1918 spricht von dem 
Vertrauen, das in seine Fähigkeiten gesetzt wurde: «Stinnes ließ mir mit-
teilen, daß sowohl das Zentrum wie die Sozialdemokraten dafür wären, 
daß ich die Friedensverhandlungen führen müsse. Ich habe ihm sagen las-
sen, daß ich nicht kneifen würde, aber jedem anderen es lieber gönn- 
te.»327. 

Es ist nicht verwunderlich, daß Gerüchte aufkamen, daß Ballin vom 
Kaiser für ein Ministeramt vorgesehen war. Bereits im Juni 1901, als Bal- 
lin wegen der Verhandlungen mit dem Morgan-Trust allgemeine Aner-
kennung gefunden hatte, schrieb das Israelitische Familienblatt: «... Man 
spricht in der liberalen wie in der konservativen, der agrarischen wie an-
tisemitischen Presse allen Ernstes von der Möglichkeit, daß in dem 
Deutschland unserer Tage ein — «Jude» Minister zu werden Aussicht 
habe ...»328  Das Blatt rühmt die vorurteilslose Haltung des Kaisers und 
hält die Hoffnung nicht für unbegründet. Bülow berichtet in seinen Erin-
nerungen, daß 2908 die Juden Carl Fürstenberg, Albert Ballin und Wal-
ther Rathenau für den Posten des Reichsschatzsekretärs in Erwägung ge- 
zogen waren, aber vom Kaiser abgelehnt wurden, um die Rechte nicht 
«durch die Ernennung eines Juden zu sehr zu verstimmen.»329 Der Kai- 
ser mußte sich manchen Angriff gefallen lassen wegen seiner Zuneigung 
zu den Hanseaten und zu den Juden. 

Ballin gehörte zu den sogenannten «Trotzjuden». Seine Bindung an das 
Judentum war sehr locker. Sein Biograph, der ehemalige Senator Stub-
mann, kennzeichnet seine Haltung folgendermaßen: «Er (Ballin) hätte 
Exzellenz und Minister werden können, wenn er gewollt hätte. Aber er 
hielt sich zurück, weil er Jude war. Sein Glaube war nicht der orthodoxe. 
Er hatte eine Christin geheiratet. Aber er war auch nicht willens, das vom 
Vater überkommene Bekenntnis aufzugeben, um dafür Ehre, Amt und Ti-
tel einzutauschen. Ja, ihn beherrschte oft genug das entgegengesetzte Ge-
fühl. Er glaubte, selbst in den Jahren seiner größten Erfolge, bei seinen 

326 Aus der Aufzeichnung Ballins über sein Gespräch mit Wilhelm II. am 
5. Sept. 1918, B. Huldermann, Albert Ballin, S. 375 und 376. 

327 Mitgeteilt von Huldermann, Albert Ballin, S. 378. 
328 Israelitisches Familienblatt, 4. Jg. Nr. 26, 27. Juni 1901 : Ein Jude als 

«kommender Mann»? 
329 B. v. Bülow, Denkwürdigkeiten II, S. 385; Bülow äußerte dazu, daß Rathe-

nau der Ernennung wohl zugestimmt hätte, daß er aber nicht sicher sei, ob die 
anderen das Amt angenommen hätten. 
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Verhandlungspartnern ab und zu das Vorurteil antisemitischer Gesinnung 
voraussetzen zu müssen.»33. 

Die sogenannten «Kaiserjuden», zu denen aus dem Reich noch Eduard 
Arnhold, James Simon, Carl Fürstenberg, Ludwig Max Goldberger, 
Emil und Walther Rathenau und einige andere gezählt werden können, 
machten auf Reichsebene eine zahlenmäßig schwächere Gruppe aus gegen-
über der der «linken» jüdischen Politiker in den Parlamenten, dem 
Reichstag, den Zeitungen, der Pazifistenbewegung und der Frauenbewe-
gung.33i Es lag an dem ungeheuren Aufschwung der Hamburger Wirt- 
schaft, der engen wirtschaftlichen Verbindung zwischen Hamburg und 
dem Reich nach dem Zollanschluß und der Verknüpfung von hanseati-
schen Kaufmannsniederlassungen, Plantagenanlagen und Rohstoffquellen 
mit der kolonialen Ausdehnung des Reichs, daß Hamburger Kaufleute 
und Bankiers — und unter ihnen eben viele Juden — eine besonders reichs- 
treue Haltung einnahmen. 

Die wirtschaftliche Leistung 

Die jüdischen Kaufleute und Bankiers waren ein integrierender Teil des 
Hamburger Wirtschaftslebens. Für das ausgehende 19. und das 20. Jahr- 
hundert ist es unmöglich — wenn man von herausragenden Einzelperso- 
nen absieht —, den jüdischen Anteil am Hamburger Wirtschaftsleben zu 
bestimmen. Die folgenden Ausführungen können deshalb nur einige Er- 
gänzungen zu dem in Kapitel IV aufgezeigten statistischen Berufsbild ge- 
ben. 

An der Intensivierung des Außenhandels und der Erschließung neuer 
Handelszweige waren viele jüdische Im- und Exportfirmen beteiligt, die 
sich nicht auf bestimmte Warenzweige oder bestimmte Handelsgebiete be-
schränkten, sondern alle sich anbietenden unternehmerischen Möglichkei-
ten ausnutzten. Sie nahmen dabei keinerlei Sonderstellung ein, schlossen 
sich von keiner Handelstätigkeit aus und errichteten in keinem Handels-
gebiet ein Monopol oder eine Führungsstellung. Trotz der guten und en-
gen Zusammenarbeit zwischen Juden und Nichtjuden blieb es allerdings 
auffallend, daß jüdische Firmen332 häufig mit anderen jüdischen Firmen 

33o P. P. Stubmann, Mein Feld ist die Welt, zitiert nach der 2. Auflage 1960, 
S. 127/128. 

331 Vgl. dazu J. Toury, Die politischen Orientierungen der Juden in Deutsch-
land, Kap.: Die jüdischen Politiker des Wilhelminischen Reiches, S. 229 ff. 

332 Der Begriff «jüdische Firma» kann trotz seiner Fragwürdigkeit nicht ver- 

I I0 



im In- und Ausland zusammenarbeiteten, und daß sie in erster Linie jüdi-
sche Teilhaber und jüdische leitende Angestellte hatten. Diese jüdische Zu-
sammenarbeit wurde in Hamburg nicht als Beeinträchtigung des wirtschaft-
lichen Lebens beurteilt; sie brachte oft Vorteile für nichtjüdische Firmen 
und die Hamburger Wirtschaft mit sich. Die Verdrängung der Juden aus 
dem deutschen Wirtschaftsleben während des Dritten Reichs zeigte dann 
übrigens auch, daß mehr jüdische Firmen als erwartet nichtjüdische Ge-
schäftsführer, Ingenieure und Wissenschaftler hatten, so daß eine Weiter- 
führung der Firmen in vielen Fällen gesichert war. 

Das statistische Bild hat gezeigt, daß Juden auffallend stark im Manu-
fakturwarenhandel vertreten waren. Aus dem Manufakturwarengeschäft 
ist das Warenhaus hervorgegangen, die auffälligste neue Form von Großbe- 
trieben im Handel. Nur in Deutschland waren es in erster Linie jüdische Un-
ternehmer, die zu den Gründern von Warenhäusern gehörten. Das ist we- 
niger ein Zeichen für die größere <Skrupellosigkeit> der Juden oder ihre 
besondere Befähigung zu kapitalistischen Wirtschaftsformen als ein Beweis 
für die Gebundenheit des nichtjüdischen Mittelstandes an die Tradition. 
Das Warenhaus und seine Vorläufer, die Spezial-Kaufhäuser, arbeiteten 
mit dem Prinzip des kleinen Gewinns und des großen Umsatzes. Mit die- 
sem Wirtschaftsprinzip gründete in Deutschland die Familie Tietz große 
Warenhauskonzerne, und fast gleichzeitig entstanden die Häuser von A. 
Wertheim und anderen. 1889 eröffnete die Firma «Hermann Tietz» ihr 
erstes Kaufhaus in München, das sie 1895 in einem neuen Gebäude «Wa-
renhaus» nannte.333 1897 eröffnete Tietz das erste Warenhaus in Ham-
burg am Großen Burstah, und im Jahr darauf folgte das Warenhaus der 
Gebrüder Heilbuth in der Steinstraße. Beide Häuser hatten damals allein 
etwa 180 Verkäuferinnen;334 das war eine sehr große Zahl von Ange-
stellten, denn in ganz Hamburg gab es noch 1907 nur 123 Gewerbebetrie-
be mit mehr als 200 Beschäftigten.335 1912 wurde von R. Karstadt, ei-
nem Nichtjuden, das große Warenhaus in der Mönckebergstraße eröff-
net, das erst nach dem ersten Weltkrieg an Bedeutung gewann. Es fusio-
nierte mit der jüdischen Firma M. J. Emden Söhne und hatte seit Anfang 

mieden werden; er wird für solche Firmen angewandt, deren Inhaber Juden wa-
ren. 

333 Vgl. G. Tietz, Hermann Tietz, Geschichte einer Familie und ihrer Waren-
häuser, Stuttgart 1965. 

334 A. Grävell, Zum Kampf gegen die Warenhäuser. Eine Zeit- und Streitfra-
ge, S. 13. 

335 F. Baumann, Die hamburgische Bevölkerung nach dem Beruf am 12. Juni 
1907, S. 19. 
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der zwanziger Jahre mehrere jüdische Geschäftsführer.336  Die soge-
nannten «Hamburger Engroslager», ein Verband von selbständigen Kauf-
häusern und Spezialgeschäften in Deutschland,337 der den Facheinkauf 
zentral durchführte, waren zum größten Teil Gründungen der Hambur-
ger Firma M. J. Emden Söhne. Diese 1 823 gegründete Firma hatte sich 
schnell zu einem der wichtigsten Engros-Geschäfte in der Textil-Kurz-
waren-Branche entwickelt. Während der Neuorientierung des Konsum-
handels im deutschen Zollgebiet und der Konzentration auf die wachsen-
de einheimische Industrie, suchte sie neue Absatzmöglichkeiten und war 
dabei dazu übergegangen, geeignet erscheinende Detailgeschäfte in Klein- 
und Mittelstädten mit Krediten und Waren zu unterstützen. Durch ge-
zielte Aktionen konnten sich die dem «Hamburger Engroslager» ange- 
schlossenen Geschäfte schnell zu Spezial-Kaufhäusern vergrößern.338  
Georg Tietz gibt in seinen Erinnerungen ein Bild davon, wie sich damals 
der Konkurrenzkampf zwischen den Firmen entwickelte und neue Mo-
mente in die Handelsgewohnheiten brachte: «Das Geschäft Onkel Leos 
(Leonhard Tietz hatte ein Großhandelsgeschäft für Knöpfe, Kurz-, Weiß-
und Wollwaren) entwickelte sich gut, und Vater (Oskar Tietz) konnte für 
ihn eine große Anzahl neuer Kunden gewinnen; damit entwickelte sich 
aber auch der Konkurrenzkampf, der nicht nur mit Waren und Preisen 
ausgefochten wurde. Ein besonders scharfer Wettbewerb war die ebenso 
junge Firma «M. J. Emden» in Hamburg. Vater hatte einen Kurzwaren- 
händler in Ludwigslust in Mecklenburg als Abnehmer geworben, der sich 
zu einem bedeutenden Kunden entwickelte. M. J. Emden versuchte, ihn 
ihm abspenstig zu machen. Um ihn sicher zu behalten, veranlaßte Vater 
den Onkel Leo, die Tochter des Geschäftsfreundes als Gehilfin zu enga- 
gieren. Mädchen im Geschäft waren damals eine noch fast unbekannte 
Hilfe ... M. J. Emden gab sich aber nicht geschlagen und ging einen 
Schritt weiter, indem er sich bei eben diesem Detailleur als Kommanditist 
mit Geld beteiligte ... Der bedeutende Kunde war verloren, das Mäd-
chen wurde nach Hause geschickt.»339 Ergänzt wurden die Warenhäuser 

336 Dadurch erklärt es sich, daß viele Hamburger der Meinung waren, daß 
auch Karstadt Jude sei. 

337 Die Gebrüder Heilbuth gehörten um 1910 den Hamburger Engroslagern 
mit 4 Geschäften an; von größeren Kaufhäusern gehörten außerdem dazu: A. Jan-
dorf & Co (Berlin) mit 5 Geschäften, das Kaufhaus des Westens GmbH (Berlin); 
das Kaufhaus Oberpollinger GmbH (München); M. Hirsch (Potsdam); Gebr. 
Karger (Stettin); Aronheim & Co (Stettin); S. Blumenthal (Wiesbaden). 
J. Hirsch, Das Kaufhaus in Westdeutschland, S. 24. 

338 Historisch-biographische Blätter Bd. 7, V. Lieferung M. J. Emden Söhne 
1823-1906. 

339 G. Tietz, Hermann Tietz, S. 22/23. 
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durch eine Reihe gutgehender jüdischer Textilhäuser, z. B. Hirsch & Cie. 
(Kleider, Mäntel, Pelze, Hüte), Gebr. Robinsohn (Putz- und Modewaren), 
Gebr. Feldberg (Mäntel) und M. Hirschfeld (Damenkonfektion). Viele 
renommierte Geschäfte am Jungfernstieg, Neuen Wall, Reesendamm und 
Großen Burstah waren in jüdischem Besitz. 

Es ist nicht verwunderlich, daß sich an den Warenhäusern immer wie-
der antisemitische Angriffe und Anklagen entzündeten. Die Konkurrenz 
für den selbständigen Mittelstand war stark, nicht nur wegen der beque-
men Einkaufsmöglichkeiten, die den Kunden in den Warenhäusern gebo-
ten wurden, sondern vor allem durch neue Werbemethoden, Prämien für 
den Verkauf schwergehender Artikel, Lockartikel, «Ausverkauf» und 
nicht zuletzt durch Eigenproduktion, bzw. durch feste Verträge mit Fabri- 
kanten. Die Arbeiterschaft allerdings begrüßte die Warenhäuser, und des-
halb wurden sie vom volkswirtschaftlichen Standpunkt aus auch oft ver-
teidigt. In Hamburg ist deshalb auch der 1901 von den Antisemiten Raab, 
Jacobsen und Schack eingebrachte Antrag zur Einführung einer «progres-
siven Besteuerung des Umsatzes solcher Großgeschäfte, die ihre Waren 
hauptsächlich unmittelbar an die Verbraucher absetzen (Warenhäuser, 
Bazare, Filialgeschäfte, Konsumvereine und dergl.)»34. mit 75 gegen 31 
Stimmen nach langen und heftigen Debatten abgelehnt worden.30 

Mit dem Handel in besonderer Weise verbunden waren in Hamburg 
die Banken, deren Bedeutung durch die Ausweitung und die stärker wer-
dende internationale Verknüpfung des Handels und durch den beginnen- 
den Industrieaufbau schnell zunahm. Um die Jahrhundertmitte wurden 
in Hamburg von Kaufleuten und Bankiers die ersten Bankinstitute ge- 
gründet. Die Beteiligung von Juden bei der Gründung der Vereinsbank, 
der Norddeutschen Bank und der Commerzbank, den drei großen Bank-
instituten in Hamburg, war «selbstverständlich» für die damalige Wirt- 
schaftswelt. Die Bankinstitute haben in Hamburg nicht die Privatbanken 
verdrängt, sondern beide Bankarten erreichten eine gute Zusammenarbeit. 
Die Privatbanken arbeiteten in erster Linie als Handelsbanken im Export-
und Importgeschäft. Der Anteil von Juden am Privatbankwesen war in 
ganz Deutschland bis ins Dritte Reich sehr groß. In Hamburg gab es etwa 
ebenso viele jüdische wie nichtjüdische Privatbanken.34. Das Bankhaus 

340  8. Sitzung der Bürgerschaft am 5. März 1901. 
341  18. Sitzung am 22. Mai 19o1. 1901 wurde in Preußen die Umsatzsteuer 

eingeführt; das hatte die Nebenfolge, daß Hermann Tietz in seinem Berliner Wahl= 
bezirk einziger Wähler in der ersten Klasse war, also über ein Drittel aller Stim-
men dieses Wahlbezirks verfügte. G. Tietz, Hermann Tietz, S. 65. 

342  Eine genaue Untersuchung über den Anteil von Juden am Hamburger 
Bankwesen ist mir erst für das Jahr 193o bekannt. Sie ist enthalten in dem Buch: 
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M. M. Warburg & Co, das sich bis 1863 noch als Geldwechsel-Institut be-
zeichnete,343 stieg in das internationale Anleihegeschäft ein. Das wurde 
ihm durch Heiraten innerhalb der jüdischen Hochfinanz erleichtert: Sieg-
mund Warburg heiratete die Tochter von H. M. Rosenberg in Kiew, durch 
den er in enge Verbindung mit dem bedeutenden Bankhaus J. E. Günzberg 
in Petersburg kam; Moritz Warburg heiratete eine Tochter der berühmten 
Frankfurter Familie Oppenheim, durch die er in enge Zusammenarbeit mit 
Moritz P. Goldschmidt kam, der wiederum die Tochter des letzten deut-
schen Rothschild heiratete. Zwei der Söhne von Moritz Warburg, Paul und 
Felix, wurden Schwager, bzw. Schwiegersohn des großen amerikanischen 
Bankiers Jakob H. Schiff und Teilhaber der Firma Kuhn, Loeb & Co. 
Nach Max M. Warburgs eigener Aussage blieben bis etwa 1900 Geldum-
tausch und Handelsbriefe die Basis der Firma,344 danach traten dann Ge-
schäfte mit Staatspapieren und internationale Transaktionen in den Vor-
dergrund.345 

Einen bedeutenden Beitrag zum Aufbau einer Industrie in Hamburg 
leistete die Norddeutsche Affinerie. Die von Marcus Salomon Beit, etwa 
2773 gegründete Edelmetall-Schneideanstalt346  war sehr wichtig für Ham-
burg, weil die Hamburger Bank von den Kaufleuten nur Feinsilber in Bar-
ren annahm. 1824 wandte Beits Bruder, Raphael Salomon Beit, ein neues 
Scheideverfahren an, das man «Affiniereny, nannte, weil die Metalle mit 
Hilfe ihrer unterschiedlichen chemischen Verwandtschaft getrennt wur-
den. 1857 schloß sich diese Beit'sche Scheideanstalt mit dem 1846 gegrün,  
deten Elbkupferwerk zur «Elbhütten-Affinir- und Handelsgesellschaft» 
zusammen. Die Gründung des Elbkupferwerk5 war von Johann Caesar VI 
Godeffroy angeregt worden und wurde mit Hilfe von L. R. Beit und 
Siegmund Robinow durchgeführt. Godeffroy brauchte für seine nach 
Südamerika fahrenden Auswandererschiffe sichere Rückfracht; er ent- 
deckte bei seiner Suche das chilenische Kupfer und schlug dessen Verhüt- 

A. Marcus, Die wirtschaftliche Krise des deutschen Juden. Siehe Anhang Tabel-
le II. 

343 E. Rosenbaum, M. M. Warburg & Co, S. 124.- 
344 Ebenda, S. 132. 
345 Weitere bekannte jüdische Privatbanken waren die Firmen C. Bromberg, 

K. Flörsheim, Martin Friedburg & Co., J. Goldschmidt Sohn, Hardy & Hinrich-
sen, Ferdinand Jacobson, H. A. Jonas Söhne & Co., Josef L. Levy & Co., Moses 
Seligman, Louis Wolff und Moritz Wolff. Unter den Fondsmaklern, die durch die 
Verbreitung des Aktienwesens an Bedeutung gewannen, befanden sich viele jüdi-
sche Namen. In den Hamburger Börsenadressbüchern und Branchenbüchern kann 
man nur unter den Bankgeschäften und Fonds- und Wechselmaklern auffallend 
viele jüdische Namen finden. 

346  Vgl. zum Folgenden: ioo Jahre Norddeutsche Affinierie. 



tung in Hamburg vor. Aus diesen Vorläufern ist die Norddeutsche Affi-
nerie hervorgegangen, ein Weltunternehmen, das bald eine führende Stel- 
lung in der Herstellung von reinem Kupfer, Silber, Gold und Wismut er-
reichte. Die zweite Hamburger Scheideanstalt die Firma «Heymann Abra- 
ham Jonas Söhne & Co, Gold- und Silber-Affinerie» war ebenfalls von 
Juden gegründet; sie ging 1873 in der Norddeutschen Affinerie auf. Die 
Norddeutsche Affinerie hatte immer einige jüdische Direktoren, z. B. 
Adolf Benon und Mario Salomon; sie stand aber nicht überwiegend unter 
jüdischer Leitung. Ihren industriellen Ausbau verdankt die Norddeutsche 
Affinerie dem jüdischen Chemiker Dr. Emil Wohlwill, der ein neues Verfah- 
ren zur Gewinnung von Reinkupfer und Reingold durch Elektrolyse ent-
wickelte. Auf der Wiener Weltaustellung 2 873 hatte er eine kleine Dyna- 
momaschine gesehen, und diese gab ihm den Anstoß, seine schon 2872 an-
gestellten Überlegungen zur elektrolytischen Affination der Metalle prak-
tisch zu verwerten. Dieses «Wohiwill-Verfahren», das zunächst in der 
Norddeutschen Affinerie als Geheimverfahren praktiziert wurde, wurde 
später in Hüttenbetrieben der ganzen Welt angewandt.347 

Es ist nicht Aufgabe dieser Arbeit, jüdische Unternehmerleistungen voll- 
ständig aufzuzählen. Die genannten Beispiele genügen, um jüdischen Un-
ternehmergeist und jüdische Wirtschaftsaktivität zu charakterisieren und 
gleichzeitig ihre Verflechtung mit der allgemeinen expansiven Wirt-
schaftsentwicklung aufzuzeigen. 

Der kulturelle und wissenschaftliche Beitrag 

Auf kulturellem Gebiet haben sich die Juden besonders um das Hambur-
ger Theater verdient gemacht. Erwähnt seien dazu die Namen Baruch 
Pohl, der sich in Hamburg Bernhard Pollini nannte, und Ch6ri (Charles) 

347 Erwähnt sei noch die Familie Beit, eine der angesehensten Kaufmanns- und 
Bankiersfamilien Hamburgs. Die Teilhaber der Exportfirma und der Chemi-
schen- und Farbenfabrik Beit & Co gehörten um die Jahrhundertwende zu den 
Hamburger Millionären. Dieser Familie entstammte auch Alfred Beit, der damals 
für den reichsten Mann der Welt gehalten wurde. Er war 1853 gleich nach seiner 
Geburt getauft worden, nachdem seine Eltern sich bereits zwei Jahre früher hat-
ten taufen lassen. Seinen Reichtum bezog er aus den Diamantminen in Kimberley 
und aus verschiedenen gekauften Konzessionen in Transvaal, Rhodesien und Süd-
afrika. 
In ähnlicher Weise wie Beit und mit Unterstützung der Krüger-Regierung betätig-
ten sich im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts viele Hamburger Kaufleute, und 
unter ihnen eine Reihe von Juden, in Niederlassungen in Überseegebieten. 
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und Gustav Maurice. Pollini hat 23 Jahre lang ( R - 74-1897) das Stadt- 
theater geleitet, außerdem seit 1877 das Altonaer Theater und seit 1894 
das 'Thaliatheater.348  Ch6ri Maurice, ein getaufter Jude, hat 1842 das Tha-
liatheater gegründet und es zu einer ernsthaften Konkurrenz des Stadt- 
theaters ausgebaut. 1885 hat er es seinem Sohn Gustav übergeben, der es 
bis 1893 geleitet hat.349 

Die 1891 gegründete «Litterarische Gesellschaft» war mit Otto Ernst, 
Detle3-i von Liliencron, Gustav Falke und Richard Dehmel der literarische 
Mittelpunkt Hamburgs. Zu ihm gehörten mehrere Juden.350 Löwenberg 
nahm unter ihnen eine führende Rolle ein, vor allem durch seine vielen 
Vorträge.351 Jakob Loewenberg (1856-1929), der eine jüdische Mäd- 
chenschule leitete, war zu seiner Zeit ein bekannter Lyriker, Erzähler und 
Dramatiker.352 

Auf wissenschaftlichem Gebiet brachten einige Juden große Leistungen 
hervor. Professor Adolf Wohlwill, der Sohn des Lehrers an der Israeliti-
schen Freischule Immanuel Wohlwill353 und Bruder des bereits erwähn- 
ten Chemikers Emil Wohlwill (1835-1912), war viele Jahrzehnte Pro-
fessor am Akademischen Gymnasium.3$4 Als das Gymnasium 1883 geschlos- 
sen wurde, weil es nicht mehr genügend Studenten gewinnen konnte, wur- 

348 Die Urteile über Pollinis künstlerische Leistung gehen in der Literatur aus-
einander. Positiv sind die Darstellungen in der A. D. B., Band 53, S. 172-173, 
L. Fränkel, im Deutschen Theaterlexikon von W. Kosch (1965), S. 1782 und bei 
O.Weddinger, Geschichte des Stadttheaters. 

349 Er war 1805 in Frankreich geboren (1832 getauft) und hieß eigentlich 
Schwartzenberger, Maurice war der Vorname seines Vaters, den er zum Nach-
namen genommen hat. A. D. B. Band 52, S. 249-256, L. Fränkel. 

35o E. Baasch schreibt, daß in dieser «Gesellschaft das semitische Element 
das Obergewicht» hatte. Geschichte Hamburgs Bd. 2, S. 235. 

351 Vgl. L. Goldschmidt, Die litterarische Gesellschaft zu Hamburg, Hamburg 
1901. 

352 Der Komponist Felix Mendelssohn-Bartholdy, ein Enkel des Philosophen 
Moses Mendelssohn, wurde 1809 in Hamburg geboren. Sein Viter, Abraham Men-
delssohn, hatte sich 1804 in Hamburg als Bankier niedergelassen. Er ließ seinen 
Sohn nicht beschneiden (vgl. den Brief Zelters vom 26. 10. 5825 an Goethe, Felix 
Mendelssohn im Spiegel eigener Aussagen, S. 24) und ließ ihn und seine Geschwi-
ster am 21. 3. 1816 in der Neuen Kirche in Berlin taufen. Abraham Mendelssohn 
trat 1822 zum Christentum über (vgl. J. Bartels, Mendelssohn-Bartholdy, S. 9). 

353 Immanuel Wohlwill (1799-1847), bedeutender jüdischer Pädagoge, wirkte 
von 1822-1838 an der Israelitischen Freischule in Hamburg und war zugleich 
Prediger im Tempel. 1834 wurde er als erster Jude Ehrenmitglied der Patrioti-
schen Gesellschaft; 1838 wurde er als Direktor an die Jacobsen-Schule in Seesen 
berufen. Vgl. H. W. Schütt, Emil Wohlwill, S. 9 ff. 

354 Er ist 1843 in Seesen geboren; 1856-1862 besuchte er das Johanneum in 
Hamburg, studierte dann Geschichte und Philosophie in Heidelberg und Göttin-
gen und wurde 1866 zum Dr. phil. promoviert. 
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den Wohlwill und die Direktoren der Wissenschaftlichen Anstalten zur 
Abhaltung öffentlicher Vorlesungen verpflichtet. Wohlwill gewann große 
Anerkennung mit seinen geschichtlichen und literaturgeschichtlichen Vor-
lesungen. Er war, wie von Melle feststellte, «ein etwas einseitiger (Ham-
burger), dem es unendlich schwer wurde, auch einmal Dinge, die in Ham-
burg geschehen waren, nicht gutzuheißen.» ass Wohlwill gehört zu den 
bedeutenden Historikern Hamburgs und hat sich um die Erforschung der 
Geschichte Hamburgs große Verdienste erworben. Sein Ziel war dabei, 
«Hamburgs Beziehungen zum Gesamtvaterland und dabei auch den An-
teil unserer Stadt am deutschen Geistesleben zu vergegenwärtigen.»356  
Sein Hauptwerk wurde die «Geschichte der Freien und Hansestadt Ham-
burg 1798-1815. (Gotha 1914). Seine letzte Schrift, das zu Beginn des 
I. Weltkriegs erschienene Buch «Zu Deutschlands Vergangenheit, Gegen-
wart und Zukunft» (Hamburg 1914) ist ein Beispiel für die unkritische, 
nationale Einstellung vieler Historiker vor dem ersten Weltkrieg, für die 
der Eintritt Englands in den Krieg gegen Deutschland schon deshalb «fast 
unbegreiflich war», weil «seit der Zeit, als Angeln und Sachsen sich auf 
britischem Boden angesiedelt hatten, ... die Beziehungen zwischen 
Deutschland und England in der Regel freundschaftlich» waren.357 

Adolf und Emil Wohlwill standen außerhalb der jüdischen Gemeinde. 
Emil Wohlwill hatte 1863 ziemliche Unruhe hervorgerufen, weil er sich —
noch vor der Umgestaltung der Gemeinde in einen freiwilligen Religions-
verband — weigerte, sich als «Jude» bei der Wedde einschreiben zu las-
sen.358  Adolf Wohlwill bezeichnete sich selbst als «confessionslos.; so 
steht es in der Personalakte der Oberschulbehörde,359 in der nirgends ein 
Hinweis darauf zu finden ist, daß Wohlwill Jude war. Auch in den vielen 
Glückwünschen zu Wohlwills 6o. Geburtstag 1913 und Nachrufen bei 
seinem Tod 191636o wird seine jüdische Abstammung nicht erwähnt. Das 
ist ein Zeichen dafür, daß Wohlwill nach der damaligen Auffassung kein 
Jude war. Erst die Nationalsozialisten haben die Familie Wohlwill wie-
der zu Juden erklärt. 

Jakob Bernays, der Sohn des Rabbiners Isaak Bernays, war einer der 
bedeutendsten klassischen Philologen des 19. Jahrhunderts. i85o wurde er 

355 W. v. Melle, Dreißig Jahre Hamburger Wissenschaft Band 1, S. 146. 
356 Wohlwill in einem Brief an v. Melle im Dez. 1913, W. v. Melle, Dreißig 

Jahre Hamburger Wissenschaft Band 1, S. 147. 
357 A. Wohlwill, Zu Deutschlands Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft, 

S. 36. 
358 Vgl. oben S. 57 ff. 
359 St. A. H. Hochschulwesen, Dozenten- und Personalakten I 93. Oberschul-

behörde, Sektion I, Personalakten des Professors Dr. Adolf Benjamin Wohlwill. 
36o Vgl. Hamburger Staatsarchiv, Zeitungsausschnitte A. Wohlwill. 
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Privatdozent in Bonn. Damit war zum ersten Mal — dank der Fürspra-
che und Förderung durch Ritschl — ein Jude an einer preußischen Uni-
versität außerhalb der medizinischen Fakultät als Privatdozent zugelas-
sen, aber seine Ernennung zum Professor war nicht zu erwarten. 1853 
wurde er als Dozent für klassische Sprachen und deutsche Literatur an das 
Breslauer Rabbinerseminar berufen, dort hielt er außerdem Vorlesungen 
über Geschichte der hebräischen Dichtung und über Religionsphilosophie. 
1865 wurde Bernays von der königl. Preußischen Akademie der Wissen-
schaft in Berlin zu ihrem korrespondierenden Mitglied ernannt, und 1866 
erhielt er einen Ruf als außerordentlicher Professor und Direktor der 
Universitätsbiblitohek an die Universität Bonn, wo er eine reiche For-
schungs- und Übersetzungstätigkeit aufnahm.361 Bernays blieb orthodo-
xer Jude. Einer seiner Hörer, der spätere Professor Ulrich von Wilamo-
witz-Moellendorff, schrieb in seinen Erinnerungen: «Er trug den Stolz 
auf sein Judentum zur Schau, selbst in der etwas komischen Vernachlässi-
gung des Äußeren lag bewußte Absonderung. Es war eine besondere Sorte 
von Adelsstolz, der die meisten abstieß: mir hat er imponiert, denn da war 
alles echt, hatte alles Stil, auch die unverhohlene Verachtung der christli-
chen «Tochterreligion», wie er sich ausdrückte.»362 Sein Bruder, der Li-
terathurhistoriker Michael Bernays, ließ sich taufen und löste sich voll-
kommen von seiner Familie. Er war Lektor in Bonn, seit 5 872 dort Hilfs-
professor; 1873 erhielt er einen Ruf als außerordentlicher Professor für 
neuere Sprachen und Literatur nach München.363 

Einer der bekanntesten Hamburger Gelehrten war der Kunsthistoriker 
Aby M. Warburg (1866-5929) der älteste Bruder des Bankiers Max M. 
Warburg. Er hatte Kunstgeschichte in Straßburg und Bonn studiert, eine 
Forschungsreise in die USA unternommen, war fünf Jahre lang am Deut-
schen Kunsthistorischen Institut in Florenz tätig und ließ sich dann in 
Hamburg als Privatgelehrter nieder. Warburgs Hauptziel war «die Unter-
suchung der Ausbreitung und des Wesens des Einflusses der Antike auf die 
Völker des Mittelalters und der Neuzeit».364 Warburg wurde für das Win-
tersemester 1899/19oo für das Fach neuere Kunstgeschichte an das Ham-
burger öffentliche Vorlesungswesen berufen und ist 1919 als Honorarpro-
fessor in die Universität übernommen worden. Sein besonderes Verdienst 
um die Hamburger Universität liegt darin, daß er seine kunst- und kulturge-
schichtliche Privatbibliothek, «die auf einzelnen Gebieten in dieser Voll- 

361 A.D.B.Band 46, (1902), S. 393-404, H.Usener. 
362 U. V. Wilamowitz — Moellendorff, Erinnerungen, 1928, S. 88. 
363 A. D. B. Band 46, (1902), S. 404-409. 
364 Zitat bei v. Melle, Dreißig Jahre Hamburger Wissenschaft, Band I, S. 198. 
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ständigkeit einzig in ihrer Art» war365 allen Interessenten zur Verfügung 
stellte. Anfang 1934 konnte sie vollständig nach London gebracht und in 
die Universität London als «The Warburg Institute» eingegliedert wer- 
den.366  

Es ist eine bekannte Tatsache, daß unter den Arzten viele Juden ver- 
treten waren. So war auch in Hamburg die Anzahl der jüdischen Arzte 
relativ hoch, und viele von ihnen besaßen einen sehr guten Ruf. Dr. 
Eduard Cohen soll z. B. die größte Arztpraxis in Hamburg gehabt haben; 
er war Anfang der achtziger Jahre der Arzt Bismarcks.367 Dr. Hirsch Co-
hen soll der gesuchteste Geburtshelfer gewesen sein.368  Es gab einige be-
kannte Arztfamilien in Hamburg, die sich über viele Jahrzehnte verfol-
gen lassen: die Familien Unna, Cohen, Gerson, Michael, Hirsch und ande-
re. Manche dieser Ärzte setzten sich lebhaft für hygienische Verbesserun-
gen in Hamburg ein, der Augenarzt Dr. C. Hartog Gerson z. B. für eine 
bessere Wasserversorgung. 

Es sei noch vermerkt, daß die Zahl der jüdischen Jounalisten und Re- 
dakteure in Hamburg nicht groß gewesen ist. Abgesehen von einigen kurz-
lebigen Zeitungen hatte nur der «Freischütz» mit Isaak Salomon Meyer 
und Josef Piza mehrere Jahre lang jüdische Redakteure und die «Re-
form» in Hartwig Samson Hertz von 1859-1871 und Josef Piza von 
I 8 74-1 879 jüdische Chefredakteure. 

Hamburg war um die Jahrhundertwende kein geistiges und wissen- 
schaftliches Zentrum. Seine Einrichtungen waren ganz auf den Kauf-
mannsstand ausgerichtet. Seit der Mitte des 19. Jahrhunderts wurde von 
Zeit zu Zeit über die Errichtung einer Universität gesprochen, aber man 
konnte sich weder über die finanziellen Grundlagen noch über den Cha-
rakter der Universität einigen. Viele wünschten eine Handelshochschule, 
andere eine volle Universität, wieder andere eine Universität mit einer 

365 Ebenda. 
366 über die Entstehung dieser Bibliothek erzählt Max M. Warburg in seinen 

Erinnerungen eine Anekdote, die oft wiedererzählt worden ist: «Als ich 12 Jahre 
alt war, machte mir Aby den Vorschlag, daß ich ihm sein Erstgeburtsrecht ab-
kaufen solle; nicht etwa für eine Linsensuppe, sondern gegen meine Verpflichtung, 
ihm immer seine Bücher-Anschaffungen zu bezahlen. Ich war ein Kind, und der 
Vorschlag schien mir ausgezeichnet: das Geschäft vom Vater würde doch gewiß 
genug abwerfen um mich Schiller, Goethe und vielleicht auch noch Klopstock 
kaufen zu lassen. Wir haben den Pakt feierlich mit einem Händedruck besiegelt. 
Dieser Vertrag war wohl der leichtsinnigste meines Lebens; freilich habe ich ihn 
nie bereut. Denn auf ihm gründete sich Abys Bibliothek und Institut und sein so 
erfolgreiches Lebenswerk.» M. M. Warburg, Aus meinen Aufzeichnungen, S. 6. 

367 I. Michael, Geschichte des ärztlichen Vereins, S. 25o. 
368 Ebenda, S. 25r. 
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«hanseatischen Note.»369 Bei allen Diskussionen über die Universität wa-
ren Juden engagiert. Als auf Initiative der Budgetkommission des Reichs-
tags und des Reichskolonialamts 1908 das Kolonialinstitut in Hamburg 
gegründet wurde, war der Grundstock für eine Universität gelegt, weil 
das allgemeine Vorlesungswesen eingegliedert wurde. Schon x907 hatte 
Senator Dr. Werner von Meile eine private Stiftung, die Hamburgische 
Wissenschaftliche Stiftung, ins Leben gerufen, die den Vorlesungsbetrieb 
durch die Einrichtung neuer Professuren erweiterte. Für diese Wissen-
schaftliche Stiftung leisteten Juden bedeutende finanzielle Beiträge. Von 
Meile konnte seinen Schulfreund, den bereits erwähnten Diamantmagna- 
ten Alfred Beit, der zwar in London lebte, sich aber oft in Hamburg auf-
hielt, veranlassen, einen Grundstock von 2 Millionen Mark zu legen. Max 
M. Warburg gab ebenfalls eine größere Summe und erreichte dasselbe von 
seinen in den USA lebenden Brüdern. Moritz Warburg wurde Mitglied des 
Gründungskuratoriums; jüdisches Mitglied der Wissenschaftlichen Stiftung 
wurde auch Albert Ballin. Dr. Max Cohen war einer der Hauptbefürwor-
ter einer Universitätsgründung in der zögernden Bürgerschaft. Der Senats-
antrag wurde 1912 abgelehnt. Erst 1919 wurde die Universität gegründet; 
sie hatte bald auch mehrere jüdische Professoren im Lehrkörper. Der Neu-
kantianer Ernst Cassirer lehrte von 1919-1933 als ordentlicher Profes- 
sor der Philosophie; als er 1929 zum Rektor gewählt wurde, war er der er-
ste jüdische Universitätsrektor in Deutschland. Aby M. Warburg wurde Ho- 
norarprofessor. Von 1919-1933 wirkte Erwin Panofsky als Kunsthisto-
riker in Hamburg. William Stern, dessen «Psychologie der frühen Kind- 
heit» (1. Aufl. 1914,9. Aufl. 5967) eine Epoche der Kinderpsychologie ein-
leitete, war bereits 1916 als Professor für Philosophie und Psychologie an 
das Kolonialinstitut berufen worden und lehrte von 1919-1933 an der 
Universität.37° Kurt Perels erhielt 5909 einen Ruf als Professor für öf- 
fentliches Recht nach Hamburg; sein Arbeitsgebiet waren öffentliches 
Seerecht und Kolonialrecht. Nach der Errichtung der Universität wurde 
er erster Dekan der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät. In der 
medizinischen Fakultät, die aus der Arbeit des Allgemeinen Krankenhau-
ses Eppendorf herauswuchs, waren von Anfang an viele Juden tätig: Be- 
kannt geworden sind der Pathologie-Professor Eugen Fränkel und der 

369 Dieses Stichwort wurde von Dr. Max Cohen in die Debatte geworfen und 
dann viel gebraucht; es wurde z. B. hervorgehoben, daß eine «Hamburger Univer-
sität besonders geeignet sein würde, um z. B. Ersatz für Männer wie Bailin heran-
zubilden», Hamburger Nachrichten Nr. 567,3. Dez. 1915. 

37o Zu William Stern vgl. Eva Michaelis-Stern, William Stern 1871-1938 —
The Man and his Achievement. In: Leo Baeck Institute Yearbook XVII (1972), 
S. 143-154. 
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Bakteriologe Professor Hugo Plaut (gest. 1928, der das Pilzforschungs-
institut leitete. 

Diese Obersicht über die Bedeutung von Juden in den verschiedenen 
Zweigen des öffentlichen, wirtschaftlichen und kulturellen Lebens ist nicht 
nur deshalb unvollständig, weil sicher nicht alle bedeutenden Einzellei-
stungen und nicht alle großen Firmen erfaßt worden sind, sondern auch 
deshalb, weil sich Leistung und Bedeutung weder statistisch noch in Ein-
zelbiographien voll erfassen lassen. 

Diese Analyse sollte zeigen, daß das Wort, das Ballin im privaten Kreis 
gesagt haben soll: «Ich sehe ganz deutlich, was dieser Stadt fehlt, dieser 
Stadt fehlen ro 000 Juden. Ich verkenne keineswegs die unangenehmen 
Eigenschaften der Juden, und doch muß ich sagen, für Hamburgs Ent-
wicklung wären Io 000 mehr davon ein Segen»37' ebenso unsinnig war 
wie die Klage über die Verjudung der deutschen Wirtschaft und die Tä-
tigkeit von Juden im Interesse der internationalen jüdischen Weltfinanz 
und Weltwirtschaft. Einzelne Juden hatten zweifellos Spitzenstellungen 
im öffentlichen Leben, in der Wirtschaft, als Ärzte und als Wissenschaft-
ler inne, aber neben ihnen stand ein viel größerer Prozentsatz von Nicht-
juden. Ihr Einfluß war an keiner Stelle übermäßig groß. L. Lippmann, der 
die Hamburger Verhältnisse vom Großbürgertum aus betrachtet und da-
durch die Gesamtheit zu allzu opitimistischen Ergebnissen kommt, trifft 
aber die Haltung im Großbürgertum, wenn er in seinen Erinnerungen 
schreibt: «Wenn jetzt nach dem politischen Umschwung des Jahres 1933 
der Ruf erschallt, es müßten in Deutschland die Zustände wieder herge-
stellt werden, die vor dem Weltkriege bestanden haben, so zeigen meine 
Ausführungen, daß vor dem Weltkriege in Hamburgs besten und erfolg-
reichsten Jahren nicht nach Abstammung und Rasse, sondern in erster 
Linie nach den Qualitäten des Menschen gefragt wurde. Hamburg ist 
nicht zum wenigsten dadurch groß geworden, daß es jedem tüchtigen Men-
schen die Möglichkeit gab, seine Kräfte auch der Allgemeinheit nutzbar 
zu machen.»372 

Die politischen und wirtschaftlichen Leistungen der Juden wurden auch 
von der Hamburger Öffentlichkeit anerkannt. Als z. B. 1865 unmittel-
bar nach dem Tode Carl Heines, des Sohnes von Salomon Heine, eine Stra-
ße Heine-Straße benannt wurde,373 lag darin eine Würdigung der Ver-
dienste und Leistungen der Bankiers Heine.374 

372 B. Huldermann, Albert Bailin, S. 388. 
372 L. Lippmann, Mein Leben und meine amtliche Tätigkeit, S. 104. 
373 Sie ging von der Reeperbahn zu dem von S. Heine gestifteten Israeliti-

schen Krankenhaus. 
374 Meines Wissens ist die Heine-Straße die erste Straße in Hamburg, die nach 
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Es ist verständlich, daß die Juden, die erst mit der Emanzipation die 
Möglichkeit erhielten, sich uneingeschränkt am wirtschaftlichen und poli-
tischen Leben zu beteiligen, den überlieferten, zu Ende gehenden politi-
schen, wirtschaftlichen und sozialen Verhältnissen so wenig verbunden 
waren, daß sie offen den neuen Kräften gegenüberstanden und sie mit 
Energie, Phantasie und Risikofreudigkeit nutzten und förderten. Es zeigte 
sich aber, daß die Juden mit den Eigenschaften Bindungslosigkeit und 
Egoismus — beides sprach ihnen der Antisemitismus zu — unzutreffend 
charakterisiert waren: Gerade an exponierten Juden wie Ballin, War-
burg, Wolffson oder Wohlwill wurde deutlich, wie weit die Identifika-
tion mit den neuen Verhältnissen ging. Die Integration auf politischem, 
wirtschaftlichem und kulturellem Gebiet zeigt die vor dem I. Weltkrieg 
vorhandenen Möglichkeiten des Zusammenlebens zwischen Juden und 
Nichtjuden. Die gleichzeitig bestehende «verhältnismäßig geschlossene 
Gesellschaftsstruktur der jüdischen Wirtschaft»375 und die schwer faß-
bare, aber belegte Nicht-Integration auf gesellschaftlicher Ebene deuten 
dagegen die Spannungsmomente dieser Symbiose an. 

einem Juden benannt wurde, und sie ist auch lange die einzige geblieben. Später 
folgten die Hinrichsenstraße in Barmbeck (1914), der Itesweg in Fuhlsbüttel (1922), 
die Gabriel-Riesser-Straße in Eppendorf (1921) und der Wolffsonweg in Alster-
dorf (1922). Die Gemeinden und Straßen des hamburgischen Staatsgebietes nach 
dem Stande von Anfang Okt. 1925. Statistische Mitteilungen über den hambur-
gischen Staat 5. Sonderheft. Hamburg 1925. 

375 E. Bennathan, Demographische und wirtschaftliche Struktur, in: Entschei-
dungsjahr 5932, S. 119. 
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VI. Die Entwicklung der 
Deutsch-Israelitischen Gemeinde 
1867-1918 

Allgemeines 

Die Neugestaltung der jüdischen Gemeinde als Religionsgemeinde fiel in 
eine Zeit, in der Gleichgültigkeit gegenüber den Kirchen, Säkularisierung 
des Denkens und der Wunsch nach Gewissensfreiheit viele Menschen zur 
Lösung von der Kirche bewegten. Die Juden waren sich durchaus nicht 
sicher, ob das religiöse Band stark genug sein würde für ein lebendiges Ge-
meindeleben. Der Kampf um die Emanzipation hatte die Juden fest ver-
bunden und mit Stolz erfüllt. Vielen ging es aber bei diesem Kampf nicht 
nur um ein Recht für Juden, sondern um ein Menschenrecht, und sie fühl-
ten sich mit den Juden nur so lange besonders verbunden, wie diese benach-
teiligt waren. Als Beispiel für sie mag Dr. Anton Ree, der Direktor der Is-
raelitischen Freischule angeführt werden. Er hatte im «Verein für die so-
zialen Interessen der Juden», in der Konstituante, der Bürgerschaft und 
in verschiedenen Schriften für die Emanzipation der Juden gekämpft, aber 
er betrachtete die Gleichstellung als ersten Schritt in die vollkommene As-
similation. Konsequenterweise trat er aus der Gemeinde aus und wandelte 
seine Schule um in eine Simultanschule.376  

Es zeigte sich, daß nicht so viele Juden von ihrem Recht, aus der Ge-
meinde auszutreten, Gebrauch machten, wie befürchtet worden war. In den 
Steuerregistern sind in den ersten Jahren etwa to bis 15 Namen von Aus-
getretenen pro Jahr verzeichnet. Häufiger kam es vor, daß Zugezogene 
oder Kinder von Gemeindemitgliedern, wenn sie selbständig wurden, nicht 
ihren Beitritt erklärten. Die Gemeinde erhielt von der Polizeibehörde nach 
1864 keine Angaben über Zuzüge von Juden und konnte deshalb die nach 
Hamburg kommenden Juden nur durch Zufall erfassen. Um die Jahrhun-
dertwende wurde eine «Commission zur Gewinnung neuer Gemeindemit-
glieder» gegründet, die Adressen sammelte und Hausbesuche machte.377 
Ein Verzeichnis von 1912 über in Hamburg wohnhafte Israeliten, die 
nicht zur Gemeinde gehörten, zählt 473 Namen und Adressen auf. Das ist 
keine hohe Zahl, wenn man bedenkt, daß damals etwa 18 95o Juden in 

376 Einzelheiten s. unten S. 143 ff. 
377 Vgl. die Listen und Beitrittserklärungen in J. G. 377 a. 
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Hamburg lebten. Der Gemeindevorstand gab sich keiner Täuschung dar-
über hin, daß viele Juden aus Pietät oder aus Rückversicherung Gemein-
demitglieder blieben. Sehr viele zahlten Jahr für Jahr ihre Steuer, um ein 
Recht auf Trauung, Beschneidung und jüdische Beerdigung zu behalten. 
So schrieb zum Beispiel der Gemeindevorstand 1875 während der Ver-
handlungen über einen neuen Friedhof an den Senat: «Nachdem die Mög-
lichkeit zum Austritt gegeben ist, ist es nicht das eigentlich religiöse Be-
dürfniß, das die Gemeinde als solche zusammenhält, da dieses durch die 
beiden innerhalb der Gemeinde, aber unabhängig von derselben bestehen-
den Cultusverbänden seine Befriedigung findet, als vielmehr jenes Bedürf- 
niß einer nach confessionellen Grundsätzen auf ewige Zeiten gesicherten 
Begräbnißstätte. Nur deshalb ist von jener Befugniß des Austritts ein so 
geringer Gebrauch gemacht worden, weil die ausgetretenen Personen ih- 
res Anspruchs auf die Begräbnißplätze verlustig gingen; nur deshalb war 
und ist es nicht selten der Fall, daß manche der ausgetretenen Familien 
wieder in die Gemeinde eintreten. Aus demselben Grund geschieht es dann 
auch, daß ein großer Theil der nach Hamburg ziehenden fremden Israeli-
ten das Recht der Gemeindeangehörigkeit durch freiwilligen Beitritt er-
wirbt ...»378  

R. E. May hat 1927 einige aufschlußreiche Daten aus der jüdischen Sta-
tistik veröffentlicht.379 Danach waren von den 19 904 Hamburger Juden 
etwa 8000 Gemeindemitglieder, also, wie erwartet, eine große Zahl. Von 
diesen waren höchstens 2800 (= 35  0/0) Mitglieder der Kultusverbände.38° 
Auch wenn man einrechnet, daß einige dieser Gemeindemitglieder später 
noch in die Kultusverbände eingetreten sind, z. B. vor ihrer Heirat, so ist 
die Zahl trotzdem sehr niedrig. Auf Grund weiterer Untersuchungen ist 
May zu dem Ergebnis gekommen, daß ca. 5o 0/0 aller in Hamburg leben- 
den männlichen und 72 0/0 aller weiblichen Juden nicht einmal an einem 
Feiertage eine Synagoge besuchten. Diese Zahlen beweisen, daß der jüdi-
sche Religionsverband die Entwicklung der übrigen Religionsgemeinschaf- 
ten teilte: Sowenig wie Mitglied der Kirche sein Christ sein hieß, sowenig 
hieß Mitglied der Gemeinde sein Glaubensjude sein. 

378 Brief vom 8. Febr. 1875, J. G. 662, Einzelheiten zu der Friedhofsfrage s. u. 
379 Gemeindeblatt, 3. Jg. Nr. tt, to. Nov. 1927. 
38o Die Kultusverbände hatten 2800 Mitglieder; da man aber Mitglied eines 

Kultusverbandes sein konnte ohne Gemeindemitglied zu sein, läßt sich die Zahl 
nicht exakt bestimmen. 
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Die Kultusverbände 
Der Synagogenverband 

Die Fürsorge für die religiösen Interessen und Bedürfnisse der Juden wa- 
ren den Kultusverbänden überlassen. Nach dem Gemeindestatut von 1867 
waren zwei Verbände zugelassen: Der Synagogenverband und der Tem- 
pelverband. Der Synagogenverband konstituierte sich 1868. Die Konsti-
tuierung und die Aufstellung der Satzungen brachten Schwierigkeiten und 
Streitereien mit sich. Der Gemeindevorstand hatte die Befürchtung, daß 
der Synagogenverband sich außerhalb des Gemeindeverbandes stellen und 
eine eigene Religionsgenossenschaft bilden wollte. Er erhob Einwände 
gegen den Namen «Deutsch-Israelitischer Synagogenverband», weil er 
dem Namen «Deutsch-Israelitische Gemeinde» sehr ähnlich war und ge-
gen die Satzungen, die den Gemeindesatzungen in der Form und in bezug 
auf die Verwaltungsorgane (Vorstand und Delegierten-Kollegium) ange-
glichen waren. Der Gemeindevorstand wollte in einem 'Vertrag mit dem 
Synagogenverband sein Oberaufsichtsrecht wahren und an dem Besitz 
der Synagoge und anderer Gemeindeeinrichtungen festhalten. Auf der an-
deren Seite waren die extrem Orthodoxen mit den Satzungen unzufrie-
den, weil dem Rabbiner nicht so viel Einfluß eingeräumt werden sollte, 
wie sie wünschten; sie wollten den Synagogenverband praktisch unter die 
Leitung des Rabbiners stellen, während der provisorische Vorstand des 
Synagogenverbandes dem Rabbiner nur die Entscheidungsbefugnis in re-
ligiösen Dingen einräumen wollte. Nach mehrjährigen Verhandlungen 
wurde 1873 ein Kompromiß ausgearbeitet, und in der Folgezeit ist es dann 
auch nicht zu ernsthaften Auseinandersetzungen gekommen. In der Kon-
stituierungsurkunde heißt es: § 1) «Der Synagogen-Verband hat insbeson- 
dere die Erhaltung und Befestigung der bestehenden, im Artikel 2 näher 
bestimmten kulturellen Anstalten und Einrichtungen der Gemeinde in her- 
kömmlicher Weise nach Maßgabe des schriftlichen und mündlichen Geset-
zes, niedergelegt und erörtert in den Gesetzbüchern des Schulchan 
Aruch381 und den respektiven Kommentatoren, zum Zweck.» In § 3 der 
Statuten ist näher bestimmt: «Diese culturellen Anstalten und Einrich-
tungen, so wie die Obliegenheiten sind vornehmlich: I. Die Fürsorge für 
den öffentlichen Gottesdienst in den beiden Gemeinde-Synagogen. 2. Die 
Erhaltung des Oberrabbinats. 3. Die Fürsorge für die Vollerziehung von 

381 «Gedeckter Tisch», Kompendium des jüdischen Ritualgesetzes und Rechts 
in einer systematischen Anordnung; verfaßt von Josef Karo in Safed (Palästina); 
Erstausgabe Venedig 1564/65.Es ist die maßgebende Gesetzessammlung für ortho-
doxe Juden geworden. 
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Trauungen, Ehescheidungen und Chalizoth. 4. Die Fürsorge für das Ri-
tualbad Mikwa. 5. Die Ueberwachung der Beschneidungs-Angelegenhei-
ten Mila. 6. Die Fürsorge für das Schächtwesen Schechita und den Ko-
scherfleischhandel sowie das gesamte Kaschruthwesen. 7. Die Fürsorge für 
die Anfertigung von Mazzoth. 8. Die Führung eines Registers über Gebur-
ten von Verbandangehörigen, Beschneidungen, Trauungen, Ehescheidun-
gen und Chalizoth.»382 

Die Mitgliedschaft war unabhängig von der Staats- und Gemeindean-
gehörigkeit, sie war an religiöse Bedingungen geknüpft: «Angehörige des 
Synagogen-Verbandes können nicht sein und es verlieren die etwa schon 
erworbene Angehörigkeit: t. Jeder Israelit, an dem der religiöse Act der 
Beschneidung nicht vorgenommen ist, 2. diejenigen, welche die Beschnei- 
dung ihres Sohnes unterlassen, 3. diejenigen, welche bei Eingebung einer 
staatlich anerkannten Ehe die jüdischen Eheschließungsgesetze nicht be- 
obachtet haben.» (5 7) 

Der Synagogenverband wollte also die religiösen Interessen der ortho- 
doxen Juden wahrnehmen und die Voraussetzungen für die Führung eines 
streng religiösen Lebens schaffen. Er war der größte Kultusverband in 
Hamburg. Eine Beitragsliste, die in einem Jahr zwischen 187o und 
1 878 383 geführt worden ist, enthält 1120 Namen; 1 893 werden in einem 
Mitgliederverzeichnis I 18 t Namen, 1910 1221 aufgezählt384, und für 
5 927 gibt May in seiner bereits erwähnten Statistik 1700 Mitglieder an.38  3 
Die meisten Trauungen, Beerdigungen und Beschneidungen in Hamburg 
wurden von dem Rabbiner des Synagogenverbandes oder unter seiner 
Aufsicht vorgenommen. Das jüdische Armenwesen, die beiden Waisenhäu- 
ser und das Israelitische Krankenhaus wurden orthodox geführt. Außer- 
dem wurde in einer Jungen- und zwei Mädchenschulen, von denen weiter 
unten noch die Rede sein wird, für eine orthodoxe Erziehung gesorgt. Die 
Gruppe der Orthodoxen war aus allen Gesellschafts- und Berufsschich-
ten zusammengesetzt. Da der Synagogenverband die alten Gemeindeein-
richtungen übernahm, traten viele Gemeindemitglieder in den Synago- 
genverband ein. Der Nichteintritt in einen religiösen Verband oder die 
Mitgliedschaft im Tempelverein setzte geistige Unabhängigkeit und eine 
gewisse wirtschaftliche Leistungsfähigkeit voraus. Aus den Steuerlisten 
läßt sich ersehen, daß dem Synagogenverband viele Juden aus der ärme- 

382 Constituirungs-Urkunde des Deutsch-Israelitischen Synagogen-Verbandes 
zu Hamburg vom i. April 1868 und Statut des Deutsch-Israelitischen Synagogen-
Verbandes zu Hamburg vom 20. August 5873. 

383 J. G. 589, eine exakte Datierung ist nicht möglich. 
384 J. G. 590 a und c. 
385 Gemeindeblatt, 3. Jg. Nr. ii, so. Nov. 1927. 
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ren Bevölkerung angehörten. Jedes Gemeindemitglied hatte das Recht, 
0 0/0 seines Steuerbeitrags einem der Kultusverbände zukommen zu las-

sen. 1873 erhielt der Synagogenverband diese 100/0 von 235 Steuerzah- 
lern, die ein durchschnittliches Steueraufkommen von 33,72 Mark hatten. 
Da der Verband damals sizo Mitglieder zählte, waren offensichtlich viele 
Mitglieder noch nicht steuerpflichtig oder hatten ein so geringes Einkom-
men, daß sie nicht steuerpflichtig waren; einige werden sicher auch nur 
im Synagogenverband und nicht in der Gemeinde Mitglieder gewesen 
sein.386  1893 überließen 251 Steuerzahler (von insgesamt 3109), die im 
Durchschnitt einen Beitrag von 45,48 Mark leisteten, dem Synagogenver-
band die 10 °/o (er hatte 1893 II 8s Mitglieder); 1925 waren es bei 1700 
Mitgliedern 436 mit einem durchschnittlichen Steuerbetrag von 302 Mark. 
Die Differenz zwischen Mitgliederzahl und Steuerzahlern war beim Tem- 
pelverband viel geringer, und der Steuerbetrag pro Steuerzahler war grö-
ßer: 1875 überschrieben 261 Steuerzahler ihre Io °/o dem Tempelverband, 
und diese 261 leisteten im Durchschnitt einen Steuerbetrag von 85,44 
Mark. Der Tempelverein hatte damals zwischen 600 und 70o Mitglie-
der; 1892 (die Angaben für 1893 sind unklar) waren es 205 mit einem 
durchschnittlichen Steueraufkommen von 102,93 Mark. 

Außer der Masse der ärmeren und einfachen Orthodoxen gab es eine 
Reihe von gebildeten, wohlhabenden und angesehenen Orthodoxen: «Es 
gab in Hamburg bedeutende Geschäftsleute, die täglich morgens ihre An-
gestellten vor der Arbeit um sich sammelten und mit ihnen so bis 15 Minu-
ten lang einen Bibel- oder Talmudabschnitt <lernten>. Es gab Kaufleute, 
Rechtsanwälte und Ärzte, die am Freitag ... sich freimachten, um bei 
Freunden und Bekannten für wohltätige Zwecke oder verarmte Familien 
zu sammeln, ohne Rücksicht darauf, daß sie doch ihre Zeit für ihre eigene 
Tätigkeit verwenden können», heißt es in den Erinnerungen eines Ham-
burger Kaufmanns.387 Viele orthodoxe Gemeindemitglieder leisteten eh-
renamtliche Arbeit in Wohltätigkeitsvereinen, in den Schulen und beim 
Begräbniswesen. 

Hauptsynagogen der Orthodoxen waren die 1859 errichtete Gemeinde- 
synagoge Kohlhöfen und die 1788 von Sonnin, dem Erbauer der Michaelis.1 
kirche, errichtete Synagoge Elbstraße. 1906 wurde die Synagoge geschlos-
sen und eine neue, große Synagoge am Bornplatz eingeweiht, im Haupt-
wohngebiet der Juden. Es war die erste Hamburger Synagoge, die auf ei- 

386 Wie bereits erwähnt, kann diese Zahl nicht groß gewesen sein, nicht zuletzt 
eben wegen des Anspruchs auf einen Begräbnisplatz, der aus der Gemeindemit-
gliedschaft erwuchs. 

387 R. Malachi, Hamburger Synagogen. S. 22. 
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nem freien Platz stand.388  Außer diesen beiden Synagogen gab es noch et-
wa Io kleinere private orthodoxe Synagogen, die zum großen Teil in den 
neuen Wohngebieten lagen. Viele von ihnen waren eine Stätte des «Ler-
nens», an der jüdische Gelehrte Thora und Talmud lehrten. Anfang der 
2oer Jahre wurde eine Synagoge für die Ostjuden eingerichtet, denn diese 
wollten ihre eigenen Gebräuche und Ordnungen beibehalten. 

1887 bestimmte ein in Boston (USA) verstorbener Jude in seinem Testa-
ment die Anfertigung eines Thoraschmucks, den «die orthodoxste Ge-
meinde und die frömmste Synagoge des Continents» erhalten sollte. Der 
Testamentsvollstrecker, Oberrabbiner Dr. N. Adler (London), gab ihn 
1889 der Kohlhöfensynagoge.389 Bei der Wahl dieser Synagoge spielten 
sicher verwandtschaftliche Beziehungen eine Rolle, denn der Hamburger 
Oberrabbiner war der Schwiegersohn von Adler. Trotzdem aber sagt sie 
etwas aus über den orthodoxen Charakter der Hamburger Gemeinde. 

Die Rabbiner der Gemeinde und später des Synagogenverbandes waren 
akademisch und theologisch gebildete Persönlichkeiten, die auf dem von 
dem ersten Hamburger Rabbiner Isaak Bernays geebneten Weg weiter-
gingen. Bernays hatte sich erfolgreich bemüht, das deutsche Kulturgut 
orthodoxen Kreisen nahezubringen durch die Bildungsmethode des <Tho-
rah im derech eretz>, der engen Verbindung von religiöser und weltlicher 
Bildung. Bernays und vor allem sein Schüler Samson Raphael Hirsch (18o8 
bis 1888 ), ein gebürtiger Hamburger, gelten als die Begründer der Neuor-
thodoxie. Hirsch gab der Neuorthodoxie eine literarische Grundlage in 
seinen Schriften: «Neunzehn Briefe über das Judentum», die er unter dem 
Pseudonym Ben Usiel 1836 herausgab und «Choreb oder Versuche über 
Israels Pflichten in der Zerstreuung» (Altona 1837) nannte. Hirsch ging 
so weit, daß er die nationale Existenz Israels vergeistigte und in der Tho-
rah das Vaterland Israels sah (auch in der Zeit vor der Vertreibung aus Pa-
lästina). Dadurch konnte er eine positive Stellung zur Emanzipation ge-
winnen und die Mitarbeit der orthodoxen Juden am deutschen Staat be-
jahen. Die Schriften von Hirsch hinterließen einen starken Eindruck, und 
die Neuorthodoxie wurde im Gegensatz zu der erstarrten Altorthodoxie 
eine wirkliche Alternative zur Reformbewegung. 

Der Gemeindesekretär Haarbleicher unterschied in einem ausführlichen 
Schreiben über die Bedingungen, die an einen Rabbiner gestellt werden soll-
ten, zwischen Altorthodoxen, die sich von der Umwelt abschlossen und 
um die Klausen (religiöser Lehrinstitute) gruppierten, und Orthodoxen, 
einer Gruppe, die «sich unter Bernays Leistungen und Anregungen in den 

388 Vgl. S. 63 f. dieser Arbeit; diese Synagoge wurde nach dem 9. November 
1938 zerstört. 

389 J. Lehmann, Gemeindesynagoge Kohlhöfen, S. 52. 

128 



letzten 3o Jahren gebildet» hat und in der «sich jetzt viele Männer und 
Frauen von allseitiger Bildung befinden.»39° Diese Orthodoxen hatten 
1850 die erwähnten Auseinandersetzungen mit dem Gemeindevorstand 
über die Qualifikation eines Rabbiners geführt. Der 1851 gewählte Dr. 
Anschel Stern (1820-1888) war in erster Linie im Erziehungswesen und 
in der Wohlfahrt tätig. Sein 1889 gewählter Nachfolger, Rabbiner Morde-
chai Amram Hirsch (1833-1909), kam aus Ungarn. Dort stand er an der 
Spitze der Gemeinden, die die Spaltung der ungarischen Juden in eine ortho-
doxe und eine liberale Partei als unabhängige Körperschaften ablehnten.391  
Diese Haltung und seine Bildung qualifizierten ihn für Hamburg. Von 
Hirsch sind viele Reden, Vorträge und Responsen bekannt. 1907 wurde 
zusätzlich der junge Dr. Nehemia Anton Nobel (1871-1922) nach Ham-
burg berufen. Nobel, der ebenfalls aus Ungarn stammte, gehörte zu den 
fähigsten orthodoxen Rabbinern und besonders auch Predigern in Deutsch-
land, und seine zweijährige Tätigkeit war von großer Bedeutung für das 
geistige Leben der Hamburger Juden. Nobel war Zionist; er war Mitglied 
des Vorstands der Zionistischen Vereinigung und Mitbegründer der ortho-
dox-zionistischen Misrachi-Organisation. Leidenschaftlich verteidigte No-
bel die Einheit der jüdischen Gemeinschaft und lehnte alle orthodoxen 
Separationsbestrebungen ab.391 Nachfolger von Hirsch und Nobel, der 
1909 nach Frankfurt ging, wurde wieder ein Ungar, Dr. Samuel Spitzer 
(1872-1934). Er war nicht beliebt, weil er unnachgiebig und kein guter 
Redner war und nur schwer Kontakt gewann. Spitzer schloß sich der 
«Agudath Israel» an und war lange Zeit ihr Vorsitzender.393 Der letzte 
orthodoxe Rabbiner Hamburgs war Dr. Joseph Carlebach  (1883-1942)• 
Er hatte von 1922 bis 1926 die Talmud-Tora-Schule in Hamburg geleitet, 
war dann Oberrabbiner in Altona geworden und 1935  Oberrabiner des 
Deutsch-Israelitischen Synagogenverbandes e. V. in Hamburg. Nachfol-
ger von Carlebach als Oberrabbiner in Altona wurde Dr. Theodor Weiß. 
Carlebach war ein ausgezeichneter Erzieher und Redner. Wie Nobel stand 
er auf orthodox-zionistischem Boden.394 

Diese kurzen biographischen Hinweise deuten auf einen wichtigen Tat- 

390 Pro Memoria vom Sept. 185o, J. G. 543 b Fasc. 1. 
391 r87r fand in Ungarn das Nebeneinander von zwei Sonderorganisationen der 

jüdischen Gemeinden, der Orthodoxen und der Reformisten oder «Neologen», 
gesetzliche Anerkennung. S. Dubnow, Weltgeschichte des jüdischen Volkes Bd. IX, 
S. 385. 

392 Vgl. 0. Wolfsberg, N. A. Nobel, 1871-1922, Versuch einer Würdigung, 
Frankfurt a. M. 1929. 

393 Die «Agudath Israel» (Bund Israels) war eine 1912 gegründete Vereinigung 
der gesetzestreuen Juden. 

394 Carlebach ist 1942 in einem Konzentrationslager bei Riga umgekommen. 
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bestand hin: Ein hoher Prozentsatz aller Kultusbeamten, die in der 2. Hälf-
te des 19. Jahrhunderts in Westeuropa tätig waren, kam aus Osteuropa. 
Das gilt für Rabbiner, Vorsänger, Lehrkräfte an orthodoxen Schulen, Be-
schneider, Schächter u. a. m. Obwohl rein statistisch die Einwanderung aus 
Osteuropa nach Hamburg nicht sehr groß war, besteht kein Zweifel dar-
an, daß diese osteuropäischen Juden für das religiöse Leben in der Gemein-
de äußerst wichtig waren und daß sie Assimilationstendenzen aufgehalten 
oder abgeschwächt haben. Zuwachs an orthodoxen Juden kam aus länd-
lichen Gebieten und kleinen Gemeinden, in denen die jüdische Religion 
weniger infrage gestellt war als in den Großstädten. 

Die Haltung der genannten Oberrabbiner gegenüber den Liberalen und 
der Gesamtgemeinde war tolerant. Stern mußte folgenden Artikel bei der 
Anstellung unterschreiben: «Der Herr Oberrabbiner wird jederzeit den 
Umstand im Auge behalten, daß die Gemeinde, die ihn in ihrer Gesamtheit 
anstellt, in religiöser Hinsicht aus sehr gemischten Elementen zusammen-
gesetzt ist, und daß in derselben mehrere anerkannte Institute bestehen, die 
einer divergierenden Richtung huldigen. Es wird auch deshalb folgender 
Artikel aus der Bestallung seines Vorgängers, des sel. Chachams Bernays 
vom Jahr 1821 hier wiederholt: <Es gehört nicht zu den Attributen des 
geistlichen Beamten, Individuen oder Corporationen in unserer Gemeinde 
oder fremde sich hieselbst aufhaltende Israeliten wegen begangener oder 
unterlassener religiöser oder nichtreligiöser Handlungen, von welcher Na-
tur sie auch sein mögen, zur Rede zu stellen, denselben deshalb kirchliche 
Wohlthaten zu entziehen oder gar sie bestrafen zu wollen.»395 Die Ober-
rabbiner des Synagogenverbandes konnten nicht mehr direkt verpflichtet 
werden, sie haben sich aber weitgehend daran gehalten, durch Respektie-
rung den Frieden in der Gemeinde zu erhalten, Streitpunkte und Ausein-
andersetzungen konnten allerdings nicht ausbleiben. So weigerten sich die 
Oberrabbiner z. B., Kinder als Juden anzuerkennen, deren Mütter vom 
Tempelverband in das Judentum aufgenommen waren, und sie lehnten ab, 
Kinder als Juden zu betrachten, an denen nicht die vorgeschriebenen Auf-
nahmeriten vollzogen worden waren. Sie machten in vielen Fällen Ein-
wendungen bei Beschneidungen, Trauungen und Beerdigungen. 

Die gravierendste Auseinandersetzung hat die Gemeinde in der 2. Hälfte 
des 19. Jahrhunderts über Friedhofs- und Beerdigungsfragen erlebt. An 
ihnen drohte zeitweilig die Einheit der Gemeinde zu zerbrechen; der Streit 
wurde bis in die Familien getragen. 1875 bat der Gemeindevorstand 
den Senat, der Gemeinde den käuflichen Erwerb eines neuen Friedhofs zu 

395 Anstellungsbedingungen für den Oberrabiner Cl VII Lit. Lb. Nr. 18 Vol. 
7 b Fasc. I, Inv. 9 Art. 9. 
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gestatten, weil der <Friedhof vor dem Dammtor> (Grindelfriedhof) nur noch 
wenig freie Plätze hatte. Da die Bürgerschaft bereits seit 1868 auf die Ein-
richtung eines Zentralfriedhofs drängte und inzwischen in dieser Ange-
legenheit eine gemischte Senats- und Bürgerschaftskommission eingesetzt 
war — in dieser Kommission saß u. a. Dr. Isaac Wolffson —, verweigerte 
der Senat das Gesuch und bot der Gemeinde die Benutzung eines Platzes 
auf dem staatlichen Zentralfriedhof an. Dieses Angebot hatte nun eine gro- 
ße Schwierigkeit für die Juden, über die sie unter sich und mit Senat und 
Bürgerschaft mehrjährige Verhandlungen führten. Nach jüdischem Recht 
wird das Grab als unveräußerliches Eigentum des Toten betrachtet: Aus-
graben eines Toten und Gebrauch des Begräbnisplatzes zu anderen Zwek- 
ken ist streng verboten. Deshalb mußten die orthodoxen Juden darauf be-
stehen, den Friedhof als Eigentum zu erwerben. 

Der Gemeindevorstand forderte in seinen Verhandlungen mit dem Se- 
nat die Achtung und Wahrung des jüdischen Rechts. Er befürchtete den 
Auseinanderfall der Gemeinde, wenn den Forderungen der jüdischen Ma-
jorität nicht stattgegeben werden würde.396  Die Orthodoxen hatten be- 
reits Verhandlungen über einen Begräbnisplatz in Wandsbek begonnen. 
Zwei Jahre vorher, 1876, war im preußischen Landtag das sogenannte Aus- 
trittsgesetz verabschiedet worden, nach dem es jedem Gemeindemiglied 
freistand, aus religiösen Gründen aus der Gemeinde auszutreten und den-
noch Jude zu bleiben. Dieses Gesetz konnte leicht den Zerfall der Gemein-
de begünstigen.397 Der Senat zeigte großes Verständnis für die jüdischen 
Wünsche, bestand allerdings auf einer Modifizierung, weil die Eigentums-
gewinnung unmöglich war. Die Gemeinde erhielt einen Teil des allgemei-
nen Friedhofs, der ihr nur im Falle dringender Notwendigkeit und nur auf 

396 Wie streng die Juden in diesen Fragen dachten, zeigte sich 1928/29. Damals 
sollte eine Straße am Grindelfriedhof verbreitert und ein Teil des Friedhofs dafür 
zur Verfügung gestellt werden. Oberrabbiner Spitzer lehnte eine Exhumierung 
grundsätzlich ab. Nach langwierigen Verhandlungen kam man überein, daß die 
Gräber untertunnelt, gesenkt und dann überbaut werden sollten. Die zusätzlichen 
Kosten von Ioo 000 RM wurden von der Gemeinde übernommen. J. G. 659. 

397 Das Austrittsgesetz datiert vom 28. Juli 1876. Es war von Ed. Lasker auf 
Drängen von S. R. Hirsch eingebracht worden. Hirsch hielt es für eine religions-
gesetzliche Pflicht, daß sich die Orthodoxen von den liberal geleiteten Gemein-
den trennen und zu unabhängigen Sondergemeinden zusammenschließen müßten. 
Sogenannte Austrittsgemeinden entstanden daraufhin in Frankfurt a. M., Köln, 
Berlin, Wiesbaden und Königsberg. Für Hamburg war dieses Gesetz weder zu-
ständig noch — nach der Ansicht der Orthodoxen — nötig, weil bisher die reli-
gionsgesetzliche Religionsausübung nicht eingeschränkt worden war. Z. B. brauch-
ten die Hamburger Orthodoxen nicht, um ein wichtiges Argument von S. R. 
Hirsch und anderen aufzugreifen, durch ihre Gemeindesteuer zur Erhaltung des 
Tempels beizutragen. 
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dem Wege der Gesetzgebung wieder entzogen werden konnte. Außerdem 
wurde den jüdischen Gemeinden die Zusicherung erteilt, «daß die einmal 
mit Särgen belegten Grabstätten während der Dauer des Friedhofs nicht 
wieder geräumt und aufs neue belegt werden sollen.»398  Die Bürgerschaft 
war zunächst nicht so bereit wie der Senat, den Wünschen der Juden nach-
zugeben, sie gab aber schließlich ihre Zustimmung. Interessanterweise ver-
weigerte sie den Katholiken einen eigenen Platz und Sonderrechte.399 Auf 
dem der Gemeinde überlassenen Platz mußten laut Vertrag mit dem Senat 
auch Nichtgemeindeangehörige begraben werden, wenn die Angehörigen 
es wünschten. Der Gemeindevorstand hatte keine Bedenken gegen diese 
Forderung, die die Bürgerschaft erhoben hatte; er sicherte sich aber das 
Recht, von Nichtgemeindemitgliedern bei der Beerdigung die Gemeinde-
steuer für die Zeit ihres Hamburger Aufenthalts nachzufordern. Diese For-
derung mußte erhoben werden, um die Gemeindemitglieder nicht zu be-
nachteiligen und den Austritt aus der Gemeinde nicht zu begünstigen.e. 
Um etwaigen Einwänden der Orthodoxen vorzubeugen, ließ der Gemein-
devorstand in den Vertrag den Satz aufnehmen: «Für die Frage, ob der 
Verstorbene überhaupt Jude war, ist die Erklärung des Vorstandes der be-
treffenden Gemeinde maßgebend.»er Die Orthodoxen wollten sich zu-
nächst nicht mit dem Kompromiß abfinden; sie fügten sich erst, als ihre 
Bemühungen, auf preußischem Gebiet einen Begräbnisplatz zu kaufen, ge-
scheitert waren. Tatsächlich ist der Ohlsdorfer Friedhof bis heute in der 
Verwaltung der jüdischen Gemeinde geblieben; nur in den Jahren 5943 
bis 1945 war er beschlagnahmte= 

Diese Friedhofsfrage beschäftigte damals viele Großgemeinden, und sie 
wurde in den meisten Fällen mit ähnlichen Kompromissen wie in Ham-
burg gelöst. 

398 Vertrag über den Ohlsdorfer Friedhof zwischen dem Senat und den Ge-
meindevorständen der Deutsch-Israelitischen und Portugiesisch-Jüdischen Gemein-
de Juni/Juli 1882, J. G. 615 Fasc. 2. 

399 Nach dem Codex iuris canonici canones 1205-1214, insbes. ca. 1206: ius 
est catholicae ecclesiae possidende propria coementeria, sollen die Katholiken ih-
ren Begräbnisplatz eigentümlich besitzen. C. Baasch, Die Rechtsstellung der Ka-
tholiken in Hamburg unter Berücksichtigung der geschichtlichen Entwicklung, 
S. 56. 

400 Durch die Errichtung des Zentralfriedhofs war zum ersten Mal die Mög-
lichkeit gegeben, nichtreligiöse Beerdigungen durchführen zu lassen. A. R6e, der 
1891 starb, ließ sich z. B. nicht auf dem jüdischen Friedhof bestatten. 

401 Vertrag über den Ohlsdorfer Friedhof zwischen dem Senat und den Ge-
meindevorständen Juni/Juli 1882. J. G. 615 Fasc. 2. 

402 Den Altorthodoxen gelang es, in Langenfelde einen Friedhofsplatz zu kau-
fen. Der Gemeindevorstand war unwillig darüber und deutete das als Ausdruck 
des Wunsches, eine selbständige Gemeinde zu bilden. 
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Die zweite Begräbnisfrage, die die Gemeinde spaltete, war das Problem 
der Einäscherung. Liberale Juden wollten sich verbrennen lassen und ver-
langten die Bestattung auf dem jüdischen Friedhof. Die Oberrabbiner lehn-
ten aber die Verbrennung ab, weil sie auf eine heidnische Sitte zurückzu-
führen sei, die mit der Verehrung des Feuers und der Vorstellung von sei-
ner läuternden Kraft zusammenhänge, weil das Judentum die Unverletz-
lichkeit eines menschlichen Leichnams lehre und weil das Bibelwort heiße: 
«Von Staube bist du und zum Staube sollst du zurückkehren.»4°3 Es ist 
bezeichnend für die Situation in der Hamburger Gemeinde, daß auch in 
dieser Frage ein Kompromiß gefunden wurde. Weil kein ausgesprochenes 
Gebot gegen die Verbrennung bestand, erklärten sich die Orthodoxen be-
reit, die Beisetzung der Asche auf einem abgesonderten Platz zuzulassen. 
Die alte, strengreligiöse Beerdigungsbruderschaft und die Oberrabbiner 
lehnten die Mitwirkung bei Feuerbestattungen ab, die liberale Beerdigungs-
bruderschaft und die Prediger des Tempelvereins führten solche Beerdi-
gungen durch. Dieser Kompromiß war nur durchzuhalten bei einer ge-
genseitigen Tolerierung, denn er hatte keine Rechtsgrundlage. 1909 wurde 
er durch zwei Gerichtsverfahren in Frage gestellt. Der Testamentsvoll-
strecker eines Verstorbenen und die Kinder einer Verstorbenen klagten 
gegen die Deutsch-Israelitische Gemeinde darauf, daß die Asche der Ver-
storbenen auf ihren schon zu Lebzeiten reservierten Plätzen neben den 
Gräbern des jeweiligen Ehepartners bestattet werde. Die Gemeinde brachte 
den Prozeß bis vor das Reichsgericht, aber sämtliche Instanzen bestätigten 
das Urteil des Hamburger Landgerichts.4°4 Die Gerichte waren zu dem 
Ergebnis gekommen, daß in dem «Widerstreit der religiösen Gefühle» der-
jenigen, die Erd- und Feuerbestattung nicht nebeneinander begraben sein 
wollen, die Überlegung den Ausschlag geben müsse, daß die jüdische Reli-
gion die Feuerbestattung nicht als irreligiös ablehne und daß die Vor-
schriften für den Erwerb einer Grabstätte die Feuerbestattung nicht aus-
schlössen. 

403 Genesis 3. 19. Vgl. die Stellungnahme von Oberrabbiner Hirsch vom 15. 
Dez. r 896 und das Gutachten von Dr. Nobel und H. Gumpertz vom 2 r. Nov. 1909. 
J. G. 625. 

404 Urteil des Landgerichts vom April 191o, des Hanseatischen Oberlandesge-
richts vom Juli 19 ro und des Reichsgerichts vom 4. März 1911. J. G. 626. 
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Der Tempelverein 

Der Tempelverein ist 1817 in Hamburg gegründet worden um den aufge-
klärten und assimilierten Juden einen religiösen Mittelpunkt zu geben. Sein 
wichtigstes Anliegen war die Reform des Gottesdienstes: Gekürzte Gebete 
in deutscher Sprache sowie hebräische und deutsche Choräle mit Orgelbe-
gleitung wurden eingeführt und die Tora in der sephardischen Aussprache 
des Hebräischen gelesen. In den Mittelpunkt des Gottesdienstes wurde die 
Predigt in deutscher Sprache gestellt. 

Der Tempelverein wurde zum Sammelbecken der religiös-liberalen Ju-
den, und die Tempelprediger Eduard Kley (1785-1867), Gotthold Salo-
mon (1784-1862) und Nathan Frankfurter (1810-1866), von 1840 bis zu 
seinem Tode in Hamburg, wurden die geistigen Führer der jüdischen Re-
formbewegung. Das wesentlich Neue dieser Reformbewegung lag darin, 
daß sie das dynamische Element in der jüdischen Religion stärker betonte 
als das statische, gesetzlich verankerte; dadurch gewann sie die Freiheit, 
aktuelle Probleme der jüdischen Religion und des jüdischen Lebens in freier 
Verantwortung zu lösen. Nicht alle hatten sich dem Tempelverein aus 
Überzeugung angeschlossen, manche folgten ihm auch nur aus Bequem-
lichkeit oder weil der Synagogenverband ihnen die Mitgliedschaft oder 
Anerkennung verweigert hatte. Gegenüber dem Synagogenverband ist der 
Tempelverein immer klein geblieben. 1875 hatte er 600 bis 700 Mitglieder, 
1900 etwa 650,40s 1917 etwa 450,406  1925 700 Mitglieder.4°7 Obwohl 
es nicht möglich ist, die Mitglieder des Tempelvereins als Angehörige einer 
bestimmten sozialen Schicht auszuweisen, zeigen de Steuerlisten immer-
hin, daß relativ mehr finanzstarke Juden dem Tempelverein als dem Syn-
agogenverein angehörten. Es ist bereits darauf hingewiesen worden, daß die 
Beiträge zur Gemeindesteuer bei den Mitgliedern des Tempelvereins viel 
höher waren als bei den Mitgliedern des Synagogenverbandes. 1925 be-
zahlten von den 700 Mitgliedern des Tempelvereins 326 149 800 Mark 
Steuern an die Gemeinde, während von den 1700 Mitgliedern des Synago-
genverbandes 436 einen Steuerbetrag von 131 800 Mark aufbrachten 408  

1902 zählten von den 156 Mitgliedern des Tempelvereins, die der Gemein-
de Steuern zahlten, 72 (46,10/0 zu Einkommensgruppen mit einem Ein-
kommen von mehr als so 000 Mark,4°9 während von den 313 Steuerzah- 

405 Aufstellung J. G. 573. 
406  J. G. 571 Fasc. III. 
407 R. E. May, Aus der jüdischen Statistik, Gemeindeblatt 3. Jg. Nr. 11, so. 

Nov. 1927. 
408  Ebenda. 
409 J. G. 571 Fasc. II. 
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lern des Synagogenverbandes nur 46 (14,7 °/o) diesen Einkommensgruppen 
angehörten.41. Demnach bestand vielfach ein Zusammenhang zwischen 
Reichtum und religiösem Liberalismus. Es ist schwer festzustellen, ob und 
wieweit die Zugehörigkeit zum Tempelverband in religiöser Überzeugung, 
in Bequemlichkeit oder auch in einem erstrebten Sozialprestige begründet 
lag. Tatsache ist, daß der Gottesdienstbesuch im Tempel sehr zurückging. 

Im Gegensatz zu der Entwicklung des Tempelvereins in der I. Hälfte 
des 19. Jahrhunderts, die zu einer immer tieferen Trennung von der Or- 
thodoxie führte, ist die Entwicklung in der zweiten Hälfte durch eine 
starke Rejudaisierung gekennzeichnet. In den sechs Adflagen des Tem- 
pelgebetbuches hat sich ein Teil dieser Entwicklung niedergeschlagen.4.. 
Schon eine Äußerlichkeit weist darauf hin: Die ersten drei Auflagen von 
1819, 1841 und 1845 werden wie deutsche Bücher von links nach rechts 
aufgeschlagen und gelesen, die Auflagen von 1868, 5876 und 5904 wie 
hebräische Bücher von rechts nach links. Diese Veränderung hing mit ei-
ner Zunahme des hebräischen Textteils zusammen. Die deutschen Gebete 
wurden seit 1868 nicht mehr in Übersetzungen, sondern in modernen Um-
schreibungen und Nachdichtungen wiedergegeben. Nach 5909 trat die 
aschkenasische hebräische Aussprache an die Stelle der bis dahin im Tem-
pel angewandten sephardischen. 1817 war die sephardische Aussprache 
gewählt worden, weil sie von der Wissenschaft als die ursprünglichere er-
kannt worden war und weil sie die Aussprache der christlichen Theologen 
war. Diese Aussprache war von Kley auch in der Freischule eingeführt 
worden; sein Nachfolger R6e, der die Schule nicht länger in den Dienst 
der Reformbewegung stellte, ließ sie 1858 durch die aschkenasische er- 
setzen, denn diese war in den Elternhäusern gebräuchlicher. Nach langen, 
zum Teil heftigen Auseinandersetzungen wurden keine deutschen Choräle, 
sondern nur noch hebräische im Gottesdienst gesungen und der gesamte 
Gottesdienst nach dem rechts der Elbe üblichen «polnischen Minhag412 
in der ostaschkenasischen Lesart» neugestaltet.4.3 

Diese Änderungen zeigen, daß sich der Tempelverein von der Asssimila-
tionsbewegung, die ihn in der 1. Hälfte des 19. Jahrhunderts vorangetrie-
ben und die er wiederum beeinflußt hatte, in der Zeit nach der Emanzipa-
tion löste, um seinen eigenen Weg zu gehen. Der Satz, der von führenden 

410 J. G. 582. Die Höchstbesteuerten des Synagogenverbandes waren viele Jah-
re hindurch die Warburgs: A. S. Warburg, Max M. Warburg, Moritz Warburg, 
S. Warburg Witwe. 

411 Vgl. zum Folgenden: C. Seligmann, Hundertzwanzig Jahre Hamburger 
Tempel, S. 12 ff. 

412 d. h. gottesdienstlicher Ritus. 
413 L. Kornitzer, 12o Jahre Kultmusik im Hamburger Tempel, S. 28. 
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Reformjuden in den heftigen Auseinandersetzungen nach dem Erscheinen 
des ersten Tempelgebetbuches ihren Gegnern entgegengehalten worden 
war, hatte sich bewahrheitet: «Der Tempel wird in der Mitte auflösender 
Einwirkungen von wahrhaft konservativem Geist beseelt..4I4 Der Tern- 
pelverein wollte bewahren und nicht auflösen. Seine dynamische, liberale 
Grundhaltung gab er allerdings nicht auf; das haben die bereits erwähnten 
Streitpunkte zwischen Orthodoxen und Liberalen veranschaulicht. Alle 
extremen Reformversuche aber wurden abgewiesen. Die Einführung eines 
Sonntagsgottesdienstes wurde von den Tempelpredigern zu jeder Zeit un-
tersagt. Den Wünschen der Liberalen, die am Sonnabend arbeiten wollten, 
wurde dadurch Rechnung getragen, daß im Anschluß an den üblichen Frei- 
tagabendgottesdienst ein Gottesdienst gehalten wurde, in dem aus dem 
Sonnabendgebet der Wochenabschnitt verlesen und eine Predigt gehalten 
wurde.4=5 Nach dem 1. Weltkrieg wurden sonntags regelmäßig Vorträge 
im Tempel gehalten, «um einmal die Gemeinde mit aktuellen jüdischen 
Fragen bekannt zu machen.»416  Nach Aussagen des Rabbiners Sonderling 
waren diese Vorträge gut besucht. 

Der extremen Berliner Reformgemeinde gegenüber verhielt sich die 
Hamburger Tempelgemeinde ablehnend; sie gab ihren Predigern nicht ein-
mal die Erlaubnis, bei der Einweihung des Berliner Reformgottesdienstes 
mitzuwirken.4=7 Die Berliner Gruppe führte als Privatgemeinde 1844 sehr 
weitgehende Reformen durch: Der bis auf wenige Sätze deutsche Gottes- 
dienst wurde am Sonnabend und Sonntag gehalten, die Kopfbedeckung 
für Männer, das Schofarblasen, die zweiten Feiertage u. a. m. wurden ab-
geschafft 4x8  

Die konservativen Änderungen in der Hamburger Tempelgemeinde 
sollten die Sonderstellung des Tempelgottesdienstes beenden und den 
Obergang zwischen den Kultusveränden erleichtern. Inzwischen war als 
Bindeglied zwischen Orthodoxen und Liberalen eine liberal-orthodoxe 
gottesdienstliche Vereinigung entstanden, die Neue Dammtor-Synagoge, 
mit der der Tempelverband 1917 eine Personalunion einging.4=9 Alle Re-
formen und Versuche konnten nicht darüber hinwegtäuschen, daß die Ak- 

414 Theologische Gutachten über das Hamburger Tempelgebetbuch, Vorrede 
von Dr. M. Fränkel; zitiert bei C. Seligmann, Hundertzwanzig Jahre Hamburger 
Tempel, S. Io. 

415 R. Malachi, Hamburger Synagogen, S. to. 
416 Rabbiner Dr. Sonderling, Die neueren Bestrebungen des Hamburger Tem-

pels, S. 13. 
417 C. Seligmann, Die jüdische Reformbewegung, S. 126. 
418 Ebenda, S. 125. 
419 S. unten S. i4o ff. 
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tivität in der Tempelgemeinde allmählich aufhörte, Ausdruck einer leben-
digen Gemeinschaft zu sein. Der Gottesdienstbesuch war — abgesehen 
von den hohen Feiertagen — spärlich, und die Gemeindeführung hing 
weitgehend von den Tempelpredigern ab. Die Hamburger Tempelpredi- 
ger, Dr. Max Saenger (1867-1882 Prediger am Tempel), Dr. David 
Leimdörfer (1883-1922), Dr. Caesar Seligmann (1889-1902), Dr. Paul 
Rieger (1902-1908), Dr. Jacob Sonderling (1908-1922), Dr. F. Schlo-
mo Rülf (1922-1926), Dr. L. Lubasch (1926-1928) und Dr. Bruno Ita-
liener (1928-1938), standen alle in dem Ruf, gute Prediger und auch 
gute Pädagogen zu sein. An den hohen Feiertagen und bei Sonderveran-
staltungen zogen sie viele Juden, auch orthodoxe, in den Tempel. Trotz 
starker Betonung der universalistischen und humanistischen Elemente im 
Judentum verfolgten alle Prediger das Ziel, ihre Gemeinde im Gottesdienst 
und im Religionsunterricht an den jüdischen Glauben zu binden. Der Tem-
pelverband war bis in die zwanziger Jahre des 20. Jahrhunderts in der 
Lage, die Gehälter für jeweils zwei Prediger aufzubringen, während der 
Synagogenverband nur jeweils einen orthodoxen Rabbiner unterhielt. 
Diese Prediger hatten also gute Möglichkeiten, eine breit angelegte Arbeit 
für Jugendliche und Erwachsene zu leisten. Sie errichteten Religionsschu-
len für Kinder, die nichtjüdische Schulen besuchten, schrieben Religions- 
bücher, beteiligten sich an der deutsch-jüdischen Jugendarbeit, hielten Vor-
tragsreihen über das Judentum und nahmen Stellung zu aktuellen Fragen 
1921 planten sie eine Art jüdische Volkshochschule. Einzelheiten dieses 
Projektes sind leider nicht bekannt. Es waren ernsthafte Verhandlungen 
mit Franz Rosenzweig angeknüpft, der durch seine Aufsätze über die 
Notwendigkeit einer lebendigen jüdischen Bildungsarbeit unter dem Ti-
tel «Zeit ist's» (1917) und durch sein großes religionsphilosophisches Werk 
«Der Stern der Erlösung» (1921) berühmt geworden war und in Frank- 
furt a. M. das «Jüdische Lehrhaus» aufbaute. N. A. Nobel hatte Rosen-
zweig nach Hamburg empfohlen, und dieser zeigte Interesse für das An- 
gebot, lehnte dann aber doch ab, weil die Frankfurter Gemeinde seine 
Stellung so verbesserte, daß er sich zum Bleiben entschied.420 

Man gewinnt also den Eindruck, daß der Tempelverband durch seine 
Aktivität zum jüdisch-geistigen Leben in Hamburg viel beigetragen hat. 

420 Vgl. die Angaben in J. G. 833 und den Brief von Rosenzweig an Rudolf 
Hallo vom Dez. 1922: F. Rosenzweig, Briefe, hrsg. Edith Rosenzweig, Berlin 1935, 
S. 448 ff. Dort heißt es u. a.: «Zu Pfingsten fuhren wir nach Hamburg ... Der 
Eindruck ... war so viel günstiger als hier, das Ganze schien so viel großzügiger, 
so viel weniger vermufft, ich möchte sagen, so viel englischer, die Erfolgsaussich-
ten auf dem ganz unbeackerten Hamburger Boden so viel größer als auf dem 
überbeackerten Frankfurter, daß wir beide richtig Lust kriegten», S. 457. 
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Der Nachfolger von Dr. Leimdörfer, Dr. Rülf, zeichnet dagegen in seinen 
Erinnerungen für die zwanziger Jahre ein sehr negatives Bild von der 
Tempelgemeinde: «Die Liberalen waren im Tempelverband organisiert, 
jenem berühmten Tempel, dessen Gründung im Anfang des 19. Jahrhun-
derts so viel Aufsehen und Gegnerschaft erregt hatte. Jetzt, ein Jahrhun-
dert später, war der Tempelverband schwach und überaltert. Das Interes-
se seiner Mitglieder beschränkte sich auf die bekannten <Drei Tage im Jah-
re> ... Aber schlimmer waren die geistige Atmosphäre und die seltsamen 
Sitten und Gebräuche des Tempels, die aus der Ideologie des 19. Jahrhun-
derts stammten und auf weitgehende Anpassung an den protestantischen 
Gottesdienst hinausliefen. Als ich zum ersten Male am Schabbath dem 
Tempelgottesdienst beiwohnte — noch in der Religionslehrerzeit, also als 
Privatmann traute ich meinen Augen und Ohren nicht. Ein Raum von 
einfachen und schönen Linien, aber gähnend leer. Zwei Vorsteher saßen 
oben auf der Empore gegenüber dem Rabbiner. Unten bestand die Volks-
menge der Beter aus einem knappen Minjan,421 und die Orgel brauste 
durch den leeren Raum. Ein gemischter Chor sang korrekt und gelang-
weilt, er bestand aus bezahlten Sängern und Sängerinnen.... Und was wa-
ren das für sonderbare Gebete und Klänge, die man zu hören bekam! Eine 
deutsche Liturgie, von einem alten Nebenkantor mit theatralischer 
Sprechstimme heruntergeleiert, Gesänge in Ivrith und Deutsch, deren Me-
lodie an den protestantischen Choral oder auch an Händel und Mozart 
erinnerte, einiges zwar schön, aber weit entfernt von jüdischer Tradition. 

Das waren Zustände, die in dieser krassen Form selbst in Braun-
schweig nicht geherrscht hatten. Ich schämte mich für das liberale Juden- 
tum. Hier herrschte eine Atmosphäre der religiösen Assimilation, die 
nicht einmal modern, sondern in Anschauungen und Bräuchen des vori-
gen Jahrhunderts erstarrt war.3.422 

Rülf, der zunächst Lehrer an der Religionsschule des Schulvereins e. V. 
war (getragen vom Tempelverband und der Neuen Dammtor Synagoge), 
ließ sich trotz seiner kritischen Haltung nach dem Tode von Leimdörfer 
(1922) zum Rabbiner des Tempelvereins wählen: «Ich war liberal, wenn 
auch nicht im Sinne dieser versteinerten Tempelgemeinde. Aber wenn man 
jung ist, glaubt man die Welt ändern zu können. Und so hoffte ich, aus 
dem Tempel ein normales liberales Gotteshaus zu machen, die Choräle 
und die deutsche Liturgie hinauswerfen zu können und mit Hilfe der von 
mir erzogenen Jugend einen neuen Geist in die Gemeinde zu tragen.»423 

421 Für den Gemeindegottesdienst ist eine Mindestzahl von ro männlichen Be-
tern vorgeschrieben, die Minjan genannt wird. 

422 S. Rülf, Ströme im dürren Land, S. 46147. 
423 Ebenda. S. 49• 
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Rülf scheiterte an dem Tempelvorstand, der keine wesentlichen Verände-
rungen zulassen wollte, und verließ Hamburg nach einigen Jahren. 

Die liberalen Hamburger Juden und besonders auch die Tempelpredi-
ger bemühten sich, den Frieden in der Gemeinde und die gegenseitige Re- 
spektierung zwischen den religiösen Richtungen soweit als möglich zu 
wahren. Sehr viel schwieriger war es, mit den Zionisten auszukommen. 
Die Zionisten paßten sich nicht in die traditionellen Gruppierungen ein; 
zu ihnen gehörten Liberale, Orthodoxe und in der Mehrzahl Juden, die 
keiner Kultusrichtung angehörten. Die Differenz zwischen liberalen Glau- 
bensjuden und Zionisten war fundamental, weil die Zionisten eine aus-
schließlich religiöse Grundlage des Judentums als nicht ausreichend ab- 
lehnten. Als 1909 der IX. Zionistenkongreß in Hamburg abgehalten wer-
den sollte, lehnten der Vorstand und das Repräsentanten-Kollegium des 
Tempelvereins die Teilnahme an der Eröffnungssitzung ab, denn «in Ih- 
ren (der Zionisten) Reihen herrschen über die Stellung, welche die Juden 
nach der politischen Seite einnehmen, Anschauungen, die den unsrigen 
grundverschieden gegenüberstehen ...»424 Gleichzeitig wurden die De- 
legierten zur Teilnahme am Gottesdienst eingeladen. In einer handschrift-
lichen Bemerkung dazu heißt es: «Wolffsohn,Ps fragen, ob hierauf ge-
antwortet werden solle, daß wir von dem Anerbieten keinen Gebrauch 
machen können und daß wir den Delegierten unmöglich einen Gottes- 
dienst mit einem Gebetbuch empfehlen können, das die uns heiligen Erin-
nerungen an Zion und Jerusalem streicht.»426  

Politisch war die Mehrzahl der Tempelmitglieder wie ihr beliebter Pre-
diger Leimdörfer deutschnational orientiert. Dr. Leimdörfer, der fast 40 
Jahre in Hamburg tätig war, ist über Hamburg hinaus besonders durch 
seine patriotischen Reden und später durch seine Kriegsreden und Kriegs- 
betrachtungen bekannt geworden. Sie brachten ihm Ehrungen ein von der 
Kaiserin, von Bismarck, Waldersee, vom Kommandierenden General des 
IX. Armeekorps Röhl und vom Hamburger Senat.427 über den Patrio- 

424 Brief des Vorstands und des Repräsentanten-Kollegiums des Israelitischen 
Tempel-Verbandes an das Direktorium des IX. Zionisten-Kongresses. 2. Dez. 1909. 
Zionistisches Zentralarchiv Z2  90. 

425 David Wolffsohn war Präsident der Zionistischen Weltorganisation von 
1905-1911. 

426 Brief des Vorstands und des Repräsentanten-Kollegiums des Israelitischen 
Tempel-Verbandes an das Direktorium des IX. Zionisten-Kongresses. 2. Dez. 1909. 
Zionistisches Zentralarchiv Z2  90. 

427 Festschrift zum hundertjährigen Bestehen des Israelitischen Tempels in 
Hamburg, 1818-1918, Hrsg. D. Leimdörfer, Hamburg 1918, S. 55; Auszug aus 
der Skizze der Allgemeinen Zeitung des Judentums Nr. 47, Berlin. 19. Nov. 1915; 
Hamb. Correspondent No. 170,2. April 1908: Anerkennungsschreiben von Bis-
marck und Waldersee für die Rede zur Feier des wo. Geburtstages von Wilhelm I. 
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tismus, der die Liebe zum Vaterland und die Zugehörigkeit zur deutschen 
Gesinnung betonte, ging Leimdörfer hinaus, wenn er z. B. das messiani-
sche Wort Jesaia 9, 5-6: «Ein Kind ist uns geboren ...» auf Wilhelm I. 
bezieht, die Neubegründung des deutschen Kaiserreichs als göttliches Wun- 
der bezeichnet und verkündet, «daß ein Mensch ohne Patriotismus nie-
mals Anspruch darauf hat, religiös genannt zu werden.»425  

Der geringe Besuch des Tempels wurde oft mit seiner ungünstigen Lage 
entschuldigt. 1840 war ein neues Gebäude an der Poolstraße in der Neu- 
stadt-Nord errichtet worden, und dort wohnten im 20. Jahrhundert nur 
noch wenige liberale Juden. Erst 1931 wurde ein neuer Tempel an der 
Oberstraße in Harvestehude eingeweiht,429 und Rabbiner Dr. B. Italie-
ner gelang es, die Tempelgemeinde zu einer lebendigen jüdischen Gemein-
schaft zu erwecken. 

Neue Dammtor-Synagoge 

Die Verlagerung der Wohngebiete der Juden aus der inneren Stadt nach 
dem Rothenbaum und nach Harvestehude im letzten Viertel des 19. Jahr-
hunderts machte die Errichtung einer Synagoge in dieser Gegens notwen-
dig. Da der Synagogenverband damals aus finanziellen Gründen den 
Neubau einer Synagoge ablehnte, schlossen sich 1894 einige Gemeinde-
mitglieder zusammen, um die «Synagoge vor dem Dammtor» zu bau-
en 43° Sie wollten nicht nur eine günstig gelegene Synagoge, sondern 
gleichzeitig eine Synagoge mit einem «gemäßigten konservativen» Ritus 
schaffen. Wegen der geringfügigen Abweichungen in der Synagogen- und 
Gebetsordnung432 ist es nie zu einer Einigung mit dem Synagogenver- 
band gekommen. Der erste Rabbiner dieser Synagoge war Dr. Max 
Grunwald, ein bedeutender Rabbiner und Kulturhistoriker, der viel Zeit 
daran setzte, die Geschichte der Juden in Hamburg zu erforschen.432 
Ihm folgte 1903 der streng orthodoxe Dr. Löwenthal. Zunächst gewann 
die neue Synagoge viele Mitglieder aus gemäßigt orthodoxen Kreisen, 
nachdem 1906 aber die Synagoge am Bornplatz gegenüber der Neuen 

428 National und religiös. Festpredigt zur Feier des ioo. Geburtstages weiland 
Sr. Maj. Kaiser Wilhelm I. gehalten vom 21. März 1897 im Israelitischen Tempel 
zu Hamburg. Cl VII Lit. Lb. Nr. 18 Vol. 7 b Fasc. 4, Inv. 8. 

429 Das Gebäude ist heute im Besitz des Norddeutschen Rundfunks; am 9. No-
vember 1938 wurde das Innere des Tempels zerstört, die Außenwände blieben 
stehen. 

43o Gesellschafts-Vertrag der Mitglieder des zur Errichtung der Verwaltung 
der neuen Dammthor-Synagoge gebildeten Consortiums (Druck). J. G. 599• 

435 Synagogen- und Gebete-Ordnung der Neuen Dammtorsynagoge zu Ham-
burg 1895 (Druck). J. G. 597. 

432 Zu Grunwald s. u. S. 168 ff. 
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Dammtor-Synagoge errichtet worden war, verließen viele wieder dieses 
Gotteshaus. 1917, nach dem Fortgang Löwenthals, wurde deshalb be-
schlossen, mit dem Tempelverband eine Personalunion einzugehen und die 
Tempelprediger zu verpflichten, regelmäßig in der Neuen Dammtor-
Synagoge zu amtieren und zu predigen. Der Tempelverband, der sich da-
mals bemühte, die Kluft zur Synagoge zu verringern, war über dieses An-
gebot sehr erfreut und hoffte, daß Familien, die einen orthodoxen Gottes-
dienst mieden und sich zum Besuch des Tempels nicht entscheiden konn-
ten, nun die Dammtorsynagoge besuchen würden;433 die Dammtorsyn-
agoge wiederum hoffte darauf, daß Mitglieder des Tempelvereins künftig 
die günstiger gelegene Synagoge besuchen würden. Beide Erwartungen er-
weisen sich als Irrtum. Die Personalunion bewährte sich nicht, und 1922 
wählte die Dammtorsynagoge in Dr. Holzer wieder einen eigenen, ortho-
doxen Rabbiner. Die neue Dammtorsynagoge war zunächst ein privater 
Kultusverein, bald erhielt sein Rabbiner die Erlaubnis, Trauungen und 
Beerdigungen durchzuführen. 1907, als die Gemeindestatuten revidiert 
werden sollten, beantragte sie, als dritter Kultusverband zugelassen zu 
werden. Der Gemeindevorstand und der Tempelverband befürworteten 
den Antrag, aber der Synagogenverband widersetzte sich heftig, weil er 
eine Schädigung seines Verbandes voraussah und weil er eine Aufsplitte-
rung in weitere Kultusverbände (z. B. einen Verband der Ostjuden) fürch-
tete. Als Kompromiß sind in den Statuten von 1908 «zugelassene Verbän-
de» vorgesehen, denen mindestens 300 steuerzahlende Gemeindemitglie-
der angehören mußten. 1912 ist die Dammtorsynagoge als e. V. aner-
kannt worden,434 erhielt aber keinen Anspruch auf die 10 °/o Kultussteuer. 

Die Portugiesisch-Jüdische Gemeinde 

Neben der Deutsch-Israelitischen Gemeinde gab es in Hamburg die Portu-
giesisch-Jüdische Gemeinde. Die Geschichte dieser Gemeinde ist eines der 
interessantesten Kapitel in der jüdischen Geschichte.435 Im 19. Jahrhun-
dert war allerdings die Blüte und die führende Stellung der portugiesi-
schen Juden vorbei: 1837 wurden nur noch 4o Gemeindemitglieder ge-
zählt.436  Darunter waren allerdings Namen, die im Hamburger Wirt- 

433 Vgl. J. Sonderling, Die neueren Bestrebungen des Hamburger Tempels, S. 
13/14. 

434 Neue Dammtor Synagoge zu Hamburg e. V. — Satzung, genehmigt in 
der Versammlung am 17. März 1912. 

435 Vgl. besonders H. Kellenbenz, Sephardim an der unteren Elbe, Wiesbaden 
1958. 

436 Die Gemeinde hat sich 1837 eine Verfassung gegeben: laut § s sind die 
Unterzeichner die Mitglieder. Cl VII Lit. Lb. Nr. 18 Vol. 7a, Fasc. 15, 1832 hatten 
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schaftsleben einen guten Ruf hatten, wie Curiel, Jessurun, Piza, Belmonte, 
da Costa, Abensur, Japhet und Henriques. 

Die portugiesischen Juden profitierten von Schul- und Wohfahrtsein- 
richtungen der deutschen Juden und selbstverständlich auch von den 
Kämpfen um die Gleichberechtigung. Sie hielten aber fest an ihrer eige-
nen Gemeinde. Bis zum Beginn des zo. Jahrhunderts bestand eine starke 
gesellschaftliche und religiöse Trennung zwischen den Gemeinden. Ehen 
zwischen sephardischen (portugiesischen) und aschkenasischen (deutschen) 
Juden wurden selten geschlossen. Auch auf dem Ohlsdorfer Friedhof er-
hielten die Portugiesen einen eigenen Platz, der getrennt eingezäunt war 
und am Eingang die Aufschrift «Portugiesenfriedhof» trug. An Feierta-
gen besuchten viele hochdeutsche Juden die portugiesische Synagoge, in 
der die Bräuche, die Kleidung und die Ordnung im Gottesdienst ganz an-
ders waren. Die Gemeindesynagoge in der Marcusstraße war im mauri- 
schen Stil errichtet, sie war die einzige Synagoge dieses Stils in Deutsch-
land.437 Aus Dankbarkeit für die Aufnahme, die Holland den im 16. 
Jahrhundert aus Portugal vertriebenen Juden gewährt hatte, schlossen die 
Portugiesen bis zur Auflösung der Gemeinde an das bis 1918 gesprochene 
Gebet für den Kaiser und das Gebet für den Senat ein Fürbitte für das 
holländische Königshaus an.438  

Das Schul- und Erziehungswesen 

Das jüdische Schul- und Erziehungswesen hatte sich in der I. Hälfte des 
19. Jahrhunderts in den Dienst der Emanzipationsbewegung gestellt; es 
hat erheblich dazu beigetragen, daß der «deutsche Staatsbürger jüdi- 
schen Glaubens» nach der Emanzipation möglich wurde. Um die Mitte 
des 19. Jahrhunderts war allen Juden, die die liberale Israelitische Frei-
schule, die orthodoxe Talmud Tora-Schule, die jüdischen Mädchenschu-
len oder jüdische Privatschulen besuchten, das deutsche Bildungsgut ver-
traut. Die jüdischen Frei- und Stiftungsschulen waren aber Armenschulen, 
auch wenn einige Kinder wohlhabender Eltern in diese Schulen gingen. 
Alle Mädchen und zwei Drittel der Jungen aus wohlhabenden Familien, 
die in der Lage waren, Schulgeld zu zahlen, besuchten nichtjüdische höhe- 

die Vorsteher ein Gesuch beim Senat eingereicht, in dem von 15 Steuerzahlern und 
8o Armen die Rede ist. Cl VII Lit. Lb. Nr. 18 Vol. 7a, Fasc. S. 

437 A. Cassuto, Gedenkschrift anläßlich des 275jährigen Bestehens der Por-
tugiesisch-Jüdischen Gemeinde in Hamburg, Amsterdam 1927. 

438 R. Malachi, Hamburger Synagoge, S.14. 
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re Schulen.439 Nicht mehr die Aneignung des deutschen Kulturguts war 
also ein Problem, sondern vielmehr die Erziehung dieser Kinder zu gläubi-
gen Juden. Der Religionsunterricht, der vom liberalen Tempelverein, von 
dem Rabbiner Bernays und einigen Privatlehrern erteilt wurde, konnte 
dieses Ziel allein nicht erreichen. Die liberalen Elternhäuser überließen die 
religiöse Erziehung mehr und mehr der Schule. 

Nach der Emanzipation erhob sich die Frage, ob es wünschenswert und 
nützlich sei, das jüdische Schulwesen — abgesehen von Religionsschulen —
aufrechtzuerhalten. Wie bereits dargelegt, hatte 1851 die Majorität der 
Gemeindevorsteher die allmähliche Auflösung des jüdischen Volksschul-
wesens vorgeschlagen. 1864 dagegen beantragte die Majorität die Beibe-
haltung der obligatorischen Armenpflege, zu der auch das Schulwesen 
gehörte, bei einer staatlichen Unterstützung. Dieser Antrag wurde von 
der Bürgerschaft abgelehnt, und die Gemeinde übernahm dann freiwillig 
folgende Verpflichtung: «Die Gemeinde sorgt nach Maßgabe ihrer Kräf-
te und des vorhandenen Bedürfnisses durch Unterhaltung eigener Gemein-
deschulen und Subventionierung anderer israelitischer Schulen sowohl 
für den Unterricht in der jüdischen Religion als auch für einen für das 
bürgerliche Leben ausreichenden allgemeinen Schulunterricht der Kinder 
minderbegüterter Gemeinde-Angehöriger.»44° Gut ein Drittel des Etats 
hat die Gemeinde in der Folgezeit für das Schulwesen aufgewandt. Starke 
Rückwirkung auf das jüdische Schulwesen hatte die Entwicklung eines 
staatlichen Schulwesens, über das seit 1842 verhandelt wurde. Es gab da-
mals nur zwei staatliche höhere Schulen und einige staatliche Armenschu-
len. Das gesamte übrige Hamburger Schulwesen lag in privaten und kirch-
lichen Händen. In der Konstituante, der Bürgerschaft und der Öffentlich-
keit entspann sich ein leidenschaftlicher Kampf um die allgemeine Volks-
schule, an dem sich auch Juden beteiligten. Die Auseinandersetzungen 
spitzten sich auf die Frage zu, ob für alle Kinder gemeinsame untere und 
höhere Volksschulen (Primär- und Sekundärschulen) eingerichtet werden 
sollten oder allgemeine schulgeldfreie und besondere schulgeldpflichtige 
Schulen mit einem höheren Bildungsziel. Die Schlagworte hießen: allge-
meine Volksschule oder Standesschule. Dr. Anton R6e, der Direktor der 
Israelitischen Freischule, wurde zum Fürsprecher und Vorkämpfer der 
allgemeinen Volksschule. Aufgrund seines naturrechtlichen Ansatzes ver-
neinte Me die «natürliche Zugehörigkeit zu einem Stand» und wollte 
durch Erziehung und Ausbildung allen Kindern eine möglichst gleiche 
Berufschance geben. 

439 P. P. aus dem Jahre 1845, ohne Verfasser ohne Datum. J. G. 529. 
440 Statuten der Hamburger Deutsch-Israelitischen Gemeinde 1867, S 23. 
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R6e und seine Anhänger traten nicht nur für die allgemeine, sondern 
auch für die nichtkonfessionelle Volksschule ein. Sie folgten dabei nicht 
antireligiösen Grundsätzen, sondern liberalen Prinzipien, indem sie forder- 
ten, daß Staat und Schule in religiösen Dingen neutral bleiben müßten. 
Religionsunterricht sollte Schulfach sein, aber unter Aufsicht der Religions- 
gemeinschaften stehen. In seiner programmatischen Schrift «Die Sprach-
verhältnisse der heutigen Juden im Interesse der Gegenwart und mit be-
sonderer Rücksicht auf die Volkserziehung» (Hamburg 1844) trat R6e äu- 
ßerst scharf gegen alle Sonderbestrebungen der Juden auf und lehnte die 
Erhaltung und Gründung jüdischer Schulen ab; in der allgemeinen Volks- 
schule sah er das Heilmittel gegen die bestehende Desintegration: «Die 
allgemeine Volksschule wird noch manche tiefe Kluft ausfüllen, über man- 
chen Abgrund wenigstens hinwegführen. Sie allein ist imstande, den sozi-
alen Zwiespalt, in welchem die Masse der Juden mit ihrer Umgebung noch 
immer lebt, auf die Dauer beenden.»44i 

Nach langjährigen Auseinandersetzungen zwischen konservativen, libe-
ralen und radikal-demokratischen Anschauungen entschloß sich die Mehr-
heit der Bürgerschaft für einen Kompromiß: Mit dem Unterrichtsgesetz 
von 1870 wurde die hamburgische Volksschule begründet. Sie bestand aus 
einer einheitlichen siebenstufigen allgemeinen Volksschule mit einer abge-
stuften Schulgeldskala. Ihre Lehrziele gingen über diejenigen der Volks-
schulen in anderen deutschen Staaten hinaus. Aber diese hamburgische 
Volksschule war keine «allen Volksklassen gemeinsame Volksschule» wie 
die radikaldemokratische Gruppe um Anton Ree gefordert hatte, sondern 
die Kinder aus «besseren Bürgerkreisen» erhielten weiterhin ihre höhere 
Bildung in privaten Schulen und den staatlichen höheren Schulen. Diese 
höheren Schulen richteten häufig sogar Vorschulen ein, die ermöglichten, 
die Anwärter auf höhere Bildung auch künftig getrennt von Volksschülern 
zu unterrichten.442 Diese Durchbrechung des Prinzips der allgemeinen 

445  J. Feiner, Anton Ree, S. 3r. Ree hoffte sogar, durch die allgemeine Volks-
schule die Arbeiterfrage lösen zu können: «Durch Einführung der allgemeinen 
Volksschule würde man der uns über kurz oder lang mit einem gewaltsamen Aus-
bruch bedrohenden Arbeiterfrage eine Spitze abbrechen, und zwar in der ach-
tungswerthesten, in der reellsten Weise. Freilich werde ich in der Masse der Arbei-
ter mit diesen Argumenten nicht viel mehr Gehör, als bei meinen politischen Geg-
nern finden. Das ist eben der Fluch bei der socialen Frage, daß durch mangelhafte 
Jugendbildung unter verhältnismäßig zu wenigen Arbeitern eine klare Ansicht 
über die rechten Mittel zur Abhilfe vorhanden ist». A. Ree, Die allgemeine Volks-
schule oder Standesschule, S. r5. 

442 Vgl. für Einzelheiten H. Milberg, Schulpolitik in der pluralistischen Ge-
sellschaft, S. 28 ff. 
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Volksschule wurde übrigens gerade für die von Ree erwartete soziale An-
näherung zwischen Juden und Christen nachteilig, weil, wie in Kapitel IV 
gezeigt worden ist, die Juden zu 95 O/o ein höheres als das Volksschulziel 
erstrebten. Durch das Unterrichtsgesetz von 1870 wurde Religion Lehr-
fach in allen öffentlichen Schulen.443 Der entsprechende Paragraph lau-
tete: «Der Religionsunterricht wird in der Regel nur nach der evangelisch-
lutherischen Confession erteilt; Ausnahmen finden jedoch statt, wenn ein 
größerer Bruchtheil der Schüler einer anderen Confession angehört; in die-
sem Fall wird auch für solche Schüler Religionsunterricht gegeben. Die 
nach Art. II() der Verfassung erforderlichen Dispensationen vom Religions-
unterricht werden durch die Schulcommission ertheilt. Kinder israeliti-
scher Eltern werden auf Verlangen auch vom Schulbesuch am Sonnabend 
entbunden.« (Art. 35) Dieser Paragraph erleichterte den Juden den Be-
such öffentlicher Schulen. 

Ree hatte sich während der langen Schulkämpfe eine praktische Grund-
lage für seine Argumentation geschaffen. Seit 1848 war er Direktor der Is-
raelitischen Freischule. Diese Schule sollte eine Musterschule werden für 
die Durchführung seines Erziehungsideals: «Menschen zu Menschen ma-
chen, indem man sie in den Vollbesitz ihrer physischen, intellektuellen und 
moralischen Kräfte setzten».444 An der Freischule bewies Ree, daß auch Kin-
der armer Eltern mehr als das Volkschulziel erreichen konnten, daß es zu 
guten Ergebnissen führte, Kinder armer und reicher Eltern gemeinsam zu 
unterrichten und nicht zuletzt, daß auch eine nichtkonfessionelle Schule zu 
Glaubenschristen, bzw. -juden erziehen konnte. 

Ree war bestrebt, die konfessionelle Sonderstellung der Schule einzu-
schränken. Ein erster Schritt dahin sollte die Umgestaltung des Religions-
unterrichts in ein fakultatives Fach sein. 1851 entschied das Lehrerkolle-
gium, daß der Hebräischunterricht Teil des Religionsunterrichts sei, und 
befreite einen Schüler auf Antrag des Vaters vom Hebräischunterricht. Ein 
Jahr später wurde der grundsätzliche Beschluß gefaßt, die Teilnahme am 
hebräischen Unterricht vom Wunsch der Eltern abhängig zu machen. Etwa 
20 Schüler machten sofort von der Dispensationsmöglichkeit Gebrauch.44s 
Offensichtlich ließen sie sich mehr aus Nützlichkeitserwägungen oder aus 
Bequemlichkeit als auf Grund einer Gewissensentscheidung befreien, denn 
es wurde kein Antrag auf Befreiung vom Religionsunterricht gestellt. 

Durch diese Regelung wurde eine jüdische Schule die erste Schule in 

443 Gesetz betreffend das Unterrichtswesen. Gesetzsammlung der Freien und 
Hansestadt Hamburg Bd. 6, 1870, I. Abteilung Nr. 64, S. 117 ff § 35- 

444 	Feiner, Anton Ree, S. i t. 
445 E. Müller, Geschichte der Stiftungsschule von 18 r 5, S. toi. 
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Hamburg, die sich von dem konfessionellen Charakter zu lösen versuch-
te1.446  

Rees Konzeption mußte zur Einführung der Simultanschule führen. 1844 
war bereits über die Aufnahme christlicher Schüler diskutiert, aber nicht 
entschieden worden. Im Januar 1852 bat ein christlicher Vater um Auf-
nahme seines Sohnes und entfachte damit erneut die Diskussion. Der Schul-
vorstand entschied sich für die Aufnahme, der Gemeindevorstand verbot 
weitere Aufnahmen christlicher Schüler. Im April 1858 meldete sich wie-
der ein christlicher Schüler zur Aufnahme, und dieser gab Ree ein wichti- 
ges Argument in die Hand. Ree berichtete im Schulbericht 1889/90 folgen-
dermaßen: «Ein Schuhmachermeister, der seinen Sohn aufgenommen ha- 
ben wollte und von mir zurückgewiesen werden mußte, wandte sich Be-
schwerde führend an den Schulvorstand. Er setzte diesem auseinander, er 
habe einige Jahr zuvor, als die Zunft der Schuhmacher von neuem den 
Meistern verbot, Juden als Lehrlinge aufzunehmen, dieses Verfahren als 
intolerant und inhuman betrachtet, die Gegnerschaft seiner Mitmeister 
nicht gefürchtet und einen Juden als Lehrling angenommen. Zum Danke 
begegne er jetzt beim Schulvorstand derselben intoleranten Behandlung, 
gegen die er sich früher in seiner Zunft gewandt habe. Diese Auseinander-
setzung schlug durch.»447 Der Schulvorstand entschied, daß grundsätz- 
lich der Aufnahme christlicher Schüler keine Bedenken entgegengestellt 
werden sollten; es wurde nur die Bedingung gestellt, daß die christlichen 
Schüler Schulgeld zahlen mußten, damit die finanzielle Basis der Schule ge-
sichert bliebe. 

Die Aufnahme christlicher Zahlschüler zog die Anmeldung jüdischer 
Kinder aus wohlhabenden Familien nach sich und beschleunigte somit den 
erstrebten Ausgleich der sozialen Gegensätze. 186o waren unter den 282 
Schülern 105, die Schulgeld zahlten, darunter 14 Christen; 1861 bezahlten 
von 280 Schülern 109 Schulgeld, 1864 von 314 235. 1871 besuchten 272 

446 Eine gewisse Parallele kann in der 5855 gegründeten deutsch-katholischen 
Schule gesehen werden. Die deutsch-katholische Bewegung hatte sich seit Anfang 
der 4oer Jahre in Hamburg ausgebreitet. Ihre Anhänger bejahten die Religion, 
lehnten aber jedes konfessionelle Christentum ab. In der Schule wurde deshalb 
auch kein konfessioneller Religionsunterricht gegeben, sondern Unterricht in Re-
ligionsgeschichte (d. h. biblischer Geschichte), der das Ziel hatte, die Schüler in 
religiösen Fragen zur Selbständigkeit zu erziehen. Ende 5851 hatte die Schule 
annähernd zoo Schüler und Schülerinnen, 1853 mußte sie allerdings geschlossen 
werden. Viele Schüler wechselten damals in die Israelitische Freischule (vgl. R. 
Kayser, Die deutsch-katholische Bewegung in Hamburg, ZVHG Band XXVI 
(1925), S. 147-168). 

447 Jahresbericht 5889/9o. A. R6e: Geschichtliches über die Schule und ihre 
Tendenzen, S. 6. 
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Juden und 305 Christen die Freischule;448  dieses Verhältnis hat sich weiter 
zuungunsten der Juden verschoben. Seit 1871 wurden mittels einer Stif-
tung, der Meta-Ree-Stiftung zum Andenken an die verstorbene einzige 
Tochter Mes, auch christliche Freischüler aufgenommen. 

Es verwundert nicht, daß der Gemeindevorstand versuchte, diese rapide 
Entwicklung der Simultanschule aufzuhalten. 1851 hatte er nicht gegen 
den Schritt zur Simultanschule protestiert.449 In ihm saßen damals über-
wiegend Liberale, die diesen Schritt vermutlich unterstützten. 1854, als 
R6e einen Ruf an eine ähnliche Simultanschule, an das «Philanthropin» 
in Frankfurt, erhalten hatte, hatte der Gemeindevorstand sogar alles dar-
angesetzt, um R& in Hamburg zu halten. 1864 nun beanspruchte der Ge-
meindevorstand ein Oberaufsichtsrecht über die Schule in finanzieller und 
administrativer Hinsicht, und er stellte die Schule unter Druck, indem er 
die jährliche Subvention einstellte. Das Ziel des Gemeindevorstands wurde 
in der Urteilsbegründung des Obergerichts 1878 folgendermaßen zusam-
mengefaßt: «Der Widerkläger (Gemeindevorstand) sieht in einzelnen 
Massnahmen des Widerbeklagten (Schulvorstand) Abweichungen von den 
ursprünglichen Zwecken der widerbeklagten Schule, er fürchtet für die 
Zukunft fernere Abweichungen, durch welche die Schule den Charakter 
einer specifisch israelitischen, den er ihr vindicirt, verlieren, zur Simultan-
schule werden oder etwa einen ihrem ursprünglichen Zwecke gerade ent-
gegengesetzten Charakter annehmen könnte. Zur Verhütung derartiger 
Veränderungen, die ihm der Absicht der Stifter und den Rechten der Is-
raelitischen Gemeinde zuwider erscheinen, soll ihm das Aufsichtsrecht die-
nen, in dem er den einzigen Halt sieht, den er noch über die Schule habe 
und das einzige Mittel, das ihm zur Wahrnehmung seiner Rechte zu Gebote 
stehe ... So ist es klar, daß er (der Gemeindevorstand) unter dem Auf-
sichtsrecht ein Recht versteht, das ihn befähigt, mit Geboten und Verboten 
gegen den Schulvorstand einzuschreiten, um die Verwaltung der Schule in 
den ihm genehmen Gleisen zu führen und eine Richtung, die er nicht billigt, 
von der Schule fernzuhalten.»4s. Die Haltung des Gemeindevorstandes 
war sehr verständlich oder sogar notwendig, aber ihr fehlte die Rechts-
grundlage, da die Freischule eine Stiftungsschule war und nirgends ein Auf-
sichts- oder Einspruchsrecht festgelegt war. Der Schulvorstand kämpfte 
für die Autonomie der Schule und beschritt den Rechtsweg gegen den Ge- 

448  Berichte in J. G. 535c. 
449 Allerdings war der Präses des Schulvorstandes, Dr. D. R. Warburg, damals 

zurückgetreten, weil er die Verantwortung für diesen Schritt gegenüber dem Ge-
meindevorstand nicht übernehmen zu können glaubte. 

450 Entscheidung des Obergerichts vom 21. Okt. 1878 J. G. 535 d. 
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meindevorstand. 188o wurden alle Ansprüche des Gemeindevorstands 
durch eine Entscheidung des Reichsgerichts abgewiesen.45. 

1869 erhöhte der Schulvorstand die bestehenden Spannungen, als er die 
Änderung des Namens «Israelitische Freischule» in «Stiftungsschule von 
1815» beim Senat beantragte. Der Gemeindevorstand erhob Einspruch da-
gegen, und die Auseinandersetzung endete mit dem Kompromiß, daß die 
Schule sich «Israelitische Stiftungsschule von 1815» nennen sollte. Bald 
aber ließ sie in Mitteilungen und Prüfungszeugnissen das Adjektiv «israeli-
tisch» weg. Erst 1889 nahm die Oberschulbehörde daran Anstoß. Darauf-
hin reichte Ree ein neues Gesuch um Namensänderung ein, das gegen den 
Willen des Gemeindevorstands gebilligt wurde.4s2 Obwohl die Namens-
änderung nur das äußere Zeichen einer zum Abschluß gebrachten Ent- 
wicklung war, ist das Drängen Res auf Namensänderung doch bezeich-
nend für seine innere Distanz zum Judentum. 

Den Schritt zur Simultanschule taten alle Ende des 18. oder Anfang 
des 19. Jahrhunderts gegründeten Freischulen, denn es entsprach ihrer Kon- 
zeption, die Assimilation der Juden durch die soziale Berührung zu be-
schleunigen und zu vertiefen.453 

Parallel zu den Bemühungen R6es, die Schule in eine Simultanschule 
umzuwandeln, liefen innere pädagogische Reformen. Das Lehrziel der 
Schule wurde dem der höheren Bürgerschule angeglichen, und 1871 gehörte 
die Freischule, bzw. Stiftungsschule zu den ersten Hamburger Schulen, die 
die Berechtigung zur Erteilung des einjährig-freiwilligen Zeugnisses erhiel-
ten.454 Die Schülerzahl hat sich bald nach der Erlangung der Prüfungs- 

451 Die Prozesse liefen von 5872-5880. Entscheidung des Reichsgerichts vom 
17. Sept. 1880. J. G. 535 d. 

452 Schriftwechsel von 1869 und 1890 in Cl VII Lit. Lb. Nr. 18 Vol. 7 b, Fasc. 
2 Inv. 37 a I. Die Genehmigung zur Namensänderung wurde am 16. 52. 1890 er-
teilt. 

453 Die Jacobsonschule in Seesen war seit 1805 statutenmäßig als Simultan-
schule festgelegt; sie wurde damit die erste Simultanschule in Deutschland; das 
Philanthropin in Frankfurt am M. folgte 1818. Ihr Leiter von 1838-47 war Im-
manuel Wohlwill (vgl. Anm. 353). 

454 Die Genehmigung wurde am 24. Sept. 1870 vom Bundeskanzleramt er-
teilt. Gesetzsammlung der Freien und Hansestadt Hamburg Bd. 6, 1870, II. Abt. 
Nr. 71. Die preußische Einrichtung des «Einjährigen» wurde 1867 auf den Nord-
deutschen Bund und 1871 auf das Deutsche Reich ausgedehnt. Sie beruht aus § II 
des Gesetzes über die Verpflichtung zum Kriegsdienst vom 9. Nov. 1867, der lau-
tet «Junge Leute von Bildung, welche sich während ihrer Dienstzeit selbst be-
kleiden, ausrüsten und verpflegen, und welche die gewonnenen Kenntnisse in vor-
schriftsmäßigem Umfange dargelegt haben, werden schon nach einjähriger Dienst-
zeit im stehenden Heere ... zur Reserve beurlaubt ...» Brockhaus von 1883 
(13. Aufl.), Bd. V, S. 828. 
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berechtigung verdoppelt. 1892 hatte die Schule 745 Schüler, von denen 
293 die Vorschule besuchten, in die die untersten Klassen nach 1870 um-
gewandelt worden waren.455 Diese Schülerzahl ist bis 1915 ziemlich kon-
stant geblieben. Der Anteil der jüdischen Schüler allerdings nahm rapide 
ab: 1889 betrug er 33 0/0, 1892 27,3 0/0, 1902 16,8 0/0, 1907 10,50/0 und 
1915 nur noch 8,70/0. Aus der jüdischen Schule war eine Schule mit jüdi-
scher Minorität geworden. Die Umgestaltung in eine Realschule wirkte 
sich auch dahin aus, daß die Schule es sich wegen der größeren Stoffülle, 
die nun zu bewältigen war, nicht länger leisten konnte, an jüdischen und 
christlichen Feiertagen freizugeben. Bis 1870 wurde am Sonnabend und 
Sonntag nur jeweils evangelischer oder jüdischer Religionsunterricht ge-
geben. Nach 1870 hatten die Oberklassen am Sonnabend und an den jü-
dischen Feiertagen vollen Unterricht. Jeder Jude konnte sich zwar am Sab-
bath vom Schreiben befreien lassen, aber diese Möglichkeit hatte er auch an 
den staatlichen Schulen. Für einen Juden bestand der Vorteil dieser Schule 
gegenüber den staatlichen (1893 wurde die erste staatliche Realschule ein- 
gerichtet) darin, daß hier der Anteil der jüdischen Schüler größer war als 
in anderen Schulen456  und daß sie — abgesehen von der orthodoxen Tal- 
mud Tora-Schule — die einzige Jungenschule war, in der überhaupt jüdi-
scher Religionsunterricht erteilt wurde. Die Qualität des Religionsunter-
richts muß allerdings im Laufe der Zeit sehr nachgelassen haben; die Stun-
denzahl sank auf insgesamt zwei pro Woche für den hebräischen und den 
jüdischen Unterricht. 

Die Haltung des Gemeindevorstands und der Gemeindemitglieder zu 
der Schule war sehr unterschiedlich. In manchen Berichten wurde die 
Schule als jüdische Simultanschule erwähnt, in anderen nicht. Eine Sub-
vention zahlte die Gemeinde nicht mehr. 1916 versuchte der Gemeindevor- 
stand, mit der Stiftungsschule einen Vertrag abzuschließen, durch den sich 
die Schule verpflichtete, «so oft und so lange jüdische Schüler die Stiftungs- 
schule von 1815 besuchen, diesen Schülern einen ausreichenden jüdischen 
Religionsunterricht von einem akademisch gebildeten Lehrer erteilen zu 
lassen», welcher mindestens drei Wochenstunden beträgt und die Gebiete 
biblische Geschichte, nachbiblische Geschichte, Religionslehre und He-
bräisch umfaßt.457 Dieser Vertrag ist offensichtlich nie rechtskräftig ge-
worden. Während des Krieges geriet die Schule in erhebliche finanzielle 
Schwierigkeiten und reichte infolgedessen ein Gesuch um Verstaatlichung 
ein. 1920 ist sie vom Staat übernommen worden und hat den Namen Anton 

455 Jahresbericht 1891/92. 
456  5900 hatte die Realschule in Einsbüttel 55 jüdische Schüler, alle anderen 

höheren Schulen für Juden — außer Gymnasien — hatten weniger. 
457 Entwurf vom 28. Dez. 1916, J. G. 535 b. 
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Ree-Oberreal-Schule erhalten. Seitdem ging bei Juden und Nichtjuden das 
Wissen um Ursprung und Geschichte der Schule verloren. 

Die Hundertjahrfeier der Schule 1917 wurde als Jubiläum einer Ham-
burger Schule begangen. Der Syndikus der Gemeinde, Dr. N. M. Nathan, 
schrieb damals im Hamburger Israelitischen Familienblatt: »... Wir Ju-
den jedenfalls können der Stiftungsschule von 1815, die einst zum Segen 
und zur Ehre des Judentums gegründet wurde, nicht ohne Bitterkeit ge-
denken. Uns ist ihre Geschichte eine Mahnung und ein Fingerzeig im 
Kampf um die Frage, ob konfessionelle, ob paritätische Schulen ... Eine 
jüdische Schule hat nur ihre Berechtigung, wenn jüdischer Geist an ihr 
herrscht. Daß der Leiter der Freischule von 1815 dieses jüdischen Geistes 
in dem Maße ermangelte, daß er sich völlig vom Judentum trennte — ohne 
daraus die einzig mögliche Konsequenz zu ziehen, sein Amt als Leiter einer 
jüdischen Schule niederzulegen — ist der Anstalt, wie wir es auffassen, 
zum Verhängnis geworden.»4s8  

Die Entwicklung der Freischule spiegelt die Haltung der assimilierten 
Hamburger Juden wider. Die soziale Emanzipation sollte bei den Kindern 
beginnen und auf die Erwachsenen übergreifen. Die Assimilation, wie sie 
in der Entwicklung der Freischule zum Ausdruck kam, geschah mit ideali-
stischen Zielen; sie ging aber parallel mit einem Verlust an jüdischem Be-
wußtsein. 

Das Interesse der orthodoxen Juden lag bei der Talmud Tora-Schule. 
Das Bildungsideal dieser Schule blieb bis zu ihrer Auflösung im Jahre 
1942 die Harmonie zwischen Thora und Derech Eretz, zwischen Pflicht-
erfüllung gegenüber Gott und der Welt. 1856 faßte der neue Oberrabbi-
ner A. Stern, der Ephorus der Schule geworden war, das Ineinander von 
weltlicher und jüdisch-religiöser Bildung noch einmal folgendermaßen 
zusammen: «Unsere Schule, obgleich den Namen Talmud Tora führend, 
hat nach Ausweis der Protokolle den Namen Tora nie so aufgefaßt, als 
sei es der Zweck und die Aufgabe der Schule, lediglich die religiösen Dok-
trinen zu lehren und die Schüler eine Fertigkeit in ihren Hilfswissenschaft 
erlangen zu lassen; es wird ausdrücklich als Zweck angegeben, <religiös-
sittliche, für die bürgerliche Gesellschaft brauchbare Subjekte zu bilden>, 
den Anforderungen des Zeitgeistes und der Staaten entsprechend, jüdisch-
religiöse Bildung mit der sittlichen und wissenschaftlichen zu vereinigen 
... Es genügt in Wahrheit nicht, die Schüler zu Juden und nützlichen 
Mitgliedern der bürgerlichen Gesellschaft auszubilden, das Streben hat 
vielmehr die Richtung zu behaupten, daß die Schüler inne werden, wie 
das Prädikat eines möglichst vollkommenen Juden das eines möglichst 

458 Hamburger Israelitisches Familienblatt 20. Jg. Nr. 5, 15. Jan. 1917. 
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vollkommenen Menschen involviere ... Sie sollen einsehen lernen, daß 
sowie der Name Jude den des Menschen einschließe, so auch die Tora, 
richtig aufgefaßt, das Leben begreifen und weihen lehre ... Diesen 
Grundgedanken haben wir nicht erst in die Schule hineingetragen, son-
dern er liegt dem bestehenden Plan zugrunde ...»459 

Der Lehrstoff der Schule wurde ständig erweitert und dem der höheren 
Schulen angenähert. Ende 1868 gestaltete Stern die Schule in eine drei-
jährige Elementarschule und sechsjährige höhere Schule um und richtete 
eine Selekta ein, um die Schule auf die Berechtigung zur Verleihung des 
Einjährigenscheins vorzubereiten. Das Bildungsstreben der Juden legte 
diesen Schritt nahe. Eine Schwierigkeit dabei lag darin, daß die Schule 
wegen der 12 bis 14 Stunden, die sie für den Religionsunterricht ansetzte, 
auf eine Wochenstundenzahl von 38 bis 42 kam, während zum Beispiel 
die Freischule nur 29 bis 32 Stunden wöchentlichen Unterricht und z Re-
ligionsstunden ansetzte. In dem Gesuch, das Stern an die interimistische 
Schulbehörde richtete, hob er diese Schwierigkeit hervor, bestand aber auf 
der vorgesehenen Zahl für die religiösen Fächer, weil es «zu den Funda-
mentalsätzen des konservativen gesetztreuen Judentums (gehört), die Ju- 
gend zu einer gründlichen Quellenkenntnis des religiösen Schrifttums zu 
führen, das die Basis des Bekenntnisses bildet».46° 

Die Schule erhielt die nachgesuchte Berechtigung und nahm einen wei- 
teren Aufschwung. 1859 hatte sie bereits wegen der wachsenden Schüler- 
zahlen ein neues Schulgebäude errichten müssen. 1873 war die Schüler-
zahl auf 475 (292 Realschule und 183 Vorschule) gestiegen,461 1893 be- 
trug sie 53o, 1898: 489, 5903: 507 und 1907: 609 Schüler.46. 1911 wur-
den die Schule und die Synagoge aus der Neustadt in das Hauptwohn-
viertel der Juden, Rotherbaum, verlegt.463 

Die Anzahl der Freischüler blieb sehr viel höher als in der Freischule. 
Lange Zeit bestanden allerdings auch bei wohlhabenden Orthodoxen 
Vorbehalte gegenüber dieser Schulform, die Merkmale einer Einheits-
schule aufwies. 1859 wurde von reichen Orthodoxen eine höhere Privat-
schule gegründet, die großen Zulauf hatte, aber nur etwa Io Jahre be- 
stand. Danach hatte die Talmud Tora-Schule keine Konkurrenz mehr. 
5874 zahlten von 491 Schülern 249 Schulgeld,464 1889 waren 42 °/o der 

459 J. Goldschmidt, Geschichte der Talmud Tora-Realschule, S. 82. 
46o Ebenda, S. 104. 
461 Aufstellung in J. G. 534 c. 
462 Aufstellungen in J. G. 534 d und e. 
463 In diesem Schulgebäude Grindelhof 3o sind heute das Sozialpädagogische 

Institut und eine Abteilung der Büchereischule untergebracht. 
464 Brief des Vorstands der Talmud Tora-Schule an den Vorstand der Deutsch-

Israelitischen Gemeinde vom 27. Mai 1875 J. G. 534 c. 
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Schüler Freischüler und 9 °/o zahlten das volle Schulgeld.465 Nach der 
Reorganisation der Gemeinde wurde die Schule neu verpflichtet, Kinder 
armer Gemeindemitglieder unentgeltlich aufzunehmen; die Aufnahme 
von Zahlschülern durfte die Aufnahme von Freischülern nicht beein-
trächtigen. Zahlschüler konnten auch Nichtgemeindemitglieder sein: 1889 
stellten sie 34 °/o der Schüler.466  Die Gemeinde zahlte der Schule für die 
Freischüler eine jährliche Subvention. Die Talmud Tora-Schule kam also 
einer Einheitsschule näher als die Freischule Rees. Das einigende Band 
zwischen den verschiedenen Gesellschaftsschichten war die Religion. Der 
Vertrag mit der Gemeinde enthielt deshalb auch die Klausel: «In Fällen 
jedoch, in welchen die Aufnahme einen nachtheiligen Einfluß auf die 
Schule üben könnte, bleibt dieselbe der Entscheidung der Direction vor-
behalten.»467 Von Zeit zu Zeit kam es tatsächlich zu Streitfällen: 1900 
wurde zum Beispiel die Aufnahme eines Jungen abgelehnt, dessen Mutter 
vom Tempelverband in das Judentum aufgenommen war und der deshalb 
von den Orthodoxen nicht als Jude anerkannt wurde.468  

Erhebliche Schwierigkeiten bereitete der Schule die Besetzung der Leh-
rerstellen. Als höhere Bürgerschule war sie verpflichtet, in den Oberklas-
sen Lehrer mit staatlicher Lehrerlaubnis unterrichten zu lassen. Geeignete 
jüdische Oberlehrer standen kaum zur Verfügung. Da für jüdische Kan-
didaten in den deutschen Ländern kaum Anstellungsmöglichkeiten be-
standen, war auch das Interesse der Juden an dieser Ausbildung nur ge-
ring. Für den Realienunterricht wurden deshalb nichtjüdische Lehrer an-
gestellt, aber auch sie waren nicht leicht zu finden, weil sie nicht auf den 
Sonntag verzichten wollten und eine andere Ferienordnung bevorzugten. 
Gegen Ende des 19. Jahrhunderts nahm das Angebot an jüdischen Ober-
lehrern zu. Nach dem Tod des Oberrabbiners A. Stern erhielt die Schule 
erstmalig einen eigenen Direktor, Dr. Josef Goldschmidt. Goldschmidt 
hatte sich nach der Reichsgründung und mit dem beginnenden wirtschaft-
lichen Aufschwung mit dem neu erwachten Nationalgefühl identifiziert. 
Wie die Mehrzahl der Oberlehrer im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts 
und entsprechend den Empfehlungen, die Wilhelm II. zum Beispiel auf der 
Schulkonferenz 1890 gegeben hat, folgte er dem Ziel der nationalen Er-
ziehung und legte besonders im Geschichts- und Deutschunterricht Wert 

465 Tabelle des Schulgeldes 1889 J. G. 534 c. 
466 Ebenda. Dieser erstaunlich hohe Anteil spricht dafür, daß viele Orthodo-

xe einem Kultusverband angehörten, nicht aber der Gemeinde. 
467 Vertrag zwischen Talmud Tora-Schule und Gemeindevorstand vom 17. 

Jan. 1869 J. G. 534 c. 
468 Auszug aus dem Protokoll der Schulvorstandssitzungen vom 23. Dez. und 

3o. Dez. 1900. J. G. 534 g. 
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auf das nationale Bildungsideal. Bei der Einweihung des neuen Schulge-
bäudes 1911 sagte er: «Drei Idealen streben wir zu. Das erste zeigt euch 
unser jüdischer Glaube. Die erhabenen Vorschriften der schriftlichen und 
mündlichen Lehre erwecken in unserem Herzen das Zartgefühl für Men-
schen und Tiere, befestigen die Ergebenheit in die Schickungen des All-
mächtigen und erwärmen für alles Warme und Edle. Ein zweites Ideal be-
steht darin, daß ihr aus der Beschäftigung mit der deutschen Literatur und 
Geschichte die deutsche Eigenart schätzen, lieben und hochachten lernt. 
Treue gegen sich selbst und andere, Festigkeit und Kraft, Ernst und Mut 
im Handeln zeichnen den deutschen Mann aus. Und bewundern wir unser 
Heimatland ob der Schönheit seiner Berge und Täler, seiner sanften Strö-
me und lieblichen Seen, so sind wir stolz, Bürger eines Volksstammes zu 
sein, der durch jene Tugenden emporragt vor allen Nationen des Erdballs. 
Insbesondere aber hängt unser Herz, und das sei euer drittes Ideal, an un-
serem lieben, schönen Hamburg ...»469 Seine nationalen Schulfeiern 
wurden mit dem Deutschlandlied abgeschlossen. Im ersten Kriegsjahr 
1914 berichtete Goldschmidt über die Einbeziehung des Kriegsgeschehens 
in den Unterricht; seine Darstellung endete mit den Worten: «In den 
klügeren Schülern steigt ein Bewußtsein auf von der Macht und dem köst-
lichen Gute der deutschen Vaterlandsliebe, der deutschen Tapferkeit und 
Treue. Sie erlangen eine Ahnung davon, wie das vor vierzig Jahren ge-
einte deutsche Reich die neue Aufgabe übernimmt, sich nicht bloß gegen 
Neid und Mißgunst zu verteidigen, sondern in größerem Umfange eine 
Weltstellung anzutreten, in der es keine Beeinträchtigung durch andere 
Staaten zu fürchten braucht.»47° Leider sind die Aufsätze nicht erhalten, 
die bei der Einjährigenprüfung 1915 geschrieben worden sind zu dem 
Thema: «Freue Dich, Jüngling, daß du Deutscher bist.»47i Sie könnten 
uns zeigen, ob und wieweit die nationale Gesinnung des Direktors die 
Schüler beeinflußt hat. 

Die nationale Haltung zwang Goldschmidt, gegen die Zionisten Stel-
lung zu nehmen. Eine solche Stellungnahme ist beispielsweise enthalten in 
den Bedingungen, die Goldschmidt stellte, als die Familie Warburg zum 
Andenken an den 1910 verstorbenen Moritz Warburg, der sich sehr für 
die Schule engagiert hatte, der Schule eine größere Schenkung machen 
wollte. In seinem Vorschlag heißt es u. a.: «3. Derselbe (Schuldirektor) 
soll dazu verpflichtet werden, die strengreligiöse Erziehung der Schüler 
als das Hauptziel seiner Arbeit zu betrachten. Er soll, um auf eine neuer-
dings aufgetauchte Bewegung zu exemplifizieren, nicht extra Zöglinge 

469 Schulbericht 1911/1912 J•  G. 534 1. 
47o Bericht über das Schuljahr 1914/1915, S. 23. J. G. 534 d. 
471 Ebenda, S. 25/26. 
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zu hebräisch sprechenden Kolonisten von Palästina heranzubilden sich be-
mühen, 4. sondern treue Bürger unseres deutschen Vaterlandes.»472. 

Der Nachfolger Goldschmidts, Dr. Joseph Carlebach, hat der Schule 
Erstarrung in der Konzeption von 182o vorgeworfen und sie — und an-
dere Schulen — eine »arme Nachahmung« der säkularen öffentlichen 
Schulen genannt.473 Sein Impuls zur Neugestaltung des Unterrichts kam 
nach seiner Ernennung 192o aus seiner orthodox-zionistischen Grund-
haltung: Er wollte die nationalen Faktoren (Sprache, Land, Kultur) in 
der jüdischen Religion zu neuem Leben bringen. Eine seiner ersten Refor-
men betraf deshalb den Unterricht der hebräischen Sprache: Aus der to-
ten Sprache und aus der Sprache des Kultus sollte die lebende Sprache des 
Volkes und der Kultur Israels werden. Dieses Ziel Carlebachs stand in 
offenem Gegensatz zu dem von Goldschmidt, und zwischen Carlebach 
und einigen älteren Lehrern kam es sehr bald zu Auseinandersetzungen, 
die mit dazu beitrugen, daß Carlebach 1926 das Angebot annahm, Ober-
rabbiner von Altona zu werden. 

Die Entwicklung der jüdischen Mädchenschulen entsprach im wesent-
lichen der der Jungenschulen. Die beiden bestehenden Schulen, die Ge-
meindeschule von 1818 und die private Israelitische Mädchenschule von 
1798, wurden 1883 zu der «Israelitischen Töchterschule» vereinigt. Der 
Lehrplan dieser Schule schloß sich dem der öffentlichen Volksschulen an, 
ging allerdings im Sprachenunterricht (Englisch und Französisch) darüber 
hinaus. Für den Religionsunterricht wurden vier Wochenstunden vorge-
sehen; er umfaßte die biblische und nachbiblische Geschichte, Religions-
lehre (Glaubens- und Pflichtenlehre) und Hebräisch. Die Schule hatte et-
wa 400 Schülerinnen.474 Die 369 Schülerinnen, die von 1885 bis 1891 die 
Schule verließen, wählten folgende Berufe: Haushaltung 122 (33,o 0/0, 
Schneiderin 6o (16,2 °/0), Verkäuferin 57 (15,4 (VO, Stickerin 27, Putzma-
cherin 24, Buchführung 18, Lehrerin 15, Kindergärtnerin 8, Wäschekon-
fektion 8, unbestimmt 30.475 1912 wurde die gesamte Schule der Abtei- 

472 Brief von J. Goldschmidt an Max M. Warburg vom 5. Nov. 1919. J. G. 
534 i. 

473 N. Carlebach, Joseph Carlebach, S. 103/104. 
474 Ende 1902 besuchten 430 Schülerinnen diese Schule, davon gehörten 310 

zur Gemeinde und 120 nicht. Von den 310 Gemeindeangehörigen zahlten 147 
kein Schulgeld. Aufstellung in J. G. 538 e. 

475 Bericht der vom Repräsentanten Collegium der Deutsch-Israelitischen 
Gemeinde gewählten Commission betreffs des Gemeinde-Vorstand-Antrags: Is-
raelitische Töchterschule, o. D., vermutlich Ende 1891, J. G. 538 f. Von den 
3622 Volksschulabgängerinnen in Hamburg im Jahre 1891 blieben 29,1 °/o im 
Hause, wurden 52,6 °/o Dienstmädchen, 3,4  0/o Schneiderinnen und 3,6 °/o erlern-
ten den Haushalt. Jahresbericht der Oberschulbehörde 1890/91, S. 78. 
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lung für das höhere Schulwesen der Oberschulbehörde unterstellt, womit 
das höhere Lehrziel der Schule anerkannt war. Nach der Einführung der 
Einheitsschule auf Reichsebene 1919 wurden vier Grundschulklassen ein-
gerichtet, die in einem Volksschulzug (4 Klassen) und einem Höheren-
Mädchen-Zug (6 Klassen) fortgesetzt wurden; 1926 wurde der Lehrplan 
für Realschulen für diesen Zweig übernommen, und 193o wurde er staat- 
lich als Realschule anerkannt. 

Während der größte Teil der Mädchen aus armen und nicht sehr wohl- 
habenden Familien die Israelitische Töchterschule besuchten, schickten die 
reichen Eltern ihre Mädchen weiter in nichtjüdische höhere Privatschu- 
len.476  Auf Initiative des Oberrabbiners M. A. Hirsch wurde deshalb 
1893 eine private streng orthodoxe höhere Mädchenschule gegründet. Sie 
übernahm den Lehrplan der höheren Mädchenschulen und wurde 1912 
als Lyzeum staatlich anerkannt.477 Das Lyzeum Bieberstraße, wie diese 
Schule genannt wurde, war eine Parallelschule zur Talmud Tora-Schule. 
Bis 1914 hat sie allerdings keine Subvention durch die Gemeinde erhalten, 
sondern wurde ausschließlich durch das Schulgeld und durch Stiftungen 
finanziert. Da die Schule auf Schulgeld angewiesen war, konnte sie nicht 
viele Freischülerinnen aufnehmen. Die Verhandlungen 1924 bis 1926 über 
eine Fusion zwischen der Gemeindeschule und der Höheren Töchterschule 
zeigen, daß in dieser Schule aber auch ein gewisses Standesbewußtsein ge-
pflegt wurde. Das Lyzeum widersetzte sich einer Fusion aus religiösen 
Bedenken — obwohl der Gemeindevorstand Sicherungen zur Wahrung 
des orthodoxen Charakters der Schule zugestand — und auch, weil «die 
aus besseren Häusern stammenden Kinder durch Tradition und Erziehung 
bessere Vorbedingungen für eine lyzeale Erziehung mitbringen.»478  Es 
finden sich also unter den Juden dieselben Widerstände gegen eine demo-
kratische Einheitsschule wie in der übrigen Hamburger Gesellschaft. 

Stärkeren Zulauf als die orthodoxe höhere Mädchenschule hatte die 
liberale private von Dr. Jakob Loewenberg. Diese Schule war 1863 von 
Dr. Moritz Katzenstein gegründet worden mit dem Ziel, den Mädchen 
eine «religiös-moralische und wissenschaftliche Ausbildung zu ge- 
ben.»479 188o hatte die Schule bereits über zoo Schülerinnen. 5892 über- 

476 Das höhere Mädchenschulwesen war bis 1910 ein Privatschulwesen. 
477 1910 wurden die ersten beiden staatlichen Lyzeen in Hamburg einge-

richtet und gleichzeitig private und halböffentliche Schulen staatlich anerkannt. 
478 Frl. Philips (Bieberstraße) in einer Aussprache mit Herrn Jonas, o. D., 

etwa 5925. J. G. 538 q. 
479 Die einzige Quelle über diese Schule ist die Festschrift zum sojährigen 

Bestehen: Anerkannte Höhere Mädchenschule von Dr. J. Loewenberg, Ham-
burg 1913. 
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nahm Dr. Loewenberg diese Schule. Er war ein bedeutender Pädagoge, 
Schriftsteller und Dichter. In seinem Hauptwerk, dem autobiographi-
schen Roman «Aus zwei Quellen» (1914), hat er den Kampf eines jüdi-
schen Lehrers gegen den Antisemitismus geschildert. Loewenberg war be-
herrscht von einem Einheitsgefühl, das in ihm den Deutschen und Juden 
verband, und er wollte in seinen Gedichten und Novellen seine Sicherheit 
und Überzeugung weitergeben.48. Einzelheiten über diese Schule sind 
nicht bekannt. 1912 erhielt sie die staatliche Anerkennung als Lyzeum; 
1913 hatte sie 282 Schülerinnen, von denen 36 evangelisch und 6 katho-
lisch waren. Der Weg zur Simultanschule entsprach dem Erziehungsziel 
Loewenbergs, das er im Schulprospekt 1892 so formulierte: «Die Ziele 
einer höheren Mädchenschule können keine anderen sein, als die Ziele ei-
ner Schule überhaupt: Allseitige Entwicklung und harmonische Ausbil- 
dung der geistigen und körperlichen Kräfte ihrer Schüler im Dienste des 
Reinmenschlichen, das zugleich das Göttliche ist, im Dienste des Wahren, 
Schönen und Guten. Die Schule soll ihre Zöglinge begeistern für jene Ge-
sinnung, die über alle Schranken und Scheidegrenzen des Lebens hinweg 
den Menschen im Menschen ehrt, für jene Gesinnung, die als die Blüte rei-
nen Menschtums sich durch selbstlose, hingebende Nächstenliebe zu be-
stätigen sucht.»481 

Es ist leicht, den Leistungserfolg der jüdischen Schulen nachzuweisen, 
aber sehr schwer oder sogar unmöglich, aufzuzeigen, ob die Kinder tat-
sächlich zu überzeugten Juden und Jüdinnen erzogen wurden, die das 
Rüstzeug hatten, in einer sich verändernden Umwelt als Juden zu leben. 
Es ist bestimmt nicht zuletzt der Erziehungsarbeit der orthodoxen Schu- 
len zu verdanken, daß die orthodoxen Juden eine große und lebendige 
Gemeinde in Hamburg bildeten. Gegen Konflikte konnte die jüdische Er- 
ziehung aber kein Allheilmittel geben. In vielen Fällen war der Weg von 
der Orthodoxie zur Taufe oder zur Indifferenz nicht weiter als vom Li-
beralismus und vom Reformjudentum.482 

Der Hamburger G. G. Cohen, einer der ersten und eifrigsten Zionisten 
Deutschlands, schildert in seiner Schrift: «Drei Stadien» (Hamburg 1885, 
als Manuskript gedruckt 1906) die Vorgänge und Veränderungen, die in 
einer jüdischen Familie zur Taufe führten: Die 1. Generation lebt zufrie- 

480  Vgl. die Nachrufe im Hamburger Israelitischen Familienblatt 32. Jg. Nr. 
7, 14. Febr. 1929; vgl. auch den Aufsatz Ernst L. Loewenberg, Jakob Loewen-
berg, Excerpts from his Diaries and Letters, in: Leo Baeck Institute Year Book 
XV (1970), S. 583-209. 

481 J. Loewenberg, Anerkannte Höhere Mädchenschule, S. 7. 
482  Ein Sohn von Rabbiner Bernays z. B., Michael Bernays, ließ sich taufen, 

A. D. B. Bd. 46, S. 404 ff. 
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den im Judentum, sie ist orthodox mit liberalem Einschlag, schickt die 
Kinder auf eine Simultanschule und steigt wirtschaftlich auf vom Trödler 
über den Ladeninhaber zum Großhändler. Der Sohn (2. Generation) hei-
ratet eine liberale, gebildete Jüdin, die sich gern absetzt von den vielen 
Stammesgenossen. Sie will die Kinder nicht in eine Schule schicken, in der 
«unser liebenswürdiger Stamm so zahlreich vertreten (ist), daß man in 
Palästina zu sein glaubt», weil dieser Umgang für ihre Kinder «durchaus 
nicht wünschenswert» ist (S. t). Die Kinder besuchen eine christliche 
Schule, und als die christlichen Eltern die Abschulung der Juden fordern, 
lassen die Eltern die Kinder taufen. Der Vater versucht, den Schritt zu 
umschreiben und zu verbergen, die Mutter ist stolz darauf und meidet nun 
den Umgang mit Juden. Schließlich lassen sich auch die Eltern taufen. Ihr 
Sohn (3. Generation) wird wirklicher Geheimrat von ..., ist deutschna-
tional und bekämpft den Kosmopolitismus. 

Dieses phantasiereiche Bild von Cohen weist in seiner überspitzung 
manche Wahrheitsmomente auf. Als 1894 beispielsweise eine Privatschule 
in Harvestehude die Aufnahme weiterer jüdischer Schülerinnen auf einen 
bestimmten Prozentsatz beschränkte, erregten sich die Zionisten darüber, 
daß nicht alle Juden ihre Kinder abschulten, sondern einige doppelt stolz 
darauf waren, ihre Kinder auf dieser Schule zu haben.483 Häufiger aller-
dings als auf dem von Cohen aufgezeigten Weg ging die Trennung vom 
Judentum über die Mischehe. 

Um 1850 hat das Bild so ausgesehen, daß alle Armenkinder in jüdischen 
Schulen waren und daß zwei Drittel der Jungen und alle Mädchen wohl-
habender Eltern nichtjüdische Schulen besuchten. Dieses Bild hat sich in 
der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts erheblich verändert: 1871 waren von 
2462 jüdischen Schulkindern 900 auf jüdischen Schulen, das waren 
36,6 °/o.484 1903 gingen 1409 von 2726 jüdischen Schulpflichtigen in 
rein jüdische Schulen, d. h. 51,7 0/0. Der Anteil war bei den Mädchen hö-
her (862) als bei den Jungen (547).485 1871 besuchten 843 Schüler und 
Schülerinnen (33,90/0  Schulen, in denen Juden mindestens 1/5  der Schü-
ler stellten. Dazu gehörte die Israelitische Freischule, die damals ebenso 
viele jüdische wie nichtjüdische Schüler hatte (272 : 305). Bei den Mäd-
chen war die Verteilung in den Höheren Privatschulen ziemlich breit: 11 

höhere Privatschulen hatten mehr als 1/5  jüdische Schülerinnen. Die rest-
lichen 700 Kinder waren auf die staatlichen höheren Schulen und anderen 

483 W. Bachrach: Das israelitische Selbstbewußtsein und die Förderung des-
selben durch die Schule. Israelitisches Familienblatt 5. Jg. Nr. 32, 7. Aug. 1902. 

484 Das Unterrichtswesen im Hamburgischen Staat, S. 51. 
485 Jahresbericht der Oberschulbehörde 1902/03, S. 63-66. 
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Privatschulen verteilt.486  Dreißig Jahre später hatte sich das staatliche 
Schulwesen gut entwickelt; auch auf die jüdischen Schüler übte es Anzie-
hungskraft aus, aber es zog sie nicht von den jüdischen Schulen weg, son-
dern von den nichtjüdischen Privatschulen. 1903 waren 128 Jungen auf 
prüfungsberechtigten und 141 auf nichtprüfungsberechtigen nichtjüdi-
schen Privatschulen, 236 Schüler besuchten die staatlichen Gymnasien 
und Oberrealschulen. Besonders hoch war der Anteil von jüdischen Schü-
lern am Wilhelmgymnasium (1903 113 von 451, also etwa 1/4) das am 
Rothenbaum im Hauptwohngebiet der Juden lag.487 Die Gymnasien 
und Oberrealschulen waren Aufbauschulen, die von vielen erst dann be-
sucht wurden, wenn sie eine Realschule beendet hatten. Daß relativ weni-
ge Juden auf die staatlichen und privaten Realschulen gingen, beweist die 
Anziehungskraft der Talmud Tora-Realschule und auch der Israelitischen 
Freischule. 

Die Zunahme des Besuchs von jüdischen Schulen wird mit dem langsam 
um sich greifenden Antisemitismus, der Überwindung der Assimilations-
bestrebungen und dem Aufkommen des Zionismus zusammenhängen, wo-
bei davon ausgegangen werden muß, daß die jüdischen Schulen gute Lei-
stungen erzielten und einen ausgezeichneten Ruf hatten. Die Zionisten, die 
in Hamburg nur eine kleine, aber doch recht aktive Gruppe bildeten, un-
terstützten den Besuch von jüdischen Schulen, obgleich sie mit dem Er-
ziehungsziel nicht einverstanden waren. 

Die Zionisten haben die Problematik der jüdischen Schulen sehr deut-
lich erkannt, wie zum Beispiel dem Aufsatz des Hamburger Zionisten 
Blau entnommen werden kann: «Man verrät kein Geheimnis», schreibt 
er, «wenn man bekennt, daß heutigen Tages selbst die wenigen höheren 
jüdischen Schulen ... beinahe nur als weltliche Schulen mit eingeglieder-
ten Religionsunterricht angesprochen werden können.»488  Tatsächlich 
lag die Besonderheit der jüdischen Schulen nur im Religionsunterricht und 
in dem sozialen Gruppenerlebnis, das sie jüdischen Kindern ermöglichen 
konnten. Obwohl den Zionisten diese Ziele nicht ausreichten, zogen sie 
den Besuch von jüdischen Schulen dem von staatlichen oder nichtjüdi-
schen privaten Schulen vor. Zur Begründung heißt es in einem zionisti-
schen Aufruf von 1927 beispielsweise: «Vor allem aber wachsen Eure 
Kinder in jüdischer Atmosphäre auf: Religiöse Unterweisung, Durchdrin-
gung des gesamten Unterrichts mit jüdischem Geiste und methodische 
Pflege der hebräischen Sprache sollen die Werte der Vergangenheit wah-
ren und zugleich in der kindlichen Seele Liebe und Verständnis erwecken 

486 Das Unterrichtswesen im Hamburgischen Staat, S. 51 und S. 86. 
487 Jahresbericht der Oberschulbehörde 5902/03, S. 43 und 34• 
488 A. Blau, Gedanken über jüdische Erziehung, S. 80. 
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für Gegenwart und Zukunft eines lebendigen Judentums.»489 Der auf- 
kommende Antisemitismus und der Abwehrkampf, in den die Juden ge-
zwungen wurden, drängte die Stärkung des jüdischen Selbstbewußtseins 
und die Entwicklung einer natürlichen Selbstachtung in den Mittelpunkt 
der jüdischen Erziehung. Dieses Ziel konnte bis zu einem gewissen Grad 
Orthodoxe, Liberale und Zionisten wieder zusammenführen und einigen. 

Ober die Frage ob jüdische Schulen unterhalten werden sollten, wurde 
unter den Juden jahrzehntelang diskutiert. Die Mehrzahl der Juden for-
derte aus pädagogischen und sozialen Gründen Allgemeinschulen und Be- 
seitigung der konfessionellen Schulen. Die jüdischen Schulen in den klei-
nen Gemeinden hatten häufig Existenzschwierigkeiten, oft mußten sie 
einklassig bleiben und erreichten dadurch nur einen geringen Bildungs-
grad. In den Großstadtgemeinden wurden jüdische Schulen meistens ab-
gelehnt, weil Integration erstrebt wurde. In den liberalen Bundesstaaten 
Hessen, Baden und Sachsen (Kgr.) setzten sich die interkonfessionellen 
Schulen schnell durch, und in diesen Staaten gab es bald keine jüdischen 
Volksschulen mehr. Problematisch war die Entwicklung vor allem in 
Preußen, das an der christlichen Grundlage der Schule festhielt und sie 
noch 1907 durch das Volksschulunterhaltungsgesetz neu festlegte. 1902/03 
besuchten in Preußen 22,88 °A der jüdischen Volksschüler jüdische, 21,49 °/o 
paritätische, 35,970/0 evangelische und 13,66 °/o katholische Schulen 49° 
Die Stimmen derjenigen, die die Errichtung neuer jüdischer Schulen for-
derten, nahm damals beträchtlich zu, und vor allem traten die jüdischen 
Lehrervereine dafür ein. 

Die Möglichkeit, Kinder in jüdische Schulen zu schicken, war inner-
halb Deutschlands nur noch in Frankfurt a. M. so günstig wie in Ham- 
burg. In den kleineren Gemeinden konnte es nur Volksschulen geben; 
1901 existierten in ganz Deutschland 306 mit etwa 1 i 000 Schülern.49i 
1914 gab es sieben jüdische prüfungsberechtigte Realschulen in Deutsch-
land.49. In Frankfurt a. M. existierte das liberale Philanthropin, das 
von der Gemeinde unterhalten wurde, und die Realschule der Israeliti-
schen Religionsgesellschaft, die der orthodoxen Austrittsgemeinde gehör-
te. Beide Schulen hatten einen Jungen- und einen Mädchenzweig mit 1914 
insgesamt 1198 Schülern. 1862 war in Fürth eine Israelitische Realschule 

489 Mitteilungen der Hamburger Zionistischen Vereinigung Okt./Nov. 1927. 
J. G. 538 h. 

490 M. Steinhardt, Jüdische Volksschulen, Israelitisches Familienblatt 6. Jg. 
Nr. 18, 3o. Apr. 1903. 

491 M. Eliav, Jewish Education in Germany, S. 346. 
492 Vgl. zum Folgenden: A. Fürst, Die jüdischen Realschulen Deutschlands. 

Fürst bezieht die Hamburger Israelitische Freischule in seine Abhandlung ein. 
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gegründet worden und 1912 in Leipzig. Beide Schulen waren orthodox. 
Die Jacobsonschule in Seesen hatte sich früh zur Simultanschule entwik-
kelt, 1921 wurde sie als jüdische Schule aufgehoben und vom Staat über-
nommen. Die liberale Samsonschule in Wolfenbüttel (Internat) mußte sich 
aus finanziellen Gründen nach dem 1. Weltkrieg auflösen. Die Adass Is-
rael, die Austrittsgemeinde, gründete 1919 in Berlin und Köln höhere 
Schulen für Jungen und Mädchen als Erziehungszentren für gesetzestreue 
Juden. In demselben Jahr wurde in Breslau, das Einheitsgemeinde geblie-
ben war, eine orthodoxe höhere Schule eingerichtet. Diese Aufzählung 
läßt deutlich werden, daß im 2o. Jahrhundert bei den Liberalen kaum 
noch Interesse an der Erhaltung und Einrichtung jüdischer Schulen vor-
handen war. Die Orthodoxen, die zunächst nur zögernd Anstöße aus der 
liberalen Schul- und Erziehungsreform aufgenommen hatten, erhielten 
und erweiterten dagegen das jüdische höhere Schulwesen in Deutschland. 

Etwa die Hälfte der jüdischen Schulpflichtigen in Hamburg erhielt kei-
nen jüdischen Unterricht in den allgemeinen Schulen. Die Kultusverbände 
hatten deshalb Religionsschulen eingerichtet: Der Synagogenverband, die 
Neue Dammtorsynagoge, der Jüdische Schulverein e. V. (verbunden mit 
dem Tempelverein) und später auch das Jugendamt der Gemeinde erteil-
ten Religionsunterricht. Diese Religionsschulen sollten das Problem der 
jüdischen Erziehung lösen. Da aber keine Verpflichtung zur Teilnahme 
am Unterricht bestand, da die Kultusverbände auch nur selten an die El-
tern herantraten und die Eltern von sich aus meistens wenig Initiative ent-
wickelten, besuchten nur wenige Kinder die Religionsschulen. Nach dem 
Ergebnis der Untersuchungen von M. Eliav blieben «in einer geordne-
ten Gemeinde wie z. B. Berlin schon im Jahre 1858 zwei Drittel der jüdi-
schen Jugend außerhalb eines jeden jüdischen Erziehungsrahmens! Dieser 
Prozentsatz war in anderen Gemeinden sogar noch weit größer.»493 Ende 
1888 teilte der Deutsch-Israelitische Gemeindebund in einem Spendenauf-
ruf mit, daß «in mehr als 800 kleinen Gemeinden Deutschlands die jüdi-
schen Kinder ohne jeden Religionsunterricht» aufwuchsen.494 Er bemüh-
te sich, in solchen Gemeinden Religionsunterricht einzurichten, und 1918 
unterhielt er in zoo kleinen Gemeinden Religionsschulen.495 Die Berliner 
Gemeinde hatte 18 Religionsschulen und unterstützte fünf weitere von 
privaten Synagogenverbänden. Außerdem leitete sie in den Außenbezir-
ken 3o Unterrichtsstationen. 1929 besuchten 375o Kinder diese Religions- 

493 M. Eliav, Jüdische Erziehung in Deutschland im Zeitalter der Aufklärung 
und Emanzipation. Leo Baeck Institute Bulletin III (196o), S. 213. 

494 J. G. 865 a. 
495 Denkschrift anläßlich des 50-jährigen Bestehens des Deutsch-Israeliti-

schen Gemeindebundes, 1919 (Druck), J. G. 865 b. 
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schulen (von 15 675 jüdischen Schulkindern, von denen 2304 allgemeine 
jüdische Schulen besuchten). Daneben wurden in den allgemeinen öffent-
lichen Volks- und höheren Schulen Religionsunterricht erteilt.496  

über die Hamburger Verhältnisse sind leider nur wenige Einzelheiten 
bekannt. Es gab im Gegensatz zu vielen anderen Ländern kein staatliches 
Gesetz, das die Eltern oder Gemeinden verpflichtet, für die religiöse Un- 
terweisung ihrer Kinder zu sorgen. 1890 richtete der Oberrabbiner des 
Synagogenverbandes eine «Religionsschule für jüdische Schüler Hambur- 
ger Volksschulen» ein und 1896 eine entsprechende für Volksschülerin-
nen.497 Die Oberschulbehörde stellte die Räume, die jüdischen Schulen 
die Lehrkräfte und die Gemeinde das Geld. 1902 waren 32 Jungen (von 
53 jüdischen Volksschülern) und 24 Mädchen (von 4o) in dieser Reli-
gionsschule.498  1910 unternahmen bedeutende Gemeindemitglieder einen 
Vorstoß, um die Einführung des obligatorischen jüdischen Religionsun-
terrichts in den höheren öffentlichen Schulen zu erreichen, die eine be-
stimmte Zahl an jüdischen Schülern hatten.499 Der Gemeindevorstand 
hatte ein entsprechendes Gesuch beim Senat eingereicht, aber die ersten 
Vorstöße scheinen im Ansatz stecken geblieben zu sein. Erst nach dem 
Krieg wurde intensiv auf dieses Ziel hingearbeitet. Schwierigkeiten berei-
tete unter anderem die Frage, nach welchen Gesichtspunkten die Reli-
gionslehrer ausgesucht werden sollten. Die Orthodoxen unter der Füh-
rung von Oberrabbiner Spitzer forderten, daß der Unterricht ausschließ-
lich von orthodoxen Lehrkräften zu erteilen sei, die eine entsprechende 
theologische Ausbildung hatten. Die Liberalen lehnten das ab, erklärten 
sich aber mit einer paritätischen Besetzung einverstanden, obwohl es in 
erster Linie um den Unterricht für Kinder aus liberalen Kreisen ging.soo 
Die Oberschulbehörde hatte nichts gegen die Einrichtung des jüdischen 

496 Jüdisches Lexikon Band IV, Sp. 1398. 
497 Mitteilung des Oberrabbiners Hirsch an den Gemeindevorstand vom i I. 

Dezember 1894 und Schreiben des Gemeindevorstands an den Vorstand der Is-
raelitischen Töchterschule vom 3. Dez. 1895. J. G. 540 a. 

498 Berichte von M. Kissinger und J. Goldschmidt von 7. und 8. Dez. 1902 an 
den Gemeindevorstand, J. G. 54o a. 

499 Brief an den Vorstand der Deutsch-Israelitischen Gemeinde vom 28. Sept. 
191o, mit 32 Unterschriften, J. G. 540 b. Die Forderungen wurden entsprechend 
§ 35 des Gesetzes betreffend des Unterrichtswesens in Hamburg vom Jahre 1870 
erhoben: «Der Religionsunterricht wird in der Regel nur nach der ev. luth. Kon-
fession erteilt, Ausnahmen jedoch finden statt, wenn ein größerer Bruchteil der 
Schüler einer anderen Konfession angehört; in diesem Fall wird auch für solche 
Schüler Religionsunterricht gegeben ...»; bis 1910 hatte die Gemeinde wahr-
scheinlich keine Forderung auf Grund dieses Paragraphen erhoben. 

soo Sitzung des Repräsentanten-Kollegiums, Bericht im Gemeindeblatt der 
Deutsch-Israelitischen Gemeinde 4. Jg. Nr. 4, Io. April 1928. 
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Religionsunterrichts einzuwenden und erklärte sich zur Übernahme der 
Kosten bereit. 1929 endlich wurde er als Schulfach an mehreren Ham-
burger höheren Schulen eingerichtet. In dieser Form des Religionsunter-
richts sah man nicht nur «die idealste Form der Unterweisung unserer 
Jugend in der Religion unserer Väter», sondern darüberhinaus einen 
wichtigen Schritt in der Durchführung der Gleichstellung der verschie-
denen Bekenntnisse.s°1 

Die zionistische Tätigkeit in Hamburg 

Der Zionist Richard Lichtheim schreibt in seiner Geschichte des Zionis- 
mus: «Zwischen 188o und 1900 gehörte 	tatsächlich eine besondere 
Empfindlichkeit und eine ungewöhnliche Unabhängigkeit des Urteils da- 
zu, um in Deutschland die Judenfrage in ihrer historischen Perspektive zu 
sehen und von einer Renaissance auf dem Boden Palästinas zu träumen, 
die damals fast allen Europäern, Juden wie Christen, völlig phantastisch 
und unmöglich erschien.»5°2 Die zionistische Tätigkeit in Deutschland 
und besonders in einzelnen Städten war die Arbeit Einzelner. Die Masse der 
Juden aller Schichten hat die zionistische Bewegung wenig beachtet. Der 
Antisemitismus und die Unmöglichkeit einer völligen Assimilation konn- 
ten sie nicht von ihrem «deutsch-jüdischen» Weg abbringen oder zumin-
dest ihr keine Entscheidung abzwingen. 

Bevor Theodor Herzl 1896 mit seinem «Judenstaat» die jüdische 
fentlichkeit aufrüttelte, hatte der Hamburger Kaufmann Gustav G. 
Cohen ähnliche Gedanken in seiner Schrift: «Die Judenfrage und die 
Zukunft» niedergelegt.s°3 Geschrieben war diese Broschüre bereits 1881, 
veröffentlicht hat er sie erst zehn Jahre später. Cohen war durch die Lek- 
türe von George Eliots «Daniel Deronda» zu nationaljüdischen Gedan-
kengängen gekommen. In diesem 1876 erschienenen Roman steht — auf 
gesellschaftskritischem Hintergrund — die Sehnsucht einiger Juden nach 

501 Gemeindeblatt der Deutsch-Israelitischen Gemeinde 1. Jg. Nr. 1, so. Mai 
1925. 

5oz R. Lichtheim, Die Geschichte des deutschen Zionismus, S. 107. 
503 Cohen war 1830 in Hamburg geboren, er lebte viele Jahre als Inhaber 

eines großen Handelshauses in Porth Elisabeth (Kapland), später in Manchester 
und seit 1878 als Privatmann in Hamburg, wo er 1906 starb. Cohen war Schwie-
gervater von Professor Otto Warburg, der nach 1904 Führer des «praktischen 
Zionismus» in Deutschland war und von 1911-1920 zum Präsidenten der Zio-
nistischen Organisation gewählt wurde. 
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einer Zukunft Israels als Nation in Palästina im Mittelpunkt. «Daniel 
Deronda» wirkte auf die englische Gesellschaft äußerst befremdend und 
wurde auch von den meisten Juden als Schwärmerei abgetan. 

Cohen stellt in seiner Schrift zunächst fest, daß die von vielen geleug-
nete «Judenfrage» tatsächlich existiere und daß es ein «mißliches Ge- 
fühl (sei), auf einem Boden zu stehen, auf dem man als Fremdling und 
vielfach als ein Unheilbringer betrachtet» werde. (S. 5) Eine Heilung für 
das zerrissene und geplagte Judentum sieht er nur in der Begründung ei-
ner selbständigen Nation, und von einem «aufs äußerste getriebenen An-
tisemitismus» erwartet er den Anstoß für den Heilungsprozeß. (S. 19) 
Darüber, daß der Weg zur «nationalen Widerherstellung» lang und 
schwer sein würde, gab er sich keinen Illusionen hin: «Der wüste Haufe, 
den Moses aus Ägypten führte, war geeigneter für die Bildung eines 
Staatswesens, als die heutigen Nachkommen.» (S. to) Zunächst wollte er 
auf Zypern «an der physischen und moralischen Hebung der Race» ar-
beiten und «Kerntruppen» heranbilden. (S. 20) Daneben sollte der 
«Kampf mit der beim Judentum herrschenden Gleichgültigkeit, der Miß-
achtung des eigenen Stammes, der Unkenntnis seiner Geschichte» aufge-
nommen werden. «Man sollte den Boden so bearbeiten, daß in ihm das 
Zukunfts-Ideal Wurzel fassen könnte. Ist das einmal geschehen, dann ist 
auch Hoffnung vorhanden, daß, was heute als tollster aller Träume er-
scheint, einst zur wunderbaren Wirklichkeit wird.» (S. 26) 

Wie sich für Theodor Herzl nachweisen läßt, daß sein radikales Um-
denken und seine zionistischen Gedanken ausgelöst worden sind durch be-
stimmte Erlebnisse während des Dreyfuss-Prozesses, so läßt sich auch für 
Cohen ein konkreter Hintergrund aufdecken. Nach 188o verließen viele 
russische Juden Europa über den Hamburger Hafen. Cohen wurde Mit-
glied des «Hilfskomitees für die russischen Juden», das für die durchrei-
senden Juden sorgte. Während dieser Tätigkeit änderte er seine negative 
Meinung über die russischen Juden und gewann die Überzeugung, daß 
die Juden ein eigenes Siedlungsgebiet brauchten.s.4 

Die erstaunliche Nähe zwischen den Vorstellungen von G. Cohen und 
Th. Herzl fällt sofort ins Auge. Cohen fehlte aber der Enthusiasmus und 
die Phantasie Herzls, und es gelang ihm nicht, Mitreißendes zur prakti-
schen Durchsetzung seiner Ideen zu tun. Er befreundete sich mit Herzl, 
nahm begeistert am t. Zionistenkongreß 1897 in Basel teil und stellte 
Herzl und der Zionistischen Vereinigung für Deutschland seine Mitar-
beit zur Verfügung. Es dauerte aber einige Jahre, bis in Hamburg-Altona 

sog. Vgl. die Notizen in der Schrift: Die Judenfrage und die Zukunft. 
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eine Zionistische Ortsgruppe aufgebaut wurde. Die Mitgliederzahl dieser 
Gruppe, die im Frühjahr 1899 gegründet sein muß,s°s stieg allmählich 
auf 3oo bis 40o Mitglieder. Neben dieser zionistischen Ortsgruppe wurde 
eine Misrachi-Gruppe gegründet, die vor dem r. Weltkrieg 5o bis 91506 
Mitglieder zählte. Die Misrachi waren orthodoxe Zionisten, die sich nach 
1902 zusammenschlossen, um die Idee der national-religiösen Gemein-
schaft der Juden zu vertreten und zu verbreiten. Der Altonaer Arzt Dr. 
Franck, ein führendes Mitglied der Hamburg-Altonaer Ortsgruppe und 
Gemeindevorsteher der Altonaer Gemeinde, wurde 1911 an die Spitze 
der Misrachibewegung gewählt. Im Unterschied zu vielen anderen Ge-
meinden war die Zusammenarbeit zwischen der Misrachi-Gruppe und der 
allgemeinen Ortsgruppe in Hamburg sehr gut. 

Neben der internen Bildungsarbeit stand bei den Zionisten das Vor- 
tragswesen im Vordergrund. Führende deutsche Zionisten der verschie-
denen Richtungen, z. B. Heinrich Löwe, Kurt Blumenfeld und Martin 
Buber, hielten regelmäßig Vorträge über die Probleme des modernen Ju- 
dentums, die zionistische Entwicklung, die Geschichte der Juden, die Lage 
der Juden in anderen Ländern, die Erforschung Palästinas und jüdische 
Erziehungs- und Kulturaufgaben. 

Ende 5909 wurde der IX. Zionistenkongreß in Hamburg abgehalten. 
Es war der erste Zionistenkongreß auf deutschem Boden. 507 Führende 
Zionisten hatten vor einer Durchführung in Deutschland gewarnt, weil 
hier die Versammlungsfreiheit begrenzt war und weil die Masse der Juden 
hier desinteressierter, die Presse ablehnender und die liberalen Juden ag-
gressiver wären als in anderen Ländern.s°8  Hamburg und Frankfurt 
waren die einzigen deutschen Städte, die für die Durchführung in Aus-
sicht genommen wurden. Man einigte sich im Zentralkomitee schließlich 
auf Hamburg. Die Hamburger Polizeibehörde hatte keine Einwände ge-
gen den Kongreß und den Gebrauch fremder Sprachen. Der Gemeinde-
vorstand lehnte jede Mitarbeit ab und erklärte sich nicht einmal bereit, 
die Delegierten zu begrüßen «mit Rücksicht auf die vollständige Abwei- 

505 Das ist dem Briefwechsel zwischen G. G. Cohen und der Zionistischen 
Vereinigung für Deutschland zu entnehmen, Zionistisches Zentralarchiv Jeru-
salem, Akte G. G. Cohen. 

5o6 1910 85. Jahresbericht der zionistischen Ortsgruppe Hamburg-Altona, r. 
April 1909 — Okt. 1910. Jüdische Rundschau XV. Jg. Nr. 42, 21. Okt. 1910. 

507 1897 war der r. Zionistische Kongreß in München geplant, aber wegen 
des Protest der Münchener Kultusgemeinde dort nicht durchgeführt. R. Licht-
heim, Die Geschichte des deutschen Zionismus, S. 133. 

508 Material in den Akten Z 2 8 8 : Wahl des Ortes für den 9. Zionistenkon-
greß. Zion. Zentralarchiv Jerusalem. 
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chung der Ansichten nach der politischen Seite hin.»5.9 Das Repräsen-
tantenkollegium, die portugiesische Gemeinde und der Tempelverband 
nahmen aus demselben Grund an der Eröffnung nicht teil. Alle betonten 
allerdings ihre Sympathien mit den «edlen Bestrebungen, das Los unserer 
verfolgten Glaubensgenossen zu bessern.»“. Eine andere Haltung nahm 
der Synagogenverband ein. Er hielt einen Festgottesdienst zu Ehren des 
Kongresses ab,sx' und der Vorsitzende des Synagogenverbandes, Dr. 
Levy, begrüßte die Delegierten, indem er die gemeinsame Sehnsucht nach 
Zion betonte: «Mit Ihnen allen wollen wir uns laut unseres Judentums 
rühmen, mit Ihnen wollen wir es voller Stolz der ganzen weiten Welt ver- 
künden: Ich bin ein Iwri ...»sr2 Wegen dieser Rede lehnte ein Teil des 
Gemeindevorstands ein viertel Jahr später die Wahl Dr. Levys in den 
Gemeindevorstand ab. s'3  

Der Kongreß (26. — 30. Dez.) verlief ohne Zwischenfälle. Ein Teil der 
Hamburger Juden war beeindruckt von dem Bild, das ihnen 400 stolze 
jüdische Delegierte und etwa 2000 Gäste boten; interessant für die Ham-
burger Juden war auch die internationale Zusammensetzung. Nach einer 
vorläufigen Aufstellung waren ca. 35  Delegierte aus Deutschland, 5o  aus 
Österreich—Ungarn, 4o aus England, 14o aus Rußland, 40 aus den Balkan- 
staaten (einschließlich Türkei), so aus Belgien und Holland, 25 aus Süd-
afrika, 10 aus den USA gekommen.s14 Die zionistische Tätigkeit in 
Hamburg fand dadurch aber nicht den von den Zionisten erhofften Auf-
schwung. Sie wurde bis zum Ende des t. Weltkriegs von den Hamburger 
Juden und von der Öffentlichkeit nur wenig beachtet. 

Die Hamburger Zeitungen berichteten ausführlich und objektiv über 
den Kongreß. Die liberalen Blätter zeigten großes Verständnis für den 
jüdischen Nationalismus, denn Nationalismus, verstanden als ethische 
Macht und als Völkerrecht, war eines der Ideale der Liberalen im 19. 
Jahrhundert. So schrieb die <Neue Hamburger Zeitung>: «Eine große na-
tionale Bewegung leitet also diese Massen, und wir haben seit den gro-
ßen Predigern Fichte und Hegel und dem großen Tatmenschen Bismarck 
gelernt, jede nationale Bewegung mit der Achtung anzusehen, die ihr ge- 

509 Brief des Gemeindevorstands vom 24. Nov. 1909; Zion. Zentralarchiv 
Jerusalem Z, 103. 

510 Ebenda. 
511 Der Vorbeter in der Bornplatz-Synagoge intonierte damals ein Gebet in 

der Melodie der Hatikwa, dem Nationallied der Zionisten (heute israelische Na-
tionalhymne); das trug ihm eine heftige Verwarnung durch den Gemeindevor-
stand ein. R. Malachi, Hamburger Synagogen, S. 6. 

512 Protokolle des IX. Zionisten-Kongresses in Hamburg, S. 12/13. 
513 Jüdische Rundschau XV. Jg. Nr. 15, 15. April 1910. 
514 Zionistisches Zentralarchiv Z2  102. Notiz vom 13. Dez. 1909. 
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bührt ... Diese Zionisten hier im Saale folgen den nationalen Ideen unse-
rer Zeit ... Die Deutschen hat die Geschichte gelehrt, welch unschätzba-
res Gut heute noch der nationale Staat für ein Volk ist, und daß ein Volk 
ihn unbedingt braucht, wenn es seine besonderen Kulturaufgaben an der 
Menschheit erfüllen will.»s .5 Etwas abrupt nahm sie zum Schluß Stel-
lung zu der Frage der doppelten Nationalität, die durch die Zionisten 
wieder aufgeworfen war, nachdem die «deutschen Staatsbürger jüdi-
schen Glaubens» gemeint hatten, daß sie überwunden sei; sie schrieb: 
«Unzweifelhaft kann man ein guter Zionist und ein guter deutscher 
Staatsbürger sein.»5.6  So wohlwollend wurde diese Frage nur von weni-
gen beantwortet. 

Wie an vielen Orten, so gründeten auch die Hamburger Zionisten Ju-
gend-, Wander-, Turn- und Gesangsgruppen, literarische Vereinigungen 
und hebräische Sprachkurse. Die Einheit des Lebens sollte wiederherge-
stellt werden, und sie erforderte die Trennung von vielen deutsch-jüdi-
schen «Halbheiten», wie die Zionisten es nannten. Ende 1913 wurde das 
Hamburger Zionistische Blatt «Hamburger Jüdische Nachrichten» ge-
gründet, in dem neben Berichten über die zionistische Entwicklung und 
ernsthaften Auseinandersetzungen mit Nichtzionisten Platz war für eine 
Karikierung des Assimilantentums. Einer der Punkte, den die Zionisten 
immer neu karikierten, war der Weihnachtsbaum, der in den Häusern 
assimilierter Juden aufgestellt wurde. Im Dezember 1913 erschien in den 
<Hamburger Jüdischen Nachrichten> ein Artikel über den jüdischen 
Weihnachtsbaum: Darwinistisches: Wie sich der Chanukaleuchter (mei-
stens 8 Kerzen in einer Reihe und 1 davor) auf dem Wege von Berlin 0 
nach Berlin W entwickelt: Aus dem Chanukaleuchter wird über Zwi- 

515 27. Dez. 1909. 54. Jg. Nr. 604. Abendausgabe. 
516 Ebenda. Anmerkungsweise sei erwähnt, daß es erstaunlich ist, in welchem 

Ausmaße die deutschen Zionisten deutschvölkische Bücher begrüßten und zitier-
ten und völkische Begriffe übernahmen. Vgl. dazu: G. L. Mossc: The Influence of 
the <Völkisch> Idea an German Jewry, S. 81 ff. In der Jüdischen Rundschau 
wurde im Januar 1914 ein Abschnitt aus dem damals erschienenen völkisch-my-
thischen Buch von Kurt Riezler: Die Erforderlichkeit des Unmöglichen. Prolego-
mena zu einer Theorie der Politik und zu anderen Theorien, abgedruckt, in dem 
das Volk als eine tiefe, geheimnisvolle, rätselhafte Einheit gefaßt wird, und in 
dem es u. a. heißt: «Der Idee nach will jedes Volk wachsen, sich ausdehnen, herr-
schen und unterwerfen ohne Ende, will immer fester sich zusammenfügen, bis 
das All unter seiner Herrschaft ein Organisches geworden. Für jeden einzelnen 
ist sein Volk ein Weg zu Gott als zum All, den er, der zeitlich beschränkt, nicht 
zu Ende gehen kann, der einzig richtige, der allein wahre Weg — und wenn die 
Völker aufhören, an sich als an diesen einzig wahren Weg zu glauben, so begin-
nen sie aufzuhören, Völker zu sein». Jüdische Rundschau XIX. Jg. Nr. 4, 23. 
Jan. 1914- 
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schenstufen ein Weihnachtsbaum.SI7 
Vielleicht noch stärker als in anderen westeuropäischen Ländern war die 

Ablehnung des Zionismus in Deutschland allgemein und weit verbreitet. 

Durch die zionistische Idee wurde der Fortschritt, den die deutsch-jüdische 

Lebensgemeinschaft seit der Aufklärung gemacht hatte, nun auch von jüdi-

scher Seite in Frage gestellt, nachdem der Antisemitismus ihn von nichtjü-

discher Seite bereits verneint hatte. Die deutschen Zionisten konzentrierten 

sich in den ersten Jahrzehnten auf die Auseinandersetzung mit «deutschen 

Staatsbürgern jüdischen Glaubens». Die gegenseitige Aggression nahm in 

den letzten Jahren vor dem Weltkrieg zu. Es ging dabei im wesentlichen um 

die Bestimmung des Judentums, um die Möglichkeit oder Unmöglichkeit 

der Assimilation und der deutsch-jüdischen Lebensgemeinschaft und um die 

Bekämpfung des Antisemitismus. Die große Mehrheit der deutschen Ju-

den gehörte dem «Centralverein deutscher Staatsbürger jüdischen Glau-

bens» an, von dem später noch die Rede sein wird und nur eine kleine Min-

derheit hielt sich zu den Zionisten. Im April 1913 faßte der Centralverein 

folgende Resolution, die klare Fronten schaffen sollte: «... wir verlan-

gen von unseren Mitgliedern nicht bloß die Erfüllung der staatsbürgerli-

chen Pflichten, sondern deutsche Gesinnung und die Betätigung dieser Ge-

sinnung im bürgerlichen Leben. Wir wollen die deutsche Judenfrage nicht 

international lösen. Auf dem Boden des deutschen Vaterlandes wollen wir 

als Deutsche an deutscher Kultur mitarbeiten und unserer durch unsere 

Religion und unsere Geschichte geheiligten Gemeinschaft treu bleiben. 

Soweit der deutsche Zionist danach strebt, den entrechteten Juden des 

Ostens eine gesicherte Heimstätte zu schaffen, oder den Stolz des Juden 

auf seine Geschiche und seine Religion zu heben, ist er uns als Mitglied 

willkommen. Von dem Zionisten aber, der ein deutsches Nationalgefühl 

leugnet, sich als Gast in fremden Wirtsvolk und national nur als Jude 

fühlt, müssen wir uns trennen.»sig Der «Sprachenkampf», in dem es 

darum ging, ob die hebräische oder die deutsche Sprache beim jüdischen 

Schulwerk in Palästina ausschlaggebende Unterrichtssprache werden soll-

te, vertiefte die Kluft zwischen Zionisten und Nichtzionisten. Was sich 

auf Delegiertentagen und in den Zeitungsorganen der einzelnen Vereine 

ereignete, wiederholte sich auf lokaler Ebene. In Hamburg blieben die 

Auseinandersetzungen gemäßigt. G. G. Cohen als Zionist und der Rabbi-

ner des Tempelverbandes Dr. Sonderling als Vertreter des «Centralver-

eins» hatten z. B. des öfteren öffentliche Auseinandersetzungen.5=9 Nach 

517 Hamburger Jüdische Nachrichten I. Jg. Nr. 7, 24. Dez. 1913. 
518 Hamburger Israelitisches Familienblatt 16. Jg. Nr. 14, 7. April 1913 
519 Material in: Zionistisches Zentralarchiv Jerusalem, Akte G. G. Cohen. 
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dem IX. Zionistenkongreß wurde in Hamburg der Verein «Moria» als 
Gegenorganisation zum Zionismus gegründet. Diese Gruppe war streng 
orthodox und stand unter der Leitung des Altonaer Oberrabbiners Ler-
ner. Es war geplant, diese Bewegung auf Deutschland und das Ausland 
auszudehnen.520 An der praktischen Arbeit in Palästina zeigte sich diese 
Gruppe ebenso interessiert wie viele Liberale, die im April 1910 eine Orts-
gruppe der «Allgemeinen Jüdischen Kolonisations-Organisation» grün- 
deten.52= 

Der Ausbruch des i. Weltkriegs schuf einen «innerjüdischen Burgfrie- 
den», der bis Ende 1916 erhalten werden konnte. Nach der «Balfour-
Declaration» vom 2. November 1917, die von englischer Seite den Juden 
die Errichtung einer «Nationalen Heimstätte» in Palästina zusicherte, 
wurde der Zionismus auch in Deutschland stärker beachtet und aner-
kannt. Die Mehrzahl der deutschen Zionisten erstrebte jedoch nicht die 
eigene Auswanderung nach Palästina, sondern den Aufbau einer Heim-
stätte für verfolgte oder in ihren Wohnländern nicht integrierte Juden. 
Sie unterstützte deshalb den sogenannten praktischen Zionismus, der die 
Kolonisierung Palästinas vorantrieb. 

Jüdische Vereine 

In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts blühte ein vielfältiges und 
stark zersplittertes Vereinsleben in den jüdischen Gemeinden. Es fanden 
sich Leute zusammen, die die Geschichte der Juden neu durchforschen und 
die jüdische Literatur neu lesen wollten, sich mit jüdischen Sitten und Ge-
bräuchen befassen oder Talmud studieren wollten. 

In Hamburg gab es den «Verein für jüdische Geschichte und Literatur 
in Hamburg», das «Localkomitee der Jüdisch-Literarischen Gesell-
schaft», einen «jüdisch-wissenschaftlichen Jugendverein» und später in 
den dreißiger Jahren des 20. Jahrhunderts die «Franz Rosenzweig-Ge-
dächtnisstiftung», die die Werke und Ideen Rosenzweigs bekannt machen 
wollte und zu einer kleinen Volkshochschule für jüdische Lehre und Wis-
senschaft ausgebaut wurde. 1897 gründete Rabbiner Dr. Max Grunwald 
(1871 — 1953) die «Gesellschaft für jüdische Volkskunde» und das «Jü-
dische Museum» in Hamburg und gab die «Mitteilungen zur jüdischen 

520 Jüdische Rundschau XV. Jg. Nr. 5, 4. Febr. 1910. 
521 Sie wurde von Jacob Alexander, Mitglied der Bürgerschaft und Vorsit-

zender des Repräsentantenkollegiums, geleitet und von den Tempelpredigern 
Leimdörfer und Sonderling unterstützt. 
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Volkskunde» heraus. In seinen Büchern «Hamburgs deutsche Juden» 
(1904), «Portugiesengräber auf deutscher Erde» (1902), «Juden als Rhe- 
der und Seefahrer» (1902) hielt er einen bedeutenden Teil der Geschichte 
der Hamburger und der deutschen Juden fest.522 Dasselbe tat der Alto-
naer Rabbiner Eduard Duckesz (1868-1944) in seinen wichtigen Bü-
chern über die Dreigemeinde Altona-Hamburg-Wandsbek.5i3 An dieser 
Stelle soll auch der Gemeindesekretär M. M, Haarbleicher erwähnt wer-
den, der mit seinem 1867 veröffentlichten Buch «Zwei Epochen aus der 
Geschichte der deutsch-israelitischen Gemeinde in Hamburg» eine bedeu-
tende zeitgenössische Darstellung geschaffen hat. 

Die Vereine und Gruppen wandten sich in Vorträgen, Zeitschriften und 
mit Büchern an die Offentlichkeit, um dort geschichtliches, literarisches 
und religiöses Interesse zu wecken. Die jüdischen Logen waren wohl die 
bedeutendsten Kulturträger in den einzelnen Gemeinden. Zu politischen 
Fragen nahmen sie im allgemeinen nicht Stellung. 1887 wurde in Ham- 
burg die Henry Jones-Loge gegründet, die dem internationalen Großor-
den Bne Brith angehörte.524 Sie entwickelte schnell ein umfangreiches 
Vortragswesen über jüdische Geschichte und jüdische Literatur.525 Im 
Oktober 1896 erließ die Henry Jones-Loge einen Aufruf zur Sammlung 
von Material für jüdische Volksskunde; besonderes Interesse bestand an 
jüdischen Kindermärchen und Volksmelodien, die als Erziehungshilfen 
für die jüdischen Häuser zusammengestellt werden sollten. Außerdem 
wurde jüdische Namenskunde betrieben. Im Logenheim befanden sich 
eine Lesehalle und drei Bibliotheken: Die Bibliothek der Loge, des Vereins 
für Geschichte und Literatur und des israelitischen Gemeinschaftsheims. 
Besonderer Wert wurde auf die Beschaffung jüdischer Jugendliteratur 
gelegt. 24 jüdische Zeitschriften (deutsche, französische, holländische und 

522 Encyclopaedia Judaica, Bd. 7, Sp. 950/51. Grunwald war 1871 in Zabrze 
(Rinderburg) geboren. Von 1895-1903 war er Rabbiner in Hamburg, von 1903 
bis 1935 in Wien. 1938 hat er sich in Jerusalem niedergelassen. 

523 Die wichtigsten Veröffentlichungen von Duckesz sind: «Iwoh Lemo-
schaw» (1903), das Biographien und Grabinschriften der Rabbiner dieser drei 
Gemeinden enthält, «Chachme Ahw» (1908), das Biographien der Dajanim und 
Rabbiner dieser Gemeinden enthält, und «Zur Geschichte und Genealogie der 
ersten Familien der hochdeutschen Israelitischen Gemeinde in Hamburg-Altona» 
(1914) Duckesz ist 1944 in Auschwitz umgekommen. Encyclopaedia Judaica Bd. 
6, Sp. 26o. 

524 Henry Jones (Heinrich Jonas, geb. 1811 in Hamburg, gest. 1866 in New 
York) hatte 1843 zusammen mit anderen Zugewanderten in New York die Loge 
Bne Brith (Söhne des Bundes) gegründet, die den Einwanderern bei der Einge-
wöhnung helfen und die Liebe zum Judentum pflegen sollte. 

525 Vgl. über die Henry Jones-Loge: L. Maretzki, Geschichte des Ordens Bne 
Briss in Deutschland 1882-1907, Berlin 1907. 
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englische) lagen in der Lesehalle aus. Neben der Bildungsarbeit betrieb die 
Loge eine ausgedehnte soziale Arbeit. 

Die liberalen und wohlhabenden Juden gehörten in der Mehrzahl den 
humanitären Freimaurern an. Es widersprach ihrer Vorstellung von Men-
schenverbrüderung und Integration, sich einer rein jüdischen Vereinigung 
anzuschließen.s26  Die Mitglieder der Henry Jones-Loge kamen vor al-
lem aus den mittleren Schichten. Trotz der Betonung jüdischer Merkmale 
und gerade auch jüdischen Volkstums stand diese Loge fest auf deutsch-
nationalem Boden. 

Neben der Henry Jones-Loge gab es noch die Nehemia Nobel-Loge, 
deren Mitglieder meistens Akademiker waren, und die Steinthal-Loge, in 
der vor allem reiche und wohlhabende Juden Mitglieder waren. 

Ideologisch konsequenter waren andere Vereinigungen. Von den Zioni-
sten war bereits die Rede. Eine extrem entgegengesetzte Arbeit betrieben 
die Ortsgruppe des «Centralvereins deutscher Staatsbürger jüdischen 
Glaubens» und die «Gabriel-Riesser-Vereinigung», die unter der Lei-
tung des Tempelpredigers Dr. Leimdörfer stand. Im Sinne Riessers 
lehnten sie die Idee des jüdischen Volkes und jeder nationalen Eigen-
art ab und verbanden den Kampf für die rechtliche und gesellschaft-
liche Gleichstellung des einzelnen Juden und des Judentums mit dem 
Bemühen um den selbstbewußten Juden. Nachdem antisemitischer Geist 
in den Wandervogel eingezogen und 1913/14 offen zutage getreten 
war, blühte die jüdische Jugendarbeit auf. Es wurden jüdische Wander-
vereine, Turnvereine, ein jüdischer Jugend-Bund, ein jüdisch-wissen-
schaftlicher Jugendverein u. a. m. gegründet. Da mit den Zionisten keine 
Einigung erzielt werden konnte, bestanden z. B. ein deutsch-jüdischer und 
ein jüdisch-nationaler Turnverein und Wanderverein nebeneinander. Als 
Beispiel für die divergierende Tendenz unter den Verbänden seien die 
Zielsetzung der zionistischen und der deutsch-jüdischen Turnerschaft an-
geführt. In dem Leitwort der Zionistischen Turnvereine hieß es: «Die 
jüdischen Turnvereine bezwecken, die Pflege des Turnens und der na-
tionaljüdischen Gesinnung unter den Juden zu verbreiten. Unter natio-
naljüdischer Gesinnung verstehen wir die Auffassung, daß die Juden eine 
auf gemeinsamer Abstammung und Geschichte, keineswegs nur auf religi-
öser Überzeugung beruhende Gemeinschaft darstellen, welche, mit cha-
rakteristischer geistiger, sowie seelischer Eigenart begabt, ein starkes Be-
wußtsein der Zusammengehörigkeit bis auf den heutigen Tag bewahrt 

526 Um 1887 erging das Verbot an die Mitglieder des Freimaurerbundes, dein 
Orden Bne Brith beizutreten; 1906 wurde es soweit gelockert, daß es jeder Groß-
loge überlassen blieb, wie sie sich zum Orden Bne Brith stellen wollte. L. Maretz-
ki, Geschichte des Ordens Bne Briss in Deutschland 1882-1907, S. I IS f. 
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hat.»527 § 2 der Statuten der «Jüdischen Turnerschaft von Hamburg 
von 1902 e. V.» lautet: «Der Verein bezweckt durch regelmäßige Turn-
übungen die allseitige Ausbildung des Körpers, sowie die Ausbreitung des 
Turnens unter der jüdischen Bevölkerung Hamburgs und die Pflege va-
terländischer Gesinnung.»528  

Die stärkste Mitgliederzahl erreichte die erst 1925 gegründete «Deutsch-
Jüdische Jugend», die sich in der ausgehenden Weimarer Republik be- 
sonders auf den Kampf gegen den Antisemitismus konzentrierte. 

Eine wichtige Rolle spielte auch die jüdische Frauenbewegung. Nach 
der Emanzipation hatten viele Frauen Bestrebungen der Assimilation un-
terstützt. Dieser Bewegung sollte der 1893 gegründete «Israelitische Hu- 
manitäre Frauenverein» entgegenwirken. Das Ziel dieses Verbandes war 
sehr weit gefaßt: «Der Verein bezweckt, durch Vereinigung von Jüdin-
nen und durch entsprechende Betätigung seiner Organe die höchsten und 
idealsten Interessen der Menschheit zu pflegen, den sittlichen und geisti- 
gen Charakter der Judenheit zu heben und zu entwickeln, die reinsten 
Grundsätze der Menschenliebe, der Gesittung und des Patriotismus zu 
verbreiten, Wissenschaft und Kunst zu fördern, Jugendfürsorge in weite-
stem Umfange zu betreiben, die Not der Armen und Dürftigen zu lindern, 
ihnen beratend und aufrichtend zu helfen, insbesondere der Armut auf al-
len Gebieten tunlichst vorzubeugen, Barmherzigkeit gegen Kranke und 
Schwache zu üben und zu fördern, Opfern der Verfolgung, Witwen und 
Waisen trostreich und hilfreich beizustehen.»529 Der Idealismus, der die-
sen Verein wie so viele andere damals in seiner Arbeit beseelte, und gleich-
zeitig die naive und inhaltlich unbestimmte Bejahung des Jüdischen spre-
chen aus einer Rede anläßlich des 25jährigen Bestehens des Verbandes: 
«Waren wir jüdische Frauen? Ich darf wohl sagen, wir haben uns stre- 
bend bemüht aufrechte Jüdinnen und nicht Zufallsjüdinnen zu sein. Wir 
beteiligten uns an der sittlich-religiösen Erneuerung des jüdischen Volks- 
lebens, nahmen Anteil an seiner wirtschaftlichen und sozialen Hebung, 
halfen eine jüdische Frauenbewegung hervorzurufen, die hauptsächlich 
den Zweck hat, die Jüdinnen jüdischer zu machen, ihnen nach außen Ver-
tretung, eine Geschlossenheit, Kraft und Ansehen zu geben, sie an der Lö-
sung der Frauenfrage im Sinne der jüdischen Weltanschauung teilnehmen 
zu lassen. ... Unser aufrechtes Bekenntnis in konfessioneller Ausprägung 
hat uns die Beachtung und Achtung und eine Stellung als Jüdinnen in der 
sozial arbeitenden Frauenwelt Hamburgs eingetragen. ... Wir sehen auch 

527 Jüdische Turnzeitung, 3. Jg. 1902, No. 5. in: J. G. 822. 
528 Jüdische Turnerschaft von Hamburg von x9oz e. V. Statuten J. G. 822. 
529 Satzung des Vereins Israelitischer-Humanitärer Frauen-Verein e. V. 1912, 

§ 2 (Druck). J. G. 794• 
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heute in der Lehre des Judentums die Lösung der Probleme, um die die 
Menschen da draußen blutig ringen, seien sie politischer, wirtschaftlicher 
oder sozialer Natur ...»s3. Der Verein setzte sich auch entschieden da-
für ein, daß den Frauen das Gemeindewahlrecht zugestanden wurde. 
Über die Zulässigkeit oder Nichtzulässigkeit des Wahlrechts wurden in 
den Gemeinden und den Gesamtverbänden heftige Auseinandersetzungen 
geführt, denn die Mehrzahl der orthodoxen Rabbiner und Verbände 
lehnte aus religionsgesetzlichen Gründen die Zulässigkeit des Frauen-
wahlrechts ab. Hamburg gehörte zu den ersten Gemeinden, die 1919 den 
Frauen das aktive Wahlrecht einräumten; das passive wurde ihnen 1929 
zugestanden. 

Die in Hamburg am meisten gelesene jüdische Zeitung, die bis nach 
dem 1. Weltkrieg kostenlos an alle Gemeindemitglieder verschickt wurde, 
war das «Hamburger Israelitische Familienblatt.»53. Es war gemäßigt 
liberal, unparteiisch, nichtpolitisch und populär. Über innerjüdische Aus-
einandersetzungen erstattete es ausführlich Bericht. Dabei wurde ver-
sucht, allen Seiten gerecht zu werden. Nur vereinzelt äußerte die Zeitung 
in Leitartikeln eine eigene Meinung. Nach 1933 näherte sie sich den Zio-
nisten. Den sozialen und religiösen Problemen der jüdischen Bevölkerung 
räumte das Israelitische Familienblatt — wie sich bereits seinem Namen 
entnehmen läßt — einen breiten Raum ein. Im Unterhaltungsteil standen 
Schilderungen von jüdischen Sitten, jüdischer Glaubens- und Geisteskraft 
und Berichte und Auszüge über neue jüdische Bücher im Mittelpunkt. Die 
Fortsetzungsromane kreisten immer wieder um die Probleme: Assimila-
tion und Entwurzelung, Abwendung vom und Rückwendung zum Juden-
tum, sowie der Antisemitismus. 

53o Festrede von Sidonie Werner zum 25jährigen Bestehen des Israelitischen 
humanitären Frauenvereins zu Hamburg am 24. Nov. 1918. J. G. 793. 

531 Gegründet 1898; diese Wochenzeitung erschien für ganz Deutschland, 
hatte aber ein lokales Ergänzungsblatt für Hamburg. Nach 1926 wurden auch 
für Berlin und Frankfurt Lokalausgaben gedruckt. Bis 1935 erschienen alle Aus-
gaben in Hamburg. Das Blatt hatte Anfang der zoer Jahre eine Auflage von 
20 000, Anfang der 3oer Jahre von z8 000 und 1935 von 36 5oo, in seinen letzten 
Ausgaben im Oktober 1938 erschienen noch z6 532 Exemplare. T. Edelheim-
Muehsam, The Jewish Press in Germany, Leo Baeck Institute, Year Book I (1956), 
S. 173. Als Vergleichszahlen seien angegeben, daß die Zeitung des Centralver-
eins, die kostenlos an alle Mitglieder verschickt wurde, 1926 in 73 000 Exempla-
ren und 1935 in 40 000 erschien, die zionistische Jüdische Rundschau 2926 in 
to 000 und 2935 in 37 200 Exemplaren. Ebenda, S. 172 und 275. 
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Die Gesamtgemeinde 

1889, als auch die finanzielle Neuordnung der Gemeinde abgeschlossen 
war,532 ließ die Gemeinde folgende Medaille schlagen: Auf der einen 
Seite, die der Zeit vor 1864 gewidmet ist, ist die heilige Lade aus der Syn-
agoge in der Elbstraße abgebildet, vor der die ewige Lampe hängt, die 
ihre Strahlen über das ganze Bild sendet. Die andere Seite zeigt — nach 
der Beschreibung und Interpretation von Albert Wolf533 — eine weibli-
che Gestalt, die die gegenwärtige Gemeinde und deren besondere Aufga-
ben Unterricht, Wohltätigkeit und Religionsübung darstellt. Sie hält mit 
der linken Hand ein Kind auf dem Schoß, das in ein Buch schreibt, und 
sie «erhebt mit ihrer Rechten einen Dürftigen aus seiner Niedrigkeit». 
Aus einem Gefäß, das auf einem mit dem Stadtwappen geschmückten 
Sockel steht, «lodert auch hier die Flamme des Glaubens». «Die inein- 
anderverschlungenen Hände vor den Gesetzestafeln» in der Randverzie-
hung «und die daneben stehenden Worte ... <Lasset uns einmütig zusam- 
menstehen> deuten auf die freiwillige Vereinigung der Gemeindemitglie-
der hin». 

Diese Medaille deutet das Selbstverständnis der Gemeinde: Unterricht, 
Wohltätigkeit und Religionsübung wurden als wichtigste Aufgaben der 
Gemeinde angesehen. Infolge der eigenartigen Gemeindeorganisation be- 
schränkte sich die Gemeindeverwaltung im Unterrichtswesen und in der 
Religionsübung im wesentlichen auf Subventionen und Mitarbeit von Ge- 
meindevorstehern. Die Sorge für das Armen- und Wohlfahrtswesen stand 
bei der Gemeindeleitung an erster Stelle. Zwei Fünftel des Gemeindeetats 
wurden für diese soziale Tätigkeit aufgewandt. Außerdem gingen große 
Summen als Geschenke und Legate für christliche und jüdische wohltätige 
Zwecke ein. Eine Aufstellung aus dem Jahre 1875 zählt in Hamburg 78 
jüdische Wohltätigkeitsvereine, Anstalten und Stiftungen.534 Zahlreiche 
Einrichtungen für Arme, Weisen, Alte und Kranke entstanden. Zu nennen 
sind u. a. das Hamburgische Deutsch-Israelitische Waisen-Institut (ge- 
gründet 1766), das Mädchen-Waisenhaus der Deutsch-Israelitischen Ge-
meinde (Paulinenstift, gegründet 1854.), das Altenhaus der Gemeinde und 
das Daniel-Wormser-Haus. Besonders zahlreich waren in Hamburg die 
Wohnstifte (Lazarus Gumpel-Stift (Schlachterstraße), Oppenheimer-Stift 
(Kielortallee), Samuel Levy-Stift (Bundesstraße) u. a.). Der besondere 

532 Zu den Bestimmungen über die Liquidation der bestehenden finanziellen 
Verbindlichkeiten der Gemeinde vgl. Haarbleicher, S. 484 ff. 

533 M. Grunwald, Hamburgs deutsche Juden, S. 138/139. 
534 Engelbert, Statistik des Judenthums im Deutschen Reich, Frankfurt 1875, 
S. 82-84. 

173 



Stolz der Hamburger Gemeinde war das Israelitische Krankenhaus. Es 
war 1841 von dem Bankier Salomon Heine gestiftet worden und wurde 
im wesentlichen mit seinem Kapital erhalten.535 Arme Gemeindemitglie-
der wurden kostenlos behandelt, andere arme Juden aus Hamburg eben-
falls, sofern Plätze frei waren; von den zahlungsfähigen Juden und von 
Nichtjuden, die ebenfalls aufgenommen wurden, wurde ein bestimmtes 
Tagegeld verlangt. Das Krankenhaus mußte — und das ist wieder ein 
Zeichen für das tolerante Miteinander von Orthodoxen und Liberalen —
statutenmäßig den Anforderungen der orthodoxen Richtung genügen, 
aber kein Kranker durfte zu einer religiösen Handlung gezwungen wer- 
den.536  

Die Besitzenden waren sich, wie es in der jüdischen Religion verankert 
ist, ihrer Pflicht gegenüber den Armen bewußt. Sie haben nicht nur fi-
nanzielle Leistungen, sondern auch erstaunliche Opfer an Zeit und Ein-
satz gebracht. Ein Mann wie Max M. Warburg war z. B. viele Jahre im 
Vorstand der Talmud Tora-Schule, des Israelitischen Krankenhauses, des 
Waisenhauses und des Lokalkomitees und des Gesamtvorstandes des 
Hilfsvereins der deutschen Juden tätig.537 Die ausgeprägte materielle 
Wohltätigkeit, die von Kirche und Staat bewundert wurde, war für man-
che Juden ein Ersatz für Religion und für andere ein säkular-humanitärer 
Ausfluß der jüdischen Religion, mit dem sie ihre Zugehörigkeit zur jüdi-
schen Gemeinde aufrecht erhielten. Albert Ballin z. B. gab große Summen 
aus, um den mit der HAPAG nach Amerika auswandernden Juden Ober-
nachtungsmöglichkeiten zu schaffen. Obwohl die Juden berechtigt wa- 
ren, die staatliche Armenanstalt in Anspruch zu nehmen, und obwohl die-
se auf Bitten der Juden auf eine wichtige Bedingung, das verpflichtende 
Armenbegräbnis, verzichtet hatte,538  haben sie die Hilfe jüdischer An-
stalten bevorzugt.539 Im Unterschied zum staatlichen Armenwesen, das 
in erster Linie Verarmten helfen wollte, sollte das jüdische Armenwesen 

535 Als die obligatorische jüdische Armenpflege aufhörte, schenkte der Sohn 
Salomon Heines, Carl Heine, ein Kapital von 400 000 Mark Bco., das für alle 
Zeiten die Ausgaben des Krankenhauses sichern sollte. M. M. Haarbleicher, Zwei 
Epochen, S. 487. 

536 Statuten des Krankenhauses det deutsch-israelitischen Gemeinde zu Ham-
burg. A. Fundamentalbestimmungen des sel. Herrn Carl Heine, 1865. J. G. 521. 

537 Gemeindeblatt 3. Jg. Nr. 6, to. Juni 1927, Zusammenstellung zum 6o. 
Geburtstag von M. M. Warburg. 

538 Beschluß des Armenkollegiums vom 26. Okt. 1865 Cl VII Lit. Lb. Nr. 
18 Vol. 7 a Fasc. 19. 

539 Ende 1892 wandte sich der Gemeindevorstand an eine (nicht näher be-
zeichnete) staatliche Behörde mit dem Antrag, die Kosten für die Krankenver-
sorgung vom Staat erstattet zu bekommen. Entwurf zu einem Schreiben vom 
November oder Dezember 1892. J. G. 462 e. 
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der Armut vorbeugend entgegenwirken. Das Israelitische Vorschußinsti-
tut und die Jüdische Darlehenskasse gaben Darlehen als Geschäftskredite 
und als Hilfe zum Aufbau von Existenzen, und verschiedene Vereine un-
terstützten in Not geratene Handwerker und Krämer. 

Die Versorgung der durchreisenden Juden war ein umfangreicher Zweig 
der jüdischen Wohltätigkeit in Hamburg, in erster Linie der Orthodoxen. 
Hamburg war neben Bremen der größte deutsche Auswandererhafen, 
über den nach 1880 vor allem russische Juden Deutschland verließen. 
Das «Hilfskomitee für die russischen Juden», unter dem rastlosen Ein-
satz von Daniel Wormsers4°, einem Lehrer an der Talmud Tora-Schule, 
und das Lokalkomitee des «Hilfsvereins der deutschen Juden» sorgten 
für die durchwandernden Juden. Im Jahr 1886 z. B. wurden durch das 
Hilfskomitee 3 079 Personen unterstützt und 1888 9 042.54. Ein großer 
Teil der erheblichen Unkosten wurde von Baron Moritz Hirsch (Paris), 
einem der größten jüdischen Philanthropen des 19. Jahrhunderts, gedeckt. 
Eine starke russische Einwanderung fand während der russischen Pogro-
me nicht statt. Die Hamburger Behörden waren ebenso wie die Mehrzahl 
der Juden in ganz Deutschland bemüht, die Auswanderung zu beschleuni-
gen und die Niederlassung einzuschränken. Während der Cholera von 
1892 wurde von den Hamburger Behörden verfügt — um eine Ausbrei-
tung der Seuche zu verhindern —, daß sämtliche russischen Auswanderer 
in den Auswandererhallen am Amerikaquai untergebracht werden müß-
ten. Diese Anordnung ist nicht wieder aufgehoben worden, und die Ham-
burger Juden kamen dadurch kaum noch mit Auswanderern in Berüh-
rung. Auch nach dem I. Weltkrieg sind nur wenige Ostjuden nach Ham-
burg eingewandert. Viele haben sich dagegen in der Nachbarstadt Altona 
niedergelassen; dort bildeten sie in den zwanziger Jahren die Mehrzahl 
der Gemeinde. Wegen der nur kleinen Zahl von Ostjuden in Hamburg 
blieb die Gemeinde auch von den Auseinandersetzungen über die Gleich-
berechtigung der ausländischen Juden in den Gemeinden verschont, die in 
den Jahren 1912/14 viele Gemeinden erschütterten. 

Die große Zahl der assimilierten Hamburger Juden wehrte sich gegen 
die Einwanderung aus dem Osten, weil sie die weitere Assimilation und 
Integration der jüdischen Bevölkerungsgruppe verlangsamte oder sogar 
verhinderte. Das jüdische Solidaritätsgefühl war gerade noch so stark, 
daß man größere Geldbeträge für die Vertriebenen gab. Die folgenden 
Sätze, die Staatsrat Leo Lippmann in seiner 1942 aus der Resignation 
über die Entlassung aus dem Staatsdienst entstandenen Abhandlung: Die 

540  S. Goldschmidt, Daniel Wormser, Hamburg 5900. 
545 Ebenda, S. 8. 
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Judenfrages42 schrieb, sind typisch für die Ansicht der assimilierten Ju-
den: «Ich habe nie ein Hehl daraus gemacht, daß ich die Zulassung der 
Einwanderung vieler Ostjuden und insbesondere die Einbürgerung als 
weder im deutschen noch im Interesse der deutschen Juden liegend ansah. 
Und wie ich, so haben viele andere deutsche Juden das Problem nicht so 
sehr als ein jüdisches, vielmehr als ein ausschließlich deutsches Problem 
angesehen und diese ihre Überzeugung auch öffentlich vertreten. Es fehlte 
den meisten der aus dem Osten kommenden Juden die unbedingt notwen-
dinge, im allgemeinen nur durch jahrzehnte- oder sogar jahrhundertelan-
ge Eingewöhnung zu erwerbende Einfühlung in deutsches Empfinden, 
deutsche Kultur und deutsche Sitte. Auch die deutschen Juden, die in den 
Napoleonischen Kriegen und später emanzipiert wurden, hatten erst 
durch einen langen Aufenthalt in Deutschland sich dem Leben, dem Emp-
finden, der Gesinnung und der Sitte der deutschen Umwelt anzupassen 
gehabt.»543 Kurt Blumenfeld, wohl der entschiedenste deutsche Zionist, 
beschreibt in seinen Erinnerungen die ganze Schwere der von den Juden 
zu treffenden Entscheidung in einem Kindheitserlebnis: «Eine von mir 
bewunderte Sängerin forderte mich einmal auf, sie auf einem Spaziergang 
zu begleiten. Es war in Insterburg in Ostpreußen. Wir trafen einen russi- 
schen oder polnischen Juden, der sich fragend an mich wandte. Ich ant-
wortete nicht. Der Mann sprach jiddisch. Obwohl Jiddisch mir fremd 
war, verstand ich doch die Adresse, nach der er sich erkundigte. <Warum 
antwortest du dem Mann nicht?> fragte mich die Sängerin. <Schämst du 
dich vielleicht?> — Da fühlte ich mich getroffen und vernichtet. Ich zeig-
te dem Mann den Weg. Dann lief ich ohne Abschied fort.» Als Blumen- 
feld dieses Erlebnis einem Freund erzählte, antwortete ihm dieser: «Das 
ist die Frage deines Lebens! Gehörst du zu den polnischen Juden oder zu 
der schönen deutschen Künstlerin, deren Stimme und Duft dich bezau- 
bern? — Meine Antwort war mein Schicksal. Ich gehöre zu den polni- 
schen Juden.»s44 

Das Verhältnis zwischen den Staatsbehörden und der jüdischen Ge- 
meinde war und blieb gut. Die Gemeinde war wie eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts anerkannt. Zu allen öffentlichen Feiern wurde der 
Gemeindevorstand eingeladen, und bei wichtigen jüdischen oder gemeind-
lichen Ereignissen waren Vertreter der Staatsbehörden anwesend. 1914 
erregte sich der Alldeutsche Verband darüber, daß der Senat eine Begrü-
ßung seines Verbandstages verweigerte, während er 1913 den Verband 

542 L. Lippmann, Mein Leben und meine amtliche Tätigkeit, S. 638 ff. 
543 Ebenda, S. 665. 
544 K. Blumenfeld, Erlebte Judenfrage. Ein Vierteljahrhundert deutscher Zio-

nismus, S. 27/28. 
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der deutschen Juden begrüßt hatte.545 In die inneren Angelegenheiten 

der jüdischen Gemeinde griffen die Staatsbehörden nicht ein, und die vie-

len Gesuche an den Senat hörten nach der Neugestaltung der Gemeinde 

auf. Die Zuneigung der Hamburger Juden zu den Staatsbehörden, beson- 

ders zum Senat, war tief und aufrichtig, weil sie sich in ihren Interessen 
ernst genommen und geschützt fühlten. In der Weimarer Republik, in der 

eine fortschreitende Integration parallel lief mit dem anwachsenden Anti-

semitismus, und sogar in den ersten Jahren des Dritten Reichs betrachte-

ten viele Juden Hamburg als eine politische Insel, auf der es sich sicher 

und unbekümmert leben ließ. 
In den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts kamen Bestrebungen 

von jüdischer Seite in Deutschland auf, die zur Gründung einiger Ge- 

samtorganisationen führten. Organisationen auf Reichsebene wurden ei-

nerseits von vielen Juden als Notwendigkeit empfunden, weil die einzel-

nen Gemeinden immer stärker aufeinander angewiesen waren und die 

Angriffe von außen und die Probleme, mit denen die Juden konfrontiert 
wurden, immer umfangreicher wurden, andererseits fürchteten viele, daß 

ein gesamtjüdisches Auftreten dem Antisemitismus neue Nahrung geben 

würde. Die größte Vereinigung war der 1869 gegründete Deutsch-Israeli-

tische Gemeindebund, eine auf freiwilliger Grundlage beruhende Vereini-

gung jüdischer Gemeinden. Er stellte die Gemeinden nicht unter eine ein- 

heitliche Führung, sondern beschränkte sich auf einige Aufgabengebiete: 

Unterstützung des Religionsunterrichts, der Erwachsenenbildung und der 
Wohltätigkeit, er ließ statistische Untersuchungen durchführen, begann 

mit der Einrichtung eines «Gesamtarchivs der deutschen Juden» und ver-

öffentlichte Schriften zur Abwehr des Antisemitismus. Der bedeutendste 

Verband mit Einzelmitgliedschaft war der «Centralverein deutscher 

Staatsbürger jüdischen Glaubens», der 1893 gegründet wurde. Er kon-

zentrierte seine Tätigkeit auf Rechtsberatung, Aufklärungsarbeit nach 

außen und Erziehungsarbeit nach innen. Sein wichtigstes Ziel über die 

Abwehr des Antisemitismus hinaus war dabei die Profilierung des jüdi- 
schen Selbstverständnisses, in dem deutsche Kultur und jüdisches Erbe in-

tegrierende Funktionen erhielten. Der 1904 gegründete «Verband der 

deutschen Juden», ebenfalls ein privater Zusammenschluß, wollte die 

Gleichberechtigung der jüdischen Religionsgesellschaft mit den christli-

chen durchsetzen und hat deshalb vor allem die Interessen der jüdischen 

545 Auszug aus den Alldeutschen Blättern und dem christlich-sozialen-Reichs-
boten im Hamburger Israelitischen Familienblatt 17. Jg. Nr. 3o, 27. Juli 1914: 
»Die nationalen Bestrebungen des Alldeutschen Verbandes lehnt der Hamburger 
Senat ab, sympathisiert aber mit den internationalen Zielen des jüdischen Ver-
eins». 
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Schulen bei den Beratungen über das preußische Volksschulunterhaltungs-
gesetz vertreten, ein allgemeines Schächtverbot verhindert und bei der 
Einführung der Sonntagsruhe einige Ausnahmen für Juden erreicht. Au-
ßer den genannten Gesamtverbänden entstanden gegen Ende des 19. Jahr-
hunderts noch orthodoxe und liberale Verbände, wissenschaftliche Ver-
einigungen und Wohlfahrtsverbände auf Reichsebene. Keiner dieser Ver-
bände wurde von den Juden als Gesamtvertretung angesehen, weil sie kei-
nem alle Aufgabenbereiche anvertrauen wollten. Nach 1905 wurde die 
Errichtung einer von allen Juden und vom Staat anerkannten Gesamtver-
tretung verhandelt und diskutiert; bis zur Gründung der «Reichsvertre-
tung der deutschen Juden» 1933 konnte keine Einigung erzielt werden. 
Durch diese Gesamtorganisationen, die alle ihren Sitz in Berlin hatten, 
wo Anfang des 20. Jahrhunderts ein Drittel aller deutschen Juden lebte, 
wurde Berlin Mittelpunkt der jüdischen Aktivitäten. 

Hamburg gehörte zu den Gemeinden, die den Gesamtverbänden bei-
traten, aber in der Mitarbeit außerordentlich zurückhaltend waren. Als 
Großgemeinde konnte die Deutsch-Israelitische Gemeinde ihre Unabhän-
gigkeit lange bewahren. Die Gemeindestruktur zwang den Gemeindevor-
stand auch häufig, sich neutral zu verhalten oder getrennte Voten von Li-
beralen und Orthodoxen vorzulegen. Als 1921 intensiv über die Errich-
tung einer Gesamtvertretung verhandelt wurde, zwang das Repräsentan-
tenkollegium den Gemeindevorstand, verschiedene orthodoxe Vorbehalte 
und Bedingungen anzumelden. Die Orthodoxen, die eine Minderheit in 
Deutschland bildeten, fürchteten um ihre Selbständigkeit und Gewissens-
freiheit. Es ist interessant, daß von den Hamburger Orthodoxen in die-
sem Zusammenhang immer wieder die vorbildliche Regelung innerhalb 
der Hamburger Gemeinden hervorgehoben wurde, die ihnen eine freie 
Religionsausübung ohne Gewissenszwang ermöglichte: «Uns Hamburger 
frommen Jehudim braucht nicht erst erklärt zu werden», sagte Dr. Schle-
singer in einem Referat über diese Frage,546  «warum man aus <Synagoge, 
und <Tempel) nicht — gestatten Sie mir den Ausdruck — einen Misch-
masch machen darf, warum man sich aufs äußerste hüten muß, zweierlei 
Judentümer sein <placet> zu geben. Wir dürfen die Gegensätze nicht ver-
tuschen, auf daß für unsere Kinder, unsere heranwachsende Jugend, für 
uns selbst, sich die Züge des Bildes nicht verwischen, dem sie, dem wir als 
einem Ideale nachstreben sollen. Wir können und dürfen nicht fördern 
helfen, was nach unserer Überzeugung mit der Gotteslehre in Wider-
spruch steht.» Das entschiedene Auftreten der Hamburger Orthodoxen 

546 Dr. L. Schlesinger, Der Eintritt der Hamburger Deutsch-Israelitischen 
Gemeinde in den umgestalteten Gemeindebund. Referat gehalten am 31. März 
1921. J. G. 870. 
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ist ein Zeichen dafür, daß sie als Minorität nicht unter starkem Druck 
standen. Das war nicht nur ein Verdienst der Hamburger Gemeindever-
fassung, sondern vor allem auch der Hamburger Liberalen. Ihnen wurde 
bescheinigt, daß sie wirklich «liberal» waren: «Die sogenannten <Macht- 
ansprüche>, die die religiösen Gemeindemitglieder oft in Gewissenskonflik-
te, in anderen Gemeinden, brachten, haben die Hamburger Liberalen nie- 
mals erhoben, und dies war einer der Gründe, daß Extrem-Orthodoxe 
und fanatische Reformisten in allen Verwaltungsapparaten stets friedlich 
zusammenarbeiten konnten.» 547 

Das Repräsentantenkollegium, das ursprünglich eine beratende Funk- 
tion einnahm, entwickelte sich zu einer Art parlamentarischem Gegen-
spieler zum Gemeindevorstand. Während die Gemeindevertreter nach 
1867 in Personalwahlen von den Gemeindeangehörigen gewählt wurden, 
wurden in der Zeit der Weimarer Republik Listenwahlen eingeführt. Zwi-
schen Liberalen, Orthodoxen und Zionisten wurden in manchen Jahren 
heftige Wahlkämpfe geführt. Neben diesen religiös und jüdisch-national 
orientierten Gruppen traten auch politische und wirtschaftliche Interes-
sengruppen auf: Jüdisch-Sozialistische Liste, Liberaler Aufruf, Jüdische 
Volkspartei, Konservative Gemeindeliste (Achduth), Unpolitische Konser- 
vative Liste, Partei der Wirtschaftsgruppen für Handwerk und Ver-
kehr.s48  Diese Listen zeigen deutlich, wie weit sich die Gemeinde von 
einem Religionsverband entfernt hatte und wie viele gesellschaftliche In-
teressen wahrgenommen wurden. Leider sind keine Wahlprogramme be-
kannt, so daß sich nicht sagen läßt, welche Forderungen von den einzel-
nen Gruppen gestellt wurden. 1927 saßen im Repräsentantenkollegium 
o Liberale, 6 Konservative, 3 Zionisten und 2 Vertreter des Gewerbe-

und Mittelstandes,s49 1937 7 Liberale, 6 Orthodoxe, 4 Zionisten und 4 
Vertreter des Gewerbe- und Mittelstandes.ss° Die hohe Zahl von Vertre-
tern des Mittelstandes zeigt die zunehmenden wirtschaftlichen Schwie-
rigkeiten des jüdischen Mittelstandes an. 

Wenn man zurückdenkt an die Unsicherheit und die Befürchtungen, 
mit denen viele Juden dem Wagnis der Neugestaltung der Gemeinde ge-
genüberstanden, und wenn man die aufgezeigten, aus dem Judentum her-
ausführenden Tendenzen und die regressive Bevölkerungsentwicklung be-
denkt, dann ist es erstaunlich zu beobachten, wie sich jüdische Lebenskraft 

547 R. Malachi, Hamburger Synagogen, S. 9. 
548  Gemeindeblatt der Deutsch-Israelitischen Gemeinde 6. Jg. Nr. 3, 14. März 

5930. 
549 N. M. Nathan, Aus Vergangenheit und Gegenwart der Hamburger Ju-

den, in: Hamburgische Kirchenzeitung 5927, S. 73-88, S. 89-93. 
55o Aufstellung in J. G. 838. 
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und jüdisches Selbstbewußtsein in einem lebendigen Gemeindeleben mani-
festierten. Trotz der zunehmenden kulturellen Assimilation und des star-
ken Engagements von Juden in Politik, Wirtschaft und Kultur ließ der 
Einsatz für die jüdische Gemeinschaft nicht nach. Die teilweise aggressive 
Haltung der Umwelt und die nicht mehr überzeugende Idee des Christen-
tums spielten dabei eine Rolle, aber sie allein hätten es nicht vermocht, 
ein blühendes Gemeindeleben hervorzubringen. Auffallend ist, daß auch 
in Hamburg viele Juden, die eine bedeutende Rolle im Gemeindeleben 
spielten, eine «post-assimilatorische» Wendung zur jüdischen Gemein-
schaft vollzogen hatten,s51 d. h. sie hatten sich oft viele Jahre ihres Lebens 
vom Judentum abgewandt. Ein Beispiel hierfür ist Gustav Tuch, der An- 
fang des 20. Jahrhunderts einer der Aktivsten im Hamburger Gemeinde-
leben war. Er hatte viele Jahre ausschließlich für nichtjüdische Interessen 
gearbeitet: Er war Mitbegründer des Hamburger «Flottenvereins der 
deutschen Jugend», Mitglied des «Nationalvereins», Redakteur der 
«Hamburger Nachrichten», Verfechter des Zollanschlusses u. a. m. Dann 
gründete er die jüdische «Henry Jones-Loge» und den «Israelitischen 
Frauenverein» und arbeitete in verschiedenen Schulvorständen und Wohl- 
tätigkeitsvereinen. Tuch war nicht religiös und gehörte keinem Kultus-
verband an, aber er war überzeugt von der ethischen Mission der Juden. 
Kurz vor seinem Tod schloß er sich dem Zionismus an und gründet den 
«Verein zur Förderung der Bodenkultur unter den Juden Deutsch-
lands.»552 In diesem Zusammenhang kann auch Dr. Carl Melchior ge- 
nannt werden, der sich bis 1932 um jüdische Fragen kaum gekümmert und 
sein Judesein nie betont hatte. Am Tage der nationalsozialistischen 
Machtergreifung überraschte er Max M. Warburg mit der Frage, was er da-
von hielte, wenn er sich jetzt der jüdischen Frage widmen würde: «Ich 
habe siebzehn Jahre für die Gleichberechtigung Deutschlands gekämpft, 
— ich möchte jetzt bis an mein Lebensende für die Gleichberechtigung der 
Juden kämpfen.»553 Melchior gründete 1932 den «Zentralausschuß der 
deutschen Juden» und half mit bei der Errichtung der «Reichsvertretung 
der deutschen Juden». 

Wenn man nach den aufgezeigten Ergebnissen noch einmal zu den Fra- 
gen zurückkehrt: Wer ist Jude? Was ist Judentum? Was heißt: jüdisch?, 

551  Der Begriff <post-assimilatorisch» ist von Kurt Blumenfeld für den west-
europäischen Zionismus geprägt worden, weil er im Gegensatz zu dem Zionis-
mus in Osteuropa von Juden entwickelt wurde, die sich weitgehend an die Um-
welt assimiliert hatten, K. Blumenfeld, Erlebte Judenfrage, S. 12. 

552 Vgl. den Nachruf in: Jüdische Rundschau XIV. Jg., Nr. 7, 12. Febr. 
1909. 

553 M. M. Warburg, Aus meinen Aufzeichnungen, S. 51. 
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die von Juden und Nichtjuden wieder und wieder diskutiert wurden, 
dann muß festgestellt werden, daß es auch in der Praxis keine verbindli-
che Antwort gegeben hat. Nicht einmal in der Terminologie konnte Ein-
heitlichkeit erzielt werden. In der amtlichen Statistik für Hamburg über 
die Volkszählung von 1910 finden sich unter «Religion» acht verschiede-
ne Bezeichnungen von Juden: 14 323 haben sich als mosaisch bekannt, 
2 789 als israelitisch, 2 246 als Juden, 7o als Hebräer, 26 als portugiesi-
sche Juden, 55 als Semiten, z als reformierte Israeliten, i als griechisch-
mosaisch.s54 Vielleicht hätten viele Juden dem Wort Achad Haams zu-
gestimmt, das die natürliche Zugehörigkeit für einen als Juden Geborenen 
zum Judentum zum Ausdruck bringt: «Ich verstehe die Frage, warum ich 
Jude bleiben soll, ebensowenig als die Frage, warum ich der Sohn meines 
Vaters bleibe.»sss 

Das breite Spektrum jüdischer Lebensformen, das vom Glaubensjuden 
über den Trotzjuden und den Indifferenten zum Nationaljuden reichte, 
scheint — rückblickend läßt sich das leicht sagen — der zionistischen Be-
hauptung Recht zu geben, daß die Juden nie ein «Nicht-Volk» gewesen 
sind, obwohl die Mehrzahl der deutschen Juden diese Behauptung bestrit-
ten hat.556  

554 Hamburger Jüdische Nachrichten 2. Jg. Nr. 2, 21. Jan. 1914: 0. Wa-
schitz Triest: Zur jüdischen Statistik Hamburgs. 

555 Zitiert von F. Weltsch, Nationalismus und Judentum, S. 40. Achad Haam 
— <Einer aus dem Volk> Pseudonym für den russischen Juden A. Ginzberg (1856 
bis 1927) — war der Vorkämpfer des Kulturzionismus, der die geistige, kulturelle 
Erneuerung des jüdischen Volkes zum Ziel hatte; er wollte Palästina zum geisti-
gen Zentrum der Juden machen. 

556 Interessant ist, daß Martin Philippson, ein liberaler jüdischer Historiker, 
1922 seine Geschichte der Juden, die den Zeitraum von der französischen Revo-
lution bis zur Weimarer Republik umfaßt, «Neueste Geschichte des jüdischen 
Volkes» nannte und in eben diesem Buch die Existenz eines jüdischen Volkes 
ablehnte. 
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VII. Die antisemitische Bewegung in 
Hamburg während des Wilhelminischen 
Kaiserreichs und die jüdische Reaktion 

Die Emanzipation der Juden war in Hamburg durch den Schwung der li-
beralen Bewegung 1848 und nach 186o durchgeführt worden. Die Haupt-
gegner der Gleichstellung, die unter den Handwerkern, den kleinen Kauf-
leuten und den Unselbständigen im Handel saßen, waren damals in der 
Minderheit und hatten ihre Ansichten nicht durchsetzen können. Sie wa-
ren eine wirtschaftlich schwache, aber in der alten Verfassung politisch 
einflußreiche Gruppe, die nun um ihre wirtschaftliche Existenz und ihren 
politischen Einfluß bangte. Ihre unfreundliche Haltung richtete sich so-
wohl gegen die Gesamtheit der Juden, weil sie die Gewerbefreiheit befür-
wortete und die liberale Verfassung unterstützte, als auch besonders gegen 
die jüdischen Handwerker und Krämer, in denen sie Konkurrenten sah. 
Diese Haltung ist nach 186o nicht aggressiv gewesen, und sie wurde auch 
nicht ideologisch verhärtet, obwohl gerade in diesen Kreisen die Ideen 
des christlichen Staates und des christlichen Handwerks lebendig blieben 
und sie für den Antisemitismus anfällig machten. 

Die Liberalen hatten sich für die Emanzipation der Juden als ein Men-
schenrecht eingesetzt. Sie nahmen Juden in ihre Parteien und Fraktionen 
auf und fragten nicht danach, ob ihre Journalisten, Rechtsberater, Kandi-
daten und Geldgeber Juden, Christen oder Dissidenten waren. Dasselbe 
gilt von den Sozialdemokraten; diese fragten ihre Mitglieder nur nach 
der politischen Einstellung. Ihre Ideologie, die das gesamte kapitalistische 
System angriff, erlaubte nicht, die Angriffe auf eine kapitalistische Grup-
pe zu konzentrieren. Eine konservative Gruppe im Sinne der preußischen 
Konservativen Partei gab es in Hamburg nicht. Das nationalliberal ge-
sinnte Bürgertum bestimmte das politische Klima und die öffentliche Mei-
nung. Die Jahrzehnte des wirtschaftlichen Aufstiegs, die Befriedigung 
über den Freihafen, die Verbesserung des Schulwesens, die Zufriedenheit 
mit der neuen Verfassung und der Stolz auf die Reichsgründung stärkten 
den fortschrittsgläubigen Optimismus des Bürgertums. Eine «Judenfra-
ge» gab es für dieses Bürgertum nicht. 

Ahnlich sah es in den übrigen deutschen Staaten aus, bis 1873 die erste 
große Ernüchterung kam. Die Weltmarktkrise von 1873 wirkte sich un-
mittelbar auf die Einstellung zu den Juden aus. Für den wirtschaftlichen 
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Rückschlag wurden die Liberalen verantwortlich gemacht; und da die 
Fortschrittspartei und die Nationalliberale Partei als «jüdische» Parteien 
galten, wurde den Juden die Hauptschuld zugeschoben. Antisemitische 
Schriften wurden auf den Markt geworfen und von tausenden Geschädig-
ten und Enttäuschten gläubig gelesen. Mit den Schriften von Wilhelm 
Marr und Otto Glagau, den Aufsätzen in der «Kreuzzeitung» und der 
«Germania» konnte jeder beweisen, daß das «raffende Kapital», die 
Juden, ihre Finanz- und Wirtschaftsgesetze und ihre skrupellosen Speku-
lationen Ursachen für das Unglück des Volkes waren. Bedeutend für die 
Zustimmung, die der Antisemitismus fand, war, daß Glagau und andere 
in ihren antisemitischen Schriften nicht nur die Krise, sondern die soziale 
Frage, eine der Hauptfragen in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, 
anpackten. 

Von dieser ersten antisemitischen Welle im Deutschen Kaiserreich blieb 
Hamburg verschont. Die Wirtschaftskrise wirkte sich in Hamburg nicht 
so vernichtend aus wie z. B. in Berlin, weil das Aktienwesen und vor allem 
die Kleinaktie in Hamburg nicht verbreitet waren, und weil ein Industrie-
ausbau mit hohen Investitionen erst langsam begonnen hatte. Krisen wa-
ren einkalkuliert im Freihandelsgeschäft. Die liberale Wirtschaftspolitik, 
die seit eh und je der Überzeugung der Hamburger Kaufmannsschaft ent-
sprach, wurde deshalb auch nicht angegriffen. Die gemäßigt-liberale 
Mehrheit der Bürgerschaft blieb erhalten, und in den Reichstagswahlen 
verloren die Nationalliberalen gegenüber der Fortschrittspartei Stimmen; 
188i wurde der nationalliberale Dr. Isaac Wolffson durch Dr. Anton RAe, 
der Mitglied der Fortschrittspartei war, ersetzt. Die Manipulatoren der anti-
semitischen Bewegung, die Konservative Partei und das Zentrum, hatten 
keine Basis in Hamburg, und ihre Zeitungen wurden hier nicht gelesen. 
Auch für eine «Anti-Kanzler»-Liga, die 1875 den Kampf gegen den «jü-
dischen Liberalismus» und den liberalen Bismarck aufnahm, begeisterte 
sich niemand in Hamburg, denn Bismarcks Freihandelspolitik wurde voll 
unterstützt. Eine Opposition gegen Bismarck entstand erst, als er sich von 
der liberalen Wirtschaftspolitik abwandte und von Hamburg den An-
schluß an den Zollverein forderte. Treitschke, der zur Verbreitung des 
Antisemitismus in bürgerlichen Kreisen mehr beigetragen hat als die soge-
nannten «Radauantisemiten», hatte schon deshalb nur einen unbedeuten-
den Einfluß auf das Hamburger Bürgertum, weil er in Hamburg als Ver-
fechter des Zollanschlusses und als aggressiver Gegner des Hamburger 
Partikularismus auf Ablehnung stieß. Außerdem fehlte für seinen natio-
nal bestimmten Antisemitismus in den Jahren, in denen das Hamburger 
Bürgertum in Opposition zur Schutzzollpolitik stand, jeder Anknüp-
fungspunkt. 
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Die christlich-soziale Bewegung des Berliner Hofpredigers Adolf 
Stoecker war die erste antisemitische, die einen gruppenbildenden Nieder-
schlag in Hamburg fand, von dem noch die Rede sein wird. 

Einer der wildesten Antisemiten der damaligen Zeit war Wilhelm Marr 
(1818-1904); er lebte zu Beginn der antisemitischen Welle in Hamburg; 
seine antisemitische Tätigkeit hat er im wesentlichen auf Berlin beschränkt, 
weil er im «Elbjerusalem» Hamburg557 kein geeignetes Arbeitsfeld fand. 
In seinen Memoiren beschreibt Marr sich als Philosemiten: Er erzählt, 
daß er immer wieder mit Juden zusammen arbeitete, die ihm sympathisch 
waren, die er schätzte, die ihn aber in kritischen Situationen fallen ließen. 
Das soll z. B. während seiner kaufmännischen Lehre in Wien der Fall ge-
wesen sein, bei Geldgeschäften in Hamburg, als Journalist bei der Berliner 
freikonservativen «Post» und beim Hamburger «Freischütz». Die Wand-
lung vom Philosemiten zum Antisemiten beschreibt Marr als langjährigen 
Prozeß. Eine entscheidende Rolle spielte dabei Gabriel Riesser, der 
«schmatzende Reformjude, der durch glatte Reden die Welt bethörte» ;558  

Riesser hatte wiederholt in der Bürgerschaft die radikalen Demokraten 
und besonders Marr angegriffen. Marr war 1848 als Radikaler in die Kon-
stituante gewählt worden und ist als solcher für die Emanzipation der Ju-
den eingetreten. r 86r und 1862 war er Mitglied der Bürgerschaft. Aus Är-
ger über Riessers Auftreten und aus Anlaß der Debatte über das jüdische 
Armenwesen in der Bürgerschaft, schrieb Marr 1862 den «Judenspiegel». 
In dieser Schrift wollte Marr das wahre Wesen des Judentums aufdecken 
und die Unmöglichkeit darlegen, die Juden zu politisch gleichberechtigten 
Staatsbürgern zu machen, solange sie am Judentum festhielten und sich da-
durch dem Staatswohl nicht ganz und ungeteilt hingeben könnten. Die 
schädliche Doppelbindung legte er an der Person Isaac Wolffson dar, der 
damals gleichzeitig Präses der Hamburger Bürgerschaft und Mitglied des 
jüdischen Gemeindevorstandes war. Wenn die Juden den Gemeindeverband 
auflösen würden — über diese Möglichkeit wurde in diesen Jahren unter den 
Juden diskutiert werde die Lösung von der jüdischen Religion und die 
völlige Assimilation unaufhaltsam kommen, glaubte Marr damals noch. 
Marr befindet sich in dieser Schrift, die auf einige Hamburger Gegebenhei- 

557 W. Marr in einem Bericht über Hamburg im «Österreichischen Volks-
freund», dem Organ der österreichischen Reformpartei, am 3. Aug. 1890. Zei-
tungsausschnitt in Cl VII Lit. Lb. Nr. 18 Vol. 7 a, Fasc. 24. Der Nachlaß von 
Wilhelm Marr liegt im Hamburger Staatsarchiv; er enthält neben den Memoiren 
mehrere Briefe und unveröffentlichte Manuskripte. Die Memoiren Marrs sind 
zu seinen Lebzeiten teilweise in der «Reform» veröffentlicht worden, in dieser 
Veröffentlichung fehlen aber die philosemitischen und die antisemitischen Par-
tien, Familienarchiv Wilhelm Marr, Memoiren 1819-1891. 

558 W. Marr, Memoiren Teils 1860-1867, S. 66. 
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ten anspielt, in der herkömmlichen Argumentation gegen die Emanzipation 
der Juden. Die Konzeption seiner späteren Schriften wird noch nicht ange-
deutet. Wie Richard Wagner gibt er, der aufgrund seiner radikal-demokra-
tischen Überzeugung für die Emanzipation der Juden offen eingetren war, 
zu: «Wir haben uns versucht durch die Phrase zu berauschen, wir haben 
die ganze Epoche der Emancipation mit durchgemacht und redlich für die-
selbe mitgekämpft, aber wir haben uns selbst künstlich in eine generelle 
Sympathie hineingelogen, die wir nicht empfanden, nach den Naturge-
setzen nur für die Einzelnen empfinden konnten, so lange im Äußerlichen 
und Inneren ein auf Sinn und Geist prägnant wirkender Gegensatz zwi-
schen Jude und Nichtjude existiert.»559 186z weigerte sich Marr, für eine 
Bremer Zeitung zugunsten der dortigen Emanzipation der Juden zu 
schreiben. Seine Absage wurde in der Bremer Zeitung gedruckt und rief 
einen Sturm der Entrüstung in Hamburg hervor. Daraufhin veröffent-
lichte Marr seinen «Judenspiegel». Im «Freischütz» und in der «Re- 
form» wurde diese Schrift heftig angegriffen und widerlegt, aber sie er-
schien 1862 bereits in fünf Auflagen.560 Im «Freischütz» durfte Marr 
keine offen antisemitischen Artikel schreiben, aber in der Berliner «Post» 
wurden sie 1867 und 1868 geduldet. Marr entwickelte sich immer stärker 
zu einem Rassenantisemiten. 1878 legte er seinen rassenantisemitischen 
Standpunkt dar in der Schrift: «Der Sieg des Judenthums über das Ger-
manenthum — vom nichtconfessionellen Standpunkt aus betrachtet. Vae 
victis!» Marr beschreibt das «skrupellose Vorgehen der semitischen Ras- 
se», die, nachdem sie «doo Jahre lang der abendländischen Welt den 
siegreichsten Widerstand leistete ... der socialpolitische Diktator 
Deutschlands geworden» ist.s6t Den Germanen weissagt er den Unter-
gang, wenn sie nicht endlich den Kampf mit dem furchtbaren Gegner 
aufnähmen. 

Wenn man die Memoiren von Marr liest, wird sehr deutlich, daß per- 
sönliche Enttäuschungen die Grundlage oder den Anstoß zu seiner Theo-
rie gebildet haben. In Hamburg findet sich kein direktes Echo auf diese 
Schrift Marrs. Marr selbst hatte Berlin 1878-79 verlassen, weil es ihm 
zu «verjudet» war und war nach Hamburg zurückgekehrt, hatte aber 
auch dort alles «verjudet» gefunden.s62 Eine Zusammenarbeit mit der 

559 W. Marr, Judenspiegel, 5. Aufl. 1862, S. 35/36. 
56o Über die Auflagenhöhe ist leider nichts bekannt, sie wird vermutlich nicht 

groß gewesen sein. 
561 W. Marr, Der Sieg des Judenthums, S. 23. 
562 Vgl. z. B. einen seiner Feuilletonberichte: «Demokratische Betrachtungen 

aus der Vogelperspektive» über das Auftreten der Juden während der Domzeit: 
«... man glaubt in Jerusalem zu sein, wenn man durch die Straßen wandert ...» 
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Berliner Stoeckerschen Bewegung lehnte Marr ab, weil sie nicht den rassi-
schen Gedanken in den Mittelpunkt stellte, sondern die Judenfrage im 
wesentlichen als soziale Frage behandelte. Aber 1879 erklärte er sich be-
reit, in Berlin eine antisemitische Partei ins Leben zu rufen und ein anti-
semitisches Wochenblatt herauszugeben. Er gründete die «Antisemiten-
Liga», die erste antisemitische Partei in Deutschland, die aber nur kurze 
Zeit bestand. Für eine antisemitische Zeitung konnte er kein Geld auftrei-
ben. Er ist 1879 Hamburg zurückgekehrt. Dort hat er von Zeit zu Zeit 
antisemitische Artikel geschrieben. Er wurde Redakteur der «Deutschen 
Volkszeitung», die in Ottensen erschien und das Organ des christlich-so-
zialen «Reformvereins» war und gab ihr eine antisemitische Tendenz. 
Von der politischen antisemitischen Bewegung distanzierte er sich immer 
stärker;; nach 188o widmete er sich in erster Linie der Frage des Hambur-
ger Zollanschlusses. «Der Zollanschluß Hamburgs und der Antisemitis-
mus ist eine Etappe in eine bessere Zukunft», schrieb er 1893 in seinen 
Memoiren.563 1893 sagte er sich endgültig von der antisemitischen Bewe-
gung los, weil sie auf falschen Voraussetzungen aufgebaut wäre.564 Das 
Hamburger Fremdenblatt hatte Marr bereits 1879 wegen seiner antisemi-
tischen Schriften «den entarteten Sohn der freien und vor allen Dingen 
toleranten Hansestadt» genannt.s6s Diese Bemerkung war gefallen, be-
vor die antisemitische Bewegung in Hamburg Fuß gefaßt hatte. 

Aufschlußreich für den geringen Niederschlag, den die erste antisemiti-
sche Welle in Hamburg gefunden hat, ist ein Flugblatt von 1884: Nach 
der einleitenden Feststellung, daß «Hamburg beinahe unberührt geblie-
ben (ist) von diesem Kampfe gegen die Judenherrschaft und ihre Anhän-
ger», wird festgestellt, daß die Kaufleute von jüdischen Geldinstituten 
abhingen, daß die Regierung die Kredite des Kaufmanns und die Gleich-
berechtigung schützen wolle und wegen der <Race oder RacenvermiL 
schung> eines Teils ihrer Mitglieder gebunden sei; daß die Handwerker 
und die kleinen Ladeninhaber wegen der Konkurrenz anfällig seien für 
den Antisemitismus, ihm aber auswichen, weil viele von ihnen durch Ju-
den verdienten und daß die Arbeiter keine Antisemiten seien und viele 
von ihnen bei jüdischen Handelsfirmen beschäftigt seien. Die Tagespresse 

Nachlaß Marr, Staatsarchiv Hamburg, Zeitungsausschnitt ohne Datum und ohne 
Angabe der Zeitung; und Memoiren Teil 6, 1867-1891, S. 243. 

563 W. Marr, Memoiren Teil 6, 1867-1891, S. 279. 
564 Brief Marrs an verschiedene Hamburger Zeitungen mit der Bitte um Ver-

öffentlichung, gedruckt u. a. im Hamburger Fremdenblatt 15. April 1893. Über 
seine Motive siehe das Fragment: Im Philosemitismus, 1887, Familienarchiv W. 
Marr B V a. 

565 Hamburger Fremdenblatt Nr. 279, 29. Nov. 1879. 
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hänge von jüdischen Inseraten ab und habe mehrere jüdische Redakteure; 
sie habe von Anfang an versucht, die antisemitische Bewegung lächerlich 
zu machen (die <Hamburger Nachrichten> seien dabei gemäßigt, das 
<Hamburger Fremdenblatt> und die <Reform> radikal); in den Parteien 
fänden sich nur unter den Konservativen und Nationalliberalen verein-
zelt Antisemiten.566  Dieses Flugblatt, das zur Unterstützung des Antise- 
mitismus aufrief, war das erste öffentlich verbreitete antisemitische Flug-
blatt in Hamburg. Die Hamburger Antisemiten sammelten sich damals in 
dem Verein «Litteraria», der von dem Porzellanhändler Friedrich Raab 
begründet war. Raab verkehrte in dem «Deich-Hammerbrooker- Jüng-
lingsverein», der sich unter der Führung des Stadtmissionars Fritz Irwahn 
ähnlich wie Stoecker das Ziel gesetzt hatte, die Arbeiterschaft durch eine 
christliche und soziale Politik von der Sozialdemokratie zu lösen. Die 
Mitglieder dieses Vereins kamen aus handwerklichen und kleingewerbli-
chen Kreisen und wurden im Fahrwasser Stoeckers alle zu aktiven Ju-
denfeinden.567 Antisemitische Themen überwogen bald die sozialpoliti-
schen. Im Oktober 1884 meldete die «Litteraria» ihre erste Versammlung 
mit einem antisemitischen Thema an.568  Sie wurde von der Polizeibehör-
de verboten, weil Tumulte erwartet wurden. Bis 1890 wurden alle antise-
mitischen Vorträge unter Berufung auf § 2 des Vereinsgesetzes von r 85 
untersagt.569 Auch Stoecker durfte in Hamburg nicht auftreten, aber vor 
den Toren Hamburgs, in Altona und Wandsbek, konnte er seine Vorträge 
halten. Durch Flugschriften und Ankleben von Zetteln mit der Auf-
schrift: «Juden raus» u. ä. an die Firmenschilder jüdischer Geschäfte 
suchten die Antisemiten die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf sich 
zu ziehen.s7° x888 ging aus der «Litteraria» der «Deutsche Verein» her- 
vor, der bis 2891 etwa 200 — 30o Mitglieder gewann. Raab löste seine 
antisemitische Bewegung von der Stoeckerschen christlich-sozialen Rich- 

566 Extra Abzug aus Nr. 227, 228, 229 der «Deutschen Reform» von 2884, 
als Flugblatt in Hamburg verteilt. Politische Polizei S 576 II a. 

567 Vgl. den Aufsatz von Johannes Irwahn, Friedrich Raab. In: Jahrbücher 
für Deutschnationale Handlungsgehilfen, 1918. 

568 Vortrag des Berliner Stadtverordneten Wilhelm Pickenbach: «Die Ge-
meingefährlichkeit des jüdischen Einflusses in nationaler, socialer und ethischer 
Beziehung», Politische Polizei S 576 II a 

569 Revidirte Verordnung zur Verhütung des Mißbrauchs des Versammlungs-
und Vereinigungs-Rechts. Rat- und Bürgerschluß vom 3o. Juni 1854 § 2: Wenn 
die Polizei-Behörde es wegen dringender Gefahr für die öffentliche Ordnung oder 
Sicherheit für nöthig erachtet, ist dieselbe berechtigt, eine öffentliche Versamm-
lung, so wie auch die Versammlung eines Vereins, welcher die Berathung öffent-
licher Angelegenheit zum Zweck hat, zu untersagen. Lappenberg, Sammlung der 
Verordnungen Bd. 22 (1851/1852) S. 182.. 

57o Polizeibericht vom 25. Okt. 1891. Politische Polizei S 576 II a. 
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tung und schloß sie dem völkischen Antisemitismus Liebermanns von 
Sonnenberg und Otto Böckels an. Der «Antisemitische Wahlverein von 
189o» stellte sich auf die Grundlage des Erfurter Programms von 
189o, dessen § 1 lautete: «Die deutsche Reformpartei steht treu zu Kai-
ser und Reich, Fürst und Vaterland. Sie erstrebt zunächst die Aufhe- 
bung der Judenemanzipation auf gesetzlichem Wege, Stellung der Juden 
unter Fremdengesetze und Schaffung einer gesunden sozialen Gesetzge- 
bung», dann folgten sozialpolitische Forderungen zum Schutz des Mittel-
standes.571 Der «Antisemitische Wahlverein von 1890» war als politi-
sche Grundlage zwecks Eingreifen bei den Reichstagswahlen 1890 ge-
gründet worden. Sein Kandidat, E. A. Hübner, der Herausgeber der seit 
1888 in Hamburg erscheinenden antisemitischen Zeitung «Die Abwehr», 
gewann nur 479 Stimmen.572  1892 wurde die Agitation verstärkt, verlief 
aber ebenfalls erfolglos. Die zweite politische Antisemitenpartei in Ham- 
burg, der Deutsche Reformverein, blieb noch bedeutungsloser als der An- 
tisemitische Wahlverein. 

Wahrscheinlich wegen der Aufhebung des Sozialistengesetzes erlaubte 
der Senat für den 25. Juli 1890 zum erstenmal eine öffentliche antisemiti-
sche Versammlung. Vor 2000 Zuhörerns73 sprach Otto Böckel über das 
Thema: «Der Antisemitismus, eine wirtschaftliche Notwehr». Die Ver-
sammlung endete in Tumulten, und Juden und Antisemiten stellten Straf- 
anzeigen gegeneinander. Bis September 1891 haben dann viele weitere 
antisemitische Versammlungen stattgefunden. Bei «Starrednern» wie 
Ahlwardt, Böckel, Zimmermann, von Schönerer kamen bis zu 35oo Besu-
cher. Den Polizeiberichten zufolge waren davon etwa die Hälfte Antise-
miten, die übrigen Sozialdemokraten und einige Juden. Tumulte waren an 
der Tagesordnung, weil Sozialdemokraten und hin und wieder auch Ju-
den das Gehörte nicht unwidersprochen hinnahmen. Meistens endeten die 
Versammlungen, indem als Bekenntnis der Antisemiten «Deutschland, 
Deutschland über alles» gegen die Marseillaise gesungen wurde. 

Im September 1891 verbot der Senat erneut alle öffentlichen antisemi-
tischen Veranstaltungen. Gegen dieses Verbot wurde vergeblich Einspruch 
von den antisemitischen Gruppen in und außerhalb Hamburgs erhoben. 
Die Antisemiten hielten fortan «Gesellige Festabende» ab, die als ge- 

571 Satzungen der Deutschen Reformpartei, Politische Polizei S 4295; 1890 
einigten sich in Erfurt die verschiedenen antisemitischen Parteien soweit, daß sie 
sich gegenseitig im Wahlkampf unterstützten. P. Massing, Vorgeschichte des poli-
tischen Antisemitismus, S. 87; Raab setzte sich sehr für einen Zusammenschluß 
der verschiedenen antisemitischen Gruppen ein. 

572 Polizeibericht vom 25. Okt. 1891. Politische Polizei S 576 II a. 
573 So der Polizeibericht vom 28. Juli 1890. Politische Polizei S 576 II a. 
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schlossene Mitgliederversammlungen, in welche die Einführung von Gä-
sten durch Vereins-Mitglieder gestattet war, zugelassen, aber häufig un-
mittelbar nach Beginn von der Polizei aufgelöst wurden, weil auch Nicht- 
mitglieder erschienen waren.574 Größere Versammlungen wurden des-
halb häufig nach Altona verlegt. 

Die Cholera, die 1892 schwer in Hamburg wütete und — ähnlich wie 
1842 der Brand — Anlaß zur Kritik an politischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Zuständen in Hamburg gab, verstärkte den Antisemitismus. Die 
Behauptung, russische Juden, die über Hamburg auswanderten, hätten die 
Cholera eingeschleppt, kam auf und konnte sich lange halten, obwohl sie 
vom Senat und von verschiedenen Presseorganen sofort zurückgewiesen 
wurde. Die Antisemiten hatten bereits am 5. Oktober 1891 den Hamburger 
Senat vor der Gefahr der Einwanderung russischer Juden gewarnt.s75 
Der in demselben Jahr laufende Xantener Ritualmordprozeß, in dem ein 
jüdischer Schlachter des Mordes an einem fünfjährigen Jungen angeklagt 
war, hatte dagegen in der Öffentlichkeit nicht die von den Antisemiten 
erwünschten Folgen. Die Presseberichte waren sehr ausführlich und ob- 
jektiv und verurteilten die wilden, primitiven Verdächtigungen der An-
tisemiten.576  

Aus den Polizeiberichten läßt sich entnehmen, daß die Antisemiten 
nach ihrer sozialen Zusammensetzung Handlungsgehilfen, Kleingewerbe-
treibende, Ladeninhaber, Handwerker und kleine Beamte waren. Ihre 
berufliche Stellung war ein Ergebnis der Industrialisierung und der Ge-
werbekonzentration. Sie stimmte nicht mit ihrem Selbstbewußtsein über-
ein und schuf dadurch ein Gefühl der Unzufriedenheit und Benachteili-
gung in der sozialen Entwicklung. Wer als Lehrling in einem kaufmänni-
schen Betrieb anfing, strebte danach, einst selbständiger Kaufmann zu 
werden, wer ein Handwerk erlernte, wollte selbständiger Meister werden. 
Die Statistiken im vorangegangenen Kapitel haben deutlich werden las-
sen, in welchem Ausmaß die tatsächliche Entwicklung über diese Wün- 

574 Zu dem «Geselligen Festabend» vom 6. April 1892 z. B. waren 3500 Per-
sonen gekommen, während der Antisemitische Wahlverein von 1890 damals 400 
bis 5oo Mitglieder hatte. Bericht in der «Abwehr» vom so. April 1892. Politische 
Polizei 4296 Fasc. 3. Es sollte der österreichische Antisemit Georg Ritter von 
Schönerer über «Die Ziele der deutschnationalen Antisemiten in der Ostmark» 
sprechen. Die Versammlung wurde unmittelbar nach Beginn durch die Polizei 
aufgelöst, weil sie als Mitgliederversammlung angemeldet war. 

575 Nach der Veranstaltung, in der Ahlwardt über das Thema: «Die Gefahr 
der Einwanderung russischer Juden für Deutschland» gesprochen hatte. Politi-
sche Polizei S 3939 Fasc. 2. 

576 Politische Polizei S 567 V Band s: Zeitungsausschnitte über den Xan-
tener Prozeß. 
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sche hinwegging. Sie haben gleichzeitig gezeigt, daß diese Umschichtung 
von beruflicher Selbständigkeit zur Unselbständigkeit unter den Juden 
sehr viel langsamer verlief als in der Gesamtbevölkerung. Der sozialen 
Unzufriedenheit des Mittelstandes wurde im Antisemitismus ein Angriffs-
instrument geboten, das er begierig nutzte. Das «Hamburger Fremden-
blatt» schrieb z. B. in einem Bericht über eine antisemitische Versamm-
lung: Anwesend waren zu 8o 0/0 junge Handlungsbeflissene, also «Ange-
hörige desjenigen Berufes, der als solcher den Juden zum Vorwurf ge-
macht wird.»577 

Die Handlungsgehilfen, die in der Handelsstadt Hamburg das größte 
Potential an Unzufriedenen stellten, hatten ihre Interessenvertretung in 
dem «Verein für Handlungscommis von 1858». Dieser war paritätisch 
aufgebaut — d. h. Prinzipale konnten die volle Mitgliedschaft erwerben —
und dementsprechend in seiner Sozialpolitik gehemmt. Durch die Ausein- 
andersetzungen mit den Sozialdemokraten über die Handlungsgehilfen 
entstand bei Raab und Irwahn (der Mitglied des 1858er Vereins war) der 
Plan, einen eigenen Handlungsgehilfenverein zu gründen. Im September 
1893 wurde in Hamburg der «Deutschnationale Handlungsgehilfen-Ver-
band» (DHV) gebildet.s78  Von Anfang an stand der DHV auf antisemi- 
tischer Grundlage. In den Satzungen kam das darin zum Ausdruck, daß 
Juden von der Mitgliedschaft ausgeschlossen waren, in der Agitation 
spielte der Antisemitismus eine weit größere Rolle. Das sozialpolitische 
Programm des DHV entsprach dem der Deutschsozialen Partei, der an-
tisemitischen Partei Liebermann von Sonnenbergs. Das rasche Anwachsen 
der Mitgliederzahlen verdankte der DHV in erster Linie dein Antisemi- 
tismus. 

Mitglieder und Wähler der Antisemitenparteien kamen aus dem DHV, 
der sie und ihre publizistischen Organe auch finanziell trug oder unter- 
stützte. Der DHV wurde einer der stärksten antisemitischen Vereine in 
Deutschland. Die übrigen antisemitischen Vereine, die in Hamburg ge-
gründet wurden, spielten nur für die Antisemiten selbst eine Rolle: es gab 
eine Hanseatische Spar- und Vorschuß-Bank, einen Deutschen Turnver-
ein von Hamburg-Altona, einen antisemitischen Gesangverein, einen so- 
zialen Debattierklub und einen deutschen Jugendbund.579 

1898 wurden durch die Deutschsoziale Partei zwei antisemitische Bür- 
gervereine ins Leben gerufen, die einen festen Kern der antisemitischen 
Bewegung in Hamburg bildeten. Der «Barmbeker Bürgerverein von 

577 Hamburger Fremdenblatt vom 4. Aug. 1891. 
578 Der Verband hieß bis 1895 «Deutscher Handlungsgehülfen Verband zu 

Hamburg». 
579 S. Politische Polizei S 576 III c. 
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1898» stellte sich sogar satzungsmäßig auf «einen unbedingt völkischen 
Standpunkt.»580 Damit wurde die parteipolitische Orientierung der bis- 
her in erster Linie auf kommunaler Ebene arbeitenden Bürgervereine vor-
angetrieben. Ausgelöst wurde diese Bewegung durch das Bürgerrechtsge- 
setz von 1896, das die Gewinnung des Bürger- und damit auch des Wahl-
rechts einer breiteren Gruppe zusprach. 

1893 begann Friedrich Raab einen großangelegten Wahlfeldzug für die 
Deutsch-Soziale Partei. Er kämpfte im dritten Wahlkreis, in Eimsbüttel, 
Hohenfelde, Barmbek und Eppendorf, mit den «sozialreformerischen 
Ideen» der Antisemiten gegen die «sozialrevolutionären» der Sozialde- 
mokraten. 1893 gelangten 16 Antisemiten in den Reichstag; das bedeutete 
den Höhepunkt des politischen Antisemitismus in Deutschland vor 1918. 
In Hamburg erreichten die Antisemiten 8o14 Stimmen (gegenüber 479 
1890), aber Raab konnte damit die Wahl nicht gewinnen. Er warf sich in 
der Folgezeit stärker in den politischen Kampf; 1893 übernahm er die 
Leitung des «Agitationsverbands für Norddeutschland» und nach 1898 
vertrat er den zweiten schleswig-holsteinischen Wahlkreis im Reichstag. 
1897 wurde Raab als erster Antisemit in einer Nachwahl in Eimsbüttel in 
die Hamburger Bürgerschaft gewählt. Ihm folgten 1900 Karl Wilhelm 
Fritz Schack und 1901 Rechtsanwalt A. M. («Anderer Meinung») Jacob-
sen. Raab war als Antisemit gewählt worden. Er trat mit einem sozialpo-
litischen Programm auf und forderte außerdem: «Verweigerung der Auf-
nahme ausländischer Juden in den Staatsverband, Ausweisung ausländi- 
scher Juden, Nichtanstellung der Juden als Beamte, Aufstellung und dau-
ernde Führung einer Statistik über die in Hamburg lebenden Personen 
jüdischer Abstammung, Schächtverbot, wissenschaftliche Prüfung der jü- 
dischen Religionsvorschriften bezüglich ihres Inhalts und ihrer Verbind-
lichkeit.»58x 

Während in der Versammlungstätigkeit der Antisemiten die sozialpoli-
tischen Ideen hinter den antisemitischen zurückgetreten waren, traten in 
der Bürgerschaft die Anträge zum Schutz des Mittelstandes in den Vor- 
dergrund. Die Antisemiten forderten Umsatzsteuer für Warenhäuser, Be-
steuerung des Wanderlagerbetriebes, höhere Gehälter für kleine Beamte, 
vollkommene Sonntagsruhe, bessere Arbeitsbedingungen für Handlungs- 
gehilfen u. a. m. Sie griffen damit manche Tabus an, denn für die Mehr-
zahl der Hamburger Liberalen galt die Idee, daß der Staat sich so wenig 

580 A. Obst, Geschichte der Hamburgischen Bürgervereine 1886-191 x , S. 1x6. 
58x Programm der Deutschsozialen Reformpartei für die Hamburger Bürger-

schaftswahlen, verbunden mit einem Aufruf an den 23. Wahlbezirk, F. Raab zu 
wählen; angesprochen wurden Handwerker, kleine Kaufleute, untere Beamte 
und Arbeiter. Mai 1897 Politische Polizei S 4296 Fasc. r. 
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wie möglich in Wirtschafts- und Sozialfragen einzumischen habe. Eine 
sachliche Diskussion dieser Probleme wurde nur selten erreicht, denn die 
große Mehrheit der Bürgerschaft nahm sie schon deshalb nicht ernst, weil 
sie von den Antisemiten zur Debatte gestellt wurden. Auch in den sozial-
politischen Anträgen waren viele antisemitische Angriffe und Anklagen 
enthalten, besonders in den Angriffen gegen die Warenhäuser, die in 
Hamburg damals alle in jüdischem Besitz waren und in den langjährigen 
Auseinandersetzungen über die Sonntagsruhe. Wie von den meisten Anti-
semiten in Deutschland, wurde auch von Raab der Antrag eingereicht, das 
rituelle Schlachten zu verbieten.582 

Die Hamburger Öffentlichkeit hatte bis dahin die antisemitische Be- 
wegung nicht sehr ernst genommen. Senat und Polizei haben antisemiti-
sche Versammlungen verboten, weil sie die öffentliche Ruhe und Ord- 
nung störten, aber sie setzten sich nie grundsätzlich mit dem Problem des 
Antisemitismus auseinander. Interessanterweise ist der Senat mit den An-
tisemiten strenger als mit den Sozialdemokraten verfahren, obwohl die 
Sozialdemokraten aufgrund ihrer zahlreichen Anhängerschaft sicher wirk-
samer waren und obgleich der Unwille darüber, daß die Sozialdemokra-
ten alle Reichstagssitze erobert hatten und Hamburg sich deshalb im 
Reichstag nicht mehr in seinen eigentlichen Interessen vertreten fühlte, 
erheblich war. Während man in Senatskreisen der antisemitischen Bewe-
gung jede Berechtigung absprach, wuchs das Verständnis für die Forde-
rungen der Sozialdemokraten. Der Polizeiinspektor Franz August Schrö-
der schrieb 1892 in einem aufschlußreichen Bericht an den Senat: «Der 
Kernpunkt der sozialdemocratischen Lehre zielt doch auf die Verbesse- 
rung der Lebenslage und die Erstrebung dieses Ziels ist so alt wie die Welt. 
An unsere jüdischen Mitbürger den Krieg zu predigen, läuft aber auf eine 
Störung des öffentlichen Friedens hinaus und widerstrebt dem Geist des 
Christenthums, welches Liebe und Nachsicht auch gegen anders Denkende 
predigt.»583 Seine Aufforderung, endlich radikal gegen das «verruchte 
Treiben» der Antisemiten vorzugehen, blieb ungehört. 

582 Deutsches Blatt Nr. 75, 18. Sept. 1897. Politische Polizei S 576 II b. 
583 Bericht des Polizeiinspektors Franz August Schröder vom 21. Juli 1892. 

Politische Polizei S 576 II a. Raab hatte sich wiederholt beim Senat beschwert, 
daß die Polizei öffentliche Versammlungen der Sozialdemokratischen Partei ge-
statte, während den Antisemiten höchstens Versammlungen mit von Mitgliedern 
eingeführten Gästen erlaubt wurden: Schröder rechtfertigte dieses Verhalten da-
mit, «daß diese Partei trotz vorhandener Auswüchse und trotz der Frivolität, 
welche bei den meisten ihrer Führer und Agitatoren notorisch ist, bei Weitem 
nicht die Gefahren bringt, wie die antisemitische», und er meint, wie auch dem 
Zitat zu entnehmen ist, daß «die sozialdemokratischen Bestrebungen nicht im-
mer Unedles erzielen.» 

192 



Die bürgerlichen Zeitungen haben meistens ohne Kommentar über die 
großen antisemitischen Veranstaltungen berichtet. Am 23. Juli 1892 erst 
brachten die «Hamburger Nachrichten» in einem Leitartikel eine eigene 
Meinungsäußerung über die antisemitische Bewegung. Dieser Leitartikel 
wurde am folgenden Tag kommentarlos im «Generalanzeiger» abge- 
druckt. In ihm wird die Form der antisemitischen Agitation und ihre wir-
kungslose Zielsetzung angegriffen. Nicht bestritten wird, «daß der israe-
litische Volksstamm vielen anderen Bevölkerungselementen im Gelder-
werb überlegen ist;» als Stammeseigenschaften werden Arbeitsamkeit, 
Sparsamkeit, Wagemut und Enthaltsamkeit aufgezählt. Daß sich aus den 
«jüdischen Eigenthümlichkeiten für das Erwerbsleben und die geschäftli-
che Moral (Uebelstände) ergeben», wird als Tatsache hingestellt, aber hin-
zugefügt, daß es «Objecte mit erheblich größerer Schädlichkeit für den 
Staat (gäbe) als die Juden darbieten», so z. B. die Sozialdemokraten.584 
Die Ablehnung des Antisemitismus erscheint in diesem Artikel in einem 
schillernden Licht; vermutlich entsprach sie der Meinung vieler konser-
vativer, rechtsnationalliberaler Leser dieses Blattes. In der folgenden Zeit 
enthielten sich die «Hamburger Nachrichten» wieder eigener Stellung- 
nahmen. 

Entschiedener äußerte sich das «Hamburger Fremdenblatt», die Zei- 
tung der freisinnigen Gruppen. Es griff die «Germania» und die «Kreuz- 
zeitung» an, verurteilte das Bestreben, den «Judenparagraphen» in die 
konservative Partei aufzunehmen, in dem es richtig einen «Zauberstab» 
sah, «den blinden Hödur an die Wahlurne zu treiben.»s8s Das «deutsch- 
nationale Gebaren» und die «schmutzige Denkungsart» der Hamburger 
Antisemiten wurde verurteilt; die Berichterstatter über antisemitische Ver-
sammlungen sparten nicht mit Ironie und Sarkasmus. 

Die «Reform», das Blatt des linksliberalen Bürgertums, veröffentlichte 
am 26. und 27. Jan. 1887 scharfe Artikel gegen die beginnende Judenhet-
ze in Hamburg und verurteilte die «Hamburger Nachrichten», die am 
18. Jan. einen Artikel von W. Marr gebracht hatten; sie erkannten, daß 
das Wahlbündnis zwischen Konservativen und Nationalliberalen die An-
tisemiten zu einer stärkeren und offeneren Propagandatätigkeit in Ham-
burg ermutigt hatte.s86  1892 stellte die «Reform» ihr Erscheinen ein, so 
daß keine Stellungnahme zu den politischen antisemitischen Bewegungen 
weiter vorliegen. 

Ziemlich indifferent haben sich die bürgerlichen Parteien verhalten. 

584 Hamburger Nachrichten Nr. 174, 23. Juli 1892 Morgenausgabe: Zur an-
tisemitischen Agitation. 

585 Hamburger Fremdenblatt 64, Jg. Nr. 578, t. Aug. 1892. 
586 Reform, 44. Jg• 1887, Nr. 22 und 23 vom 26. und 27. Jan. 1887. 

193 



Die Freisinnige Partei hatte 1891 verschiedene Protestversammlungen ge-
gen die Antisemiten veranstaltet,s87 die in Tumulten endeten. Im Laufe 
der Jahre nahm die Auseinandersetzungsbereitschaft ab, aber die freisin-
nigen und demokratischen Gruppen sind frei von antisemitischen Tenden-
zen geblieben. Den Nationalliberalen wurde wiederholt Sympathie für 
die Antisemiten vorgeworfen. Sie haben sich gegen diese nicht ganz unbe-
rechtigten Angriffe verwahrt. Der Führer der Hamburger Nationallibe-
ralen, A. Woermann, erklärte 1901 in der Bürgerschaft, daß er sich gege-
benenfalls lieber mit den Sozialdemokraten als den Antisemiten zusam-
mentun werde.s88  Als im Frühjahr 1901 Otto Stolten als erster Sozialde-
mokrat in die Bürgerschaft kam, sah der bürgerliche «Hamburgische 
Correspondent» in diesem Sieg «gegenüber der befürchteten Antisemi-
tenflut» das «weitaus kleinere übel.»589 Das jüdische Bürgertum war 
nationalliberal gesinnt und blieb es zu einem großen Teil auch nach dem 
Rechtsruck der Nationalliberalen. Dr. I. Wolffson, 10 Jahre lang natio- 
nalliberaler Abgeordneter im Reichstag, war viele Jahre hindurch Vor-
sitzender des «nationalliberalen Reichstagswahlvereins von 188 4». Zu 
den Auseinandersetzungen über die Zulassung von antisemitischen Kan-
didaten, die in Berlin und auf Reichsebene besonders heftig während der 
«Kartell-Wahlen» 1887 geführt wurden, haben Hamburger Nationalli-
berale keine Stellung genommen. Auch das ist ein Zeichen dafür, daß 
man grundsätzlichen Erörterungen und eindeutigen Stellungnahmen aus 
dem Wege ging. Der Antisemitismus wurde von den großbürgerlichen 
Kreisen als «Privatsache» angesehen. 

Den Kampf mit den Antisemiten wirklich aufgenommen hat nur die 
sozialdemokratische Partei. Auseinandersetzungen zwischen Antisemiten 
und Sozialdemokraten waren schon deshalb unvermeidlich, weil die So-
zialdemokraten mit den «Freien Vereinigungen» auch um die Hand- 
lungsgehilfen und Handwerker warben, und weil die Antisemiten auch 
unter den Arbeitern Mitglieder und Anhänger suchten. Raab baute die 
Arbeit unter den Sozialdemokraten systematisch aus; er und seine An- 
hänger traten als Diskussionsredner in den sozialdemokratischen Hand-
lungsgehilfenversammlungen auf, und häufig gelang es ihm sogar, in das 
«Büro» einer solchen Versammlung gewählt zu werden.59° Unter den 
Arbeitern warb Raab erfolglos mit seinen sozialreformerischen Vorstel- 

587 Z. B. eine große am 2. Sept. 1891. Polizeibericht vom z. Sept. Politische 
Polizei S 2424. 

588 Stenogr. Berichte der Bürgerschaft 1901 S. 97. 
589 J. Bolland, Die Hamburgische Bürgerschaft in alter und neuer Zeit, S. 64. 
590 Vgl. darüber I. Hamel, Völkischer Verband und nationale Gewerkschaft, 

S. 22 ff. 
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lungen. Ihm erging es ähnlich wie Stoecker in Berlin. Die Sozialdemokra-
ten beschränkten sich jedoch nicht auf den aus der Berührung der Interes-
sensphären entstandenen Antagonismus. Sie analysierten den Antisemitis-
mus als falsches Klassenbewußtsein des Mittelstandes und stellten der irri-
gen Interpretation der wirtschaftlichen Entwicklung, in der sie einen 
Selbstbetrug des Mittelstandes sahen, die marxistische Entwicklungspro-
gnose entgegen. Das Wort Bebels, der Antisemitismus sei der Sozialismus 
der Dummen, kennzeichnet prägnant die innere Einstellung der Sozialde-
mokraten zu den Antisemiten. 

In der sozialdemokratischen Zeitung «Hamburger Echo» fanden alle 
Gegner der Antisemiten und die Juden eine freie Spalte, und mit Kom-
mentaren zu Berichten über antisemitische Veranstaltungen hat diese Zei-
tung nicht gespart. Erstaunlich sind die Leidenschaft und die Sachkennt-
nis, mit der einzelne Sozialdemokraten in Diskussionen bei den antisemi-
tischen Veranstaltungen aufgetreten sind und den Antisemiten geantwor-
tet haben. 

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts verebbte die Welle des politischen 
Antisemitismus in Hamburg. Durch den um 1895 verstärkt einsetzenden 
deutschen Imperialismus, der nationalistischen Bestrebungen und Wün-
schen Genugtuung bereitete und wirtschaftlichen Aufschwung brachte, 
und durch die nachbismarckische Sozialpolitik kam im ganzen Deutschen 
Reich der Antisemitismus als Massenbewegung zu einem Ende. Die Grup-
pen, die den Antisemitismus als Mittel zu einem Zweck benutzt hatten, 
verloren ihr Interesse an ihm. Latent blieb der Antisemitismus allerdings 
erhalten, besonders in der Konservativen Partei, im Alldeutschen Ver-
band, in den Mittelstandsorganisationen, in Studentenverbindungen und 
in vielen christlichen Kreisen. 

In Hamburg war der Antisemitismus weder von konservativen noch 
von akademischen Gruppen oder von kirchlichen Kreisen manipuliert 
worden; die unbewußte Infiltration antisemitischen Gedankenguts war 
deshalb auch nicht so tief gegangen wie z. B. in Berlin. 

Der Antisemitismus blieb in Hamburg vor allem im DHV lebendig. 
Ihm war es gelungen, im Bewußtsein seiner Mitglieder die Begriffe 
«deutsch» und «jüdisch» zu sich ausschließenden Begriffen auszuprägen. 
Der Nationalismus dieser Gruppe, der seinen Ausdruck fand in dem Ruf: 
«Für Kaiser und Reich» und um die Jahrhundertwende zu einer völki-
schen Ideologie ausgebaut wurde, hatte eine antisemitische Komponente, 
an der nicht gerüttelt wurde. Der Name «Deutschnationaler Handlungs-
gehilfenverband» bedeutete: antisemitischer Handlungsgehilfenverband. 
Je mehr für den Verband die Erziehung zum Standesbewußtsein in den 
Vordergrund trat, desto stärker wurden das völkische und antisemitische 
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Bewußtsein, wobei die Rassenlehre und der Sozialdarwinismus zur wis-
senschaftlichen Rechtfertigung aufgenommen wurden. Jugendbünde, Le-
sezirkel, Debattierklubs entstanden, und Zeitschriften wurden verteilt. 
Hamburg blieb Zentrum des DHV; der Hamburger Schack blieb bis 1909 
Vorsitzender; die Deutschsoziale Partei, die in enger personeller und fi-
nanzieller Verbindung mit dem DHV stand, verlegte 1903 die Parteilei-
tung von Berlin nach Hamburg; die «Hanseatische Druck- und Verlags-
anstalt» in Hamburg wurde einer der leistungsfähigsten antisemitischen 
Verlage in Deutschland. 

Der Sekretär der Deutschsozialen Partei und der Vorsteher des Gaues 
Nordmark im DHV war Johannes Henningsen, der sich seit 5901 in 
Hamburg als radikaler Antisemit betätigte. Er hat nach der Revolution 
von 1918 den Deutschvölkischen Bund mitgegründet und zu seiner Verei-
nigung mit dem Deutschen Schutz- und Trutzbund zum Deutschvölki-
schen Schutz- und Trutzbund beigetragen. Wichtig für Hamburg wurde, 
daß er den kompromißlosen antisemitischen Kurs der Hamburger 
Deutschnationalen Volkspartei (DNVP) bestimmte. Obwohl sich der 
DHV während der Weimarer Republik von den völkischen Parteien löste, 
weil er sich auf gewerkschaftlich-sozialpolitische Arbeit konzentrierte, 
traten seine Mitglieder, die weiter in deutschvölkischen Sinn erzogen 
wurden, fast geschlossen der NSDAP bei. 

Die langjährigen Debatten über die Einführung bzw. Erweiterung der 
Sonntagsruhe waren in Hamburg wie überall im Reich von antisemiti-
schen Ausbrüchen begleitet. Die Forderung nach «mindestens 36stündi-
ger Sonntagsruhe» gehörte zum Programm des DHV, und der DHV ver-
suchte in zahlreichen Versammlungen, Flugschriften und Zeitungsartikeln 
breite Kreise für diese Forderung zu gewinnen. Andere kaufmännische 
Vereine schlossen sich an; auch die Sozialdemokratischen kämpften für 
diese Forderung. Den Juden, die noch den Sabbath feierten (und das 
waren weit mehr als nur die streng Orthodoxen), wäre durch die 
angestrebte Verordnung ein erheblicher wirtschaftlicher Nachteil er-
wachsen, weil sie gezwungen worden wären, die Geschäfte und Be-
triebe zwei Tage in der Woche geschlossen zu halten. Sie forderten des-
halb das Recht für sich, am Sonntagvormittag arbeiten zu dürfen. Was 
die Juden als gerechte Ausgleichsbestimmung betrachteten,s9I sahen 
Nichtjuden als Ausnahmebestimmung an, weil die allgemeine Regelung 
durchbrochen werden sollte, und als Bevorzugung, weil die Innehaltung 
der Sabbathruhe und eine eingeschränkte Arbeitserlaubnis für Sonn- und 

591 Eine ausführliche Darlegung des jüdischen Standpunkts gibt die Eingabe 
der «Freien Vereinigung für das orthodoxe Judentum» aus Hamburg an den 
Bundesrat vom 13. Jan. 1913. J. G. 562. 
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Feiertage ihrer Meinung nach nur schwer zu kontrollieren sein würde.592 

Auch liberale Juden lehnten ein «Ausnahmegesetz» ab, weil es ihren Assi-

milations- und Gleichheitsbestrebungen widersprach.593 Nur wenige Li- 

berale hatten den Mut, sich für die religiösen Belange der Juden öffent-

lich einzusetzen, wie z. B. Max M. Warburg in der Hamburger Bürger- 

schaft.594 Das orthodoxe Judentum und die Zionisten ließen in dieser 

Frage nicht locker. Auf Reichsebene organisierte sich der «Verein der 

Sabbathfreunde», der auch in Hamburg eine Ortsgruppe gründete. Seine 

Tätigkeit wurde vom «Verband der deutschen Juden» unterstützt. Die 

Auseinandersetzungen erstreckten sich über fast 20 Jahre und belasteten 

die Sozialpolitik. Bei den Verhandlungen im Reichstag 1907 und 191 1/1 3 

einigte man sich schließlich auf die Zusatzbestimmung in § 4 des Gesetzes 

zur Neuregelung der Sonntagsruhe, nach der Juden am Sonntag einige 

Stunden hinter geschlossenen Türen beschäftigt werden durften.595 Diese 

Bestimmung wurde in das Hamburger Ortsstatut von 191 3 596  übernom-

men. Auch danach kam diese Frage nicht zur Ruhe. In der Gewerbeord-

nung des Deutschen Reichs nach 1919 gab es keine Ausnahmen vom Sonn-

tagszwang zugunsten der Juden mehr. 
Zwei führende Gruppen in Hamburg, die Kaufleute und die Juristen, 

blieben frei von judenfeindlichen Einstellungen, wenn es natürlich auch 

hier Ausnahmen gegeben hat. Die wirtschaftliche Verflechtung zwischen 

nichtjüdischen und jüdischen Kaufleuten, das gemeinsame Ziel, Ham-

burg als deutsche Handelsstadt auszubauen und der gemeinsame Einsatz 

für die Verteidigung des Freihandels ließen keinen Raum für emotionell 

bedingte Reserviertheit gegenüber Juden. 
Ähnlich war es bei den Juristen. Der Ausbau eines unabhängigen Ge-

richtswesens nach der neuen Verfassung, die Einrichtung einer Beamten- 

laufbahn für Juristen und die zunehmende Notwendigkeit für Kaufleute, 

juristische Mitarbeiter oder Berater zu haben, schufen ein ausgedehntes 

Betätigungsfeld für Juristen, in dem das Leistungsprinzip herrschte. Die 

Anstellung und Beförderung der Richter geschah ohne Rücksicht auf die 

592 Vgl. die Zuschrift der DHV Ortsgruppe Hamburg an das Hamburger 

Fremdenblatt. Hamburger Fremdenblatt vom 17. April 1916. 
593 Vgl. Z. B. Hamburger Fremdenblatt 17. Jg. Nr. 12, 23. März 1914. 

594 Warburg war sich klar darüber, daß er ein Ausnahmegesetz begünstigte 

und daß ein solches Gesetz auf Widerspruch stoßen würde. Brief an Aby S. War-

burg vom z8. Febr. 1913. J. G. 866 b Fasc. 3. 
595 Außer den Antisemiten lehnten nur die Sozialdemokraten diesen Antrag 

ab, weil sie grundsätzlich keine Ausnahmebestimmung zulassen wollten. 

596 Von 6o Stellungnahmen, die von der Handelskammer abgegeben wurden, 

hatten sich nur 11 gegen den § 4 ausgesprochen. Eingabe an den Bundesrat vom 

13. Jan. 1913. J. G. 562. 
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politische Einstellung. Ausgezeichnete Juristen wie Gabriel Riesser, Isaac 
und Albert Wolffson, die ihre Kraft in den Dienst des Gemeinwesens 
stellten, trugen ihr Teil dazu bei, daß «die Hamburgische Anwaltschaft 
und die Hamburger Gerichte von einer antisemitischen Einstellung und 
Haltung in und gegenüber der Kollegenschaft frei blieben.»597 

Wie weit in der Hamburger Lehrerschaft ein antisemitischer Geist ge-
herrscht hat, läßt sich nicht mit Sicherheit ausmachen. Bis zur Weimarer 
Republik gab es nur einmal einen jüdischen Oberlehrer in nichtjüdischen 
Schulen. 1912 wurde diese Angelegenheit durch eine Anfrage der Ham-
burger Ortsgruppe des «Centralvereins deutscher Staatsbürger jüdischen 
Glaubens» vor die Bürgerschaft gebracht. Die Oberschulbehörde hatte 
vorher erklärt, daß zwar alle im staatlichen höheren Schuldienst ange-
stellten Lehrer evangelischer Konfession seien, daß es aber keine grund- 
sätzliche Entscheidung darüber gäbe und daß eine solche Entscheidung 
verfassungswidrig wäre.598  Gleichzeitig verbot der Oberschulrat den Di- 
rektoren, jüdischen Abiturienten, wie es vorgekommen war, vom Philo-
logiestudium abzuraten, weil sie keine Aussicht hätten, an einer hambur- 
gischen Staatsschule Oberlehrer zu werden. In der Bürgerschaft wurde 
die Oberschulbehörde sehr scharf angegriffen. Bunzel (Linke Fraktion; 
Jude) zählte Fälle auf, in denen jüdische Kandidaten abgewiesen worden 
waren. Stolten (SPD) sprach vom «antisemitischen Standpunkt der 
Oberschulbehörde resp. des Schulrats.»599 Den Bürgerschaftsverhand-
lungen folgten Diskussionen in den Bürgervereinen. Mitglieder des «Cen-
tralvereins» versuchten, dort eine Resolution an die Oberschulbehörde 
«betreffend Berücksichtigung katholischer und jüdischer qualifizierter 
Bewerber bei der Besetzung der Oberlehrerstellen» durchzubringen. Im 
Zentralausschuß Hamburgischer Bürgervereine wurde diese Resolution 
mit 55 gegen 49 Stimmen angenommen,6°° in den meisten Ortsvereinen 
wurde sie abgelehnt.601 Die Aufregung hat sich dann allmählich gelegt. 
1914 wurde einem jüdischen Kandidaten eine Anstellung im höheren 

597 Dr. H. Kleinschmidt, Isaac Wolffson, Zum 12. Okt. 1928 (Aus Anlaß der 
Aufstellung der Büste von Wolffson in der Vorhalle des Oberlandesgerichtsge-
bäudes) in: Hanseatische Rechts- und Gerichtszeitschrift 1928, Sp. 566-567, Zi-
tat Sp. 567. 

598 Direktionskonferenz vom 25. Okt. 1911. Akten der Oberschulbehörde Nr. 
811 d. 

599 18. und 19. Sitzung der Bürgerschaft vom 17. und 22. April 1912. Stenogr. 
Berichte, S. 577 ff.; Zitat Stolten S. 579. 

600 Hamburger Nachrichten vom 27. Sept. 5952 und Neue Hamburgische 
Zeitung vom 27. Sept. 1912. 

6oi Hamburger Fremdenblatt Nr. 253, 27. Okt. 1912; Nr. 267, 13. Nov. 
1912; Nr. 270, 16. Nov. 1912. 
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Schulwesen in Aussicht gestellt. Als seine Bitte, ihn am Sonnabend vom 
Unterricht freizustellen, abgelehnt wurde, unternahm er keine weiteren 
Schritte 602 

Bald nach der Emanzipation wurde in den Hamburger Lehrervereinen 
und durch Flugschriften und Zeitungsartikel auch in der Öffentlichkeit 
die Frage der christlichen Grundlage der Lehrerverbände und des Schul-
unterrichts erörtert.6.3 1859 wurde ein Jude zur Aufnahme in die «Ge-
sellschaft der Freunde des vaterländischen Schul- und Erziehungswesens» 
vorgeschlagen. Der Vorstand versuchte, die Aufnahme zu verhindern und 
beantragte die Aufnahme des Wortes «christlich» in das Statut, so daß 

7 beginnen sollte: «Zu aktiver Mitarbeit können aufgenommen wer- 
den: alle christlichen bestallten und conzessionierten Schullehrer ...» Da 
die Mehrheit im Vorstand der Ansicht war, daß die Gesellschaft sich im- 
mer als eine Vereinigung christlicher Lehrer verstanden habe, «deren 
Aufgabe es sei, die Jugend auf christlicher Grundlage zu erziehen,»6.4 
wurde der Antrag angenommen. Eine liberale Gruppe in der Gesellschaft 
lehnte sich gegen diesen Beschluß auf, den sie als unzeitgemäß und un-
pädagogisch betrachtete. Viele Juden unterstützten die Gesellschaft fi-
nanziell, distanzierten sich aber nach der Statutenänderung von ihr. Die 
Liberalen mußten nach einiger Zeit den Kampf aufgeben, da sie die Sta-
tutenänderung nicht rückgängig machen konnten. Sie verlegten ihre Ak- 
tivität in den Schulwissenschaftlichen Bildungsverein, der Juden nicht 
von der Mitgliedschaft ausschloß. E. H. Wichmann, der in einer scharfen, 
aber sachlichen Schrift gegen den Vorstand Stellung nahm, war der Mei-
nung, daß man die Juden nicht nur wegen ihres Religionsbekenntnisses 
ausschließen wollte, sondern auch deshalb, weil man durch sie eine Stär-
kung der liberalen Gruppe fürchtete. Die enge Verbindung, die die Juden 
während der Kämpfe um die Emanzipation mit dem Liberalismus einge-
gangen waren, konnten bei Konservativen diese Furcht hervorrufen. 

Erst in den 9oer Jahren löste sich die «Gesellschaft der Freunde» von 
ihrer konservativen Tradition. 1894 hielt Mathias Meyer eine program-
matische Rede, die die liberale Bewegung nachhaltig beeinflußte: Er for-
derte, daß die Lehrervereine frei in ihren Entschlüssen, unabhängig von 
Staat und Kirche, für Schule und Stand tätig sein sollten. «Wir Volks-
schullehrer sind Lehrer des deutschen Volkes, eines Volkes, das aus Chri-
sten und Juden, aus Katholiken und Evangelischen und zu keinem gerin- 

6o2 Briefwechsel Mai 1914. Akten der Oberschulbehörde 811 d. 
603 Vgl. dazu die zusammenfassende Schrift von E. H. Wichmann, Die Auf-

nahme jüdischer Lehrer in christliche Lehrervereine. Altona 1860. 
604 Jahresbericht der Gesellschaft der Freunde des vaterländischen Schul- und 

Erziehungswesens 1859, S. 26. 
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gen Teil aus solchen besteht, die keiner bestimmten Religion angehören. 
Bezeichnungen wie christlich, evangelisch und katholisch, passen daher 
nicht zu den Namen eines deutschen Lehrervereins.»6.5 1912 waren 4 
jüdische Volksschullehrer und 69 Volksschullehrerinnen von der Schulbe- 
hörde angestellt.6.6  

Der Alldeutsche Verband, der seit der 1908 erfolgten Wahl von H. 
Claß zum ersten Vorsitzenden der Judenfrage und dem Antisemitismus 
seine Aufmerksamkeit zuwandte und viele Lehrer, Beamte, Juristen und 
Pastoren für den rassischen Antisemitismus gewann, fand in Hamburg 
keinen Widerhall. 1899 sagte der Vorsitzende des Verbandes auf dem 
Verbandstag in Hamburg in seiner Begrüßung: «Dank gebühre der Orts-
gruppe Hamburg, die, wie man anerkennen müsse, auf einem Boden stehe, 
der den alldeutschen Bestrebungen nicht gerade günstig sei.»6.7 1914 
weigerte sich der Senat, den Alldeutschen Verbandstag zu begrüßen.6.8  

Von großer Bedeutung für die Verbreitung des antisemitischen Gedan-
kens war sein Eindringen in den Wandervogel. Während nach 1919 die 
bündischen Gruppen der Jugendbewegung aufgrund einer völkisch-deut-
schen Erziehung exklusiv und antisemitisch waren, war der Wandervogel 
vor dem Weltkrieg in erster Linie eine Sammelbewegung der deutschen 
Jugend, die gegen die bürgerliche Enge revoltierte. Sie durchbrach 
Schranken von Bildung, Erziehung, Geburt, Reichtum und Religion. Ju-
den schlossen sich aus vollem Herzen dieser Protestbewegung an. Sie 
wurden von dem aufkommenden Antisemitismus doppelt hart getroffen. 

Der Ausschluß, bzw. die Nichtaufnahme von Juden in den Wandervo- 
gel begann in den Ortsgruppen.6°9 Im Sommer 1913 wurde die tiffent-
lichkeit von jüdischer Seite darauf aufmerksam gemacht, und es ent- 
brannte ein heftiger Pressekrieg. Ende 1913 erklärten sich 457 Führer von 
Wandervereinen gegen die Zulassung jüdischer Mitglieder in den Orts- 
gruppen. Hamburger Führer gehörten nicht dazu, aber es wurde erwar-
tet, daß «die große Masse der Wandervögel dem antisemitischen Wan-
dervogel E. V. folgt.»6b0 Die Bundesführung stellte sich hinter die Sat-
zungen, nach denen der Wandervogel «in politischer und konfessioneller 
Hinsicht neutral» war, sie weigerte sich aber, «die persönliche Freiheit 

6o5  150 Jahre Gesellschaft der Freunde des vaterländischen Schul- und Er-
ziehungswesens, S. 26. 

6o6 Dr. Rode vor der Bürgerschaft am 22. April 191z, 19. Sitzung, Stenogra-
phische Berichte der Bürgerschaft 5912, S. 59o. 

607 Hamburgischer Correspondent, 169. Jg. Nr. 406, 30. Aug. 1899. 
6o8 Hamburger Israelitisches Familienblatt, 17. Jg. Nr. 30, 27. Juli 1914. 
609 Vgl. zum Folgenden H. Ahrens, Die deutsche Wandervogelbewegung von 

den Anfängen bis zum Weltkrieg, Hamburg 1939. 
610 Hamburger Jüdische Nachrichten, 1. Jg. Nr. 7, 24. Dez. 1913: Aufruf. 
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der einzelnen Wandervogel-Vereine, einzuschränken», und sie lehnte ab, 
da einzugreifen, «wo eine Ortsgruppe von Fall zu Fall durch Mehrheits-
beschluß die Aufnahme von Juden ablehnt, etwa weil besonders ausge-
prägte Rasseneigentümlichkeiten mit der Art des <Wandervogels>, die aus 
dem Tiefsten des deutschen Wesens hervorgegangen ist und in der deut-
schen Vergangenheit wurzelt, unverträglich erscheinen.»6" Die Reichs-
tagsdebatte über diese Angelegenheit führte nicht zu konkreten Ergeb-
nissen, obwohl die freikonservativen, nationalliberalen, freisinnigen und 
sozialdemokratischen Abgeordneten die antisemitische Tendenz im Wan-
dervogel mit Nachdruck verurteilten.612 Die völkisch-deutsche Orientie-
rung griff weiter um sich in der Jugendbewegung. Die «Judenfrage» 
blieb trotzdem noch längere Zeit umstritten, und auch nach 1919 wurde 
keine generelle antisemitische Basis gefunden für die verschiedenen Bün-
de. 

Für die von den Juden erhoffte soziale Emanzipation war die antisemi-
tische Strömung im Wandervogel ein schwerer Schlag. Sie signalisierte 
den Umschwung von einem offenen Nationalismus der Zeit des Imperia-
lismus zu einem exklusiven völkisch-rassischen Nationalismus der Wei-
marer Republik. Welche Bedeutung eine im jugendlichen Alter absichts-
los und unreflektiert angenommene antisemitische Einstellung für das 
spätere Leben haben konnte, ist z. B. aus konservativen preußischen Krei-
sen bekannt.6=3 

Für die Zionisten gab es nur eine Möglichkeit, auf den Ausschluß zu 
reagieren: nämlich mit der Gründung jüdischer Wandervereine, die eine 
völkisch-jüdische Erziehung zum Ziel hatten: «Auf die Anwürfe der 
Führerschaft haben wir nur eine Antwort, und das ist unser eigener Stolz. 
Sie wollen nicht mit uns wandern, dann mögen sie es sich gesagt sein las-
sen, daß wir zu stolz sind, mit ihnen zu wandern,» schrieb die Hamburger 
zionistische Zeitung.6.4 Für die liberalen Juden war die Entscheidung 
schwierig. Sie wollten sich nicht ausschließen lassen und schon gar nicht 
freiwillig das Feld räumen, weil sie ihren Patriotismus und ihr Deutsch-
sein gerade in deutschen Vereinen verwirklichen wollten und weil sie 

611 A. Hildesheimer, Der antisemitische «Wandervogel», in: Hamburger Jü-
dische Nachrichten 2. Jg. Ne. lc), 13. Mai 1914, Beschluß der Bundesleitung vom 
April 1914. 

612 Bericht im Hamburger Israelitischen Familienblatt am 25. Mai 1914, Nr. 
21. 

613 Vgl. H. v. Gerlach über seine antisemitischen Jugendjahre in: Von Rechts 
nach Links, S. 108 f. 

614 Hamburger Jüdische Nachrichten, r. Jg. Nr. 5, 26. Nov. 1913: A. Hildes-
heimer, Der deutsche Wandervogel. 
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nicht in denselben Fehler verfallen wollten, den sie «jetzt an dem <christ-
lichen> Chauvinismus des <Wandervogel>» tadelten.6is Sie konnten aber 
der Trennung auch in Hamburg nicht entgehen, und bald nach den ersten 
zionistischen Jugendbünden entstanden deutsch-jüdische Bünde, die viel 
von der allgemeinen Jugendbewegung übernahmen. Noch belastender 
war diese Entwicklung für diejenigen, die Juden weder der Rasse noch 
des Glaubens nach sein wollten, sondern nur Deutsche. 

Anfang 1913 beschrieb Max M. Warburg die Situation in Hamburg fol-
gendermaßen: «Hier in Hamburg herrscht kein offener Antisemitismus, 
aber ein sehr großer latenter; ich bemerke das jedes Mal, wenn ich mich 
in der einen oder andern Weise für zurückgesetzte Leute interessiere.»616  
Der Verlauf und das Ende des r. Weltkrieges haben den latenten Antise- 
mitismus wie überall in Deutschland so auch in Hamburg zum offenen 
Ausbruch gebracht. Anknüpfungspunkte für einen Antisemitismus, der 
den Juden die Hauptschuld an der Niederlage, an der Revolution, am 
Diktatfrieden, an der schweren wirtschaftlichen Lage und an den ver-
worrenen politischen Verhältnissen zur Last legte, waren in Hamburg 
durchaus vorhanden. Bekannte Hamburger Juden waren gegen Ende des 
Krieges in exponierte Stellungen geraten und hatten ihre Bereitschaft er-
klärt, am Wiederaufbau Deutschlands als Republik mitzuarbeiten. Auf 
die Tätigkeit von Max M. Warburg und C. Melchior ist bereits einge-
gangen worden. Obwohl beide als Mitglieder der Sachverständigenkom-
mission dem Kabinett «die Ablehnung des Friedensvertrages als eines 
Vernichtungsinstruments» empfahlen,67 galten sie als mitschuldig am 
Friedensvertrag. Als Warburg im Juni 1919 nach Hamburg zurückkehrte, 
wurde er sofort vom «Schutz- und Trutzbund», der Organisation des 
Alldeutschen Verbandes, die den Kampf gegen das Judentum führen 
sollte,6.8  für den «Schmachfrieden» verantwortlich gemacht.69 Auf 
der Konferenz in Spa 192o über die Reparationsfragen ließ Hugo Stinnes 
das verletzende Wort «Rassenabstimmung» fallen: Während die deut-
schen Großindustriellen damals die Reparationsforderungen ablehnten, 

615 Hamburger Israelitisches Familienblatt, 17. Jg. Nr. 17, 27. April 1914: 
Die Resolution des «Wandervogel». 

616 Brief an Aby S. Warburg vom 28. Febr. 1913. J. G. 866 b, Fasc. 3. 
617 M. M. Warburg, Aus meinen Aufzeichnungen, S. 87. 
618 Der Schutz- und Trutzbund war im Februar 1919 gegründet worden; der 

Hauptgeschäftsführer, Alfred Roth, war seit 1913 Vorstandsmitglied des All-
deutschen Verbandes; er war Bundeswart des Reichshammerbundes und Vor-
standsmitglied der Deutschvölkischen Partei; seit 1901 gehörte Roth der Verwal-
tung des DHV an. Spätestens Anfang Juli 1919 verlegte der Bund seinen Sitz nach 
Hamburg. W. Jochmann, Nationalsozialismus und Revolution, S. 25 Anm. 

6x9 M. M. Warburg, Aus meinen Aufzeichnungen, S. 86/87. 
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wollten Dernburg, Rathenau und Melchior die Besetzung des Ruhrge-

biets vermeiden und stimmten deshalb für die Annahme der Forderungen. 

Stinnes veröffentlichte damals einen Brief, in dem es heißt: «Eine Anzahl 

Vertreter in Spa haben aus einer fremdländischen Psyche heraus den deut-

schen Widerstand gegen unwürdige Zumutungen gebrochen.»620 

Nach der Ermordung von Rathenaus im Juni 1922 bestand in Ham-

burg Lebensgefahr für Warburg. Der Hamburger Polizeipräsident warnte 

ihn und ließ ihn längere Zeit durch einen Polizeileutnant bewachen.62r 

Am 5. Juli 1922 beglückwünschte der Gemeindevorstand Warburg, daß 

er bei dem gegen ihn geplanten Anschlag unverletzt geblieben sei. Es geht 

aus diesem Brief nicht hervor, ob der Gemeindevorstand sich auf einen 

tatsächlich verübten Anschlag bezieht oder auf Androhungen. Warburg 

schrieb in seinem Antwortbrief: «Die auf mich wegen meines Judentums 

erfolgten Angriffe bringen mich diesem nur näher.>>622 

Warburg war sich — im Gegensatz zu Rathenau — bei seinem Eintritt 

in die Politik darüber im klaren, daß sein Judesein die politische Hand-

lungsfreiheit einschränkte. Als er im Sommer 1918 gefragt wurde, ob er 

bereit sei, Finanzminister zu werden, lehnte er mit der Begründung ab: Er 

hätte sich gern zur Verfügung gestellt, kenne aber die Deutschen und 

wisse, daß sie keinen jüdischen Finanzminister hinnehmen würden.623 

Die Bitte, als alleiniger Bevollmächtigter des Reichsschatzamtes an den 

Friedensverhandlungen teilzunehmen, verweigerte er mit folgenden Wor-

ten: «Ich setzte auseinander, warum ein Jude eine solche Mission nie und 

nimmermehr übernehmen dürfe, denn zweifellos würden die Bedingun-

gen der Entente entsetzlich hart sein; wie auch immer ich mich zu ihnen 

stellen würde; antisemitische Angriffe würden auf alle Fälle die Folge 

sein.»624 Warburg hat sich immer mehr aus der Politik zurückgezogen: 

«Melchior und ich hielten uns so viel wie möglich von politischer und 

ehrenamtlicher Tätigkeit zurück. Der Antisemitismus, der immer größere 

Dimensionen angenommen hatte, gebot Zurückhaltung. Was immer wir 

zu vertreten hätten, wir würden immer angeschuldigt worden sein, nur 

62o Ebenda S. 91. 
621 Später stellte sich heraus, daß dieser Leutnant Nationalsozialist war; M. 

M. Warburg, Aus meinen Aufzeichnungen, S. 11o. Am 21. Juli schrieb Strese-

mann an den Ex-Kronprinzen, «daß auch Morde an anderen Persönlichkeiten 

wie z. B. an Max Warburg bereits vorbereitet waren»; A. Vagts, M. M. Warburg 

& Co, S. 377. Vagts datiert irrtümlich diesen Brief auf den 21. Juli 1921; H. Tra-

mer, Die Hamburger Kaiserjuden, Leo Baeck Institute Bulletin 196o, S. 187 Anm. 

36. 
622 Briefe vom 5. und 8. Juli 1922. J. G. 309 a. 
623 M. M. Warburg, Aus meinen Aufzeichnungen, S. 64. 
624 Ebenda, S. 71. 
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im international-jüdischen Interesse gehandelt zu haben. Ich war froh, im 
Stillen wirken oder auch nur beraten zu können.»62s 

Die Angriffe der rechten Gruppen in Hamburg konzentrierten sich auf 
Warburg, meinten aber die gesamte jüdische «Rasse». Sie waren eine 
kleine Minderheit, die während der Weimarer Republik allerdings an- 
wuchs. 

Die Juden nahmen die antisemitischen Anklagen und Aussagen nicht 
untätig hin;626  aber die Abwehr mußte erst gelernt werden. Weder auf 
Reichsebene noch in den Großgemeinden gab es bis zur Gründung des 
«Vereins zur Abwehr des Antisemitismus»627 und des «Centralvereins 
deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens»628  1891 und 1893 eine wirk- 
same Abwehrorganisation. Beide Vereine hatten in Hamburg Verbin-
dungsleute, die durch Vortragsabende und Verbreitung von Schriften und 
Flugblättern über Antisemitismus und über Judentum Aufklärungsarbeit 
zu leisten versuchten. Wie in der Zeit vor der Emanzipation wurde die 
Abwehr in Hamburg von einzelnen getragen. Einer, der mit der Schärfe 
und Klarheit Gabriel Riessers auftrat, fehlte damals. Die führenden jüdi-
schen Politiker in Hamburg, wie I. und A. Wolffson und A. R6e, haben 
keine Stellung bezogen; einflußreiche Intellektuelle wie Professor Wohl-
will haben geschwiegen. Aby S. Warburg (1864-1933), Seniorchef des 
Bankhauses und Mitglied des Gemeindevorstandes seit 191o, war aller-
dings mehrere Jahre lang Vorsitzender des «Vereins zur Abwehr des 
Antisemitismus» in Hamburg. Die Identifikation der meisten einflußrei-
chen Juden mit der deutschen oder Hamburger Politik und Kultur ging 
so weit, daß sie keine «Sonderinteressen» vertreten wollten. 

Die Mehrzahl der Juden nahm die antisemitische Bewegung der acht-
ziger und neunziger Jahre nicht ernst. Sie hielt sie für eine «Kinderkrank-
heit» der entstehenden Industriegesellschaft und des noch Ideale und Ziele 
suchenden jungen deutschen Reichs. Dem sozialen Antisemitismus hielt 

625 Ebenda, S. 125, vgl. hierzu z. B. das folgende undatierte Flugblatt des 
Deutschen Schutz- und Trutzbundes; «Hamburger! Dernburg hat die Leitung 
des Reichsfinanzministeriums übernommen. ... Der amerikanische Jude Baruch 
ist Finanzsachverständiger Wilsons ... Der Vater des 100 Milliardenangebots ist 
nach der Vossischen Zeitung, die es als jüdischen Kreisen und Hochfinanz nahe-
stehendes Blatt wissen muß, der in Hamburg lebende Großbankier Max M. War-
burg ... Weg mit der Herrschaft dieser internationalen, unserem Volkstum art-
fremden Macht, die uns aufgezwungen werden soll. Fort mit den Baruchfreun-
den Dernburg, Warburg und Genossen.» J. G. 267. 

626 Vgl. hierzu I. Schorsch, Jewish Reactions to German Anti-Semitism, 1870 
—1914. 

627 Ebenda, S. 79-101. 
628 Ebenda, S. 117-148. 
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man die wirtschaftlichen Vorteile der Freihandelspolitik vor Augen, ohne 
ein Verständnis für die «Standesfragen» des Mittelstandes zu entwickeln. 
Dem nationalen Antisemitismus gegenüber machte man Begriffe wie 
«Kulturvolk» und «Kulturnation» geltend, die nicht auf rassischer 
Grundlage standen. Die Juden wurden nicht müde, ihren deutschen Pa-
triotismus zu betonen und zu beweisen. Aber das alles geschah nicht in 
direkter Auseinandersetzung zwischen Juden und Antisemiten, sondern 
auf dem Umweg über Parteien und Interessengruppen. Von Zeit zu Zeit 
traten allerdings Juden in antisemitischen Veranstaltungen auf, aber ihr 
Diskussionsbeitrag ging meistens in Tumulten unter. 

Gegen die stärkste antisemitische Gruppe in Hamburg, den Deutsch-
nationalen Handlungsgehilfenverband arbeiteten Juden im «Verein für 
Handlungscommis von 1858». Sie versuchten z. B. mit Hilfe der jüdi-
schen Stimmen, antisemitische Kandidaten aus dem Kaufmannsgericht 
auszuschalten.6.9 Es war oft schwierig, jüdische Kaufleute und Indu-
strielle zu bewegen, ihre Angestellten nach der Mitgliedschaft im DHV 
zu fragen. Nachdem der DHV eine staatlich zugelassene Ersatzkranken-
kasse eingerichtet hatte und damit erfolgreich um Mitglieder warb, un-
terstützten viele Juden durch ihren Arbeitgeberanteil bei der Krankenver-
sicherung den DHV.630 

Der Antisemitismus der Vorkriegszeit war nicht so stark, daß das Zu-
sammenleben zwischen Juden und Nichtjuden wirklich belastet war. Die 
Hamburger Wirtschafts- und Gesellschaftsstruktur gab zu wenig Raum 
für eine breite antisemitische Bewegung. Die große Enttäuschung für 
viele Hamburger Juden kam erst nach dem ersten Weltkrieg. Von dem 
Krieg hatten sie sich die endgültige nationale Verschmelzung erhofft. Der 
1919 gegründete «Reichsbund jüdischer Frontsoldaten», der in Hamburg 
offensichtlich aktiver im Abwehrkampf tätig gewesen ist als die Orts-
gruppen des «Centralvereins deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens» 
ist Ausdruck der großen Enttäuschung und gleichzeitig des Willens, um 
Recht und Anerkennung zu kämpfen. Ihm widmete Dr. B. Italiener, Rab-
biner am Hamburger Tempel, der während des Krieges Feldrabbiner 
war, das Buch «Waffen im Abwehrkampf» (Berlin, 3. Aufl. 1921). Ita-
liener, der in Hamburg angesehen und einflußreich war, stand auf dem 
Boden des Liberalismus, wenn er vom Rechtsstaat, den der Begriff «Ras-
se» nicht beeinflussen dürfe, und der offenen Gesellschaft, in der jeder 
sein Bestes leisten sollte, ausging. Damit entsprach er der Meinung der 

629 Vgl. z. B. den Aufruf im Hamburger Israelitischen Familienblatt 16. Jg. 
Nr. 38, 22. Sept. 1913. 

63o Vgl. Hamburger Israelitisches Familienblatt 17. Jg. Nr. 31, 3. Aug. 1914. 
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Mehrheit der Hamburger Juden, aber die Antisemiten nahmen diesen 
Standpunkt nicht zur Kenntnis. 

Der Gemeindevorstand teilte den liberalen Standpunkt. Ihm ging es 
darum, das gesetzlich verankerte Recht des einzelnen zu schützen und zu 
verteidigen. Damit stieß er in Hamburg in der frühen Phase des Antise-
mitismus nicht auf Schwierigkeiten, sondern wurde von Senat und Ge-
richten unterstützt. Größerem Widerstand begegnete er nach dem Welt-
krieg bei Gesuchen an die Staatsanwaltschaft, antisemitische Flugschrif-
ten zu beschlagnahmen oder gerichtliche Verfahren gegen deren Verfasser 
einzuleiten. 

Eine Zusammenfassung der Abwehrhaltung der liberalen Juden gibt 
ein Flugblatt des «Centralvereins deutscher Staatsbürger jüdischen Glau-
bens», Ortsgruppe Hamburg, das auf eine Flugschrift des «Deutschen 
Schutz- und Trutzbundes», die den «Hamburger Nachrichten» beigele-
gen hatte, antwortete. Der Schluß dieses Blattes lautete: «Deutschland 
den Deutschen! Das fordern auch wir, die wir ein Recht darauf haben, 
uns Deutsche zu nennen, die wir seit Jahrhunderten auf deutschem Boden 
wohnen, deren Denken und Fühlen deutsch ist, die wir — wie leider nicht 
alle Deutschen! — Deutschland treu bleiben wollen, auch in diesen 
schmerzlichen Tagen deutscher Schmach, die wir, um es mit einem Wort 
zu sagen, Deutschland lieben als unser Vaterland! 

Wie sagte doch der Hamburger Jude Gabriel Riesser, der Vorkämpfer 
deutscher Einheit unter preußischer Führung in der Frankfurter Natio-
nalversammlung, dessen lautere Gesinnung kein Gegner jeweils in Zweifel 
zu ziehen gwagt hat?: Wer mir mein Vaterland raubt, gegen den wehre 
ich mich wie gegen einen Mörder! Das sagen auch wir! Unser deutsches 
Vaterland lassen wir uns nicht rauben! Wir halten an ihm fest trotz aller 
Verdächtigungen und Schmähungen, mit denen uns die Gesinnungsgenos-
sen des Deutschen Trutz- und Schutzbundes überhäufen. Wiederaufbau 
ist das Gebot der Stunde. Wir wollen getrost dem deutschen Volke das 
Urteil darüber überlassen, ob wiederaufbaut, wer Haß und Zwietracht 
sät!»63i 

Eine entschiedene Haltung in der Verteidigung jüdischer Interessen 
zeigten die Zionisten. Die zionistische Gruppe in Hamburg-Altona war 
nur klein, aber sehr aktiv. Sie scheute sich nicht, jüdische Interessen 
zu vertreten, und sie hatte es leichter als die deutsch-jüdischen Liberalen, 
die in erster Linie Assimilation und Anerkennung als Deutsche wünschten, 
weil sie auf festem nationalem Boden stand. In der Wandervogelfrage 
z. B. entschied sie sich sofort, eigene jüdische Wandergruppen zu grün- 

63I Flugblatt vom 22. Aug. 1919, J. G. 267. 
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den; und als sich bald nach der Gründung der Hamburger Universität 
antisemitische Tendenzen unter den Studenten zeigten, rief sie jüdische 
Studentenverbindungen ins Leben. 

Von jenen Antisemiten, die nicht von der Minderwertigkeit, sondern 
von der Andersartigkeit und Fremdheit der jüdischen Rasse ausgingen, 
wurden die Zionisten ernster genommen als die liberalen Reformjuden. 
Der DHV schrieb z.B. 1914: «Die Glieder des Kaufmannsstandes in 
Deutschland setzen sich in der Hauptsache <aus zwei Nationalitäten, aus 
Deutschen und Juden> zusammen ... Wenn der DHV aber auch eine na-
tionale Gliederung der Berufsgenossen anstrebt, und es dadurch zum 
Ausdruck bringt, daß er jüdischen Standesgenossen den Eintritt in seine 
Reihen versagt, so wird von seiten des Verbandes <den im Deutschen 
Reiche beschäftigten jüdischen Handlungsgehilfen keineswegs das Recht 
bestritten, sich ebenfalls eine nationale Organisation zu schaffen>.»632 
Der Studentenausschuß der Hamburger Universität wollte den Zionisten 
als nationaler Minderheit sogar Vertreter im Studentenausschuß zugeste-
hen.633 

Die Anerkennung der Zionisten als nationale Gruppe verbanden die 
meisten Antisemiten mit der Hoffnung, sie nicht mehr lange in Deutsch-
land zu sehen. 

Die Zionisten waren eine Minderheit unter den deutschen Juden. Die 
Mehrheit gehörte dem «Centralverein deutscher Staatsbürger jüdischen 
Glaubens» an, der den Juden z. B. folgende vom Deutsch-Israelitischen 
Gemeindebund ausgearbeitete Empfehlung für ihr Verhalten gegenüber 
der antisemitischen Bewegung gab: «... Halten wir treue Freundschaft 
mit bewährten christlichen Freunden, aber meiden wir leichtfertigen, 
leichtsinnigen Umgang; meiden wir die gesellschaftliche Berührung mit 
Judenfeinden; beschränken wir uns nicht auf den Umgang mit Glau-
bensgenossen, aber weichen wir ihm auch nicht aus. — Sondern wir uns 
nicht nach äußeren zufälligen Verhältnissen ab; suchen wir Bildung, Be-
lehrung, Aufklärung zu fördern, zunächst und vorzugsweise in den Krei-
sen der Glaubensgenossen. Seien wir nicht allzu empfindlich gegen Äuße-
rungen der Abneigung wider Juden und Judenthum, sie sind leider in sehr 
vielen, auch wohlmeinenden Kreisen angeboren und anerzogen. Hüten 
wir uns aber vor Zudringlichkeit auch in geselliger Beziehung. Man soll 
uns aufsuchen. Meiden wir jeden Conflict, gehen wir jeder Auseinander-
setzung mit Hetzern sorglich aus dem Wege. Nur in unvermeidlichen 

632 H. Schuon, Der Deutschnationale Handlungsgehilfen-Verband zu Ham-
burg, S. 16; sein Zitat kommt aus den Schriften des DHV Nr. 16. 

633 Hamburger Israelitisches Familienblatt, 22. Jg. Nr. 46, 10. Nov. 1919. 
Leitartikel: Hüter ewiger Werte. 
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Fällen und böswilligen Gegnern gegenüber wollen wir ernst und entschie-
den antworten, aber auch da jeder Beleidigung, jeder Thätlichkeit, jeden 
Gewaltschritt meiden. Schimpfworte beweisen nur die Unbildung ihres 
Urhebers, Duelle, diese traurigen Ueberbleibsel mittelalterlichen Aber-
glaubens an Gottesgerichte und Ordalien, sind nicht blos gesetzlich, auch 
sittlich und religiös verwerflich. Wer ihnen ausweicht und sie ablehnt ist 
nicht feig. Der Jude, der heutzutage unbeirrt und unverbittert seines We-
ges geht und seine Pflicht gegen Vaterland und Heimath erfüllt, beweist 
sich ebenbürtig seinen Ahnen, die einst in den Maccabäerkämpfen, später 
durch Ausharren in den mittelalterlichen Ghetti trotz aller zum Abfall 
drängenden Verlockungen und Qualen ihren Muth erprobten ...»634 

Diese Empfehlung ist Ausdruck des tragischen Irrtums über die Mög-
lichkeiten des Antisemitismus in Deutschland, in dem liberale Juden und 
auch liberale Nichtjuden sich befanden. Sie sieht nicht die politische Ein-
bettung des Antisemitismus und seine Abhängigkeit von wirtschaftlichen 
und sozialen Faktoren. Das Ausmaß der den Juden drohenden Gefahr ist 
von keiner Seite wirklich erkannt worden. 

634 J. G. 865 a; o. D. 
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VIII. Die Zeit des r. Weltkriegs 

Am I. August 1914 erschien folgender Aufruf des «Centralvereins» und 

des «Verbandes der deutschen Juden» in allen jüdischen Zeitungen:63s 

«An die deutschen Juden! In schicksalsernster Zeit ruft das Vaterland 

seine Söhne unter die Fahnen. Daß jeder deutsche Jude zu den Opfern an 

Gut und Blut bereit ist, die die Pflicht erheischt, ist selbstverständlich. 

Glaubensgenossen! Wir rufen Euch auf, über das Maß an Pflicht hinaus 

Eure Kräfte dem Vaterland zu widmen! Eilt freiwillig zu den Fahnen! 

Ihr alle — Männer und Frauen — stellt Euch durch persönliche Hilfelei-

stungen jeder Art und durch Hergabe von Geld und Gut in den Dienst 

des Vaterlandes!». Die Zionisten, an deren Patriotismus Juden und Nicht-

juden gezweifelt hatten, erließen einen ähnlichen Appell: «Deutsche Ju-

den! In dieser Stunde gilt es für uns aufs neue zu zeigen, daß wir stam-

messtolzen Juden zu den besten Söhnen des Vaterlandes gehören. — Der 

Adel unserer vieltausendjährigen Geschichte verpflichtet. — Wir war-

ten, daß unsere Jugend freudigen Herzens freiwillig zu den Fahnen eilt. —

Deutsche Juden! Wir rufen Euch auf, im Sinne des alten jüdischen Pflicht-

gebots mit ganzem Herzen, ganzer Seele und ganzem Vermögen Euch 

dem Dienste des Vaterlandes hinzugeben.»636  

Die Begeisterungswelle in ganz Deutschland riß die Juden mit sich. Die 

Überzeugung, daß Deutschland in einen Verteidigungskrieg gezwungen 

sei, machte Orthodoxen, Liberalen und Zionisten die völlige Identifika-

tion mit der nationalen Verteidigung zu einer Selbstverständlichkeit, und 

die offiziell propagierte und allgemein angenommene Meinung, daß Ruß-

land die Hauptschuld am Ausbruch des Krieges trüge, gewann die Juden 

ganz für die deutsche Sache und steigerte ihre Begeisterung. Wegen der 

vielen Pogrome war Rußland der «Erzfeind» der Juden geworden. Der 

Hamburger Gemeindevorsteher Alfred Levy sprach Mitte August zum 

Repräsentantenkollegium: «Russischer Übermut, welsche Eifersucht und 

englischer Neid haben einen Weltenbrand entfesselt, in dessen Mittel-

punkt unser geliebtes Vaterland steht. Wir wissen, daß unser erhabener 

635 Z. B. Hamburger Familienblatt 17. Jg. Nr. 32, to. Aug. 1914. 
636 Der Reichsverein der deutschen Juden. Zionistische Vereinigung für 

Deutschland. Jüdische Rundschau XIX. Jg. Nr. 32, 7. Aug. 1914. 
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Kaiser das äußerste getan hat, um den Frieden zu erhalten, und daß unse-
re Feinde uns das Schwert in die Hand gezwungen haben ...».637 In ei-
nem Bittgottesdienst in der orthodoxen Bornplatzsynagoge sagte Ober-
rabbiner Dr. Spitzer u. a.: «Gegen drei mächtige Feinde müssen wir 
kämpfen für unsere ganze nationale Existenz. Mit vollem Recht darf 
der Kaiser von sich sagen: <Zu lange weilte meine Seele bei den Feinden 
des Friedens. Ich will den Frieden, aber was ich auch rede, sie wollen den 
Krieg (Psalm 120)>.» Rabbiner Dr. Löwenthal lobte die glorreiche Re-
gierung des Friedenskaisers und rief die Juden auf, «bis zum letzten 
Blutstropfen in dem uns aufgedrungenen Krieg für Kaiser und Reich und 
für deutsche Kultur gegen Barberei und Unkultur» zu kämpfen.638  Mit 
äußerster Schärfe wandten sich die Hamburger Zionisten gegen die russi-
schen Aggressoren: «Ungeheuerlich lodern im ganzen Reiche Zorn und 
Haß gegen das Barbaren-Volk im Osten auf, dessen verbrecherische Re-
gierung dieses unabsehbare Unglück über Europa gebracht hat. Wir Ju-
den haben seit Jahrzehnten allen Anlaß, erbitterte Feinde des Zarismus 
zu sein, der Millionen unserer Stammesbrüder erbarmungslos aus dem 
Lande gejagt hat ... Gegenüber all diesen Brutalitäten waren wir Juden 
zu wütiger Ohnmacht verurteilt. Wie eine Fessel fällt es jetzt von unseren 
Fäusten, und doppelt heilig ist uns dieser Krieg. Für Kaiser und Vater-
land und zugleich in unvernarbter Erinnerung an Kischinew und Kiew 
weihen wir freudig Gut und Blut.»639 

Nationale und jüdische, und zwar gesamtjüdische Interessen deckten 
sich. Dr. Loewenthal erinnerte in dem erwähnten Bittgottesdienst daran, 
daß «um die Existenz des deutschen Reichs und die Erhaltung der Welt-
kultur gekämpft» werde.640 Der Rabbiner des Tempelvereins, Dr. Leim-
dörfer ging mit der Gleichsetzung von jüdischen und deutschen Interessen 
so weit, daß er in seinen Kriegsbetrachtungen vom Juni 1915 die Entente 
als «Feinde Gottes, Hasser des Rechts und der edlen Menschlichkeit» be-
zeichnete, Deutschland, Österreich-Ungarn und die Türkei dagegen als 
«religiös, ethisch wirkende(n), treueste(n) Bruderbund.»641 Überzeugt von 
dem Kesseltreiben gegen Deutschland und von der Aufgabe Deutsch-
lands, Geist, Kultur und Humanitätsideale für die ganze Welt zu schüt-
zen, konnte Leimdörfer in einer Predigt unmittelbar nach Kriegsbeginn 

637 Hamburger Israelitisches Familienblatt 17. Jg. Nr. 33, 17. Aug. 1914. 
638 Berichte im Hamburger Israelitischen Familienblatt 17. Jg. Nr. 32, To. 

Aug. 1914. 
639 Hamburger Jüdische Nachrichten 2. Jg. Nr. 16, 5. Aug. 1914. 
64o Hamburger Israelitisches Familienblatt 17. Jg. Nr. 32, Io. Aug. 1914. 
641 D. Leimdörfer, Biblisches Drama eines Viererverbandes, Kriegsbetrach-

tungen Juni 1915. 
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sagen: «Während Ihr im Getöse des Kriegsdonners die blutigen Klingen 
schwingt über Deutschlands frevelhafte Feinde und Widersacher, faltet 
auf heiliger Höhe unser unsterblicher Meister Moses seine Hände gen 
Himmel, und alle geistigen Führer im deutschen Israel beten mit ihm —
das sollt Ihr wissen — also: Schma Israel! Allerhöchster Gott und König 
aller Könige! Hosiana, hilf o hilf unseren deutschen Waffen zum Siege! 
Diese Waffen wollen nicht freventlich Blut vergießen, nein, sie wollen 
der Heimat geliebte Scholle, Eltern und Kinder, Weib und Kind und alles, 
was uns teuer, schützen, sie wollen Deines Gottesthrones Bestand: Wahr- 
heit, Gerechtigkeit und sittliche Tugend! Sie wollen die geistigen Güter 
der Kultur aller Welt erhalten! Vater droben, o hilf uns! 

Deutsche Soldaten jüdischen Glaubens! Hinter Euch steht Gesamtjuda 
in Ost und West und betet allstündlich für Eures großen deutschen Va- 
terlandes Sieg und Größe, für Alldeutschland, das wie kein Staat der 
Welt, Zions heilige Ideale in der Menschheit erstrebt. Empfindet es und 
Eure Kraft muß wachsen, Euer Mut sich entflammen zu löwenstarkem 
makkabäischem Heldentum! Soldaten! Eure Religion vom Sinai ruft 
Euch auf zum allerheiligsten Kampfe für das Göttliche, für das Heilig-
tum der frommen Väter und Mütter, für die heißgeliebte Erde Eures Va-
terlandes, Eures Landesvaters. Gut und Blut für Kaiser und Reich. Das ist 
die jüdisch-religiöse Pflicht, das sei Euch Sehnsucht und Glück, Ehre und 
Ruhm, Adel und Heil!»642 

Der für seine patriotische Haltung bekannte Direktor der Talmud To- 
ra-Schule, Goldschmidt, war überzeugt, daß das Deutsche Reich im Be-
griff war, «in größerem Umfange eine Weltstellung anzutreten, in der es 
keine Beeinträchtigung durch andere Staaten zu fürchten braucht.»643 
«Wir wissen», schrieb der Zionist Heinrich Löwe, «daß unsere Interes-
sen wie im Frieden, so noch mehr jetzt in dem wilden Weltkriege aus- 
schließlich auf deutscher Seite liegen. Denn auf deutscher Seite ist Fort-
schritt, Freiheit und Kultur. Uns gegenüber stehen härteste Tyrannei, 
blutigste Grausamkeit und finstere Reaktion.»644 Hermann Cohen, der 
weltberühmte Neukantianer in Marburg, glaubte, 1915 in der New Yor-
ker Staatszeitung die amerikanischen Juden zur Neutralität aufrufen zu 
müssen: «Jeder Jude, der von der Kulturkraft und daher von dem Le-
bensrecht seiner Religion überzeugt ist, muß sich glücklich schätzen, wenn 
sein Patriotismus ihm wenigstens Neutralität in diesem Krieg auferlegt. 

642 D. Leimdörfer, Kriegspredigt für alle deutschen israelitischen Soldaten. 
Hamburger Israelitisches Familienblatt 17. Jg. Nr. 36, 7. Sept. 1914.- 

643 Bericht über das Schuljahr 1914/15 der Talmud Tora-Schule, J. G. 534 d. 
644 H. Loewe, Feinde ringsum. Jüdische Rundschau XIX. Jg. Nr. 32, 7. Aug. 

1914; die letzten Worte beziehen sich auf Rußland. 
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Er muß uns deutsche Juden aber beneiden, daß wir für unser Vaterland 
kämpfen, getragen zugleich von der frommen Zuversicht, daß wir dem 
größten Teil unserer Glaubensgenossen seine Menschenrechte erkämpfen 
werden. Deutschland, das Mutterland der abendländischen Judenheit, das 
Land der Geistesfreiheit und Sittenzucht, Deutschland wird mit seinem 
Siege Gerechtigkeit und Völkerfrieden in der Welt begründen. Darüber 
können wir auf diplomatische Zusicherungen verzichten» 645 

Führende Juden sprachen aus, was die Mehrzahl dachte und wünschte. 
Freiwillige meldeten sich in großer Anzahl, Hilfskomitees wurden einge-
richtet, Kriegsanleihen gegeben u. s. w. Täglich wurde in den Hamburger 
Synagogen «um den göttlichen Beistand für die deutsche Streitmacht und 
das Deutsche Reich» gebetet. Im Feldgebetbuch des Hamburger Synago- 
genverbandes kam z. B. folgende Wendung vor: «Möge unser Land ge-
ehrt dastehen wie seither und zu noch größerer Machtfülle gelangen»646  
und die Bitte, daß «unser Land aus dem Kampfe siegreich hervorgehe 
und die Macht unserer Feinde gebrochen werde, so daß sie unseren erha-
benen Kaiser um Frieden bitten.»647 Die Juden in den anderen Ländern 
haben sich nicht anders verhalten, nur daß ihr Vokabular sehr viel vor-
sichtiger war. Es wurde als tragisches Moment empfunden, daß in den 
einzelnen Heeren auch Juden gegen Juden antraten, aber dieses Gefühl 
wurde zurückgedrängt: «Jetzt ist jeder mein Feind, der eben die feindli-
che Uniform trägt,» hieß es im Hamburger zionistischen Blatt.648  

Der Verschmelzung von Nation und Reich Gottes, die in vielen prote-
stantischen Kriegspredigten beschworen wurde, entspricht hier die unbe-
fangene Gleichsetzung von deutscher Nation und jüdischen Idealen. Na-
tionale Wünsche galten als gleichbedeutend mit göttlichen Zielen, militä- 
rische und staatsbürgerliche Pflichten und Tugenden mit religiösen. Der 
Verlauf des Krieges mag bei vielen oder einigen die unkritische nationali- 
stische Einstellung geändert haben. Ein Beispiel dafür ist der Tempelpre- 

645 H. Cohens Jüdische Schriften, Bd. II, Berlin 1924, S. 235/236 «Du sollst 
nicht einhergehen als ein Verleumder». Ein Appell an die Juden Amerikas aus 
der «New Yorker Staatszeitung», abgedruckt in: Israelitisches Familienblatt 
vom 24. Juni 1915. S. 9-1o. Diese Gedanken entsprachen der tiefen Überzeugung 
Cohens, die er ausführlich in die Schrift: Deutschtum und Judentum (11915, 
21916) dargelegt hat. Anlaß für den Appell war der Wunsch der deutschen Re-
gierung, Cohen auf eine Propagandareise in die USA zu schicken. F. Rosenzweig, 
Einleitung zu H. Cohens jüdische Schriften, S. LVIII. 

646 N. M. Nathan: Das Feldgebetbuch für die jüdischen Soldaten und Ma-
trosen in der englischen Armee und Marine. MGWJ 65 (1921), S. 98. 

647 Gebet für die Genesung der verwundeten und für das Seelenheil der ge-
fallenen Krieger. Hamburg 1914. J. G. 578 a. 

648 Hamburger Jüdische Nachrichten z. Jg., Nr. 17, 18. Sept. 1914. A. Hil-
desheimer, Der Krieg und wir Nationaljuden. 
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diger Sonderling, der Feldrabbiner war und in den Predigten nach dem 
Krieg die Grauen des Krieges schilderte. Es waren neue Töne, wenn er be-
hauptete, daß die Juden «eine Bekennerschaft auf stammlicher Grundla-
ge» seien und daß der «Liberalismus des nationalen Einschlags» bedür-
fe.649 1921 folgte er einem Ruf nach Amerika; dort schloß er sich bald 
der Orthodoxie an. 

Den von Wilhelm II. verkündeten «Burgfrieden» nahmen die Juden 
dankbar an; das Wort: «Ich kenne keine Parteien mehr, ich kenne nur 
noch Deutsche» ist wohl das am häufigsten zitierte Wort in der jüdischen 
Presse. Antisemitische Kundgebungen und Zeitungen wurden verboten, 
und eine wichtige gesellschaftliche Schranke wurde fallen gelassen: Juden 
konnten Offiziere werden. Der Krieg gab den Juden Gelegenheit, zu be-
weisen, daß sie ganz zum deutschen Volk gehörten, und sie wollten diese 
Gelegenheit voll ausnutzen: «Wir haben die traurige Erfahrung gemacht, 
daß man, wenn eine solche große Zeit geschwunden ist, leicht unser Tun 
vergißt, unsere Werke verkleinert und uns doch nicht als das betrachten 
will, was wir sind,» schrieb Kurt Alexander im Hamburger Israelitischen 
Familienblatt, und er empfahl deshalb: «So ist es denn unsere heilige 
Pflicht, mehr zu tun als jeder andere. Jeder Jude muß suchen, ein Held zu 
werden, sei es im Donner der Schlachten, sei es auf dem Gebiet werktäti-
ger Liebe.»65. Mit großen Hoffnungen erwartete man die Zeit nach dem 
Krieg; man war überzeugt, daß Friedrich Naumann für das deutsche 
Volk sprach, wenn er forderte: «Nach dem Kriege muß Schluß gemacht 
werden mit allen gegenseitigen Verhetzungen, denn im Hintergrunde 
liegt der gemeinsame Schützengraben. Der ist politisch ebensoviel wert als 
die Taufe..6st In Berlin wurde Ende 1915 die «Deutsche Gesellschaft 
1914» gegründet, die ein «gemeinsame(r) gesellschaftliche(r) Verkehrs- 
boden für alle Söhne des Vaterlandes» werden sollte. Generaloberst von 
Moltke sagte in der Eröffnungsrede: «Wir müssen diese schöpferische 
Kraft, diese Einigkeit erhalten als Gewähr einer aufwärts strebenden Zu- 
kunft. 1871 sind wir ein Reich geworden; jetzt gilt es, daß wir ein Volk 
werden..651 Dem Vorstand der Gesellschaft gehörten mehrere Juden 
— unter anderen auch Albert Ballin — an. 

649 R. Sonderling, Die neueren Bestrebungen des Hamburger Tempels, Neue 
Jüdische Monatshefte 1918, S. 17. 

65o Hamburger Israelitisches Familienblatt 17. Jg. Nr. 36, 7. Sept. 1914: 
Kriegsbetrachtungen eines deutschen Juden. 

651 F. Naumann, Mitteleuropa. Zitiert im Hamburger Israelitischen Fami-
lienblatt 18. Jg. Nr. 51, 20. Dez. 1915. 

652 Bericht im Hamburger Israelitischen Familienblatt I8. Jg. Nr. 5o, 13. 
Dez. 1915. 
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Die Entwicklung des Krieges zerstörte die einmütige Haltung der Ju-
den und ihren «Burgfrieden», und sie machte bereits einige Erwartungen 
über die gesellschaftliche Integrierung der Juden zunichte. An den Ham-
burger Gemeindevorstand kamen Meldungen über Antisemitismus im 
Heer und im Roten Kreuz. Große Enttäuschung bereitete die im Oktober 
1916 vom Kriegsminister angeordnete Durchführung einer konfessionel-
len Kriegsteilnehmerstatistik, die feststellen sollte, ob die «Drückeberge-
rei» unter den Juden größer sei als unter den Nichtjuden.653 Sie verletzte 
die Juden, weil sie der erste öffentliche Ausdruck der Nichtanerkennung 
der staatsbürgerlichen Gleichstellung nach Kriegsbeginn war. R. E. May, 
der sich viel mit Statistiken befaßte, nahm diese Angelegenheit so ernst, 
daß er sofort eine lange Liste von Punkten zusammenstellte, die bei einer 
solchen Zählung berücksichtigt werden müßten. Er sah es als erwiesen an, 
daß relativ weniger Juden im aktiven Heeresdienst standen und deshalb 
auch relativ weniger gefallen waren als bei der Gesamtbevölkerung, weil 
viele Juden aufgrund ihrer wirtschaftlichen Stellung, ihres Organisations-
talents und ihrer internationalen Beziehungen in der Kriegswirtschaft, in 
Verwaltungsdingen und im Gesundheitswesen eingesetzt worden wa- 
ren.654 Eine offizielle Statistik ist nie veröffentlicht worden, aber das 
zusammengestellte Material hat trotzdem den Antisemiten viele Angriffs- 
punkte geliefert.655 

Stärkere Unruhe als die Kriegsteilnehmerstatistik brachten die Ostjuden-
frage und die mit der <Balfour-Declaration> in unmittelbare Nähe ge-
rückte Möglichkeit der Errichtung einer «jüdischen nationalen Heim-
stätte» in Palästina in die deutsche Judenheit. Die Hamburger jüdischen 
Zeitungen spiegeln in dieser Frage die allgemeinen Diskussionen wider, 
eigene Stellungnahmen fehlen weitgehend. Deshalb sollen nur einige Dis- 
kussionspunkte aufgezeigt werden. 

Die Eroberungen Deutschlands im Osten schufen zum erstenmal eine 
Möglichkeit, im Rahmen eines Mehrvölkerstaates den Juden dort ein na-
tionales Minoritätenrecht einzuräumen. Die Zionisten setzten sich dafür 
ein und entwickelten zum Teil sehr weitreichende Pläne. Die Nichtzioni-
sten, die an der Assimilationsidee festhielten, wurden durch die Ostjuden- 

653 Hamburger Israelitisches Familienblatt 19. Jg. Nr. 43, 3o. Okt. 1916: 
Konfessionelle Statistik beim Kriegsernährungsamt und den Kriegsgesellschaf-
ten. 

654 Expose in J. G. 269. Später hat May sein Material zu dem Buch: Kon-
fessionelle Militärstatistik, Tübingen 1917, verarbeitet. 

655 Vgl. zum Antisemitismus während des I. Weltkriegs besonders den Auf-
satz: W. Jochmann, Die Ausbreitung des Antisemitismus, in: Deutsches Juden-
tum in Krieg und Revolution 1916-1923. 
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frage, die nicht nur Juden, sondern auch Nichtjuden beschäftigte, vor 
schwierige innere Entscheidungen gestellt. Die deutsche Öffentlichkeit 
fürchtete nach dem Krieg eine Masseneinwanderung aus dem Osten und 
forderte deshalb den «Grenzschluß», der dann auch vorgenommen wur-
de. Die assimilierte deutsch-jüdische Majorität teilte diese Befürchtung 
und wollte eine Einwanderung aus dem Osten verhindern. Der Breslauer 
Historiker und Lehrer Dr. Willy Cohn warnte Ende 1915 in einem Leit-
artikel der «Allgemeinen Zeitung des Judentums», der am weitesten ver-
breiteten jüdischen Zeitung, vor den Geldmenschen aus dem Osten, die 
keine Vollkulturmenschen seien: «Hier heißt es einen Riegel vorschieben 
zum Segen des deutschen Judentums, denn sonst ist alle Arbeit umsonst, 
die darauf hinauszielt, das deutsche Judentum innerlich immer mehr zu 
heben.» Massen würden kommen. «Sie in die Gemeinschaft des deutschen 
Judentums aufzunehmen, hieße das Judentum zu einem undeutschen ma-
chen, und auf dem <deutsch> liegt der Schwerpunkt und soll er liegen. Die 
Grenzen unseres deutschen Vaterlandes, für das unzählige deutsche Juden 
ihr Blut in diesem heiligsten aller Kriege geopfert haben und viele noch 
opfern werden, diese Grenzen sind für uns auch innerliche. Über sie sollen 
wir nicht hinausschielen nach den Juden anderer Länder. Mag der jüdi-
sche Franzose Franzose sein, der jüdische Engländer Engländer, wie wir 
eben Deutsche und nur Deutsche sind. Mit jenen verbindet uns kein Band 
mehr und darf uns nie mehr eines verbinden.»6s6  Cohn sprach in radika-
ler Form aus, was viele fühlten und dachten. Ganz so unproblematisch 
stellte sich für manche die Ostjudenfrage allerdings nicht mehr dar, nach-
dem sie während des Krieges in Berührung mit Ostjuden gekommen wa-
ren. Die meisten deutschen Juden beruhigten ihr Gewissen mit materiellen 
Hilfsleistungen für die Ostjuden. Die russische Revolution, die den russi-
schen Juden die Emanzipation brachte, und die «Minderheitsbestim-
mungen» in den verschiedenen Friedensverträgen der osteuropäischen und 
baltischen Staaten gaben ihnen die Hoffnung, daß in Zukunft auch im 
Osten die Juden ruhig leben könnten. 

Die <Balfour-Declaration>, die den Juden die Errichtung einer «Natio-
nalen Heimstätte» in Palästina zusicherte, wurde von Zionisten und 
Nichtzionisten begrüßt. Viele deutsche Juden waren allerdings enttäuscht, 
daß nicht Deutschland, das seit Anfang 1916 die Türkei zu bewegen 
suchte, den zionistischen Wünschen in Palästina nachzugeben, sondern 
England diese Zusicherung gemacht hatte. Sie war kein humanitärer, son-
dern ein politischer Akt; der Wettbewerb um die jüdische Unterstützung 
hatte sich 1917 im Lager der Zentralmächte wie dem der Entente ver- 

656 Allgemeine Zeitung des Judentums Nr. 48, 1915. 
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schärft. Vergebens hatte Max M. Warburg den deutschen Diplomaten 
klarzumachen versucht, welcher «Gewinn für Deutschland» darin liegen 
würde, «wenn es seinen Bundesgenossen, die Türkei, dazu bestimmen 
könnte, Palästina den Juden zu überlassen; es muß ja nicht unbedingt in 
der Form eines unabhängigen Staates sein.»657 Viele deutsche Zionisten, 
die nach Palästina deutsche Kultur mitnehmen wollten, mußten ihre 
Hoffnungen aufgeben. 

Das erneute Wiederaufleben des Antisemitismus, die Begegnung mit 
den Ostjuden und die Zusicherung einer jüdischen Heimstätte in Palästina 
stellt einen Einschnitt in der Entwicklung der deutschen Juden dar. Deut-
lich wird das an der Hinwendung vieler zu einem positiven Judentum und 
teilweise zu einer zionistischen Haltung und in der Unterstützung der Be- 
mühungen um einen Verständigungsfrieden. Die Mehrheit der Juden 
lehnte die vor allem von der Schwerindustrie geforderte Annexion der im 
Laufe des Krieges besetzten Gebiete ab, befürwortete einen Verständi-
gungsfrieden und trat für eine Veränderung des politischen Systems ein. 
Ende 1917 erschienen beispielsweise im Hamburger Israelitischen Fami-
lienblatt Artikel, in denen von den Juden gefordert wurde, ihre interna-
tionalen Beziehungen für einen Verständigungsfrieden einzusetzen658. 
Führende deutsche Zionisten hatten sich schon früher auf Anfrage der 
deutschen Regierung bereit erklärt, als Vermittler für Friedensverhand- 
lungen aufzutreten. Sie hatten aber die Bedingung gestellt, daß die Re-
gierung eine schriftliche Erklärung abgebe, daß sie mit einem Frieden 
ohne Annexionen und Entschädigungen einverstanden sei. Diese Bedin-
gung wollte die Regierung nicht erfüllen6s9. 

Niederlage und Zusammenbruch trafen die Juden ebenso tief wie die 
Nichtjuden. Der Centralverein deutscher Staatsbürger jüdischen Glau-
bens hat noch am 2. November 1918 eine Kundgebung einberufen und 
«Gelübde unverbrüchlicher Treue zu Kaiser und Reich» erneuert. Im 
Vordergrund der Kommentare der CV-Zeitung standen die Enttäuschun- 
gen, die der verlorene Krieg und die harten Waffenstillstandsbedingungen 
hervorgerufen hatten.66° 

Allerdings sah sehr bald die Mehrzahl der Juden in der beginnenden 

657 M. M. Warburg, Aus meinen Aufzeichnungen, S. 44• 
658 Ende 1917 hatten der Papst in einer Note und die protestantischen Ber-

liner Pastoren in einer Resolution dazu aufgerufen, die internationalen religiösen 
Gemeinschaften zur Erreichung eines Friedens auszunutzen. Diese Aufrufe haben 
offensichtlich auch den liberalen Juden Mut gegeben, ihre internationale Gemein-
schaft wieder zu betonen. 

659 C. Weizmann, Trial and Error, S. 185. 
66o Einzelheiten bei: E. Reichmann, Der Bewußtseinswandel der deutschen 

Juden. 
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demokratischen Entwicklung Anzeichen dafür, daß das Ziel der vollkom-
menen gesellschaftlichen Gleichstellung näher gerückt sei: In den sozial-
demokratischen Regierungen saßen viele Juden, der Verwaltungsantise-
mitismus wurde aufgegeben und soziale Schranken in der Armee und an 
den Universitäten wurden fallengelassen. Die Juden nahmen die antise-
mitischen Tendenzen weniger ernst, entwickelten optimistische Zukunfts-
erwartungen und erhofften die «Krönung der emanzipatorischen Ent-
wicklung eines ganzen Jahrhunderts..661  Nur wenige erkannten, wie 
gering die Möglichkeiten für einen Neuanfang und für eine Intensivie-
rung des nichtjüdischen und jüdischen Miteinanders waren. 

661 Walter Gross, Das politische Schicksal der deutschen Juden in der Wei-
marer Zeit, S. 546, zitiert bei W. Jochmann, Die Ausbreitung des Antisemitis-
mus. 
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IX. Schlußbetrachtung 

Im Hintergrund der vorangegangenen Kapitel hat die Frage nach den 
Möglichkeiten eines deutsch-jüdischen Zusammenlebens gestanden, eine 
Frage, die seit der Vernichtung des deutschen Judentums auch in ihrer hi-
storischen Dimension brennend geworden ist. Sie soll deshalb in den Mit-
telpunkt dieser Schlußbetrachtung gestellt werden. 

Emanzipation bedeutete für die Juden mehr als politische Gleichstel-
lung. Sie wollten sich in ihrem Vaterland Deutschland ganz zu Hause 
fühlen, an seinen politischen, wirtschaftlichen und sozialen Aufgaben 
und seinen kulturellen Zielen ungehindert mitarbeiten. Die Juden waren, 
wie zum Beispiel die Entwicklung in Hamburg zeigt, durch ihre soziale 
Assimilationsbewegung für die volle Integration in das staatlich-gesell-
schaftliche Leben vorbereitet. In der Zeit der reaktionären, auf Bewah-
rung ausgerichteten Tendenz des Deutschen Bundes haben die führenden 
Persönlichkeiten der Juden in kritischem Abstand zu den politischen Zie-
len und zu der gesellschaftlichen Struktur ihrer Umwelt gestanden. Sie 
haben sich den liberalen Reformbewegungen angeschlossen, weil sie in 
ihnen jüdische und deutsche Interessen in idealer Weise verbunden sahen. 
Um die Mitte des 19. Jahrhunderts hatten breite jüdische Kreise die Er-
kenntnis gewonnen, daß die Emanzipation nur in einem Rechtsstaat mög-
lich sei, dessen Grundlagen die Gleichheit und die Gleichwertigkeit aller 
Menschen und dessen reglementierende Befugnis über das Individuum 
verfassungsmäßig beschränkt sein mußten. Vor allem waren die Juden 
darauf angewiesen, daß man «Judentum» als Religion definierte. Die 
Zeit, in der Juden und Nichtjuden diese Definition anerkannten und dar-
überhinaus nur an der Leistung und dem Charakter des einzelnen interes-
siert waren, war nicht lang. Sie umfaßte die Zeit der revolutionären Be-
wegung 1848/49 und die Jahre, in denen während der «Liberalen Ära» 
und der frühen Bismarckzeit das liberale deutsche Bürgertum die tragende 
Schicht der wirtschaftlichen und politischen Entwicklung war. Während 
dieser knapp zwanzig Jahre verloren die Juden ihr «Galuthbewußtsein» 
und gewannen das Gefühl, «zu Hause» zu sein. Dieses tiefe Zugehörig-
keitsgefühl wurde in der lokalen Heimat besonders tief und lange emp-
funden, obwohl es nach 1871 auf das Reich ausgedehnt wurde. Sein Lo- 
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kalpatriotismus und Reichsnationalismus machte das liberale jüdische 
Bürgertum blind gegenüber der zunächst durch wirtschaftlichen Auf-
schwung und gezielten Nationalismus überspielten gefährlichen Entwick-
lung im Deutschen Reich. Es gelang dem Bürgertum nicht, die wirtschaft-
lichen Umstrukturierungen, die sich aus der Industrialisierung erga-
ben, und die neuen humanen Wertvorstellungen, die der Liberalismus ver-
trat, gesellschaftlich und politisch so in das Bewußtsein der Gesamtheit zu 
rücken, daß sie von ihr bejaht und erstrebt wurden. Deshalb blieb ein gro-
ßer Teil der deutschen Gesellschaft, der alte Mittelstand der Handwer-
ker, des Kleinhandels und der Landwirtschaft und die konservativen 
Kreise des Adels abseits. Ihre Vorurteile gegenüber der industriellen wia 
demokratischen Entwicklung wurden ideologisiert und dadurch unab-
trennbarer Bestandteil ihres Denkens. 

Politische und wirtschaftliche Krisen zeigten jeweils das Ausmaß der 
Unzufriedenheit und Angst dieser Kreise vor der Zukunft. Der Antisemi-
tismus war eine der auffallendsten Formen von Angst und Massenpanik. 
Obwohl seine Ursachen und Erscheinungsformen erkennbar waren und 
seit den achtziger Jahren auch wiederholt zutreffend analysiert wurden, 
fand keine grundsätzliche Auseinandersetzung mit ihm statt. Sie hätte 
von den liberalen Gruppen geführt werden müssen, aber diese erkannten 
die Notwendigkeit nicht. Außerdem drängte die wachsende Angst vor 
den Sozialdemokraten die Liberalen ständig weiter nach rechts und engte 
ihre Bewegungsfreiheit immer mehr ein. In der Unterlassung einer grund-
sätzlichen, offenen Debatte liegt ein bedeutendes und nachhaltiges Ver-
säumnis des Liberalismus, nicht nur gegenüber den Juden, sondern auch 
gegenüber der Entwicklung Deutschlands. Der ideologischen Verfesti-
gung eines anachronistischen Denkens wurden keine Schranken gesetzt. 

Viele Juden fühlten sich von Anfang an in den Auseinandersetzungen 
durch ihre Minoritätszugehörigkeit behindert. Zwar verteidigten sie sich 
gegen antisemitische Angriffe, sie wagten aber nicht, zum Angriff auf 
deutsche Wirtschafts- und Gesellschaftsstrukturen überzugehen. Die Zahl 
derjenigen Juden, die die Gefährlichkeit der deutschen Entwicklung er-
kannten, war nur klein. Die Mehrheit folgte unbedenklich und unkritisch 
der Reichspolitik. In jüdischen Schulen und Jugendverbänden wurden 
Bürger erzogen, die ebensowenig kritisch waren wie Nichtjuden. Die 
überwiegende Zahl der deutschen Juden folgte den Christen in deren 
staatstreuer Haltung; sie assimilierten sich überraschend schnell im Voka-
bular und in den Zielen dem traditionellen christlichen Obrigkeitsdenken. 

Obwohl im Verlauf dieser Darstellung soziologische Momente für 
Hamburg aufgewiesen wurden, die eine abweichende Entwicklung er-
warten ließen, zeigt die nähere Betrachtung, daß derartige Abweichun- 
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gen nur zu einer Phasenverschiebung und einer Verminderung der Schärfe 
der Auseinandersetzung geführt haben. 

In Hamburg blieb das liberale Bürgertum länger politisch einflußreich 
als in anderen deutschen Staaten und auf Reichsebene. Das hatte seinen 
Grund in der liberalen Wirtschaftsform und der traditionellen republika-
nischen Gesinnung. Da aber das Freihandelsdenken verbunden war 
mit dem «Recht des Stärkeren» und die republikanische Gesin-
nung mit einem elitären Denken, gelang es auch in Hamburg nicht, 
eine von Spannungen freie Industriegesellschaft zu schaffen. Der Ham-
burger Kaufmann war politisch wenig interessiert. Er engagierte sich 
in der Lokalpolitik, die weitgehend Wirtschaftspolitik war, und ar-
beitete in der Kolonialpolitik mit, soweit sie sich mit seinen wirtschaftli-
chen Zielen deckte. Die ersten Jahre des neuen deutschen Kaiserreichs 
gewannen das Vertrauen der zunächst abwartenden Hamburger für die 
Reichspolitik, so daß sich die Mehrzahl der Hamburger Kaufleute ohne 
Konflikte dem Nationalliberalismus anschließen konnte. Auch sie wurde 
aus Furcht vor einer destruktiven Tätigkeit der Sozialisten zu einer 
— abgesehen von der Wirtschaft — kritiklosen Zustimmung zur Reichspoli-
tik getrieben. Die Mehrheit der Hamburger Juden unterschied sich nicht 
von dieser Haltung. Männer wie Albert Ballin und Max M. Warburg, die 
als Exponenten einer breiten Gruppe gelten dürfen, standen einschnei-
denden politischen und gesellschaftlichen Reformen ablehnend gegen-
über. 

Das Miteinander von Juden und Nichtjuden war in Hamburg auf-
grund der engen Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem Gebiet weniger 
belastet als in anderen deutschen Staaten. Dem vorurteilsverhafteten 
Denken in den wirtschaftlich und sozial geschädigten Kreisen wurde aber 
auch in Hamburg nicht entgegengearbeitet. Das hat sich in der Zeit der 
Weimarer Republik sehr gerächt, insofern als dadurch eine zahlenmäßig 
starke Gruppe für die rechtsradikalen Ideen und den Nationalsozialismus 
empfänglich wurde. 

Für viele Juden waren nach der Emanzipation die Assimilierung und 
der Einsatz für die Gesamtheit selbstverständlich. Gleichzeitig galt das 
Engagement vieler Juden der «Selbstbehauptung des Judentums inner-
halb der modernen Welt und ihrer nivellierenden Einflüsse.»662 Dieser 
Selbstbehauptungswille und dieses Engagement, die ein lebendiges und 
vielseitiges Gemeindeleben schufen, kam für viele Nichtjuden überra-
schend. Der Weg zur Auflösung der jüdischen Gemeinschaft schien beson-
ders in einer Großstadt vorgezeichnet zu sein. So können in Hamburg 

66z A. Leschnitzer, Saul und David, S. 14. 
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viele aus dem Judentum herausführende Tendenzen beobachtet werden. 

Aber da die Emanzipation mit der Aufrichtung eines in religiöser Hin- 

sicht neutralen Rechtsstaats verbunden war, der in Hamburg relativ kon- 

sequent verwirklicht wurde, konnten viele Auflösungstendenzen aufge-

fangen werden. Die Religion wurde in den Raum individueller Freiheit 

verwiesen und wurde dementsprechend gesellschaftlich irrelevant. Die 

Taufe, die im frühen 19. Jahrhundert eine soziale Erscheinung geworden 

war und nur in manchen Fällen auf eine Glaubensentscheidung zurück-

ging, verlor an Belang. Sie war in Hamburg weniger häufig als in anderen 

deutschen Städten, weil für den Kaufmann keine berufliche Notwendig-

keit vorlag, den Glauben zu wechseln. Mischehen dagegen wurden in 

Hamburg besonders häufig geschlossen. Die Mischehe ist Ausdruck einer 

sozialen Integration in eine Gesellschaft, in der das Glaubensbekenntnis 

nicht als Wertmaßstab galt. Überwiegend war sie eine Folge der wachsen-

den Indifferenz gegenüber dem Judentum und der Religion überhaupt. 

Diese indifferenten Juden waren hochgradig assimiliert, aber auch sie 

wurden von der Umwelt nicht immer absorbiert. Vielleicht wären sie in 

der nächsten Generation, d. h. in der Zeit nach dem I. Weltkrieg absor-

biert worden, hätte nicht zu dem Zeitpunkt bereits eine breite Schicht der 

nichtjüdischen Umwelt die bloße Trennung vom jüdischen Glauben —

und zwar sowohl die Trennung als Folge von religiöser Gleichgültigkeit, 

als auch die Trennung durch die Taufe — nicht mehr anerkannt. Selbst-

verständlich gab es weiterhin Juden, von denen die Umwelt kaum noch 

wußte, daß sie Juden waren — für Hamburg ließe sich hier die Familie 

Wohlwill anführen — und Juden, deren Judesein man nicht beachtete. 

Aber die Entwicklung hat gezeigt, daß diese einzelnen wenig entschei2-

dend waren für die Anerkennung des Gesamtjudentums. 
Die Auseinandersetzungen zwischen liberalen und orthodoxen Juden 

haben das 19. Jahrhundert hindurch angehalten. Zu dieser Spaltung trat 

gegen Ende des Jahrhunderts durch das Aufkommen des Zionismus eine 

weitere. Die Entstehung des Zionismus, besonders des westeuropäischen 

«postassimilatorischen», geschah für Juden und Nichtjuden überraschend. 

Dieser Zionismus war aus der Resignation geboren, aus dem Zweifel an 

der Möglichkeit einer pluralistischen Gesellschaft, die sich allen Gruppen 

gegenüber tolerant verhielte. Angesichts des zunehmenden Antisemitismus 

gewann er an Lebens- und Aufbauwillen, obgleich sich in Deutschland nur 

eine kleine Minderheit zu ihm bekannte. Vor dem I. Weltkrieg sah es so 

aus, als ob die Auseinandersetzungen zwischen den Juden zu einer Spal-

tung führen würden. Der Krieg und die Aufbauarbeit in Palästina, an der 

sich auch Nichtzionisten beteiligen konnten, haben die Auseinanderset-

zungen, die bis heute noch nicht zu Ende geführt sind, unterbrochen. 
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Während die Zionisten eine deutsch-jüdische Symbiose, ein dauerndes 
Zusammenleben zu gegenseitigem Nutzen, für unmöglich erklärten, gaben 
sich die Glaubensjuden und die Indifferenten einer optimistischen Zuver-
sicht hin. Während die Antisemiten in das durch die Säkularisierung ent-
standene religiöse Vakuum hinein eine nationalistische Ersatzreligion ver-
kündeten, bestärkten die Liberalen die Hoffnungen der Juden auf eine to-
lerante, humanistische und pluralistische Gesellschaft. Der Ausgang der 
Auseinandersetzungen zwischen den divergierenden Kräften in der deut-
schen Gesellschaft mußte deshalb auch über die Lebensmöglichkeiten der 
Juden in Deutschland entscheiden. 
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Anhang 

Tab. I Aufschlüsselung einer Mitgliederliste der jüdischen Gemeinde 
von 1895 nach Stadtteilen und Berufen (zu S. 74). 
Tab. II Untersuchung über den Anteil der Juden am Hamburger Bank-
wesen für das Jahr 193o (zu S. 113 ff.). 
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Untersuchung über den Anteil von Juden am Hamburger Bankwesen für das 
Jahr 1930: A. Marcus, Die wirtschaftliche Krise'des deutschen Juden, S. 64/65: 

I. Gesamtzahl der untersuchten Bankanstalten (Aktienbanken, Genossen-
schaftsbanken, Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Kommanditge-
sellschaften, deren Zweigniederlassungen ohne Depositenkassen, Privat- 
banken) 	  163 
Hiervon: 
t. Anonyme Banken nichtjüdischen Charakters  	18 = 11,0 0/o 
2. Anonyme Banken jüdischen Charakters  	— = o,o °/o 
3. Privatbanken nichtjüdischen Charakters  	74 = 45,4 0/0 
4. Privatbanken jüdischen Charakters 	  

71  = 43,6 °/o 
zus. 163 = 100 °/o 

II. Gesamtzahl der Vorstandsmitglieder und Zeichnungsberechtigten bei 
den anonymen Banken 	  264 
Hiervon: 
r. Nichtjuden 	  250 = 94,7 'VO 
2. Juden 	 14 = 	5,3  oh, 

zus 	 264 = 100 Oh) 

III. Gesamtzahl der Inhaber bei den Privatbanken 	  234 
Hiervon: 
I. Nichtjuden 	  129 = 55,1 °/o 
2. Juden 	  105 = 44,9 0/0 

zus. 234 = too °/o 

VI. Bei einer Gesamtzahl von 145 Privatbanken und 226 Inhabern entfiel je 
Bank eine Inhaberzahl von 	  1,55 
Auf den Durchschnitt der jüdischen Bank entfiel eine Inhaberzahl von 	 1,53 
Auf den Durchschnitt der nichtjüdischen Bank entfiel eine Inhaberzahl 
von 	  1,69 

V. Anzahl der nichtjüdischen Privatbanken einschließlich Zweigniederlas- 
sungen 	  74 
Hierin: 
r. Nichtjüdische Inhaber 	  123 = 98,4 0/o 
2. Jüdische Inhaber  	2 = 1,6 °/o 

zus. 125 = 100 °/o 
3. Anteil der jüdischen Inhaber 
4. Anzahl der außer den Inhabern Zeichnungberechtigten 	 141  

darunter Nichtjuden 	
 

135 = 95,7 1) /0  
darunter Juden  

	
6 = 4,3 °/o 

zus. 141 = 100 °/o 

VI. Anzahl der jüdischen Privatkanken einsdil. Zweigniederlassungen 	71  
Hierin: 
r. Jüdische Inhaber 	  103 = 94,4 °/o 
2. Nichtjüdische Inhaber  	6 = 	5,6 0/0 

zus. 109 = to() °/o 
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3. Anteil der jüdischen Inhaber 	  
4. Anzahl der außer den Inhabern Zeichnungberechtigten 	 177 

darunter Juden 	  95 = 53,6  °/0  
darunter Nichtjuden 	  82 = 46,4 °/0 

ZUS. 177 = I00 0/0 
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Band im 
Graupe, Heinz Mosche (Hrsg.) 

Die Statuten der drei Gemeinden 
Altona, Hamburg und Wandsbek 

Quellen zur jüdischen Gemeindeorganisation 
im 17. und 18. Jahrhundert in 2 Bänden: 
Teil 1: Einleitung und Übersetzungen 

Teil 2: Texte (hebräisch), Ln., zus. DM 76,— 

Die jüdischen Gemeinden der Diaspora 
waren bis an die Schwelle der Moderne 
religiöse, soziale und administrative Zen-
tren der Judenheit. Sie schufen sich eige-
ne Organisationsformen, ein eigenes 
Rechtswesen und Regeln, die die Ge-
meindemitglieder freiwillig auf sich nah-
men und die das Gemeindeleben be-
stimmten. Erst die Emanzipationsbestre-
bungen des vorigen Jahrhunderts ver-
suchten, die Gemeinden auf die Aufgaben 
von Kultusgemeinden zu beschränken. 
Unter den Zeugnissen für die umfassen-
de Funktion einer Gemeinde im 17. und 
18. Jahrhundert kommen den Statuten 
der „Drei Gemeinden" Altona, Ham-
burg und Wandsbek eine besondere Be-
deutung zu. Sie gehören zu den umfang-
reichsten und ausführlichsten, die uns er-
halten sind. Sie sind ein stolzer Ausdruck 
jüdischer Selbstbehauptung und Selbst-
verwaltung noch im Zeitalter der sich 
entwickelnden Staatsallmacht. Sie regeln 
den Gottesdienst, Wahl und Aufgaben 
der Gemeindeorgane, Steuern und Fi-
nanzen, Wohlfahrtswesen und Erzie-
hung, Geschäftsgebaren und Rechtspre-
chung. In ihnen spiegeln sich Volks-
brauch und ein manchmal überraschender 
Einfluß der Zeitkultur. 




